15. Landschaftsversammlung 2020-2025 ma

Qualitat fir Menschen

An die Mitglieder Koéin, 20.04.2021
des Schulausschusses Frau Collet

Fachbereich 51

Schulausschuss

Montag, 26.04.2021, 10:00 Uhr

Koln, Horion-Haus, Rhein/Ruhr/Erft

1. Aktualisierte Tagesordnung

Offentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1.

2.

3.

7.1.

7.2.

Anerkennung der Tagesordnung
Niederschrift Gber die 1. Sitzung vom 22.02.2021

Besetzung der Schulleitungsstelle am Rheinisch-
Westfalischen Berufskolleg Essen,

gemaB § 61 SchulG NRW

hier: Vorstellung der Schulleiterin, Frau Anne Schneider

Besetzung der Schulleitungsstelle an der LVR-Max-Ernst-
Schule, Euskirchen,

gemaB § 61 SchulG NRW

hier: Vorstellung der Schulleiterin, Frau Abir Lucassen

NEU: "Die Krise als Chance nutzen"/ Erster Teilbericht 15/143/1 K
Berichterstattung: LVR-Dezernent Limbach

Das Onlinezugangs- und das E-Government-Gesetz als ein 15/206 K
Treiber der Digitalen Transformation des LVR folgt
Berichterstattung: LVR-Dezernent Janich

Fortlaufende Schulentwicklungsplanung (SEP): 15/192 K
Uberarbeitung des Instruments zur regionalisierten
Schulentwicklungsplanung des Landschaftsverbandes

Rheinland

Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

Vorstellen des Gutachtens des Wuppertaler Instituts
(WIB) fur bildungsékonomische Forschung der Bergischen
Universitat Wuppertal

Berichterstattung: Frau Prof. Kerstin Schneider,

Vorsitzende des WIB
- Dauer: etwa 15 Min. -

Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis



10.

11.

12.

13.

14.

Konzept , Schulische Inklusion™ — Konzept zur 15/191 K
Unterstitzung der Weiterentwicklung des Schulsystems

hin zur schulischen Inklusion

Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

Inklusionsbarometer 2020 15/190 K
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

Férderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX 15/32/1 K
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

Férderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX 15/195 K
Berichterstattung: LVR-Dezernentin Prof. Dr. Faber

Anfragen und Antrage
Bericht aus der Verwaltung

Verschiedenes

Nichtoffentliche Sitzung

15.

16.

17.

18.

Niederschrift Gber die 1. Sitzung vom 22.02.2021
Anfragen und Antrage
Bericht aus der Verwaltung

Verschiedenes

Der Vorsitzende

Blanke

Beratungsarten: B = Beschluss, E = empfehlender Beschluss, K = Kenntnis



TOP 1 Anerkennung der Tagesordnung



15. Landschaftsversammlung 2020-2025

Niederschrift

LVR &

Qualitat fir Menschen

Uber die 1. Sitzung des Schulausschusses
am 22.02.2021 in Kdéln, Horion-Haus

- offentlicher Teil -

Anwesend vom Gremium:

CcbhuU

Baer, Gudrun

Brohl, Ingo

Ibe, Peter

Kersten, Gertrud
Madzirov, Pavle

Rubin, Dirk

Dr. Schlieben, Nils Helge
Solf, Michael-Ezzo

SPD

Daun, Dorothee
Holtmann-Schnieder, Ursula
Rehse, Reinhard
Stergiopoulos, Ioannis
Thiele, Elke

Weiden-Luffy, Nicole Susanne

Biindnis 90/DIE GRUNEN

Blanke, Andreas

HauBmann, Sybille
Ho6lzing-Clasen, Barbel

Dr. Krumwiede-Steiner, Franziska
Peters, Jlrgen

FDP

Breuer, Klaus

Pohl, Mark Stephen
(MdL)

AfD

Dr. Bleeker, Lothar
Die Linke.

Rensmann, Rainer Heinz

(bis 11.35 h)

(bis 11.31 h)

fir Lorenz, Lukas

Vorsitzender

fir Deussen-Dopstadt, Gabi

flr Franke, Petra
fur Miller-Rech, Franziska

(bis 10.57 h)



FREIE WAHLER/Volt

Kuster, Martin

Die FRAKTION

Oertel, Sabine

Verwaltung:

LVR-Dezernat 5, Schulen, In-
klusionsamt, Soziale Entschadigung
LVR-Fachbereich (FB) Schulen
LVR-FB Querschnittsaufgaben

des Dez. 5

LVR-Inklusionsamt

LVR-FB Querschnittsaufgaben

des Dez. 5

Gaste:

LVR-Dez. 5, Stabsstelle
Steuerungsunterstitzung
Personalrat des LVR-Dez. 5

AfD

Frau Prof. Dr. Faber, Dezernentin

Frau Dr. Schwarz, Fachbereichsleiterin
Herr Zorn, Fachbereichsleiter

Herr Beyer, Fachbereichsleiter
Frau Collet (Protokoll)

Herr Klasen, Stabsstellenleitung

Frau Schiele,

Herr Bongertmann

Herr Kunze, Fraktionsgeschaftsfiihrer

Frau Neuland-Kreuz, stellvertretendes Mitglied



Tagesordnung

Offentliche Sitzung Beratungsgrundlage
1. Anerkennung der Tagesordnung
2. Bestellung der Schriftflihrung fiir den Schulausschuss der 15/22 B

15. Landschaftsversammlung Rheinland

3. Verpflichtung sachkundiger Birger*innen durch den
Vorsitzenden des Schulausschusses

4, LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN- 15/41 K
Behindertenrechtskonvention: Entwurf Jahresbericht 2020

5. Vorstellung des Dezernats Schulen, Inklusionsamt, Soziale 15/8 K
Entschadigung - Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte

6. Die Pandemiebewadltigung an den Schulen des LVR 15/53 K
7. Jahresbericht LVR-Inklusionsamt 2019/2020 15/9 K
8. Beschlusskontrolle

9. Anfragen und Antrdge

10. Bericht aus der Verwaltung

11. Verschiedenes

Nichtoffentliche Sitzung

12. Beschlusskontrolle

13. Anfragen und Antrage

14. Bericht aus der Verwaltung

15. Verschiedenes

Beginn der Sitzung: 10:00 Uhr
Ende 6ffentlicher Teil: 11:38 Uhr
Ende nichtéffentlicher Teil: 11:40 Uhr
Ende der Sitzung: 11:40 Uhr

Offentliche Sitzung

Punkt 1
Anerkennung der Tagesordnung

Herr Blanke, der Vorsitzende des Schulausschusses, begriiBt die Mitglieder des



Schulausschusses, die Vertreter*innen der Verwaltung und alle Géaste. Frau Brings,
Vertreterin der Bezirksregierung Dulsseldorf, und Frau ZeiBig, Vertreterin der
Bezirksregierung Kdéln, lassen sich entschuldigen.

Anmerkungen zur Tagesordnung ergeben sich nicht.

Punkt 2

Bestellung der Schriftfithrung fiir den Schulausschuss der 15.
Landschaftsversammlung Rheinland

Vorlage Nr. 15/22

Der Schulausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Die LVR-Dezernentin des Dezernates 5 (Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschadigung)
wird zur Schriftfihrerin flir den Schulausschuss der 15. Landschaftsversammlung
Rheinland bestellt. Ihr wird die Méglichkeit eingerdumt, die Schriftfiihrung auf
Mitarbeitende des LVR-Dezernates 5 zu Ubertragen.

Punkt 3
Verpflichtung sachkundiger Biirger*innen durch den Vorsitzenden des
Schulausschusses

Herr Blanke verpflichtet

Frau Daun, SPD,

Frau Weiden-Luffy, SPD,

Herr Dr. Lothar Bleeker, AfD

Herr Rensmann, Die Linke.,

Herr Kuster, FREIE WAHLER/Volt, und
Frau Oertel, Die FRAKTION,

als sachkundige Birger*innen in den Gremien der Landschaftsversammlung Rheinland.

Punkt 4

LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention: Entwurf
Jahresbericht 2020

Vorlage Nr. 15/41

Frau Prof. Dr. Faber teilt mit, dass die LVR-Stabsstelle Inklusion - Menschenrechte -
Beschwerden seit 2016 jedes Jahr in einem Jahresbericht zum Aktionsplan des LVR
darstellt, inwieweit die dortgenannten zentralen Aktivitaten umgesetzt wurden.

Sie fuhrt kurz in die Vorlage 15/41 ein und skizziert die flir das LVR-Dezernat 5
relevanten MaBnahmen und Aktionen. Dies sind insbesondere die Ziele 4.4, 4.8, 5.1, 6.1,
9.4, 10.5, 10.6 und 10.8.

Frau Prof. Dr. Faber sichert Herrn Rensmann zu, die Anzahl der in 2020 vorhandenen
Betriebsintegrierten Arbeitspldatze noch anzugeben.

(Anmerkung der Verwaltung: Die Zahlen fiir 2020 werden derzeit noch ermittelt - sie
werden in der nachsten Sitzung mindlich nachgereicht)

Der Entwurf des Jahresberichtes 2020 zum LVR-Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention wird gemaB Vorlage-Nr. 15/41 zur Kenntnis genommen.



Nach Beratung in allen Fachausschissen im LVR ist abschlieBend eine Beschlussfassung
durch den Ausschuss fir Inklusion geplant.

Punkt 5

Vorstellung des Dezernats Schulen, Inklusionsamt, Soziale Entschadigung -
Aufgaben und Arbeitsschwerpunkte

Vorlage Nr. 15/8

Frau Prof. Dr. Faber stellt das LVR-Dezernat 5, seine Aufgaben und besondere Themen
vor. Der Folienvortrag, der ihrem mindlichen Vortrag zu Grunde liegt, wird der
Niederschrift als Anlage 1 beigefiigt werden.

Sie geht kurz auf den Themenschwerpunkt Digitalisierung und auch in Bezug auf
Behinderung kompensatorische Bedeutung von digitalen Geraten fiir die Schiler*innen
an den LVR-Schulen ein. Frau Prof. Dr. Faber betont, dass die Kinder und Jugendlichen
mit sonderpadagogischem Forderbedarf stets im Mittelpunkt der Bemihungen des LVR-
Dezernates 5 stehen. An den LVR-Schulen mit dem Férderschwerpunkt Kérperliche und
motorische Entwicklung, der LVR-Louis-Braille-Schule in Duren und der LVR-Max-Ernst-
Schule in Euskirchen, spielt das ganzheitliche Konzept, bestehend aus Therapie, Pflege
und Padagogik, eine bedeutende Rolle.

Frau Prof. Dr. Faber merkt an, dass fir den Schultrager LVR Inklusion nicht mit dem
Schulabgang endet. Vielmehr werden die Schiler*innen mit sonderpadagogischem
Forderbedarf weiterhin durch das LVR-Inklusionsamt unterstitzt und in das Arbeitsleben
begleitet. In diesem Zusammenhang ist auch die Férderung von Inklusionsbetrieben zu
sehen.

DarlUber hinaus erbringt das LVR-Dezernat 5 auch Leistungen nach dem sog. Sozialen
Entschadigungsrecht sowie - bedingt durch die Corona-Pandemie zunehmend - auch nach
§ 56 Infektionsschutzgesetz. Waren in 2019 nur vier Antrage zu bearbeiten, sind seit
Marz 2020 bereits Gber 90.000 Antrdge - Tendenz steigend - zu verzeichnen.

Das bis zum 01.01.2024 schrittweise in Kraft tretende SGB XIV, welches das Recht auf
soziale Entschadigung neu regeln soll, werde eine erhebliche Strukturreform flir den
entsprechenden Fachbereich mit sich bringen.

Frau Prof. Dr. Faber merkt ferner an, dass der Gemeinsame Bundesausschuss die
Heilmittel-Richtlinie zum 01.01.2021 grundlegend Uberarbeitet habe. Sie kiindigt an, dass
die Verwaltung in einer der ndchsten Sitzungen die Anderungen und Neuerungen und
deren Auswirkungen auf die Pflege- und Therapiebehandlungen an den LVR-Schulen
darstellen werde.

Auf Nachfrage von Herrn Peters erldutert sie, wie die Aufstockung des Mehrbedarfs an
Personal im Bereich der Verdienstausfallentschadigungen nach § 56
Infektionsschutzgesetz erfolgt und wie die Mitarbeitenden nach der Corona-Pandemie
innerhalb des LVR eingesetzt werden sollen. Die Finanzierung des zusatzlichen Personals
erfolgt Uber den Belastungsausgleich des Landes NRW. NRW-Gesundheitsminister
Laumann habe letzte Woche den betroffenen Mitarbeitenden seinen Dank hinsichtlich
ihres auBerordentlichen Engagements ausgesprochen.

Der Ausschuss nimmt die Vorlage 15/8 zur Kenntnis.



Punkt 6
Die Pandemiebewadltigung an den Schulen des LVR
Vorlage Nr. 15/53

Frau Dr. Schwarz zeigt den zeitlichen Verlauf der Corona-Pandemie und die
Auswirkungen auf den Schulbetrieb in den LVR-Schulen auf. Sie weist auf die besonderen
Herausforderungen durch die groBen Zustandigkeitsbereiche einzelner Schulen und durch
die oftmals kurzen Vorlaufzeiten der sich fortlaufend andernden Handlungsvorgaben und
Rahmenbedingungen des Schulministeriums NRW hin.

Frau Weiden-Luffy betont, dass das Schultragerpersonal und die Lehrkrafte in den
Schulen sowie die Mitarbeitenden in der Zentralverwaltung Hervorragendes leisten, um
die Pandemie zu bewaltigen. Auf die Schiler*innen mit Handicap misse besonders
geachtet werden, da sie vielfach einer Risikogruppe angehéren wirden.

Frau Weiden-Luffy regt Folgendes an

- Schulzeitverlangerung flr die Abschlussklassen, um fehlende
Unterrichtszeit nachholen zu kénnen

- verstarkte Testungen filir das insbesondere pflegerische und
therapeutische Personal auf Grund des engen Kérperkontakts zu
den Schuiler*innen mit Handicap

- Verzicht auf zusatzliche Lernangebote fiir die Kinder mit
sonderpadagogischem Unterstlitzungsbedarf, die am Gemeinsamen
Lernen teilnehmen.

Frau Dr. Schwarz sichert ihr zu, die Themenbereiche gemeinsam mit den

Bezirksregierungen Koéln und Dusseldorf zu behandeln. Sie gibt an, dass die Verwaltung

derzeit in vier ausgesuchten Schulen prife, inwieweit dort eine Akzeptanz flr die

Testungen bestehe.

Auf Nachfrage von Herrn Kuster gibt Frau Dr. Schwarz an, dass der aktuelle Erlass des
Schulministeriums NRW ab dem 22.02.2021 fir die Schiiler*innen der Abschlussklassen
grundsatzlich eine Wiederaufnahme des Prasenzunterrichts vorsehe.

Herrn Rensmann teilt sie mit, dass im Schiilerspezialverkehr nach anfanglichen
kleineren Problemen jetzt gute Beférderungsldosungen unter Wahrung des
Infektionsschutzes gefunden worden seien.

Herr Madzirov und Herr Peters erkundigen sich nach den liftungsunterstiitzenden
MaBnahmen in den Schulen wahrend der Pandemie. Herr Peters verweist dabei auf die
Liftungsanlage des Max-Planck-Institutes fiir Chemie aus Mainz. Frau Dr. Schwarz teilt
ihnen mit, dass und warum der Schultrédger LVR den Einsatz mobiler Luftreiniger in seinen
Schulen nicht beflirwortet, sondern stattdessen auf eine regelmaBige StoBliftung in den
genutzten Klassenraumen gemaB den Liftungsregeln des Umweltbundesamtes setzt. Die
Stellungnahme der Kommission Innenraumlufthygiene am Umweltbundesamt ist als
Anlage 2 beigefigt.

Herr Zorn gibt an, dass die Verwaltung mittels der vom Bund zur Verfligung gestellten
Férdermittel aus dem Programm "DigitalPakt Schule" fast 1.700 digitale Endgerate fiir die
Schiler*innen an den LVR-Schulen angeschafft und ausgehandigt habe, so dass ein
ordnungsgemaBes Homeschooling sicher gestellt sei. 70 % der benachteiligten
Schiler*innen konnte so geholfen werden. Auf Nachfrage von Frau HauBmann teilt
Herr Zorn mit, dass die restlichen Bedarfe durch andere Férdermittel oder schulische
Férdervereine gedeckt werden missen. Die Verwaltung habe sich nach Ricksprache mit
den Lehrkraften fiir den Kauf von iPads entschieden, da diese bereits verstarkt in den
Klassen vorhanden waren, teilt er auf Nachfrage von Herrn Kuster mit. Herr Kuster
und Herr Peters hatten es vorgezogen, dass auch die Schiler*innen an den LVR-Schulen



sich ihre digitalen Endgerate hatten aussuchen kdénnen.

Herr Zorn merkt an, dass die Wartung der zusatzlichen iPads und das Aufspielen
erforderlicher Apps durch die IT-Koordination eine zusatzliche Stelle flr administrative
Tatigkeiten erforderlich mache.

Er gibt ferner an, dass die Verwaltung beabsichtige, bis 2025 alle LVR-Schulen mit dem
notwendigen Breitband zu versorgen. Auf Nachfrage von Frau Baer gibt Herr Zorn an,
dass die Verwaltung in der Zwischenzeit nach anderweitigen geeigneten Lésungen suche.
Frau Prof. Dr. Faber weist darauf hin, dass zu diesem Zweck im LVR-Dezernat
Digitalisierung, IT-Steuerung, Mobilitat und technische Innovation ein
Breitbandkoordinator eingestellt wurde.

Frau Dr. Schwarz teilt auf Nachfrage von Frau Weiden-Luffy mit, dass
Schulbegleiter*innen seit dem Schuljahresbeginn wieder Schiler*innen mit Férderbedarf
zu Hause betreuen kénnen. So kdnne sicher gestellt werden, dass die Kinder und
Jugendlichen ihre digitalen Endgerate fliir das Homeschooling nutzen kénnen.

Die Ausfiihrungen zur Bewaltigung der Corona-Pandemie an den Schulen des LVR im
Hinblick auf die Themenbereiche HygienemaBnahmen, persénliche Schutzausriistung,
Aufgaben des Schultrdagerpersonals, Schiilerspezialverkehr und die MaBnahmen im IT-
Bereich werden zur Kenntnis genommen.

Punkt 7
Jahresbericht LVR-Inklusionsamt 2019/2020
Vorlage Nr. 15/9

Herr Beyer verweist auf drei besonders herausragende Projekte flir eine gelungene
Integration schwerbehinderter (junger) Menschen am Arbeitsleben:

- Im Projekt Schiffsbau des LVR-Inklusionsamtes in Kooperation mit
dem LVR-Arché&ologischen Park Xanten bauen junge Menschen mit
einer kognitiven Beeintrachtigung eine alte Romerflotte nach.

- Im LVR-Industriemuseum Gesenkschmiede Hendrichs in Solingen
kann ein Mitarbeiter nach einem Arbeitsunfall mit Hilfe einer sog.
Eisenhand uneingeschrankt wieder seinen handwerklichen
Tatigkeiten nachgehen.

- In der Firma Vorwerk & Co. KG in Wuppertal absolviert ein junger
Mann mit Handicap erfolgreich eine Ausbildung zum Maschinen-
und Anlagenflihrer mit dem Schwerpunkt Metall- und
Kunststofftechnik.

Die Ausfihrungen zum Jahresbericht des LVR-Inklusionsamtes 2019/2020 werden gemaB
Vorlage Nr. 15/9 zur Kenntnis genommen.
Punkt 8

Beschlusskontrolle

Es ergeben sich keine Anmerkungen.



Punkt 9
Anfragen und Antrdage

Es ergeben sich keine Wortbeitrage.
Punkt 10
Bericht aus der Verwaltung

Es ergeben sich keine Anmerkungen.

Punkt 11
Verschiedenes

Es ergeben sich keine Wortbeitrage.

Oberhausen, den 24.03.2021 Kéln, den 11.03.2021

Der Vorsitzende Die Direktorin des Landschaftsverbandes
Rheinland In Vertretung

Blanke Prof. Dr. Faber



LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, mg
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

LVR-Dezernat é’b LVR?

Dezernat Schulen, Inklusionsamt,
Soziale Entschadigung

Individuell fordern -
Teilhabe ermadglichen

Landschafts-
verband
Rheinland

Prof. Dr. Angela Faber (Landesratin LR 5)

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, mg
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Agenda

1. FB 51 - Querschnitt
Q 52

2. FB 52 - Schulen
3. FB 53 - LVR-Inklusionsamt

54

4. FB 54 - Soziale Entschadigung

22.02.2021 Folie 2




LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, ma
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

uerschnitt

Zustandig fir IT-Koordi-
nation

e 470 Mitarbeitende in Zentralverwaltung
e 750 Mitarbeitende in LVR-Schulen
Personal
Haushalt )
Recht

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, ma
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

tuelle und zukiinftige Herausforderungen

Haushalts- & Personalplanung
- Doppelhaushalt 2022/2023

Digitalisierung
* Mobiles Arbeiten (Zentralverwaltung)

- Digitale Schule

Personalaufwuchs

« insbesondere FB 54 - Infektionsschutzgesetz

22.02.2021 Folie 4
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Schulen

Trager von 38 Forderschulen, einschl. Frihférderung,

zwei Schulen fiir Kranke und einem Berufskolleg

» Verantwortlich far
* Notwendigen Schulraum
« Schultragerpersonal (~750 Mitarbeitende)
in den Schulen und im Internat
« Schilerbeférderung
+ Sachausstattung
+ Verwaltung und Betrieb der Gebaude

und Liegenschaften

22.02.2021 Folie 5

-
LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

N
v
22.02.2021 Folie 6




LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,

Soziale Entschidigung Qualitat fir Menschen

Mehr als Schultrager... 59

o Bedarfe der Schiler*innen mit Behinderung stehen im
Mittelpunkt

e Ganzheitliches Konzept aus Padagogik, Therapie & Pflege

e Aktiver Unterstltzer der Inklusion im Schulbereich

e Beratung und Unterstitzung Ratsuchender

durch Schulen und Schulverwaltung

e Befahigung der Akteure im

Gemeinsamen Lernen

e LVR-Inklusionspauschale

22.02.2021 Folie 7

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,

Soziale Entschadigung Qualitat fir Menschen

Aktuelle und zukiinftige Herausforderungen 50

e Infektions- und Gesundheitsschutz an den Schulen
e Schulentwicklungsplanung bei steigenden Schilerzahlen

e Entwicklung und Steuerung von 41 AuBendienststellen im

Rheinland durch regionale Ausrichtung der Verwaltung

¢ Heilmittelerbringung an LVR-Schulen

e Unterstltzung der schulischen Inklusion

22.02.2021 Folie 8




LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, ma

Soziale Entschadigung Qualitat fir Menschen

LVR-Inklusionsamt

Schaffung neuer
Arbeits- und
Ausbildungsplatze

Erhebung der
Ausgleichsabgabe Schulung und

—\/ Offentlichkeits-
N arbeit

Ubergang Berufliche Teilhabe Begleitende
Schule-Beruf schwerbehinderter Hilfen -

und gleichgestellter Finanzielle

Menschen Forderung

Technische
Beratung BEM und

/\_ \\ Pravention

Férderung von
Inklusionsbetrieben

Besonderer
Kiindigungsschutz

22.02.2021 Folie 9

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, ma

Soziale Entschadigung Qualitat fir Menschen

Beraten und Begleiten

Fachberatung fiir Inklusion bei den Kammern
« Service flur Arbeitgeber aus einer Hand
».Fachberatung fur inklusive Bildung" zur Starkung des

Ubergangs Schule-Beruf

Integrationsfachdienst
« Informieren, Beraten, Begleiten und
Unterstitzen bei Fragen und

Schwierigkeiten am Arbeitsplatz

22.02.2021 Folie 10




LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,

Soziale Entschidigung Qualitat fir Menschen

Aktuelle und zukiinftige Herausforderungen

Pravention
Umsetzung der neuen
Praventionsaufgabe § 3 SGB IX

E-Learning
Als Erganzung zum bestehenden
Informations- und Schulungs-

angebot

22.02.2021 Folie 11

LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt,

Soziale Entschadigung Qualitat fir Menschen

Soziale Entschadigung

Zustandig fiir

« Kriegsopferversorgung
« Kriegsopferflirsorge

« Heil- und Krankenbehandlung/ Orthopadische Versorgung
« Arztlicher Dienst

+ Infektionsschutzgesetz ( § 56)

Zielgruppen

« Kriegsopfer

« Gewaltopfer

« Menschen mit gesundheitlichen
Beeintrachtigungen nach Impfungen

« Zivildienstbeschadigte oder Menschen, die in der DDR
gesundheitliche Schaden erlitten haben 54

22.02.2021 Folie 12
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LVR-Dezernat Schulen, Inklusionsamt, !
Soziale Entschadigung

Qualitat fir Menschen

Aktuelle und zukiinftige Herausforderungen

80.000
Antragsaufkommen § 56 IfSG
70.000
Marz 2020 bis Januar 2021 kumuliert
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Einsatz mobiler Luftreiniger als
liftungsunterstiitzende Mallnahme in Schulen
wadhrend der SARS-CoV-2 Pandemie

Stellungnahme der Kommission Innenraumlufthygiene (IRK)
am Umweltbundesamt

Vorbemerkung

Nach Bekanntgabe der Empfehlung der Innenraumlufthygiene-Kommission
(IRK) zum sachgerechten Liiften und zum Einsatz von Liiftungstechnik in
Schulen wahrend der SARS-CoV-2 Pandemie vom 12.8.2020 (IRK 2020-1)
ist eine Diskussion dariiber entstanden, ob in der kalten Jahreszeit mobile
Luftreiniger ergdnzend oder auch als Ersatz fiir das aktive Liiften tiber
Fenster in Unterrichtsraumen eingesetzt werden sollten. Das
Umweltbundesamt (UBA) empfiehlt in seiner Handreichung vom
15.10.2020, die auf Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) vom
23.9.2020 verfasst wurde, mobile Luftreiniger nur in Ausnahmeféllen und
als flankierende Maf3nahme einzusetzen (UBA 2020-1). In der ergdnzenden
Stellungnahme des UBA speziell zum Einsatz mobiler Luftreiniger vom
22.10.2020 wird diese grundsatzliche Haltung nochmals bekraftigt (UBA
2020-2).

Die IRK am Umweltbundesamt hat sich auf ihrer Sitzung am 27. Oktober
2020 ausfiihrlich mit der Thematik des Einsatzes von Luftreinigern
beschaftigt und erganzt hiermit die UBA-Stellungnahme vom 22.10.2020
mit weiteren Detailinformationen.

Der Einsatz von mobilen Luftreinigern kann danach ergianzend sinnvoll
sein, jedoch nur wenn ausreichende Liiftung nicht moglich ist. Zudem sind
bestimmte Voraussetzungen bei Gerateauswahl und Aufstellbedingungen
zu beachten.

Umweltbundesamt

Geschéftsfiihrung der Kommission Innenraumlufthygiene

Direktor und Professor Dr.-Ing. H.-J. Moriske
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Liiftungsanlagen und Liiften an Schulen

Liiftungsanlagen kommen in Schulen bis heute eher selten vor, raumlufttechnische (RLT)-
Anlagen inkl. Klimatisierungsfunktion so gut wie gar nicht. Grobe Schatzungen besagen, dass nur
in etwa einer von zehn Schulen solche Techniken vorhanden sind. Sofern Liiftungsanlagen
zentral zur Versorgung des ganzen Gebaudes oder einzelner Etagen bzw. dezentral stationdr in
einzelnen Raumen (z.B. in Auflenwéinden oder Aufdenfenstern eingebaut - einfache Zu- und
Abluftanlagen) vorhanden sind, sollten diese Raume wahrend der Dauer der SARS-CoV-2
Pandemie nur mit Auf3enluft (100% Frischluft von auf3en) ohne Umluftanteil versorgt werden.
Auf diese Weise tragen liiftungstechnische Anlagen grundsatzlich zu einer Reduktion des
Infektionsrisikos in Innenrdumen iiber Aerosole bei.

In den meisten Schulen wird ausschlief3lich iiber Fenster geliiftet. Liiften ist dabei - unabhdngig
von Pandemien - notwendig zur Abfuhr von Kohlendioxid, chemischen Stoffen und
luftgetragenen Partikeln. Auch Wasserdampf (mit der Gefahr von Schimmelbildung) muss auf
diese Weise aus den Unterrichtsrdumen abgefiihrt werden. Die IRK weist an dieser Stelle
nochmals darauf hin, dass Kohlendioxidkonzentrationen > 2000 ppm in Innenrdumen generell
als hygienisch inakzeptabel gelten (Ad hoc AG 2008, UBA 2017) und in einem Klassenraum dem
Lernerfolg abtraglich sind (Salthammer et al. 2016, Petersen et al. 2016). Anzustreben ist ein
CO2-Wert im Mittel tiber die Unterrichtseinheit von 1000 ppm (IRK 2008, UBA 2017).

Erfolgt die Liiftung gemaf der UBA-Handreichung vom 15.10.20201, kann ein Luftwechsel von 3
pro Stunde und mehr erreicht werden. Das Infektionsrisiko durch mit Viren belastete Aerosole
in der Raumluft wird dann im Allgemeinen nur noch als gering eingeschatzt. Genauere
Abschatzungen von Infektionsrisiken in verschiedenen Arten von Raumlichkeiten durch
Rechenmodelle werden derzeit noch durch die IRK erarbeitet und in Kiirze in einer weiteren
Stellungnahme vorgestellt (IRK 2020-2).

Anmerkung: Beim Einsatz von mobilen Luftreinigern mit Filtration wird z.T. der 6-fache
Luftdurchsatz des Raumluftvolumens pro Stunde gefordert, um erfolgreich die Aerosolmenge im
Raum zu reduzieren (Kdhler et al. 2020). Luftdurchsatz im Sinne der Forderleistung eines Gerdits
bedeutet etwas anderes als Luftwechsel (Luftaustausch) der Raumluft mit auf3en. Der
Luftdurchsatz eines Geridites ist nicht direkt mit der Liiftungssituation iiber Fenster vergleichbar. So
wird bei mobilen Luftreinigern die gesamte Luft durch ein einziges Ger<t geleitet, wihrend bei
Fensterliiftung die Raumluft tiber deutlich grifiere Fensteréffnungsfldchen ausgetauscht wird.

In den Féllen, in denen die Liiftungsvorgaben durch Fensteroffnen nicht ausreichend umsetzbar
sind, konnen auch geeignete mobile Luftreiniger ergdnzend zum Einsatz kommen.

1 Alle 20 Minuten fiinf Minuten liiften (Stof3- bzw. Querliiftung), sowie wahrend der Dauer von Pausen.
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Typen mobiler Luftreiniger

Als mobile Luftreiniger werden im Sinne dieser Empfehlung alle Gerite verstanden, bei denen
die Raumluft durch ein mobil (d.h. frei) im Raum aufgestelltes Reinigungsgerét geleitet wird.

Folgende Verfahren kommen hauptsichlich zum Einsatz:

A) Reinigung der Luft tiber Hochleistungsschwebstofffilter (zur Filtereffizienz siehe
Anmerkung unten)

B) Reinigung iiber andere Filtertechniken (z.B. Aktivkohlefilter, elektrostatische Filter)
C) Aufbereitung der Luft durch Einsatz von UV-C-Technik

D) Luftbehandlung mittels Ozon, Plasma oder lonisation

E) Kombination mehrerer Verfahren.

Hochleistungsschwebstofffilter sind in der Lage, auch sehr kleine Partikel, an denen SARS-
CoV-2 Viren (Grofie ca. 0,1 um) haften kénnen, effektiv zuriickzuhalten. Bei den Filterklassen

H 13 und H 14 handelt es sich meist um typische Gewebefilter, deren Wirkung auf mechanischer
Partikelabscheidung beruht. Dariiber hinaus kann die Filterwirkung von Gewebefiltern durch
adsorbierende Materialien oder elektrostatische Eigenschaften weiter funktionalisiert werden.
Damit ist bei Luftreinigern mit solchen Filtern von einer prinzipiellen Wirksamkeit auszugehen.
Kleine Aerosolpartikel konnen sich bei bestimmten Umgebungsbedingungen wie z.B. stark
erhohter relativer Luftfeuchte, verstarkt aneinander anlagern. In solchen Fallen sind auch
Feinfilter der Filterklassen ISO ePM1 70% oder ISO ePM1 80% in der Lage, mit Viren beladene
Partikel zuriickzuhalten. Allerdings ist dies nicht die Regelsituation. Zudem ist zu beachten, dass
die relative Luftfeuchte in einem Raum als vereinzelt in der Offentlichkeit diskutierte
flankierende Mafdnahme nicht beliebig erhoht werden darf, da sonst das Risiko fiir
Schimmelwachstum steigt.

Seitens einiger Hersteller wird gelegentlich die Kombination von Filtern mit UV-C-Bestrahlung
(siehe Absatz UV-C Strahlung) empfohlen, um Viren und andere Krankheitserreger, die an den
Hochleistungsschwebstoff-Filtern zuriickgehalten werden, durch UV-Strahlung abzutdten oder
zu inaktivieren, damit die Filter spater gefahrlos gewechselt und entsorgt werden kdnnen.
Alternativ konnen kontaminierte Filter zur Abtotung von Krankheitserregern auch thermisch
behandelt werden. Die so behandelten Filter bleiben jedoch weiterhin mit abgeschiedenen
Partikeln behaftet; ein regelmafiiger Filterwechsel bleibt unumgéanglich, weil zugesetzte Filter
nur noch unzureichend Luft hindurchlassen.

UV-C Strahlung ist in der Lage, SARS-CoV-2 Viren zu inaktivieren. Welche Strahlungsdosen
beim Einsatz von UV-C in mobilen Luftreinigern ausreichend sind, bedarf weiterer Aufklarung.
Die IRK empfiehlt, sich vor Beschaffung und Einsatz mobiler Luftreiniger mit UV-C von den
Herstellern iiberpriifbare Nachweise zur Wirksamkeit auch beim Einsatz unter
Realraumbedingungen, wie in Klassenraumen, geben zu lassen; dies gilt insbesondere fir die
notwendige Bestrahlungsintensitat und die Verweildauer der virenbeladenen Partikel innerhalb
der bestrahlten Zone. UV-C-Strahlung kann negative gesundheitliche Wirkungen haben. Das
Bundesamt fiir Strahlenschutz (BfS) rat darum dringend, bei Einsatz mobiler Gerate mit UV-C
Technik darauf zu achten, dass diese Gerate keine UV-C-Strahlung - direkt oder diffus - in den
Raum abgeben (BfS 2020). Ist dies jedoch der Fall, diirfen solche Gerate nur dann in Betrieb
genommen werden, wenn keine Personen im Raum anwesend sind bzw. eine Bestrahlung der
Personen ausgeschlossen ist. Die Bestrahlung von Augen und Haut ist unbedingt zu vermeiden.
Die IRK und das BfS empfehlen, sich von den Herstellern Angaben zum sicheren Betrieb
(Vermeiden des direkten Kontakts mit UV-C-Strahlung) geben zu lassen.



Bei mobilen Geraten, die mit lonisation oder Plasma arbeiten, sieht die IRK deren Wirksamkeit
gegeniiber Viren und Bakterien bei typischen Raumgegebenheiten und Raumvolumina wie in
Schulen iiblich, als nicht ausreichend erprobt an. Wird beim Einsatz Ozon gebildet, besteht
zudem die Gefahr, dass im Realbetrieb durch chemische Reaktion mit anderen Stoffen
gesundheitsschadliche Reaktionsprodukte an die Raumluft abgegeben werden kénnen
(Gunschera et al. 2016, Siegel 2016). Die IRK empfiehlt, vor Beschaffung und Einsatz von
Geratschaften mit lonisations- und Plasmaverfahren sich von den Herstellern neben der
Wirksamkeitspriifung unter Realraumbedingungen auch den Nachweis erbringen zu lassen, dass
keine gesundheitsschidigenden Emissionen erzeugt werden.

Die IRK riat vom Gebrauch von Geraten ab, die direkt die Luft im Gerédt mit Ozon behandeln und
auf diese Weise eine Viren-Inaktivierung erreichen wollen. Das Ozon kann dabei an die Raumluft
abgegeben werden. Ozon ist ein starkes Reizgas fiir den Atemtrakt. Ozon reagiert zudem
nachweislich mit anderen Stoffen in der Raumluft; dabei konnen neue Schadstoffe wie
Formaldehyd entstehen (Moriske et al. 1998). Dariiber hinaus reagiert Ozon mit vielen
Materialien, was oft zur Bildung unerwiinschter Sekundarprodukte fithrt (Poppendieck et al.
2007).

Neben dem Einsatz mobiler Luftreiniger wird zunehmend auch eine Vernebelung von
desinfizierend wirkenden Stoffen, direkt in die Raumluft, diskutiert, um Viren zu inaktivieren.

Die IRK rat von der Vernebelung von Wasserstoffperoxidlésung (H20:) oder
Natriumhypochloritlésung (NaOCl) in die Raumluft ab. Beides sind starke Oxidationsmittel
und haben konzentrationsabhingig eine akut reizende Wirkung auf Haut und Schleimhaute.
Ebenso wird von der Vernebelung anderer Desinfektionsmittel ohne besondere
Schutzmafénahmen und Gefidhrdungsanalysen abgeraten.

Nutzer diirfen sich keinesfalls wahrend Desinfektionsmaf3nahmen im Raum befinden und es
muss nach einer Anwendung ausreichend geliiftet werden, um eine Exposition gegeniiber den
Wirkstoffen zu vermeiden. Falls im Einzelfall bei einer behordlich angeordneten Mafdnahme eine
Raumdesinfektion in Abwesenheit von Personen erforderlich sein sollte, finden sich die Angaben
zur Durchfiihrung unter Ziffer 3.3 in der Liste der vom Robert-Koch-Institut gepriiften und
anerkannten Desinfektionsmittel und -verfahren (Robert-Koch-Institut 2017).

Wirksamkeit von Luftreinigern in Innenraumen

Fiir einen wirksamen praventiven Infektionsschutz ist die Leistungsfiahigkeit eines Luftreinigers
unter Praxisbedingungen mafgeblich. Haufig beziehen sich Priifnachweise jedoch nur auf
standardisierte Laborbedingungen. Diese sind nach Ansicht der IRK allein nicht ausreichend, um
eine Effektivitat der Gerate auch unter Praxisbedingungen zu gewahrleisten. Es fehlen derzeit
bei vielen Modellen und Geratetypen hinreichend verlassliche, unter Praxisbedingungen
erhobene Daten. Werbeaussagen nennen haufig lediglich den Filterwirkungsgrad des reinen
Gewebefilters, z.B. 99,95% fiir eine Gesamtpartikelanzahl bei Filterklasse H 13. Da ein
Luftfiltergerat immer nur einen Teil der Raumluft umwalzt, ist diese Reduktion am Filter nicht
gleichbedeutend mit der tatsachlichen Reduktion der Partikelbelastung a) im mobilen Gerét und
b) in einem realen Raum.

Aussagen zur Effizienz von mobilen Luftreinigern in Klassenrdumen stammen wie beschrieben
in der Regel aus Versuchen unter Laborbedingungen. Inzwischen liegen erste
Versuchsergebnisse aus unterschiedlichen Untersuchungsansatzen fiir Modellrdume vor (Kédhler



etal. 2020, Exner et al. 2020), sowie erste Untersuchungen in realen Klassenrdumen (Curtius et
al. 2020) vor. Die Ergebnisse liefern kein einheitliches Bild. Teilweise wurde iiber wirksame
Partikelreduktionen berichtet (Kahler et al. 2020, Curtius et al. 2020). Bei anderen Szenarien
wurden, in Abhadngigkeit zur Aufstellsituation und der Messpunkte im Raum, wirksame
Reduktionen (gepriift mit Bakteriophagen) nur im Nahbereich erzielt, wihrend bei anderen,
weiter vom Gerat entfernten Messpunkten, kaum Wirkung nachgewiesen wurde (Exner et al.
2020).

Die IRK ist vor dem Hintergrund der insgesamt noch sparlichen Datenlage der Ansicht, dass die
Wirksamkeit der Gerdte unter den jeweiligen Praxisbedingungen vor dem Einsatz fachgerecht
bewertet werden sollte. Dabei sind nicht nur die Leistungsdaten (insbesondere der
Luftdurchsatz - siehe Anmerkung unten, bei Filtern der Abscheidegrad), sondern auch die
konkreten Einsatzbedingungen (z.B. Raumverhaltnisse, Belegungsdichte, Anordnung des
Luftreinigers im Raum, etwaige Stromungshindernisse) zu beriicksichtigen.

Anmerkung: Technische Daten sind transparent fiir Volumenstréme anzugeben. Dabei sind fiir
spezifische Volumenstrome Schallleistungswerte und die elektrische Leistungsaufnahme
auszuweisen. Die Schallleistung ist nach einem normativen Verfahren der Genauigkeitsklasse 1 zu
bestimmen (wie z.B. DIN EN ISO 3741). Die Auslegung der Gerdte hinsichtlich der Schallkennwerte
sollte gemdfs der Richtwerte fiir unterschiedliche Rdume nach VDI 2081 erfolgen. Geriite sollten
grundsdtzlich konform mit der VDI 6022 sein. Partikelfilterklassen sind in der EN 1SO 16890
definiert. Der Raum sollte ganzheitlich durchstromt und , Totzonen " sollten vermieden werden.

Um die Raumluft ganzer Klassenrdaume hinreichend von Aerosolpartikeln zu befreien, miissen
die Gerate entsprechend ausgelegt sein. Ein hiufig benutztes Kriterium ist die sogenannte ,Clean
Air Delivery Rate (CADR)“, d.h. die Férderleistung an gereinigter Luft. Der CADR-Wert gibt an,
welches Luftvolumen innerhalb einer vorgegebenen Zeit von Aerosolen im Gréfienbereich 0,09
um bis 11 pm gereinigt wird. In Deutschland ist die Angabe des Volumenstroms in Kubikmeter
pro Stunde (m?3/h) iiblich. Die Leistungsfihigkeit der Gerite wird durch den Abscheidegrad der
relevanten Partikelgrofdenklassen und dem fiir die Anwendung erforderlichen Volumenstrom
charakterisiert (siehe Anmerkung oben). Es gilt zu beachten, dass der CADR-Wert unter
standardisierten Laborbedingungen mit definierten Partikeln (Rauch, Staub, Pollen) bei
hochster Leistungsstufe ermittelt wird (AHAM AC-1 2019) und keine spezifischen Aussagen zur
Wirksamkeit gegentiber Bioaerosolen gestattet.

Kommt es zum erganzenden Einsatz von geeigneten mobilen Luftreinigern ist folgendes zu
beachten:

» Der Luftdurchsatz (bzw. die CADR) muss der Grofde des Klassenraums und dem
natiirlichen Luftwechsel im Raum angemessen sein (meist das fiinf- bis sechsfache des
Raumvolumens pro Stunde (nicht vergleichbar mit dem Luftwechsel iiber Fenster) und
darf keine Zugerscheinungen verursachen. Um eine wirksame Reinigung zu erzielen, ist
der Luftdurchsatz i.A. hoher anzusetzen als der notwendige Luftaustausch beim
Fensterliiften - vgl. Anmerkung unter , Liftungsanlagen und Liiften an Schulen®.

» Es muss sichergestellt sein, dass iiber die Nutzungsdauer moglichst die gesamte
Raumluft von den Geraten erfasst wird.

» Die Gerduschemissionen des jeweiligen Geréates diirfen weder in der Gesamtheit, noch
bei einzelnen Schillerinnen und Schiilern oder Lehrkriften zu einer Gerauschbeladstigung
fithren. Die akustischen Daten der Gerate sind fiir den Nennbetrieb durch den Hersteller
anzugeben. Die IRK sieht Gerduschpegel (Dauerschallpegel), die mehr als 40 dB(A)
betragen, als storend fiir die Unterrichtsdurchfithrung an.



» Es diirfen keine unerwiinschten Sekundéarprodukte (Schadstoffe) freigesetzt werden. Die
Gerate missen regelmafdig und fachgerecht gewartet werden.

Luftreiniger konnen Luftung und Liiftungsanlagen nicht
ersetzen

Die IRK sieht bei Liiftungsmafinahmen folgende Abstufungen der Prioritdten:

1) Regelmifliges intensives Liiften tiber Fenster auf Grundlage der IRK-Empfehlungen vom
12.8.2020 sowie der UBA-Handreichung vom 15.10.2020 oder durch Einsatz von zentral
oder etagenweise eingebauten Liiftungsanlagen.

2) Wenn das Liiften liber Fenster nur eingeschrankt maglich ist, soll der Einbau einfacher
Zu-/und Abluftanlagen gepriift werden. Solche Anlagen konnen auch liber die
Pandemiesituation hinaus vor Ort verbleiben und bei eingeschrankter
Liftungsmoglichkeit dauerhaft zur Verbesserung der Raumluftqualitdt beitragen.

3) Wenn die Mafdnahmen unter (1) und (2) nicht realisierbar sind, kann der Einsatz von
mobilen Luftreinigern erwogen werden. Diese sollen das Liiften jedoch nicht ersetzen,
sondern nur flankieren. Geliiftet werden muss in jedem Fall, selbst wenn in solchen
Fallen auch nur eingeschrankt moglich.

Riume, in denen keine Liiftungsmoglichkeit tiber Fenster vorhanden ist und auch keine
Liiftungsanlage zum Einsatz kommt, sind fiir den Unterricht nicht geeignet.

In den Fallen unter Punkt (3) hélt die IRK mobile Luftreiniger, deren Fahigkeit zur Entfernung
virushaltiger Partikel in Realrdumen experimentell nachgewiesen wurde, als flankierende
Mafdnahme zur Minderung eines Infektionsrisikos fiir geeignet. Die IRK betont dabei erneut,
dass durch den Einsatz dieser Gerate nicht alle Verunreinigungen aus der Raumluft entfernt (vgl.
Anmerkungen unter , Liiftungsanlagen und Liiften in Schulen“). Mobile Luftreiniger walzen die
Raumluft lediglich um und ersetzen nicht die notwendige Zufuhr von Auf3enluft.

Bereits 2015 hat die IRK grundsatzlich zum Einsatz von Luftreinigern und deren Méglichkeit,
Schadstoffe (chemische Stoffe sowie Staube) aus der Luft zu entfernen, Stellung genommen (IRK
2015). Die Aussagen jener Veroffentlichung gelten nach wie vor.

Alle hier genannten Maf3nahmen, Liiftungskonzepte und -techniken sowie ggf. der Einsatz von
mobilen Luftreinigern ersetzen nicht die allgemein bekannten Schutzmafinahmen gegen SARS-
CoV-2. Sie bieten zudem keinen wirksamen Schutz gegeniiber einer Exposition durch direkten
Kontakt bzw. Tropfcheninfektion auf kurzer Distanz.

Die Einhaltung der AHA-Regeln (Abstand, Hygiene/Handewaschen, Alltagsmasken) sind daher
unabhangig von den obigen Mafsnahmen weiterhin zu beachten (AHA+L)!

Fiir einzelfallbezogene Szenarien erarbeitet die IRK derzeit eine weitere Empfehlung, bei der -
basierend auf Rechenmodellen - eine Vorhersage fiir das relative Infektionsrisiko beim
Aufenthalt in Klassenrdumen, aber auch in Schulsporthallen und Horsédlen gegeben werden kann
(IRK 2020-2).
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Zusammenfassung

Mit Beschluss des Landschaftsausschusses vom 23.06.2020 wurde die Verwaltung
unter dem Titel - ,Die Krise als Chance nutzen" - beauftragt, in einem Bericht die
Auswirkungen auf die Arbeitswelt beim LVR infolge der Corona-Pandemie darzu-
stellen und die Chancen aufzuzeigen, die sich daraus ergeben.

Die in dem Beschluss in Verbindung mit dem Antrag 14/345 der Fraktionen von
CDU und SPD und seiner Begrindung aufgefiihrten vielfaltigen Aspekte wurden
zwecks umfassender und systematischer Beantwortung vier Perspektiven zugeord-
net:

- der Wirtschaftlichkeit
der Infrastruktur

- des Personals und

- der Umwelt.

Dabei wurden die von der politischen Vertretung aufgeworfenen Fragestellungen
bericksichtigt und teilweise erweitert.

Mit dieser Vorlage wird in einem ersten Teil berichtet. In einer der nachsten Sit-
zungen werden weitere Ergebnisse vorgestellt. Diese werden insbesondere sein:

- die Ergebnisse der extern beauftragten Untersuchung zur Entwicklung der
Arbeitsproduktivitat (Heinrich-Heine-Universitdt Dusseldorf) unter Ein-
schluss der Erfahrungen der Flihrungskrafte, der Mitarbeiterschaft und der
Personalvertretungen mit Heim- und Telearbeit (im Weiteren auch als
~Homeoffice™ bezeichnet) sowie

- die Ergebnisse einer verwaltungsinternen Befragung der Mitarbeitenden zur
Vorbereitung der Einflilhrung eines Mobilen Arbeitens

Die bisherigen Ergebnisse in diesem Bericht lassen sich wie folgt zusammenfassen:

- Die Heim- und Telearbeit wurde sowohl in der Anzahl als auch deren Um-
fang deutlich erweitert. Die Erfahrungen mit verstarkter Heim- und Telear-
beit fallen iberwiegend positiv aus. Ein GroBteil der Homeoffice-Arbeitsform
wird voraussichtlich auch nach der Pandemie erhalten bleiben. Durch die
damit verbundene Ruckfihrung von Prasenzzeiten am Bulroarbeitsplatz
werden raumliche Einsparungseffekte maglich, die nennenswerte finanzielle
Einsparungen erwarten lassen.

- In gleichem Zug wurde die technische Infrastruktur (Einsatz von mobilen
PC, Lizenzen flr Videoanwendungen, Erweiterung der Telefonanlage etc.)
ausgebaut.

- Das verstarkte Arbeiten in Homeoffice und veranderte Arbeitsweisen for-
dern die Entwicklung neuer Raumnutzungskonzepte fiir moderne Arbeits-
welten. Prifungen zur baulichen Machbarkeit sind beauftragt.

- Die veranderten Arbeitsbedingungen stellen Anforderungen an die Mitarbei-
terschaft und die Fihrung (,Flihrung auf Distanz"), die im Veranderungs-
prozess begleitet werden.

- Trotz der insgesamt niedrigeren Krankenquote wahrend der Pandemie sind
abschlieBende Aussagen zur Gesundheitsforderung in Zeiten eines Uberwie-
genden Homeoffice derzeit noch nicht mdglich.

- In der Umweltbilanz Gberwiegen die positiven Effekte.

Die Verwaltung begreift die in der Pandemie gesammelten Erfahrungen gleicher-
mafBen als Herausforderung wie als Chance flir eine umfassende und zukunftsfa-
hige Entwicklung moderner Arbeit.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/143/1

Der Ausschuss flr Personal und allgemeine Verwaltung hat die Verwaltung in der Sitzung
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Fachausschiissen (mit Ausnahme der Krankenhausausschiisse und des Ausschusses fiir
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1 Hintergrund und Einfithrung

Mit Beschluss des Landschaftsausschusses vom 23.06.2020 wurde die Verwaltung - auf
der Grundlage des Antrags 14/345 der Fraktionen von CDU und SPD - beauftragt, in einem
Bericht die Auswirkungen auf die Arbeitswelt infolge der Corona-Pandemie darzustellen.

Die Beantwortung des Beschlusses wurde vom LVR-Dezernat 1 (Personal und Organisa-
tion) und hier durch LVR-Fachbereich 12 (Personal und Organisation), Abteilung 12.50
(Inhouse-Consulting, LVR-Strategiekonzepte) bearbeitet. Intensiv beteiligt waren weiter-
hin das LVR-Dezernat 3 (Gebdude- und Liegenschaftsmanagement, Umwelt, Energie,
Bauen fir Menschen GmbH) und das LVR-Dezernat 6 (Digitalisierung, IT-Steuerung, Mo-
bilitat und technische Innovation) sowie LVR-InfoKom.

Zur Beantwortung der im Beschluss thematisierten Aspekte wurde ein Methodenmix zu-
sammengestellt, um moglichst spezifisch auf die aufgeworfenen Fragestellungen antwor-
ten zu kénnen:

¢ Einbindung von Stellungnahmen der Fachdezernate
e Durchfiihrung von Workshops mit verschiedenen Zielgruppen
e Einbindung einer Universitat zur Durchfiihrung eines Forschungsprojekts

Die im Beschluss aufgefihrten und zu untersuchenden Gesichtspunkte wurden zum Zwe-
cke der Ubersichtlichkeit und Bearbeitung vier Perspektiven zugeordnet, nachfolgend visu-
alisiert dargestellt:

Verdnderte Produktivitdt der Arbeitsergebnisse
Arbeitsproduktivitat
Finanzielle Auswirkungen

Anzahl der aktuellen (unterteiltin bereits vor der Corona-
Pandemie vorhandene und neue) ,Homeoffice-Arbeitspldatze™,
inklusive der Darstellung von Quoten nach Prasenz und
Homeoffice

Monatlichen Gesamtkosten pro m2 im Landeshaus, Horion Haus

sowie den "neuen" Gebauden K6, K8 ... (exemplarisch) fiir die \ x Wirtschaftlichkeit l-

jeweiligen Biiroflachen

Gesundheitsschutz

Gesundes Verhéltnis von ,,Online- und Préasenz", auch unter
sozialen Aspekten

Flexibilitdt und Zeitsouveranitét flr Mitarbeiter¥innen
Arbeitgeberattraktivitdt

Flhrung auf Distanz

f Umwelt

p -
=
Bauliche Fragestellungen o
Ggf. erforderliche Erweiterung der Infrastruktur \ E.
Notwendigkeit der Beschaffung ggf. erforderlicher Lizenzen Infrastruktur a‘
Riickmeldungen von Mitarbeiter*innen und Flihrungskréften g
sowie der Personalvertretung/GPR zu den mit der Heimarbeit Personal —
gemachten Erfahrungen f —
Entwicklung des Krankenstandes g
Arbeitszufriedenheit / -
<
-
LLY |

Magliche Auswirkungen der verstarkten digitalen Arbeit auf die
Mobilitdt der Mitarbeitenden sowie die Auswirkungen der
Verkehrsmobilitédt (extern/intern)

Auswirkungen auf infrastrukturelle Verkehrsentwicklungen
(extern/intern)

Auswirkungen auf das Klima
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Abbildung 1: Auswirkungen und Chancen der Corona-Pandemie - Aspekte in vier Perspek-
tiven



4

Ausgehend von der Frage, welche Auswirkungen die Corona-Pandemie auf die Arbeitswelt
im LVR hat, wurden alle Aspekte des Antrags vier Perspektiven zugeordnet. Diese Perspek-
tiven sind nachfolgend dargestellt. Je Perspektive werden die Auswirkungen der Pande-
mie dargestellt; anschlieBend folgt eine Darstellung der Chancen.

Als Untersuchungsbereich wurden die Bliroarbeitsplatze am Standort KéIn-Deutz definiert,
da dort die gréBten Auswirkungen durch verdanderte Formen von Arbeit zu verzeichnen
sind. Die lbrigen Aufgabenbereiche, insbesondere die Tatigkeiten in der LVR-Jugendhilfe
Rheinland, den LVR-Forderschulen, dem LVR-Verbund Heilpadagogische Hilfen, dem LVR-
Klinikverbund sowie den LVR-Kulturdiensten und LVR-Museen, waren in ihrer Aufgaben-
wahrnehmung durch die Pandemie zum Teil erheblich betroffen, allerdings mit vom Ver-
waltungsbereich deutlich unterscheidbaren Auswirkungen.

Im Rahmen dieser Vorlage werden daher die Blroarbeitsplatze in den Dienststellen am
Standort Kdln-Deutz betrachtet. Der Fokus liegt dabei auf den Veranderungen der Arbeit
durch verstarkte Wahrnehmung von Homeoffice. Das waren neben den LVR-Dezernaten
weitgehend auch LVR-Infokom und die Rheinischen Versorgungkassen, wobei letztere auf-
grund ihrer rechtlichen Eigenstandigkeit weitgehend auBer Betracht bleiben bzw. deren
Datenlage nur nachrichtlich mitgeteilt wird.



2 Entwicklung der Arbeitswelt im LVR in der Pandemie

Die Corona-Pandemie hat die Arbeitswelt im LVR erheblich beeinflusst. Die Auswirkungen
haben sich stark an den unterschiedlichen Anforderungen zu verschiedenen Phasen der
Pandemie orientiert.

Zu Beginn der Pandemie bestand im Ausbau der Heim- und Telearbeit eine zentrale Her-
ausforderung. Schnell konnten zusatzliche Kapazitaten eingerichtet werden, was gleicher-
maBen entscheidend fir die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs im Sinne eines Regelbe-
triebs und die Vermeidung gesundheitlicher Risiken war. Mit sinkenden Infektionszahlen
wurde im Sommer 2020 wieder vermehrt auf eine Arbeit im Bliro gesetzt, gleichwohl viele
Mitarbeiter*innen weiterhin im Homeoffice gearbeitet haben.

Den Anforderungen der Arbeitsplatze entsprechend, ist diese Entwicklung hinsichtlich der
Verwaltungstatigkeit als ,heterogen™ zu beschreiben. Bei der Verlagerung der Tatigkeiten
in das Homeoffice war eine differenzierte Betrachtung der Verwaltungstatigkeit in Umfang
und Qualitat notwendig.

Seit Ende November/Anfang Dezember 2020 steigt die Homeoffice-Quote analog der stark
steigenden Infektionszahlen. Der Leitsatz ,Wir bleiben zuhause™ gewann im Gleichklang
Ubriger Lockdown-MaBnahmen an Bedeutung und fiihrte in seiner Umsetzung zuletzt nach
MaBgabe der Corona-Arbeitsschutz-Verordnung zu weniger Prasenz- und wieder vermehr-
ter Heimarbeit.

Mit Verlangerung des Lockdowns in 2021 verstetigen sich die neuen Arbeitsformen. Home-
office und Kommunikation per Videokonferenz gehdren fest zum Arbeitsalltag eines groBen
Teils der Verwaltung. Eine Riickkehr zur Arbeitswelt ,,vor Corona" ist aufgrund der positiven
Erfahrungen fir viele Verwaltungsbereiche nicht mehr vorstellbar.



3 Definition von Homeoffice und anderen Arbeitsformen

Im Zusammenhang mit Arbeiten , auBerhalb der eigentlichen Betriebsstatte™ werden ver-
schiedene Begrifflichkeiten verwendet, die voneinander abzugrenzen sind:

~Telearbeit™ gemaB § 2 Abs. 7, S. 1 ArbStattV: Telearbeitsplatze sind vom Arbeitgeber
fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplatze im Privatbereich der Beschaftigten, flr die der
Arbeitgeber eine mit den Beschaftigten vereinbarte wéchentliche Arbeitszeit und die Dauer
der Einrichtung festgelegt hat.

“Homeoffice"™ gemal § 2 Abs. 4 Corona-ArbSchV: Der Arbeitgeber hat den Beschaftigten
im Falle von Blroarbeit oder vergleichbaren Tatigkeiten anzubieten, diese Tatigkeiten in
deren Wohnung auszufiihren, wenn keine zwingenden betriebsbedingten Griinde entge-
genstehen. In der Begriindung zu § 2 Abs. 4 Corona-ArbSchV heiBt es: ,Die Regelung
verpflichtet Arbeitgeber bei Bilroarbeiten oder vergleichbaren Tatigkeiten das Arbeiten im
Homeoffice zu ermoglichen.™

~Mobile Arbeit" laut Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales: Mobile Arbeit zeichnet
sich dadurch aus, dass Arbeitnehmer ihre Arbeit von einem Ort auBerhalb der eigentlichen
Betriebsstatte erbringen. Mobile Arbeit kann entweder an einem Ort, der vom Arbeitneh-
mer selbst gewdhlt wird oder an einem fest mit dem Arbeitgeber vereinbarten Ort
(z.B. Homeoffice) erbracht werden. Mobile Arbeit setzt die Verwendung von Informations-
technologie voraus.

Eine Dienstvereinbarung zwischen Verwaltung und Gesamtpersonalrat zur Heim- und Te-
learbeit besteht im LVR bereits seit vielen Jahren. Deren Uberarbeitung wird aktuell in den
Arbeitsprozess zur Entwicklung einer Dienstvereinbarung zum Mobilen Arbeiten integriert.

Die weiteren Entwicklungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen, bspw. in Form des auf
der Bundesebene angekindigten ,Mobile-Arbeit-Gesetzes", werden fortlaufend beobach-
tet.



4 Allgemeine Entwicklung und Erkenntnisse wahrend der
Corona-Pandemie

Aufgrund der einschneidenden Auswirkungen der Corona-Pandemie auf unsere Gesell-
schaft und insbesondere die Arbeitswelt wurden zahlreiche wissenschaftliche Untersuchun-
gen betrieben. Die Untersuchungsbereiche und die Ergebnisse sind vielfaltig und kommen
zu teilweise auch kontrdaren Schllssen.

Erkenntnisse sind unter anderem:

Nach einer Studie der Universitadt zu Kéln zum Thema ,, Homeoffice und Prasenzkultur
im offentlichen Dienst in Zeiten der Covid-19-Pandemie" liegen die aktuell gréBten Her-
ausforderungen bei der Verlagerung von Aufgaben in das Homeoffice in der fehlenden
technischen Infrastruktur, wodurch die Erflillung der Arbeitsaufgaben gefahrdet wird, so-
wie in dem fehlenden personlichen Kontakt zu Kolleginnen und Kollegen bzw. Fiihrungs-
kraften. Die Befragungen haben zudem auch ergeben, dass Flhrungskrafte dem Home-
office tendenziell skeptisch gegenliberstehen, da sie das Gefuhl haben, ihre Flihrungsauf-
gaben auf Distanz nicht umfanglich ausfillen zu kdnnen. Dementsprechend gaben auch
81,9 % der Befragten an, dass die Flihrungskrafte nicht ausreichend geschult seien, um
sie wahrend des Homeoffice ausreichend zu unterstlitzen bzw. zu férdern. Die Studie hat
auBerdem ergeben, dass eine ausgepragte Prasenzkultur am Arbeitsplatz einen negativen
Einfluss auf die mentale Gesundheit der Beschaftigten bewirkt und im Umkehrschluss sich
eine ausgepragte Homeoffice-Kultur auch positiv auf die mentale Gesundheit der Beschaf-
tigten auswirkt. Dabei kann eine Doppelbelastung als Hindernis betrachtet werden, wenn
durch die notwendige Kinderbetreuung die gewohnliche Linie zwischen Familie auf der ei-
nen Seite und dem Beruf auf der anderen Seite verwischt wird.

Daran anknlpfend ergab eine Studie des Fraunhofer-Instituts flir Arbeitswirtschaft und
Organisation IAO, ,Arbeiten in der Corona-Pandemie - auf dem Weg zum new nor-
mal®, dass sich circa drei Viertel der befragten Flihrungskrafte Strategien wiinschen, um
der Entgrenzung der Arbeit addaquat begegnen zu kénnen. Die Studie hat auch ergeben,
dass die Corona-Pandemie als eine Art Digitalisierungsbeschleuniger der Arbeitswelt zu
werten ist. Exemplarisch gaben zum Beispiel 96 % der Befragten an, nun vermehrt Web-
oder Videokonferenzsysteme zu nutzen. Dies flhrt bei 89 % der Befragten zur Annahme,
dass ihre Unternehmen nun dazu in der Lage seien, Homeoffice in einem gréBeren Umfang
als zuvor umzusetzen, ohne dabei einen Nachteil fir Unternehmen entstehen zu lassen.
Auch diese Studie hat ergeben, dass sich mehr als die Halfte der Befragten wiinschen, dass
»Fuhrung auf Distanz" zu einer eingelibten Fihrungsroutine werden soll. Die Studie nennt
fehlende Betriebsvereinbarungen als Hauptgrund, weswegen die Beschaftigten nicht ins
Homeoffice gehen.

Eine Studie der DAK-Gesundheit, ,Digitalisierung und Home-Office in der Corona-
Krise", hat ergeben, dass knapp 60 % der Befragten eher der Meinung sind, im Homeoffice
produktiver arbeiten zu kédnnen als an ihrem gewohnlichen Arbeitsplatz. Der Befragung zu
Folge ist der groBte Vorteil der Arbeit von zuhause die fehlende An- und Abfahrt und der
damit verbundene Zeitgewinn. Dem gegenlber stehen unter anderem der fehlende per-
sonliche Kontakt, inklusive kurze Abstimmungsmadglichkeiten, sowie ein unzureichender
Zugang zu Akten oder sonstigen Arbeitsmaterialien. Der Studie ist auBerdem zu entneh-
men, dass 75 % derjenigen, die erst zu Beginn der Corona-Pandemie ihre ersten Home-
office-Erfahrungen gesammelt haben, gerne zumindest einen Teil ihrer zukilnftigen Arbeit
im Homeoffice verbringen wollen. Die Studie zeigt auch, dass sich in der Zeit der Corona-
Pandemie das generelle Stressniveau der Beschaftigten abgesenkt hat.

Eine Studie der ,Next: Public Beratungsagentur", zur Verwaltung in Krisenzeiten: Eine
Bestandsaufnahme der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Offentlichen Dienst",
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hat ergeben, dass sich die subjektive Arbeitsbelastung zur Aufrechterhaltung der Leis-
tungserbringung in Zusammenhang mit der kurzfristigen Verlagerung in die Heim- und
Telearbeit erhdoht hat. Auf kommunaler Ebene gaben zum Beispiel circa die Halfte der Be-
fragten an, dass die Arbeitsbelastung héher oder sehr viel héher als vor der Pandemie ist.
Auf der Ebene der Landesverwaltungen wurden 55% der Verwaltungstatigkeit bereits wah-
rend des ersten Lockdowns in das Homeoffice verlagert, mehr als 70 % hatten bereits
wahrend dieser Phase Zugriff auf Dokumente und Fachverfahren. Daran anknipfend ga-
ben noch 42 % der in der kommunalen Verwaltung Beschaftigen an, taglich an ihren Ar-
beitsplatz zu missen. Der Umfrage zufolge wurde von 89% der Mitarbeiter*innen der
Wunsch geauBert, auch nach der Pandemie im Homeoffice arbeiten zu wollen. Des Weite-
ren auBerten sich circa 70 % aller Befragten, dass ihr Arbeitsplatz zuhause weitgehend den
arbeitsschutzrechtlichen Mindeststandards entspricht.

Aus einer Kurzexpertise des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales zum Thema
~Vverbreitung und Auswirkungen von mobiler Arbeit und Homeoffice" |asst sich un-
ter anderem entnehmen, dass etwa drei Viertel der Befragten, die erst zu Beginn der
Corona-Pandemie mit der Nutzung von Homeoffice begonnen hatten, der Meinung sind,
dass die Homeoffice-Nutzung zu einer besseren Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben
fuhrt. Des Weiteren ist es 84 % der befragten Personen wichtig, flir einen Arbeitgeber zu
arbeiten, der die Méglichkeit zum Homeoffice anbietet. Auf die Frage zu einem madglichen
zukinftigen Rechtsanspruch auf Homeoffice - insofern keine betrieblichen Griinde dage-
gensprechen - reagierten 63 % der Befragten positiv bzw. wiirden eine solche Regelung
beflirworten. Im Weiteren bewerteten 94 % der Befragten die Notwendigkeit, ihren Ar-
beitsalltag im Homeoffice selbst gestalten zu kénnen, als positiv. Bei dieser Befragung
wurde weiterhin ersichtlich, dass die Beschaftigten gerne auch in Zukunft zumindest einige
Male in der Woche im Homeoffice arbeiten wollen. Diese Einschatzung teilen 65 % derer,
die vor der Corona-Pandemie noch keinerlei Beriihrungspunkte mit dem Thema Homeoffice
hatten.



5 Perspektive Wirtschaftlichkeit

Diese Perspektive befasst sich mit den wirtschaftlichen Auswirkungen durch die Corona-
bedingten Veranderungen auf die Arbeitswelt im LVR. Dabei werden insbesondere die Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie in Bezug auf die Arbeitsproduktivitat sowie finanzielle
Auswirkungen neuer Arbeitsformen erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die
wirtschaftlichen Chancen fiir den Verband dargestellt.

5.1 Produktivitat der Arbeitsergebnisse

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Verdnderte Produktivitdt der Arbeitsergebnisse
Leitfrage: Wie hat sich die Produktivitit der Arbeitsergebnisse verandert?

e Einbindung einer Universitat
e Bericht im zweiten Personalausschuss im Juni 2021

Produktivitat ist eine wirtschaftswissenschaftliche Kennzahl, die das Verhaltnis zwischen
produzierten Glitern oder Dienstleistungen und den daflir benétigten Produktionsfaktoren
beschreibt. Anders als bei der Wirtschaftlichkeit, die das Verhaltnis von Kosten/Aufwand
zu Erlés/Ertrag behandelt, behandelt Produktivitat eine mengenmaBige Betrachtung von
Einbringungsmenge (Input) zu Ausbringungsmenge (Output). Die Arbeitsproduktivitait
betrachtet hinsichtlich der eingesetzten Produktionsfaktoren ausschlieBlich den Faktor Ar-
beit und zeigt das Verhaltnis zwischen Arbeitsmenge/Arbeitsstunden und der Ausbrin-
gungsmenge auf.

Eine allgemeingiiltige Aussage Uber die Entwicklung der Arbeitsproduktivitat fiir ,den Ver-
waltungsbereich® ist nicht mdéglich. Zu stark unterscheidet sich hierbei die Entwicklung des
Leistungsgeschehens in den verschiedenen Aufgabenbereichen. Wahrend einige Leistun-
gen nicht mehr erbracht wurden, weil SchlieBungen nétig waren (bspw. im Bereich Schulen
und Kultur), kamen parallel andere Aufgaben dazu (bspw. konzeptionelle Arbeit oder die
Umstellung auf digitale Formate). In anderen Bereichen wurde im Rahmen der Pandemie
deutlich mehr gearbeitet (bspw. durch starker nachgefragte Leistungen nach dem Infekti-
onsschutzgesetz oder Zusatzaufgaben durch Krisenmanagement). In manchen Bereichen
wiederum blieb das Leistungsgeschehen nahezu unverandert.

Es erscheint zielfihrender zu prifen, wie sich der Produktionsfaktor Arbeit wahrend der
Krise verandert hat. Zentral ist dabei die Frage, welche Auswirkungen die Veranderung der
Rahmenbedingungen (insb. Homeoffice) hatte und noch hat.

In der wissenschaftlichen Betrachtung gibt es dazu verschiedene Befragungen:

e Eine Studie der Technischen Hochschule Kdln hat ergeben, dass ,nur 20% der Mit-
arbeiter*innen ihre Produktivitadt als geringer einschédtzen als zuvor, 37% geben an,
dass die Produktivitdt unverdndert ist, 42% geben an, dass die Produktivitdt im
Homeoffice hbéher ist als zuvor. Dieses Ergebnis widerspricht der Vermutung, dass
Beschiftigte im Homeoffice zu sehr abgelenkt werden oder auch die Arbeit nicht so
ernst nehmen wie im Unternehmen. ,Das Arbeiten zuhause ist ein Gegenentwurf
einer auf Anwesenheit und Uberwachung angelegten Arbeitsmoral, wie sie in tradi-
tionellen Unternehmenskulturen noch vorherrscht. Die Corona-Krise kénnte diesbe-
zliglich auch in Anbetracht der Ergebnisse [der] Studie ein Umdenken férdern.” (vgl.
Studie ,Homeoffice im Kontext der Corona-Pandemie"™, TH Kéln, 18.04.2020)

e FEine Befragung des Behérdenspiegels zeigt auf, dass die lUberwiegende Mehrheit
der Mitarbeiter*innen davon (Uberzeugt ist, dass sich im Homeoffice vollumfénglich
alle Aufgaben erledigen lassen (80 %). Ergédnzend wird einer Arbeit im Homeoffice
bescheinigt, dass diese effizienzsteigernd ist, 65 % geben an, dass sich Homeoffice
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insgesamt positiv auf die Qualitdt und Geschwindigkeit der Aufgabenerledigung aus-
gewirkt." (vgl. Behérdenspiegel, Befragung im Bereich des 6ffentlichen Dienstes
September/Oktober 2020, Ausgabe 11/2020).

Um konkrete Ergebnisse fir den LVR zu erhalten, erfolgt im ersten Quartal 2021 eine Un-
tersuchung durch die Heinrich-Heine-Universitat Disseldorf.

Unter der Leitfrage ,Wie hat sich die Produktivitdt der Arbeitsergebnisse im LVR unter
Corona-Bedingungen verandert?" werden in einer anonymisierten Online-Befragung As-
pekte wie Inanspruchnahme und Entwicklung von Homeoffice, Entwicklung der Quantitat
und Qualitat der Arbeit sowie Einflussfaktoren und Herausforderungen auf bzw. an die Ar-
beit betrachtet. Es werden verschiedene Perspektiven - von Mitarbeiter*innen sowie von
Fihrungskraften - erfasst, wissenschaftlich ausgewertet und analysiert. Die Ergebnisse
werden anschlieBend aufbereitet und in einer Prasentation dargestelit.

Auch wenn die im Ubrigen vorgesehenen verwaltungsinternen Workshops zur Erfragung
der Erfahrungen von Mitarbeiterschaft, Fihrungskraften und Personalvertretungen noch
ausstehen, lasst sich aufgrund der Krankenstatistik sowie der Berichte des Betriebsarztli-
chen Dienstes und des Gesundheitsmanagements feststellen, dass es keine pauschale Aus-
sage zu den gesundheitlichen Auswirkungen von verstarkter Heim- und Telearbeit geben
kann. Die Feststellungen in der Studie des Instituts flr Arbeit und Qualifikation (IAQ) der
Universitat Duisburg-Essen vom September 2020 decken sich mit den Erfahrungen des
Betriebsarztlichen Dienstes und des Betrieblichen Gesundheitsmanagements. Dort wird
festgehalten, dass filr ein erfolgreiches Arbeiten im Homeoffice das Vertrauen zwischen
Vorgesetzten und den Mitarbeiter*innen, die Unternehmenskultur und ein gutes Betriebs-
klima zentrale Bestandteile sind. Die Ausstattung muss auf aktuellem Stand der Technik
sein und reibungslos funktionieren. Notwendig sind auch klare und transparente Abspra-
chen Uber die Erreichbarkeit. Die Erfassung und Kontrolle der Arbeitszeiten kann ebenso
helfen, Beschaftigte vor ausufernden Stunden und verschwimmenden Grenzen von Arbeit
und Privatleben zu schitzen bzw. Arbeitszeiten und Privatleben besser miteinander zu ver-
einbaren. Damit die Regelungen auch tatsachlich wirksam werden, sind begleitende Schu-
lungen fir ein richtiges ,Fihren auf Distanz" wie auch flir das weitgehend selbstorgani-
sierte Arbeiten im Homeoffice sehr wichtig. Nur so kann Homeoffice ein Erfolgsmodell wer-
den (vgl. https://idw-online.de/de/news758917).

5.2 Finanzielle Auswirkungen/Kosten

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Monatliche Gesamtkosten pro m2im LH, HH sowie
den "neuen"” Gebduden K6, K8 ... (exemplarisch) fiir die jeweiligen Blrofldchen

Leitfrage: Welche Raumkosten bzw. Kosten fiir einen Arbeitsplatz fallen beim
LVR an?

e Angabe von Gesamtkosten pro m2 Bliroflache

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Finanzielle Auswirkungen
Leitfrage: Welche finanziellen Auswirkungen haben neue Arbeitsformen?

e Kosten eines Arbeitsplatzes bzw. HO-Arbeitsplatzes
¢ Mehraufwendungen fir digitale Ausstattung (Bezugnahme Infrastruktur)

Um mogliche wirtschaftliche Konsequenzen aus der verstirkten Nutzung von
Homeoffice einschatzen und daraus strategische Entscheidungen ableiten zu kénnen, sind
verschiedene Daten, Bewertungen und Setzungen von Parametern erforderlich.


https://idw-online.de/de/news758917
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Wesentliche Fragen in diesem Zusammenhang sind:

e Welche Kosten verursacht das Schaffen einer Homeoffice-Arbeitsmdoglichkeit?
Welche weiteren Kosten fallen neben der Zurverfiigungstellung eines mobilen
Endgerates an?

e Wie viele zusatzliche Homeoffice-Mdglichkeiten wurden geschaffen und wie viele
sollen nach der Corona-Krise dauerhaft erhalten bleiben (Homeoffice-Quote)?

e In welchem Umfang soll die Aufgabenwahrnehmung im Homeoffice stattfinden
(Homeoffice-Tage pro Woche/Umfang/Homeoffice-Kapazitat)?

e In welchem Grad kann eine zusatzliche Homeoffice-Méglichkeit einen ,residen-
tiellen Arbeitsplatz" in der Verwaltung ersetzen (Entlastungsgrad; Desk-Sha-
ring-Quote)?

e Welche Kosten kénnen beim Wegfall eines ,residentiellen Arbeitsplatzes" einge-
spart werden? Welche Kosten bleiben erhalten?

Zunachst ist zu ermitteln, welche zusatzlichen Kosten pro eingerichteter Homeoffice-
Moglichkeit entstehen. Die Verwaltung hat dazu errechnet, dass unter Berlicksichtigung
folgender Kostenbestandteile

e Mehrkosten durch Uberlassung eines Notebooks statt eines Desktop-PC
e ggf. zusatzlich erforderliche Hardware

e technische Bereitstellung einer Heimarbeitsumgebung

e zusatzliche Lizenzen fir Video-Konferenzen (GoToMeeting) etc.

¢ weiterhin vorzuhaltendes Equipment am Bliroarbeitsplatz

ein Mehraufwand von ca. 45 € im Monat pro Homeoffice-Mdglichkeit zu verzeichnen ist.
Diese Kosten kénnen sich erhéhen, wenn hochwertigere IT-Ausstattung beschafft und ein-
gesetzt wird.

Um madgliche Einsparungen durch den Wegfall von ,residentiellen Arbeitsplatzen™ errech-
nen zu kénnen, sind die Kosten eines Arbeitsplatzes zu untersuchen. Dabei ist zu er-
mitteln, welche Kostenbestandteile durch den Wegfall von Arbeitsplatzen entfallen und da-
mit zu einer Entlastung beitragen und welche weiterhin bestehen.

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle fir Verwaltungsmanagement (KGSt) veroffentlicht
jahrlich einen Bericht zur Entwicklung der Kosten eines Arbeitsplatzes (letzter Bericht KGSt
Nr. 07/20). Kostenbestandteile sind neben den Personalkosten die Sachkosten flr Biroar-
beitsplatze mit und ohne Technikausstattung sowie die Gemeinkosten. Bei den Sachkosten
gehen nicht nur die reinen Raumkosten (Miete, Betriebs- und Unterhaltungskosten) ein,
sondern auch die BUroausstattung, die Geschaftskosten und die Telekommunikationskos-
ten. Bei Biroarbeitspldatzen mit Technikausstattung kommen die IT-Kosten hinzu. Der Ge-
samtwert flir einen Bliroarbeitsplatz mit Technikausstattung belauft sich It. KGSt auf 9.700
€ jahrlich. Davon entfallen 6.250 € auf die Raum- und Sachkosten sowie 3.450 € auf den
Kostenanteil flr die IT-Ausstattung (einschl. Hard-/Software, Schulungskosten und zent-
rale Leistungen wie Rechenzentrum, Benutzerbetreuung etc.).

Der LVR hat auf der Grundlage der Kostenstruktur und Daten der KGSt die eigenen Raum-
kosten und Sachkosten ermittelt. Diese zeigen auf, dass durch den LVR genutztes Eigen-
tum weit kostenglnstiger ist als angemietete Flachen. Die Spreizung der Kosten zwischen
selbstgenutzten Flachen und hinzugemietetem Blroraum variiert: Flr die glinstigen selbst-
genutzten Burofléachen gibt der LVR 2.500 € jahrlich pro gm aus, bei extern angemieteten
Flachen pro gm bis zu 6.800€ jahrlich. Der LVR liegt mit seinen Raumkosten damit durch-
schnittlich Gber dem von der KGSt ermittelten Vergleichswert. Die héheren Aufwendungen
sind insbesondere auf den Blrostandort Kéln-Deutz zurlickzufiihren; bei der KGSt handelt
es sich um bundesweite Durchschnittswerte.
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Bei der Kostenbetrachtung zur Identifikation méglicher Einsparung durch Homeoffice kén-
nen die Geschafts- und Telekommunikationskosten sowie die IT-Grundkosten unberiick-
sichtigt bleiben, da diese Kostenbestandteile unabhdngig davon entstehen, ob im Bliro oder
im Homeoffice gearbeitet wird.

Es ergibt sich folgender Kostenvergleich fir die jahrlichen Kosten pro gm:

KGSt LVR/ LVR/ LVR/
Selbstnutzung | Anmietung Durchschnitt

Miete/Betrieb/ 3.844 € 2.500 € 6.800 € 4.300 €
Unterhalt
Archiv 610 € 610 € 610 € 610 €
Blroausstattung | 160 € 160 € 160 € 160 €
Kosten eines | 4.614 € 3.270 € 7.570 € 5.070 €
Arbeitsplatzes:

Die angegebenen Kosten eines Arbeitsplatzes umfassen nur jene fixe Kostenbestandteile,
die bei einem Wegfall eines ,residentiellen Arbeitsplatzes" eingespart werden kénnen.
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6 Perspektive Infrastruktur

Diese Perspektive befasst sich mit den infrastrukturellen Auswirkungen durch die Corona-
bedingten Verdanderungen auf die Arbeitswelt im LVR. Dabei werden im Zuge der Beant-
wortung des Beschlusses insbesondere die Auswirkungen der Corona-Pandemie in Bezug
auf die Entwicklung der Homeoffice-Mdglichkeiten, technische Ausstattung sowie bauliche
Fragestellungen neuer Arbeitsformen erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die
Chancen in Bezug auf die Infrastruktur flir den Verband dargestelit.

6.1 Entwicklung von Homeoffice Platzen

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Anzahl der aktuellen Homeoffice-Plédtze (unterteilt
in bereits vor der Corona-Pandemie vorhandene und neue), inklusive der Darstellung
von Quoten nach Prdsenz und Homeoffice

Leitfrage: Wie hat sich die Anzahl von Homeoffice-Arbeitspldtzen entwickelt?

¢ Anzahl Homeoffice-Platze einschlieBlich Entwicklung

Die Heim- und Telearbeit hat sich unter Berlicksichtigung dienstlicher Erfordernisse bereits
in den vergangenen Jahren beim LVR stetig erhéht. Dabei besteht eine Vielzahl von indivi-
duellen Modellen im Hinblick auf die Zeitanteile der Arbeit im Blro zu solchen im Home-
office.

In nachstehender Tabelle sind die Heimarbeitsquoten fiir ,,echtes Homeoffice™ (mit Indivi-
dualvereinbarung genehmigte Heim - und Telearbeit) im Untersuchungsbereich ausgewie-
sen:

B Personen mit Heim-/Telearbeit M Personen ohne Heim-/Telearbeit

RVK 71,3%
Infokom 86,7%
Dez. 9 (2V) 50,6%
Dez. 8 (ZV) 79,3%
Dez. 7 85,1%

Dez. 6 30,8%

Dez. 5 (2V) 73,1%
Dez. 4
Dez. 3
Dez. 2
Dez. 1
Dez. 0
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Abbildung 2: Verhaltnis der Mitarbeiter*innen mit und ohne Heim-/Telearbeit nach
Organisationseinheiten - Stand 31.12.2020

In absoluten Zahlen ergibt sich folgendes Bild (dargestellt sind hier die auf der Grundlage
einer formlichen Individualvereinbarung genehmigten Heim- und Telearbeitszugange):

M Personen mit Heim-/Telearbeit Personen ohne Heim-/Telearbeit
RVK 121
infokorn | 7 S 56
Dez. 9
v
Dez. 8
v S
Dez. 7 647 113
Dez.6 9§
Dez. 5
(2v) 321 118

Dez.4 YR 73
Dez. 3 101
Dez. 2 44

Dez. 1 195 119

Dez.0 BN 52

Abbildung 3: Absolute Anzahl der Mitarbeiter*innen mit Heim-/Telearbeit nach
Organisationseinheiten — Stand 31.12.2020
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Die Entwicklung im Jahr 2020 im Untersuchungsbereich lasst einen Vergleich des Zustan-
des vor der Pandemie mit der bisherigen Entwicklung in der Pandemie (bis Ende 2020) zu.

Es wird deutlich, dass fir Verwaltungstatigkeiten im Untersuchungsbereich dieser Vorlage
bereits vor der Pandemie (Anfang 2020) eine hohe Homeoffice-Quote bestand. Diese Quote
hat sich durch zusatzliche Zugange wahrend der Pandemie noch weiter erhoht.

Im Folgenden sind alle Homeoffice-Zugange dargestellt, also auch solche, die kurzfristig
eingerichtet wurden und flr die zuvor kein formelles Beantragungs- und Genehmigungs-
verfahren durchgefiihrt wurde (sog. ,tempordre Zugange"). Diese Handhabung war erfor-
derlich, um unter Coronabedingungen ohne Zeitverzug die Arbeitsfahigkeit zu erhalten. Ein
Vergleich der Homeoffice-Zugange, der diese ,tempordren Zugange" auBler Acht lasst,
wirde nicht die tatsachlichen Veranderungen des Umfangs der Homeoffice-Mdglichkeiten
wiedergeben, die wahrend der Pandemie entstanden sind:

Homeoffice-Zugange

3000
2500
2000
1500
1000
500
: O] ] O ]
01.01.2020 31.12.2020 01.01.2020 31.12.2020 01.01.2020 31.12.2020
Zentral- Zentral- RVK/RZVK RVK/RZVK Infokom Infokom
verwaltung verwaltung
M Homeoffice-Zugédnge Mitarbeitende

Abbildung 4: Homeoffice-Zugange (hier nun einschlieBlich tempordrer Zugange)

Es ist festzustellen, dass sich die dargestellten Aufgabenbereiche unterschiedlich entwickelt
haben:

e LVR-InfoKom hatte schon vor der Pandemie eine hohe Homeoffice-Quote. Daher
hat es nur wenige Corona-bedingte Veranderungen bezliglich der Homeoffice-Zu-
gange gegeben, gleichwohl sich die tatsachliche Inanspruchnahme (Umfang/Kapa-
zitat) erhoéht.

¢ Bei den Rheinischen Versorgungkassen bestand schon vor der Pandemie eine Uber-
durchschnittliche hohe Ausstattung mit Homeoffice-Arbeitsplatzen. Diese ist insbe-
sondere auch auf ein erfolgreich praktiziertes Desk-Sharing-Modell zurickzufih-
ren, so dass die Corona-bedingten Effekte hier nicht ausschlaggebend sind. Die
Inanspruchnahme hat sich ebenfalls erhoht.

e Eine wesentliche Anderung gibt es bei den Dezernaten der Zentralverwaltung. Die
absolute Zahl der Homeoffice-Platze ist mit ca. 675 neuen Zugangen (Stand:
06.01.21) stark angestiegen. Parallel zum Anstieg hat sich auch hier die Inan-
spruchnahme erhért.
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In Tatigkeitsbereichen, in denen die Heim-und Telearbeit aus aufgabenspezifischen Griin-
den nicht zum Einsatz kommen kann, sind organisatorische MaBnahmen getroffen worden,
um die Mitarbeiter*innen zu schiitzen (vgl. dazu ,Bericht zum Umgang mit der Corona-
Pandemie im Landschaftsverband Rheinland™ vom 30.06.2020, S. 13)

6.2 Technische Ausstattung und Infrastruktur

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Ggf. erforderliche Erweiterung der Infrastruktur
Notwendigkeit der Beschaffung ggf. erforderlicher Lizenzen

Leitfrage: Welche technischen/infrastrukturellen MaBnahmen (z.B. Telefon-
anlage, Internetanschluss, Lizenzen) waren/sind erforderlich, um die Arbeits-
formen unter Coronabedingungen zu ermoglichen?

e Erweiterung Serverkapazitaten

e Erweiterung Telefonanlage

e Anzahl GoToMeeting-Lizenzen

e Technische Ausstattung Arbeitsplatze und Besprechungsraume
e Weitere Kommunikationsmaéglichkeiten

Parallel zur Erhéhung der Homeoffice-Arbeitsplatze wurde die IT-Infrastruktur ausgebaut.
Insgesamt wurden im Umfang von ca. 370.000 € zusatzliche Lizenzen erworben und Ser-
verkapazitaten erweitert. Wesentlich war dabei die umfassende Lizensierung einer Video-
konferenzsoftware (GoToMeeting), welche um ber 1.000 Zugdnge auf 1.200 Zugange er-
weitert wurde. Dariber hinaus werden ca. die Halfte der Besprechungsraume der Zentral-
verwaltung zeitnah mit einem entsprechenden Equipment fiir Videokonferenzen (Kameras,
Mikrofone etc.) ausgestattet. Weitere Moéglichkeiten zur Unterstlitzung digitaler Formate
werden aktuell eingerichtet (Zoom, MS-Teams). Bedingt durch die Umstellung von Dienst-
telefonen hat der LVR im Rahmen der Pandemie immer wieder Probleme mit der Telefon-
anlage. Es erfolgte daher eine Erweiterung der Telefonanlage, die Anzahl der Leitungen
wurde zum Jahreswechsel 2020 auf 2021 von 150 auf 260 erhéht. In weiteren Schritten
ist eine Ausbaukapazitat von 400 Anschliissen geplant.

6.3 Bauliche Fragestellungen

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Bauliche Fragestellungen

Leitfrage: Welche baulichen Fragestellungen ergeben sich aus der vermehrten
Homeoffice-Tatigkeit?

e Desk-Sharing
e Arbeitsplatz der Zukunft

Bis zum Marz 2020 hatte die Homeoffice-Tatigkeit bzw. die entsprechenden Quoten keine
konkreten baulichen Auswirkungen.

Absehbar war zu diesem Zeitpunkt jedoch, dass die Entscheidung des Verwaltungsvorstan-
des hinsichtlich einer Desk-Sharing-Quote von 0,8 mittel- bis langfristig zu einer Reduzie-
rung der bendtigten Blroflache fihren wirde.

Dieser Effekt wird durch den aufgrund der Pandemie stark gestiegenen Anteil an Home-
office deutlich verstarkt. Die physische Anwesenheit der Mitarbeiter*innen im Bliro hat
zwischenzeitlich stark nachgelassen, so dass selbst bei einer durchaus zu erwartenden teil-
weisen Ruckwartsbewegung mit Pandemieende eine niedrigere, und in Bezug auf den Kos-
tenaufwand bessere Quote als 0,8 umsetzbar und nicht unwahrscheinlich erscheint.
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Aktuell arbeiten bereits einige Organisationseinheiten im LVR nach verschiedenen Desk-
Sharing-Modellen, teils auch schon seit vielen Jahren.

Zu nennen sind hier insbesondere die Rheinischen Versorgungskassen, das Dezernat 7 und
LVR-InfoKom.

Eine Reduzierung des Bedarfs an Biroflache wird fir den Verband zu einer spirbaren Kos-
tenreduzierung fihren. Hier stellt sich jedoch auch die Frage, ob ein Teil der Bliroflache im
Sinne von Innovation, Arbeitgeberattraktivitat, aber auch Effizienzsteigerung nicht einge-
spart, sondern anderweitig gestaltet und genutzt werden sollte. Zielfiihrend erscheint hier
die Umgestaltung des tradierten Blrokonzepts hin zu einer offenen und flexiblen Raumge-
staltung und -nutzung, die, basierend auf dem Modell des Desk-Sharings, optimale Ar-
beitsumgebungen flir die diversen Tatigkeitsarten anbietet und am Ende attraktivitatsstei-
gernd wirkt.

Dieser Frage geht das Projekt ,Neue Arbeitswelten fir den LVR" nach. Im Ergebnis soll
sowohl fiir den Ersatzneubau am Ottoplatz in Kéln-Deutz als auch flr die an diesem Stand-
ort bereits vorhandenen Bestandsgebdude eine moderne, zukunftsfahige und effiziente Ar-
beitsumgebung fiir die Mitarbeiter*innen entstehen. Gleichrangige Entscheidungskriterien
sind dabei:

e die Arbeits- und Leistungsqualitat des LVR flr die Menschen im Rheinland,
o die Wirtschaftlichkeit,

¢ die Nachhaltigkeit und

e die Férderung der Zufriedenheit und Gesundheit der Mitarbeiter*innen.

Eine besondere Herausforderung wird hier eben die Frage sein, inwiefern sich ein solches
Konzept, ggf. auch nur in Teilen, auf die Bestandsgebaude Ubertragen lasst. Ihre Struktur
basiert auf der seinerzeit gebrauchlichen Arbeitsumgebung, sprich einer sogenannten Zel-
lenstruktur. Dies hat Auswirkungen auf die Gebdudetechnik, Fenster- und Lichtgestaltung,
MaBe von Gebaudeteilen etc. Die Umsetzbarkeit offener und variabler Blirordume vor die-
sem Hintergrund wird im Projekt im Rahmen einer Machbarkeitsstudie untersucht.
Bei der Beurteilung werden sowohl bauliche als auch rechtliche Aspekte (Brandschutz,
Denkmalschutz, Arbeitsschutz etc.) identifiziert, bewertet und im Ergebnis eine Empfeh-
lung fir das weitere Vorgehen ausgesprochen.

In welchem MaB fiir die Umsetzung der neuen Arbeitsumgebung notwendige bauliche Ver-
anderungen an Bestandsgebduden realisiert werden, wird im Anschluss nicht nur, aber
auch vor dem Hintergrund der finanziellen Mdoglichkeiten zu bewerten sein.
In dem Abwagungsprozess wird die Schaffung einer weitestgehend vergleichbaren Ar-
beitsumgebung in den im Eigentum des LVR stehenden Dienstgebauden am Standort Deutz
und dem Neubau am Ottoplatz besonders zu bericksichtigen sein.
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7 Perspektive Personal

Diese Perspektive befasst sich mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Perso-
nal im LVR. Dabei werden die Erfahrungen der Mitarbeiter*innen, Fihrungskrafte, Perso-
nalvertretungen erhoben. Dariiber hinaus werden der Gesundheitsschutz bei neuen, digi-
talen Arbeitsformen sowie die Entwicklung des Krankenstandes wahrend der Corona-Pan-
demie erlautert. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden die Chancen in Bezug auf das Per-
sonal fir den Verband dargestellt.

7.1 Erfahrungen der Mitarbeitenden, Fiihrungskraften,
Personalvertretungen mit der Heimarbeit

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Rickmeldungen von Mitarbeiter*innen und Fiih-
rungskréften sowie der Personalvertretung/GPR zu den mit der Heimarbeit gemachten
Erfahrungen

Arbeitszufriedenheit, Fiihrung auf Distanz, Gesundes Verhéltnis von ,,Online- und Pré&-
senz", Flexibilitdt und Zeitsouverdnitat fiir Mitarbeiter*innen, Arbeitgeberattraktivitit

Leitfrage: Welche Erfahrungen hat/haben die Mitarbeiterschaft/Fiihrungs-
krifte/Personalvertretungen mit der Heimarbeit gemacht?

e Rlckmeldung der Mitarbeiterschaft/Fliihrungskrafte/Personalvertretungen zur
Heimarbeit (Arbeitszufriedenheit, Gesundes Verhaltnis von ,Online- und Pra-
senz-Aktivitaten" auch unter sozialen Aspekten, AG-Attraktivitat, Flexibilitat und
Zeitsouveranitat, Fiihrung auf Distanz)

Zu diesem Themenbereich sind mit den im beschlossenen Antrag 14/345 genannten Per-
sonengruppen im ersten Quartal 2021 mehrere interne Workshops terminiert.

Anhand spezifischer Fragestellungen werden die mit der verstarkten Homeoffice-Arbeit ge-
machten Erfahrungen gesammelt. Schwerpunkte der Workshops sind: Allgemeine Erfah-
rungen, Arbeitsplatzausstattung, Arbeitszufriedenheit, Soziale Aspekte, Arbeitgeberattrak-
tivitét sowie Fihrung auf Distanz.

Ein erster Workshop mit Vertreter*innen aller Dezernate (Geschaftsleitungen und o6rtliche
Pandemiebeauftragte) erbrachte folgende Kernaussagen:

e Zusammenfassende Einschatzungen:
o ,Wirlernen standig dazu."”
o ,Es geht mehr, als man dachte"
o ,Der Mix macht’s - zwischen digital und analog."
o ,Nichts geht Uber persénlichen Kontakt.”
e Forderungen:
o ,Die digitale Kommunikation muss bleiben."
o Wir brauchen eine moderne IT-Ausstattung fir mobiles Arbeiten.”
e Nutzen:
o ,Der LVR tritt als moderner Arbeitgeber auf — dies erhdht die Arbeitge-
berattraktivitat."
o ,GroBere Zeitflexibilitat beginstigt die Vereinbarkeit von Privatem und
Beruf.
o ,Durch vermehrtes Homeoffice ist ein digitaler Schwung entstanden.”

Diese Aspekte sind erganzend zu den intern durchgeflihrten Workshops teilweise auch
durch die Untersuchung der Heinrich-Heine-Universitat Diisseldorf aufgegriffen.
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Ein Bericht zu den Ergebnissen dieser Untersuchung, mit denen fir Anfang Mai gerechnet
wird, folgt in einer weiteren Vorlage zur Beantwortung des Beschlusses 13/345.

7.2 Entwicklung des Krankenstandes

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Entwicklung des Krankenstandes

Leitfrage: Wie haben sich die neuen Arbeitsformen auf die Gesundheit der Mit-
arbeitenden ausgewirkt?

e Krankenstatistik

Die Ausfallquote hat sich im Jahr 2020 zum Vergleichsjahr 2019 innerhalb der Dezernate
und der RVK folgendermaBen entwickelt:

Krankenstatistik Dezernate 0-9 und RVK
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Abbildung 5: Ausfallquoten Dezernat 0-9 und RVK

Im Jahr 2020 kann lediglich flir den Monat Marz ein starker Anstieg der Krankmeldungen
festgehalten werden. Das dirfte mit der groBen Verunsicherung der Mitarbeiter*innen in
der Hochphase der ersten Pandemiewelle im Frihjahr erklarbar sein. Ab April reduzieren
sich die Krankmeldungen tendenziell. Am Arbeitsplatz wurden auf Basis des Hygienekon-
zepts differenzierte SchutzmaBnahmen getroffen. Insgesamt sind die Ausfallquoten in dem
fur die Vorlage relevanten Untersuchungsbereich zum Vergleichsjahr 2019 geringer.

Auffallig ist eine Betrachtung von LVR-InfoKom, die eine sehr hohe Homeoffice-Quote vor-
weist, hier gibt es nicht nur leichte, sondern erhebliche Reduzierungen der Krankenquote.
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Krankenstatistik LVR-InfoKom
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Abbildung 6: Ausfallquoten in LVR-InfoKom

Der Rickgang der Krankenquoten beim LVR Idsst sich allerdings nicht ohne weiteres oder
monokausal auf die vermehrte Homeoffice-Arbeit zurickzufihren. Hierzu bedirfte es wei-
terer Untersuchungen und langerer Betrachtungszeitraume.

7.3 Gesundheitsschutz

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Gesundheitsschutz

Leitfrage: Wie haben sich die neuen Arbeitsformen insbesondere auf die psy-
chische Gesundheit der Mitarbeitenden ausgewirkt?

e Psychische Belastungen )
e Psychische Beanspruchungen Rickmeldung BAD

Psychische Beanspruchung ist die unmittelbare Auswirkung einer psychischen Belastung.
Somit kdnnen bestimmte Belastungen (Stressoren), wie bspw. die verdnderten Rahmen-
bedingungen im Homeoffice, auf die einzelnen Mitarbeitenden je nach k&rperlicher und
psychischer Verfassung/Vorerfahrung jeweils sehr unterschiedliche - positiv wie negativ
empfundene - Auswirkungen (Beanspruchungen) haben.

Die LVR-KlIinik ftir Psychosomatische Medizin und Psychotherapie Essen flihrt seit dem 10.
Mdrz 2020 eine breit angelegte Online-Studie mit anonymisierter Befragung zu den Aus-
wirkungen des Corona Virus in der Gesellschaft durch. Um Veranderungen des seelischen
und gesundheitlichen Zustands vor und nach dem Covid-19-Ausbruch zu untersuchen, hat
ein Forschungsteam um Prof. Dr. med. Martin Teufel fortlaufend fast 25.000 Menschen
befragt. Erhoben werden Angaben zu Alter und Geschlecht, zu Symptomen fiir Depressio-
nen und Angst, zu negativer Stressbelastung und zum Gesundheitszustand. Es soll her-
ausgefunden werden, welche Faktoren mit einer Verschlechterung des psychischen Zu-
stands und welche mit einer Entlastung verbunden sind. Ergebnisse werden gesondert be-
richtet.
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Im Rahmen der Pandemie wurde seitens des Betrieblichen Gesundheitsmanagements und
des Betriebsdrztlichen Dienstes festgestellt, dass ein wesentlicher Beanspruchungsfaktor
der personliche Umgang mit den Auswirkungen der Pandemie ist. Ein konkreter Handlungs-
bedarf flir den Arbeitgeber ist nur in Einzelfallen aufgetreten.

Die Zahl der Falle, in denen die Sozialberatung in Bezug auf psychische Beanspruchungen
beratend tatig wurde, ist seit der Pandemie zunachst nur leicht, jetzt aber deutlich ange-
stiegen. Wahrend sich zu Beginn der Pandemie die Beratungsintensitat bei bereits erkrank-
ten und gefdahrdeten Mitarbeiter*innen erhéht hat, sind zuletzt auch Viele zur Beratung
gekommen, die bisher Gber keine Vorbelastungen verfigten.

Im Verlauf der Pandemie ist allgemein festzustellen, dass zunehmend mehr Mitarbeiter*in-
nen unter den Folgen der Pandemie leiden. Dies ist anhand der vermehrten Anfragen an
den Betriebsarztlichen Dienst und die Betriebliche Sozialberatung sowie vielen Gesprachen
zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitenden festzustellen. Folgende Faktoren sind dabei im
Rahmen der Beratung durch den betriebsarztlichen Dienst Thema:

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben: Die Grenzen zwischen Arbeit und Privatleben
verschwimmen. Dies kann dazu flihren, dass Mitarbeiter*innen dem Geflihl unterliegen,
standig erreichbar sein zu missen. Um neben einer groBeren Selbstbestimmung bei der
Ausflihrungsweise von Aufgaben und Arbeitsgeschwindigkeit Druck durch selbstwahrge-
nommen Zwang zur standigen Erreichbarkeit zu reduzieren, missen digitale Instrumente
im LVR eingefiihrt werden, die helfen, dem entgegenzuwirken (z. B. ,elektronischer Er-
reichbarkeitsassistent™).

Fiihrung: Starken Einfluss auf die psychische Belastung der Mitarbeiter*innen im Home-
office haben die Vorgesetzen. Es zeigt sich, dass Vorgesetzte diese entlasten kdnnen, aber
suboptimales Fihrungsverhalten in Einzelfallen auch zu einer héheren Beanspruchung
fahrt.

Soziale Beziehungen: Die Vereinsamung im Homeoffice betrifft haufig alleinlebende
Menschen. Es fehlt das nicht planbare und haufig per Zufall zustande kommende Gesprach
zwischen Kolleg*innen. Auch kann der mangelnde Kontakt dazu fiihren, dass sich gegen-
Uber Personen aber auch anderen Unternehmensbereichen Spannungen bzw. Vorurteile
vergroBern. Zurickzufihren ist dies jedoch nicht nur auf die Corona-Pandemie, sondern
die z.T. noch immer nicht vollstéandigen technischen Méglichkeiten bei der Arbeit im
Homeoffice. So kdnnen sich nicht alle Mitarbeiter*innen Uber Videokonferenzen austau-
schen. AuBerdem stehen die bendétigten Arbeitsmittel im Homeoffice nicht allen Beschaf-
tigten in gewohnter Qualitat zur Verfigung (nicht immer zuverlassige WLAN-Verbindung;
keine Kamera; sich unter Druck fihlen, vom privaten Handy dienstliche Telefonate fiihren
zu missen, etc.).

Flexibilitat von Arbeitsort und -zeit: Die vermehrte digitale Arbeit lasst eine Flexibili-
sierung von Arbeitsort und -zeit zu. Fir alle Mitarbeiter*innen und insbesondere fir Allein-
erziehende oder jene, die einen pflegebedlrftigen Angehdérigen unterstitzen, stellt diese
Flexibilisierung eine groBe Hilfestellung dar und wird sehr positiv bewertet. Durch eine
zunehmende Flexibilisierung bei der Bewaltigung von dienstlichen Aufgaben haben die Mit-
arbeiter*innen die Méglichkeit, Arbeitzeiten und Privatleben aufeinander abzustimmen und
hierdurch private Herausforderungen einfacher bewaltigen zu kénnen.

Arbeitseffizienz und -produktivitat: Im Homeoffice kommt es i.d.R. zu weniger Sto6-
rungen durch Personen und Kommunikationsmittel. Das Arbeitstempo und die Arbeitsweise
kdnnen (noch) eigenstandiger und eigenverantwortlicher gesteuert werden. Dies wird po-
sitiv bewertet. Andererseits ist diese Bewertung nicht zuletzt von der sehr unterschiedli-
chen individuellen hauslichen Situation abhangig.

Umgebungsbedingungen: Es ist festzustellen, dass diverse Belastungen im Bereich der
Umweltbedingungen im Homeoffice-Bereich flir viele Mitarbeiter*innen, insbesondere in
Single-Haushalten, geringer sind als am Biroarbeitsplatz (Larm oder sonstige Emissionen
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etc.). Andererseits gibt es aber auch eine Zunahme an entsprechenden Belastungen, wenn
bspw. mehrere Haushaltsangehérige im Homeoffice arbeiten und mdoglicherweise nicht ge-
ntigend PCs zur Verfigung stehen. Unklar ist, inwiefern im Homeoffice eine idealtypische
ergonomische Arbeitsplatzgestaltung (ergonomischer Schreibtischstuhl, héhenverstellba-
rer Schreibtisch, Beleuchtung) vorhanden ist, die mit der hohen Qualitdt am Blroarbeits-
platz vergleichbar ist.

Ferner kann sich die Beschulung von Kindern im hduslichen Umfeld in den Phasen der
Pandemie, die mit einer Aussetzung des Prdasenzunterrichts verbunden waren, als Belas-
tungsfaktor darstellen.

Die zweite LVR-weite Mitarbeitendenbefragung in der Zeit vom 01.02.2021 bis zum
15.03.2021 hat auch die Erhebung zum Gegenstand, wie die Mitarbeitenden die Arbeitsor-
ganisation und den Gesundheitsschutz wahrend der Pandemie bewerten.
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8 Perspektive Umwelt

Diese Perspektive befasst sich mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Klima.
Dabei wird insbesondere das Mobilitatsverhaltens betrachtet. Auf Basis dieser Erkenntnisse
werden die Chancen in Bezug auf die Umwelt fiir den Verband dargestellt.

8.1 Mobilitatsverhalten

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Mdgliche Auswirkungen der verstérkten digitalen
Arbeit auf die Mobilitét der Mitarbeitenden sowie die Auswirkungen der Verkehrsmobi-
litat

(extern/intern)

Auswirkungen auf infrastrukturelle Verkehrsentwicklungen (extern/intern)

Leitfrage: Wie hat sich das Mobilititsverhalten (Dienstfahrzeuge, OPNV, Fahr-
rad) der Mitarbeiterschaft verandert?

e Auslastung und Kosten Job-Ticket

e Auslastung Dienstwagen und Ticket 2000
e Auslastung Parkplatze

e Nutzung OPNV

Das Mobilitiatsverhalten der Mitarbeitenden am Standort KéIn-Deutz ist stark von der
Nutzung des Job-Tickets gepragt. Die hervorragende Verkehrsanbindung sorgt daflir, dass
die Arbeitsplatze unter Nutzung des OPNV oft besser und schneller erreicht werden kénnen
als unter Einsatz eines privaten PKW. Dadurch ist die Bereitschaft, am Job-Ticket teilzu-
nehmen, groB. Unterstitzt wird die Teilnahmemotivation dadurch, dass eine Parkberechti-
gung auf den beschrankten Parkflachen des LVR ebenfalls mit dem Erwerb eines Job-Ti-
ckets verbunden ist.

Eine hohe Teilnahmequote am Job-Ticket ist auch unbedingte Voraussetzung flir die Rea-
lisierung von attraktiven Preisen, denn das Job-Ticket wird von den Mitarbeiter*innen
selbst getragen. Es gibt bislang keinen Zuschuss des LVR als Arbeitgeber. Die Zahl der
aktuellen Nutzer liegt derzeit bei knapp 2.500 Teilnehmer*innen.

Wahrend die Teilnahmequote in den letzten drei Jahren leicht gestiegen ist und mit 88%
im Jahr 2020 einen Héchststand erreichte, ist fir 2021 ein Riickgang der Nutzer*innen um
4,5 % zu verzeichnen. Eine Preiserh6hung um 6 €/mtl. war die unvermeidliche Folge. Der
monatliche Abnahmepreis belduft sich fur das Tarifgebiet des VRS 2021 auf 67,20 €.

Der Rickgang der Nutzer*innen lasst auf ein geandertes Mobilitatsverhalten schlieBen. Die
Erwartung der Mitarbeiter*innen - zumindest flir 2021 -, regelmaBig das Job-Ticket zu
nutzen, hat offensichtlich abgenommen. Dies lasst sich jedoch nicht allein auf eine erhéhte
Homeoffice-Quote zurtckfihren. Auch das Infektionsrisiko spielt dabei eine Rolle.

Weitere Rickgange in der Abnahmequote kénnten zu einem ,Kippeffekt" fliihren, indem die
Nutzer*innen durch sich erhéhende Preise zum Ausstieg bewegt werden, was dann wiede-
rum erneute Preiserhéhungen nach sich zieht usw. Hier gilt es, die weitere Entwicklung
genau zu beobachten. Zudem sollte Uberlegt werden, wie das Jobticket weiter attraktiv
gehalten werden kann.

Ein weiterer Indikator fir eine Bewertung des Mobilitatsverhaltens der LVR-Mitarbeitenden
in der Zentralverwaltung ist die Auslastung der Dienstfahrzeuge. Die Auslastung im
Jahr 2020 zum Vergleichsjahr 2019 zeigt, dass ab dem Monat Marz 2020 die Auslastung
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aufgrund der Beschrankungen bei Dienstreisen zurtickgegangen und zum Sommer hin wie-
der gestiegen ist. Die wieder ansteigende Auslastung der Fahrzeuge ist jedoch auch auf
das verandertere Nutzungsverhalten zurlickzufiihren. Dabei wurden die Poolfahrzeuge flr
Sonderaufgaben wie Umziige oder Bedarfsauslieferung von medizinischem Schutzmaterial
bzw. Hygienematerialien zu den AuBendienststellen genutzt. Eine weitere Begriindung flr
die Auslastung ist, dass die Dienstwagen wegen fehlender Nutzung des OPNV in Anspruch
genommen wurden und bei Fahrten zu dritt oder viert zwei Fahrzeuge gebucht werden
miussen.

Fir Dienstreisen mit OPNV kénnen LVR-Mitarbeitende zur Erweiterung ihres Job-Tickets
das Ticket2000 buchen und somit im erweiterten VRR Gebiet fahren. Dieses wurde ab dem
Monat April bis einschlieBlich Juni 2020 von 21 auf 4 zur Verfiigung stehende Tickets re-
duziert. Aufgrund der bundesweiten Beschrankungen im Herbst 2020 wurden die Tickets
fir die Monate Dezember und Januar sogar auf 2 Tickets reduziert. Die Nutzung des Ti-
cket2000, das im Jahresdurchschnitt 2019 noch eine Auslastung von ca. 88% hatte, ist
somit stark zuriickgegangen.

Dies ist aus Klimaschutzsicht kritisch zu betrachten, da die Pandemie augenscheinlich ne-
gative Auswirkungen auf die Verkehrsmittelwahl bei der noch verbliebenen Mobilitat hat.
Im LVR wurde die Vorgabe, vorrangig den OPNV fiir Dienstreisen anzuwenden, vorlaufig
auBer Kraft gesetzt. Es ist davon auszugehen, dass in der Pandemiezeit notwendige Dienst-
reisen und auch Pendelwege haufiger mit dem Pkw in Einzelbesetzung statt mit dem OPNV
durchgefiihrt werden.

GemaB einer Marktforschungsstudie des Verkehrsverbunds Rhein-Sieg (VRS) zur Auswir-
kung der COVID-19-Pandemie auf die Verkehrsmittelnutzung gab es im Marz/April einen
deutlichen Riickgang der OPNV-Nutzung: Vor der Covid-19-Pandemie nutzten 19% der
Befragten den OPNV an vier bis funf Tagen in der Woche und 52% gaben an, den OPNV
selten oder nie zu nutzen. Im M&rz nutzten nur noch 7% der Befragten den OPNV an vier
bis fiinf Tagen pro Woche und der Anteil derjenigen, die den OPNV selten oder nie nutzten,
stieg auf 73% an.

Die Fahrradmobilitat hat gemaB der VRS-Studie im Pandemie-Jahr zugelegt: Der Anteil
der Befragten, die das Fahrrad an vier bis finf Tagen pro Woche nutzten, stieg von 10%
auf 15%. Der Anteil derjenigen, die das Fahrrad selten oder nie nutzten, fiel von 60% auf
52%. Fir den LVR lasst sich nicht genau sagen, ob die Mitarbeiter*innen fir den Arbeits-
weg vermehrt aufs Fahrrad umgestiegen sind. Zumindest fur die Zentralverwaltung wird
der Anteil aber als eher gering eingeschatzt, da die meisten Mitarbeiter*innen der ZV einen
verhaltnismaBig langen Pendelweg haben: Rund ein Drittel legt einen Anfahrtsweg von
mehr als 40 km zurlick. Die Halfte der Mitarbeiter*innen hat einen Anfahrtsweg zwischen
10-40 km. Als Chance wird gesehen, dass das Fahrrad an Attraktivitat zulegen kann. Ins-
besondere mit dem neuen Tarifvertrag fur den 6ffentlichen Dienst steht nun auch dem LVR
die Mdglichkeit offen, seinen Mitarbeiter*innen eine Finanzierung von Fahrradern mit oder
ohne elektrischen Antrieb zu erleichtern. Die Verwaltung beabsichtigt, im laufenden Jahr
ein Konzept dazu vorzulegen.

Insgesamt muss davon ausgegangen werden, dass in der Pandemie der Verkehrstrager
Pkw zeitweise einen Zuwachs verzeichnet hat. Umso mehr ist der Aspekt, dass durch ver-
mehrtes Homeoffice Fahrten zum Arbeitsplatz und zuriick vermieden werden kénnen, kinf-
tig starker in den Blick zu nehmen.

8.2 Klima

Aspekt des Beschlusses zum Antrag: Auswirkungen auf das Klima

Leitfrage: Gibt es durch die Veranderungen in der Arbeitswelt einen positi-
ven/negativen Einfluss auf das Klima?
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e CO2-Einsparungen/-Berechnungen

Die Corona-Pandemie hat weltweit zu einem Rlickgang der klimaschddlichen Treibhaus-
gasemissionen geflihrt. Weltweit wurden laut Global Carbon Project im vergangenen Jahr
7% und EU-weit 11% weniger Treibhausgase ausgestoBen. Auch in Deutschland konnte
im letzten Jahr eine deutliche Minderung verzeichnet werden - zwei Drittel der Emissions-
reduzierung in 2020 gehen dabei auf die Folgen der Corona-Pandemie zurilick. Es ist daher
davon auszugehen, dass eine ahnliche Entwicklung beim LVR stattgefunden haben kdnnte.
Eine quantitative Aussage der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Treibhaus-
gasemissionen des LVR ist aktuell allerdings nicht mdglich, da eine kontinuierliche Treib-
hausgasbilanz des LVR gerade erst aufgebaut wird. Die Emissionen der Dienstreisen — mit
Ausnahme des Fuhrparks - sowie der Mitarbeitermobilitat (Pendelweg) werden noch nicht
erfasst.

Bereits vor der Corona-Krise machte die Mehrzahl der LVR-Mitarbeiter*innen am Standort
Kdln-Deutz mindestens an einem Tag in der Woche Telearbeit. Durch diese Einsparung des
Pendelwegs von durchschnittlich 25 km (einfache Strecke) an 46 Tagen im Jahr ergibt sich
eine jahrliche Einsparung von ca. 3,5 Millionen Personenkilometern und 220 Tonnen Treib-
hausgasen; dies entspricht laut Angaben des Umweltbundesamtes dem jahrlichen Treib-
hausgasausstoB von 20 Bundesbiirger*innen. In der Corona-Krise ist die Anzahl der Mitar-
beiter*innen im Homeoffice massiv gestiegen und die Telearbeitstage pro Woche wurden
ausgeweitet. Es ist daher davon auszugehen, dass sich weitere deutliche Einsparungen bei
den durch den Pendelweg verursachten Emissionen ergeben.

Jede Dienstreise, die durch ein Online-Meeting ersetzt wird, flihrt zu deutlichen Treibhaus-
gaseinsparungen: Eine einstiindige Videokonferenz mit zwei Laptops verursacht 11-mal
weniger CO2 im Vergleich zu einer Fahrt von 25 km mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln. De-
mensprechend kann auch im Bereich der Dienstreisen davon ausgegangen werden, dass
sich deutliche CO2-Einsparungen flir den LVR ergeben haben.

Sicherlich wurden Online-Meetings nicht nur als Ersatz von mit Dienstreisen verbundenen
Vor-Ort-Meetings genutzt, sondern sie wurden auch zwischen Kolleginnen und Kollegen im
selben oder naheliegenden Biirogebaude genutzt, um kontaktlos miteinander zu sprechen.
Dementsprechend kann sich der Stromverbrauch fiir den Datenverkehr insgesamt erhéht
haben.

Mdgliche Rebound-Effekte?!, die den positiven Klimaschutzeffekt zunichtemachen kénnten,
sollten aber dennoch im Blick gehalten werden: Der Stromverbrauch kann sich durch den
vermehrten Einsatz von Videokonferenzen erhéhen. Der CO2-AusstoB3 der Videokonferenz-
systeme hangt im Wesentlichen von der Auflésung und vom gewadhlten Endgerat ab. Wah-
rend eine Stunde Videokonferenz in niedriger Auflésung zum Beispiel auf dem Tablet oder
Laptop ca. 35 g CO2 verursacht, liegen die Emissionen des Videostreamings in Full-HD-
Aufldsung auf einem Fernseher bereits bei 130 g CO2 pro Stunde und Konferenzraumsys-
teme auf einem groBen Bildschirm in 4K-Qualitat verursachen 610 g CO2 pro Stunde (gem.
Angaben des Institutes flr Innovation und Nachhaltigkeit, Berlin). Daher ist auf den Einsatz
von stromsparenden IT-Geraten und die situationsangemessene und klimaschonende Art
der Durchfihrung zu achten.

Zudem ist zu beachten, dass die Digitalisierung nicht automatisch klimaschonend ist. Nach
einer Studie des Borderstep Institutes flir Innovation und Nachhaltigkeit aus dem Jahr
2019 werden heutzutage zwar vermehrt Video- und Telefonkonferenzen eingesetzt, dies

! Sog. Bumerang-Effekt: positive Effekte wie Effizienzsteigerungen und Kosteneinsparungen kénnen an anderer
Stellen zu Problemen durch Uberkompensation oder Ersatzbeschaffungen fithren. So kommt es, dass technisch
mogliche Effizienzgewinne in der Praxis haufig nicht erreicht werden, weil das Produkt bspw. hdufiger oder inten-
siver genutzt wird.
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allein hat aber bisher nicht zu einer Reduktion von Geschaftsreisen gefiihrt. Auch die Arbeit
im Homeoffice kann sich negativ aufs Klima auswirken, wenn dadurch zwar weniger, hau-
figer aber dafiir deutlich langere Wege zur Arbeit in Kauf genommen werden: Beispiels-
weise berichtete eine Teilnehmerin der Veranstaltung ,Smart Working: Zeit fur kurze
Wege" in Hannover 2013 davon, dass sie flir eine Minchner Anwaltskanzlei im Homeoffice
arbeite und es meist ausreiche, einmal im Monat nach Minchen zu fahren. Umgelegt auf
20 Arbeitstage entspricht das einer taglichen Strecke von 65 km, etwa doppelt so viel wie
die durchschnittliche Pendlerfahrstrecke.

Es ist aber unwahrscheinlich, dass der Stromverbrauch im LVR durch die Nutzung von
Videokonferenzsystemen derart gestiegen ist, dass die so verursachten Emissionen die
CO2-Einsparungen durch die Reduktion von Dienstreisen und Pendelwegen zunichtema-
chen wiirden. Auch Expert*Innen, die die Klimabilanz des Homeoffice im Pandemie-Jahr
untersucht haben, kommen zu dem Ergebnis, dass trotz des gestiegenen Stromverbrauchs
durch Videokonferenzen die Klimabilanz des Homeoffice positiv ausfallt.

Es lasst sich zusammenfassen, dass die Pandemie sehr wahrscheinlich zu deutlichen Treib-
hausgaseinsparungen im Bereich der Mobilitat beim LVR geflihrt hat. Diese sind auf den
Wegfall bzw. die Reduktion von Dienstreisen und Pendelwegen zurlickzufiihren. Diese Ein-
sparungen werden wahrscheinlich auch nicht durch einen erhéhten Stromverbrauch durch
die Nutzung von Videokonferenzen und eine unglinstigere Verkehrsmittelwahl bei der ver-
bleibenden Mobilitédt zunichtegemacht.

8.3 Weitere Umwelteinfliisse

Es gibt einen nachgewiesenen Zusammenhang zwischen Umwelteinfliissen und der Entste-
hung von Pandemien, der z. B. durch das Center for Climate, Health and the Global En-
vironment der Harvard T.H.Chan School of Public Health beschrieben wurde.

Wissenschaftlicher Konsens ist: Bei dem Virus SARS-CoV-2 handelt es sich um eine Zoo-
nose, also eine Krankheit, die vom Tier auf den Menschen Ubertragen wurde. Héchstwahr-
scheinlich stammt das Virus von einer Fledermaus, die dann vermutlich ein anderes Sau-
getier infiziert hat, bevor es zum Menschen wanderte. Die Eingriffe in natiirliche Le-
bensridume, der Riickgang der Artenvielfalt und die Stérung von Okosystemen machen
es sehr viel wahrscheinlicher, dass solche Viren lbergreifen.

Die Zeitung ,Der Standard" berichtet: Dass es einen Zusammenhang zwischen zuneh-
mendem Klimawandel und dem Ausbruch von Pandemien gibt, haben Wissenschaftler*in-
nen schon vor Jahren in groBer Einmditigkeit prognostiziert, hier 2018: "Eine Pandemie
wird kommen, die Frage ist nicht ob, sondern wann es passieren wird", sagt Lothar Wieler,
Prasident des Robert-Koch-Instituts in Berlin, bei einem Panel der Wissenschaftskonferenz
Curious 2018 in Darmstadt. Mit ihm sitzt Michael Jacobs, Leiter der Abteilung fir Infekti-
onserkrankungen am Royal Free London NHS Foundation Trust, auf dem Podium: "Es wird
neue, heute noch unbekannte Pathogene geben", sagt auch er. (...) Vor allem spielt auch
der Klimawandel eine Rolle. Durch die Erwarmung der Erde entstehen neue Bedingungen
flr Bakterien.

Die Deutsche Welle schreibt: In einigen Gegenden wirden menschliche Aktivitaten die na-
tarlichen Puffer, die den Mensch einst vor diesen Erregern geschitzt haben, niederreiBen
(...). Zudem kénnten warmere Temperaturen ideale Bedingungen fiir Erreger und Ubertré-
ger schaffen, erldutert ein Bericht von United Nations Environment Programm (UNEP) und
International Livestock Research Institute (ILRI).

Zudem ist das Auftauen des Permafrostbodens, das aufgrund des Klimawandels alar-
mierend schnell vorangeht, eine weitere Pandemiequelle. In einem Artikel der BBC werden
diverse Beispiele prasentiert und Studien erwahnt, wo dieser Zusammenhang bereits statt-
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gefunden hat und nachgewiesen wurde. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die kli-
mabedingte Schmelzung der Permafrostbdden alte Viren und Bakterien freisetzt, nachdem
sie Uiber tausende von Jahren ruhend gelegen haben. Gefrorener Permafrostboden ist der
perfekte Ort fur Viren und Bakterien, sehr lange erhalten zu bleiben. Das immer schneller
schmelzende Eis kann somit die verschiedensten Krankheitserreger freisetzen und sich zu
Pandemien entwickeln.

In dem ,Briefing Juli 2020" warnt das Global Policy Forum Europe e.V. (GPF) zudem vor
Folgen der COVID-19-Pandemie fir die Verwirklichung der globalen Nachhaltigkeits-
ziele: ,Die COVID-19-Pandemie und die politischen MaBnahmen, mit denen die Regierun-
gen auf sie reagierten, haben gravierende Folgen flr die globale Nachhaltigkeitsagenda.
Auch wenn sich das ganze Ausmal der Krise und ihrer Auswirkungen derzeit noch nicht
abschatzen lasst, droht schon jetzt die Gefahr, dass die Pandemie die Verwirklichung der
international vereinbarten Ziele fiir nachhaltige Entwicklung (SDGs) in ihrer Gesamtheit
gefahrdet. [...] Die scheinbar unabwendbare weltwirtschaftliche Rezession wird vor keinem
Land Halt machen. Arbeitslosigkeit und prekare Beschaftigungsverhaltnisse werden in vie-
len Landern massiv ansteigen. MaBnahmen zur Bekampfung der Erderwdarmung und des
Artensterbens drohen auf der politischen Prioritdtenliste nach unten zu rutschen. Sinkende
Staatseinnahmen und wachsende Verschuldung werden den finanziellen Handlungsspiel-
raum der Politik von der globalen bis zur kommunalen Ebene einschranken.™

Um weitere negative Effekte auf das Klima sowie natlirliche Lebensrdume zu reduzieren
und die daraus resultierende Wahrscheinlichkeit zukinftiger Pandemien zu verhindern,
wird es daher immer relevanter, dass der LVR seine Klimaschutzarbeit konsequent fort-
fahrt.

Als konkrete Einflussmdglichkeit des LVR sei beispielsweise eine noch starkere Gestaltung
eigener Liegenschaften genannt, um an die Folgen des Klimawandels angepasst zu sein,
aber auch heimischen Tieren und Pflanzen Lebensraum zu bieten.

Als wirtschaftliche Auswirkung der Pandemie hat diese auch Einfluss auf die globalen Lie-
ferketten gehabt. Generell konnen wir festhalten, dass das ausgewogene Lieferantenport-
folio des LVR dazu gefiihrt hat, dass die Folgen der Pandemie weniger splrbar waren, als
beispielsweise in der Industrie, deren auf hdchste Effizienz getakteten und international
ausgerichteten Lieferketten teilweise in Mitleidenschaft gezogen wurden.

Punktuell ist es jedoch auch im LVR, auf Grund der teils exorbitant gestiegenen Bedarfe,
zu Versorgungsengpassen und Lieferverzégerungen gekommen, z.B. im Bereich IT Hard-
ware oder medizinischer Schutzausristung und Desinfektionsmittel. Aufgrund des strate-
gischen Warengruppenmanagements im strategischen Einkauf konnten jedoch auch hier
schnell alternative Losungen gefunden und die Versorgungssicherheit aufrechterhalten o-
der schnell wiederhergestellt werden.

Dabei ist zu berlicksichtigen, dass das Lieferantenportfolio des LVR zurzeit fast ausschlieB-
lich aus nationalen Lieferanten besteht. Die Beleuchtung der Lieferketten unserer Lieferan-
ten wird durch das strategische Warengruppenmanagement weiter fokussiert, der hier ein-
geschlagene Weg hat sich auch in dieser Krise bewdhrt. Hierbei werden auch in Zukunft
die Aspekte der Versorgungssicherheit und der Nachhaltigkeit intensiv betrachtet werden.
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9 Chancen

Der pandemiebedingte Anstieg an Homeoffice-Arbeitsplatzen wird nachhaltige Auswirkun-
gen auf die Arbeit im LVR haben. Die Bewaltigung der Pandemie hat gezeigt, dass eine
neue Verteilung von Prasenz und mobilem Arbeiten zu positiven Effekten flhrt, die sich der
LVR auch in der Zeit nach der Pandemie zunutze machen sollte. Abhangig von den weiteren
Erfahrungen mit der Pandemie und den daraus folgenden Auswirkungen auf die Arbeitswelt
im LVR entsteht die Notwendigkeit einer neuen strategischen Ausrichtung, wie Biiroarbeit
der Zukunft aussehen soll. Diese schlieBt verschiedenste auch im Antrag benannte As-
pekte ein. Durch gezielt eingefiihrte digitale Instrumente und eine zeitgemdBe Arbeits-
platzausstattung lassen sich Berufs- und Privatleben von Mitarbeiter*innen besser verein-
baren, was den LVR zu einem attraktiven Arbeitgeber macht.

Aber nicht die Pandemie allein ist Grund fiir Uberlegungen zur Verdnderung der Form von
Arbeit. Der LVR hat schon vor Beginn der Pandemie ein Projekt zu ,Neue Arbeitswelten fir
den LVR" (zunachst unter der Bezeichnung , Aktivitatsbasiertes Arbeiten) initiiert, das die
Zukunft von Arbeit aktiv gestaltet. Der Form und Ausstattung der Arbeitsplatze, ein-
schlieBlich der Méglichkeit mobilen Arbeitens, kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu.

~Gesunde Fiihrung"™ mit verbindlichen Regelungen sowie gelungener Selbstorganisation
verbunden mit digitalen Kompetenzen werden in diesem Zusammenhang immer wichtiger.
Bei einer Verstetigung von Homeoffice ist dieser Aspekt besonders in den Fokus zu neh-
men. Der LVR wird auf entsprechende Fortbildungsangebote in Zukunft besonders achten.

Entgegen erster Prognosen sind die Riickmeldungen aus der Mitarbeiterschaft in den Be-
reichen, in denen Desk-Sharing angewendet wird, Uberwiegend positiv. Wird dem Ansatz
gefolgt, dass aufgrund einer hohen Homeoffice-Quote weniger ,residentielle Arbeitsplatze™
bendtigt werden, bedeutet dies, dass der ,individuelle Arbeitsplatz" teilweise zugunsten
von Desk-Sharing aufgegeben werden muss. Dieser Umstrukturierungsprozess sollte
als Chance bei der Gestaltung des , Arbeitsplatzes der Zukunft" genutzt werden. Hier er-
offnen sich abhangig von den baulichen Gegebenheiten der jeweiligen Blrogebdude unter-
schiedliche Nutzungsmdglichkeiten. Der Verwaltungsvorstand hat in seiner Klausur im Ja-
nuar 2021 die generelle Realisierung einer Desk-sharing-Quote von 0,8 bekraftigt und zu-
dem entschieden, Mobiles Arbeiten im LVR zu fordern.

Am groBten sind diese naturgemaB beim Neubau. Hier lassen sich perspektivisch ohne
groBe bauliche Einschrankungen moderne Arbeitsplatze anlegen, die den neuen Heraus-
forderungen von hybridem Arbeiten gerecht werden. Mischformen von klassischen Bliros,
groBeren Einheiten, individuellen Rickzugsplatzen, Kommunikationszonen und verschie-
denen Besprechungsréaumen sind nur ein Teil von vielen neuen Méglichkeiten. Auch in den
vorhandenen Gebauden lassen sich neue Arbeitsformen teilweise verwirklichen.

Fir eine zeitgemaBe IT-Ausstattung, die mobile Arbeit ermdglicht, sind Investitionen er-
forderlich. Die Mehrkosten flir mobile Arbeit fir den ,Standort Kéln-Deutz" betragen ca.
1,5 Mio € jahrlich. Im Gegenzug kdnnen bei Anwendung des Desk-Sharings mit einer Quote
von 0,8 (das bedeutet fir 100 Mitarbeitende werden nur noch 80 Blroarbeitsplatze ben6-
tigt) Raumkosten eingespart werden. Die Kosten fur einen Arbeitsplatz am Standort KéIn-
Deutz liegen fir angemietete Blirordume bei ca. 7.570 € pro Arbeitsplatz. Bei dem durch
Desk-Sharing mdglichen Wegfall von Blroarbeitsplatzen ergibt sich, auch unter Berlick-
sichtigung eines Anteils von Arbeitsplatzen, die nicht fur Desk-Sharing geeignet sind, ein
jahrliches Einsparpotential von 2,5 bis 3,0 Mio €. Die Mehrkosten fir die Ausstattung des
Mobilen Arbeitens kénnen also durch Einsparungen bei den Kosten fiir Biuroraum tberkom-
pensiert werden. Auch wenn zunéachst Investitionen notwendig sind und Mietverhéltnisse
erst sukzessive aufgeldst werden kénnen, ist eine Amortisation der Investitionen innerhalb
von 3 Jahren maglich.
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Zwar werden im Hinblick auf moderne Arbeitsformen, wie z. B. flexible Raumkonzepte ein-
schlieBlich entsprechender Ausstattung, noch weitere Investitionen notwendig werden.
Diese wiirden jedoch auch ohne Umsetzung eines Desk-Sharings im Hinblick auf die Ver-
wirklichung ,,Neuer Arbeitswelten™ anfallen und bilden damit keine finanzielle Gegenposi-
tion fur diese Uberlegungen. Gleichwohl darf die Einfiihrung von Desk-Sharing als , Treiber®
fur die Entwicklung moderner Nutzungskonzepte und Arbeitsformen verstanden werden.

Perspektivisch erscheinen im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung und damit verbun-
dener Ausweitung mobilen Arbeitens weitere Einsparungen von Blroarbeitspldtzen mdg-
lich.

Das Mobile Arbeiten ist gleichzeitig auch ein Praventionsinstrument fiir die Aufrechter-
haltung der Verwaltungsleistungen wahrend Folgepandemien und ahnlichen Krisen.

Mobiles Arbeiten und Videokonferenzen kdénnen - richtig eingesetzt - zu deutlichen CO:-
Einsparungen beim Pendel- und Dienstreiseverkehr fihren. Es ist davon auszugehen, dass
~Mobiles Arbeiten™ und Videokonferenzen auch nach der Krise verstarkt zum Einsatz kom-
men werden. Dies ist fir den Klimaschutz als positiv zu werten. Es wdre daher wiin-
schenswert, dass die Vorgabe - zunachst zu prifen, ob eine Dienstreise durch ein Online-
Meeting vermieden werden kann - auch nach der Pandemie fester Bestandteil der Dienst-
reiseplanung und -genehmigung wird.
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10 Schlussfolgerung

Auch wenn die Pandemie nicht beendet ist und damit langfristige Auswirkungen auf die
Arbeitswelt des LVR noch nicht abschlieBend bewertet werden kénnen, kann bereits heute
davon ausgegangen werden, dass die Mehrzahl der Homeoffice-Arbeitsplatze auch in Zu-
kunft erhalten bleiben wird.

Aufgaben- und tatigkeitsabhangig wurden unterschiedliche Erfahrungen mit der Entwick-
lung hin zum Mobilen Arbeiten gemacht. Insgesamt sind gute und so nicht unbedingt er-
wartete positive Effekte zu verzeichnen, insbesondere:

e Der LVR konnte seine Aufgaben trotz der EinschrankungsmaBnahmen unter
Ausweitung seiner Heim- und Telearbeitsregelung weiterhin erfillen.

e Es gab - abgesehen von angeordneten SchlieBungen - keine vom LVR zu ver-
antwortenden Leistungseinschrankungen fir die Kunden bzw. Abnehmer*innen
des Dienstleistungsangebotes.

e Der LVR befand sich bislang im , (eingeschrankten) Regelbetrieb™ - allerdings
bei veranderten Arbeitsbedingungen.

e Es ist kurzfristig gelungen, Infrastruktur-Kapazitaten aufzubauen und eine ent-
sprechende technische Ausstattung flir das ,Mobile Arbeiten™ bereitzustellen -
auch wenn hier noch weiterer Ausbaubedarf besteht.

e Durch vermehrtes ,Mobiles Arbeiten" und eine damit verbundene Mdéglichkeit
der Reduzierung von ,residentiellen Arbeitsplatzen™ sind schon jetzt nennens-
werte Einsparpotentiale erkennbar.

e Durch neue Arbeitsformen (z. B. Desk-Sharing) ergeben sich Chancen fir die
Realisierung moderner Raumkonzepte.

e Die Krankheitsquote ist zuriickgegangen.

e Die Mobilitat wurde durch die Corona-Pandemie eingeschrankt. Wegen des ver-
anderten Nutzungsverhaltens gilt das insbesondere fiir die Inanspruchnahme
des OPNV.

e Durch den Rickgang der Mobilitat ist trotz gegenldufiger Effekte - z. B. durch
erhéhten Stromverbrauch durch vermehrten Technikeinsatz — von Treibhausga-
seinsparungen auszugehen.

Aus diesen Grinden folgt, dass sich der ,Arbeitsplatz der Zukunft" auch beim LVR in Rich-
tung orts- und zeitunabhdngiger Arbeitsform des Mobilen Arbeitens weiterentwickeln wird
und muss.

Hierfir bedarf es technischer und infrastruktureller Investitionen, die im Zuge einer fort-
schreitenden und beabsichtigten Digitalisierung durch veranderte Leistungsfahigkeit in den
Verwaltungsstrukturen auch Einsparpotentiale ergeben. Die ,Digitale Agenda" ist als Stra-
tegiepapier notwendig, um gezielt die Potentiale aufzuzeigen.

Die technische Ausstattung der Arbeitsplatze sollte kinftig ein qualitativ gleichwertiges
mobiles Arbeiten erméglichen und dabei eine zeitgemaBe flexible Kommunikation durch
Nutzung von digitalen Instrumenten sicherstellen. Homeoffice wird zur Selbstverstandlich-
keit und mobiles Arbeiten wird stufenweise weiterentwickelt:

e Flexibilisierung von Arbeitszeit und Arbeitsort

e Desk-Sharing und flexiblere Buroflachennutzung

e innovative Arbeitsformen, die den Anforderungen der jeweiligen dienstlichen Ak-
tivitat folgen

Bauliche Veréanderungen fur ein modernes Arbeiten, das zunehmend traditionelle persénli-
che Arbeitsplatze zugunsten neuer Arbeitsformen mit funktionsorientierten flexiblen Ge-
staltungsrdumen aufgibt, sind in Abhangigkeit der baulichen Voraussetzung zu prifen und
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umzusetzen. Neu zu errichtende Gebaude bieten hier weitreichende Mdglichkeiten zur Ge-
staltung attraktiver und zukunftsfahiger Bliroarbeitsflachen. Doch auch bei Bestandsbau-
ten sind die Moéglichkeiten fir zukunftsfahige Raumstrukturen auszuschépfen.

Die neuen Arbeitsformen, insbesondere die Ausweitung des ,Mobilen Arbeitens™ stellen
neue Anforderungen an Fihrung und Selbstmanagement. Der LVR entwickelt entspre-
chende Fortbildungs- oder Schulungsangebote und begleitet die Akteure auf diesem Weg.

Mit dem Modell des “"Mobilen Arbeitens™, dem hiermit einhergehenden geringeren Buirofla-
chenverbrauch, dem gesellschaftlichen Wandel mit der Akzeptanz digitaler Kommunikation
verbunden mit geringerer Reisetatigkeit sowie gedandertem Mobilitatsverhalten wird ein
Beitrag fiir nachhaltige Klimaeffekte geleistet.

In Vertretung

Limbach
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Zusammenfassung

Die Vorlage 15/206 beschreibt die Hintergriinde des digitalen Transformationsprozesses
der Verwaltungsleistungen im Landschaftsverband Rheinland aus der Perspektive des
Online-Zugangsgesetzes (0ZG) sowie das E-Government-Gesetzes NRW (EGovG NRW) in
Verbindung mit dem Programm zur Umsetzung des OZG im LVR.

Fir einen ersten Uberblick wird die rechtliche, politische und gesellschaftliche
Ausgangslage beschrieben. Es lassen sich im Wesentlichen die Reformschwerpunkte
Anpassung und Erganzung des Dienstleistungsportfolios der &ffentlichen Verwaltung sowie
blrger*innenorientierte und effiziente Gestaltung der Dienstleistungsprozesse im
offentlichen Sektor identifizieren. Ein digitaler Austausch der Anliegen/Bedarfe der
Blrger*innen mit einer Behdrde vom Antrag bis zum Bescheid ist dabei ebenso
bedeutend, wie kiinftig der Datenaustausch zwischen zwei Behdrden.

Die Vorlage schildert weiter den Zusammenhang zwischen der Erflillung des gesetzlichen
Auftrags und der per Beschluss des Landschaftsausschusses (s. Vorlage 14/2647)
initiierten Erstellung eines Web-Portals zur Unterstitzung der Integrierten Beratung.

Bund, Land und Kommunen haben zur Umsetzung der Digitalisierung umfangliche
Strukturen aufgebaut, welche in dieser Vorlage skizziert sind. Fir das Land NRW arbeiten
das Ministerium flr Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie, der Dachverband
der kommunalen IT-Dienstleister, der IT-Lenkungsausschuss der kommunalen
Spitzenverbande sowie die Gemeinden, Kreise, kreisfreien Stadte und die
Landschaftsverbande an der Erflillung der gesetzlichen Vorschriften.

Zudem gibt die Vorlage erste Einblicke in die blrgerorientierte Digitalisierung der
Verwaltungsleistungen im LVR. Gerade die Covid-19-Pandemie zeigte, wie bedeutend die
Digitalisierung der Leistungserbringung der offentlichen Verwaltung ist. Birger*innen
profitieren damit u.a. von kontaktlosen barrierefreien Online-Formularen und einer
medienbruchfreien Kommunikation.

Nach heutigem Stand steht der LVR im OZG vor der systematischen Ertlichtigung von 42-
0ZG-Leistungen. Zur Koordination und Bewaltigung dieser Herausforderung wurde das
0ZG-Umsetzungsprogramm im LVR entwickelt und durch den IT-Lenkungsausschuss
beschlossen. Dieses Programm bildet die Basis flir die Zusammenarbeit des LVR-
Dezernates 6 mit den jeweils flir die Leistung zustédndigen LVR-Dezernaten sowie LVR-
InfoKom. Dem LVR-Dezernat 6 kommt dabei u.a. die Verantwortung fir die
Grundarchitektur, die Bereitstellung von Basisdiensten und Koordination des Programmes,
sowie die Aufgabe der methodischen Unterstitzung zu.

Perspektivisch werden in weiteren Handlungsfeldern im Jahr 2021 die Synchronisation der
0ZG-Aktivitaten mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, die Anbindung an Portale
dritter Anbieter oder auch die Entwicklung verknupfter Services mit den
Mitgliedskdrperschaften des LVR zu bearbeiten.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/206:

Das Onlinezugangs- und das E-Government-Gesetz als ein Treiber der Digitalen
Transformation des LVR
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1 Rechtliche, politische und gesellschaftliche Ausgangslage

Die offentliche Verwaltung setzt sich seit jeher mit sich verdandernden gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und gesetzlichen Rahmenbedingungen auseinander. So haben sich
gerade in der jingeren Vergangenheit neben den Erwartungen an die Digitalitat der
Leistungserbringung auch die (finanziellen) Handlungsspielrdume der 6ffentlichen
Verwaltung maBgeblich gewandelt. Die coronabedingte, allseits gegenwartige knappe
Haushaltslage im 6ffentlichen Sektor trifft auf gestiegene Erwartungen von Blirger*innen
im Hinblick auf die Verfligbarkeit, Abwicklung und Serviceorientierung von
Verwaltungsdienstleistungen. Dabei kann die Digitalisierung auch mit anfanglichen
Investitionsbedarfen langfristig Konsolidierungsbemiihungen unterstitzen. Auf dem Weg
zu einer modernen zukunftsorientierten 6ffentlichen Verwaltung kommt insbesondere der
intensiven Nutzung elektronischer Informations- und Kommunikationstechniken fir die
Abwicklung von Prozessen der 6ffentlichen Leistungserstellung eine zentrale Rolle zu. Die
Bedeutung von Institutionen wird sich zukiinftig sehr stark an der Art und Qualitat
digitaler Informationsangebote und Leistungszugangen orientieren. Dabei geht es um
weit mehr als die Nutzung des Internet als reine Informationsschnittstelle. Aus dem
heutigen Blickwinkel des E-Governments lassen sich im Wesentlichen zwei grundlegende
Reformschwerpunkte identifizieren:

e Anpassung und Erganzung des Dienstleistungsportfolios der 6ffentlichen
Verwaltung

e Kundenfreundliche und effiziente Gestaltung der Dienstleistungsprozesse im
offentlichen Sektor

Im Zuge der Weiterentwicklung seiner Dienstleistungen ist der 6ffentliche Sektor bemiiht,
auf die individuellen Anspriiche und Bedlrfnisse der Blrger*innen einzugehen. Hierzu ist
es von groBer Bedeutung, die Kommunikation zwischen Behérden und Blrger*innen aber
auch zwischen zwei Behérden zu verbessern.

Biirger*innen Offentliche Verwaltung

] .
' Anliegen/Bedarf Behdrde A

&j_% Leistung/Bescheid Behérde B




Zusatzlich ist im Landschaftsverband Rheinland die Auftragslage zur Modernisierung und
Digitalisierung von Leistungen differenziert zu betrachten. Sowohl rechtliche
Rahmenbedingungen wie z.B. das E-Governmentgesetz NRW (EGovG NRW) oder das
Onlinezugangsgesetz (0OZG) als auch politische Initiativen im Verband sind Treiber
entsprechender Entwicklungen.

Ausgangslage

Gesetzliche Verpflichtung

Politischer Auftrag (Portal) (OZG/E-GovG)

Das EGovG NRW trat am 08.07.2016 in Kraft und hat zum Ziel die Voraussetzungen
dafir zu schaffen, dass die elektronische Kommunikation mit und innerhalb der
offentlichen Verwaltung erleichtert wird und die Kommunikations- und
Bearbeitungsprozesse in der 6ffentlichen Verwaltung weitgehend elektronisch und
medienbruchfrei durchgefiihrt werden kénnen:

»8 1 (1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Voraussetzungen dafilr zu schaffen, dass die elektronische
Kommunikation mit und innerhalb der offentlichen Verwaltung erleichtert wird und die
Kommunikations- und Bearbeitungsprozesse in der 6ffentlichen Verwaltung weitgehend elektronisch
und medienbruchfrei durchgefiihrt werden kénnen. Die elektronische Abwicklung von

Verwaltungsdienstleistungen soll flachendeckend fiir Nutzerinnen und Nutzer gewdhrleistet werden.™

Das OZG trat zum 18.08.2017 in Kraft und verpflichtet Bund und Lander, alle
Verwaltungsleistungen auch elektronisch Uber Verwaltungsportale bis spatestens
31.12.2022 anzubieten (§ 1 0ZG). Das OZG stellt somit rein darauf ab, ausgewahlte
Verwaltungsleistungen zugénglich zu machen:

»8 1 (1) Bund und Lander sind verpflichtet, bis spatestens zum Ablauf des fiinften auf die Verkliindung
dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch Gber
Verwaltungsportale anzubieten.

(2) Bund und Lander sind verpflichtet, ihre Verwaltungsportale miteinander zu einem Portalverbund zu
verknlpfen.™

Weiterhin kam aus der gesetzlichen Perspektive hinzu, dass gemal3 § 106 SGB IX von
den Tragern der Eingliederungshilfe eine Beratungsleistung zu erbringen ist. Hierin heiBt
es:

»8§ 106 (4) Die Leistungsberechtigten sind hinzuweisen auf die ergdnzende unabhangige
Teilhabeberatung nach § 32, auf die Beratung und Unterstiitzung von Verbdnden der Freien
Wohlfahrtspflege sowie von Angehdorigen der rechtsberatenden Berufe und von sonstigen Stellen.™



Dies fuhrte dazu, dass mit der Vorlage 14/2242 sowie der Vorlage 14/2746 die
Wegrichtung und die Eckpunkte der Beratungsleistung politisch beauftragt wurde.

~Neben dem Haushaltsbegleitbeschluss (Antrag 14/140 der Fraktionen von CDU und SPD) mit dem
Auftrag zur besseren Koordination und Vernetzung von Beratung stellen u.a. die Neuregelungen durch
das Bundesteilhabegesetz (BTHG) tiefgreifende neue Anforderungen an das Beratungsangebot des
LVR. Im Fokus der Weiterentwicklung steht dabei eine verbesserte Personenzentrierung sowie eine
starkere Personenadressierung von Beratung." (Vorlage 14/2242)

Die vorausgegangene Einleitung und das
nebenstehende Schaubild zeigen, mit welchen
0zG verschiedenen Hintergriinden die Digitalisierung im
Landschaftsverband schon seit einiger Zeit
voranschreitet. Neben dem OZG und dem EGovG

Verwaltungs> NRW bilden auch die Weiterentwicklung der

verfahren eGov- . .
entwickeln Gesetz Verwaltungsverfahren sowie das Grundprinzip der
%g'aﬁ';,"f)’ NRW Integrierten Beratung die wichtigsten Treiber der
Digitalisierung.
Grundprinzip der .
Integrierten Im Fokus dieser Vorlage wird ein Uberblick Uber das

Beratung 0ZG sowie die Umsetzung im LVR und die

Verbindung zum EGovG NRW gegeben.

2 Gesetzliche Grundlagen

Die beiden oben erwdhnten fiir die digitale Ertlichtigung der Verwaltung maBgeblich
bedeutenden Gesetze stehen in einem sich erganzenden Verhéltnis zueinander. Das
weitergehende EGovG NRW erfasst mit seinen Vorgaben das gesamte Leistungsspektrum
der offentlichen Verwaltung mit allen nach innen und auBBen gerichteten
Leistungsprozessen. Das OZG bildet mit den in diesem Gesetzesrahmen zu
digitalisierenden, vom Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat (BMI)
festgelegten Verwaltungsleistungen, nur eine Teilmenge der in 6ffentlichen Verwaltungen
zur Digitalisierung anstehenden Leistungen ab. Wahrend das OZG einen besonderen
Fokus auf die digitale Zuganglichkeit von Verwaltungsleistungen legt, hat das EGovG
NRW die vollstandige digitale Ertlichtigung der Verwaltung zum Ziel.

2.1 Das E-Government-Gesetz NRW

Verbreitet hat sich die Definition, dass unter Electronic Government (kurz E-Government)
die Abwicklung geschéftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regieren und Verwalten
(Government) unter Hilfe von Informations- und Kommunikationstechniken tber
elektronische Medien verstanden wird. Auf Grund der technischen Entwicklung wird
angenommen, dass diese Prozesse kiinftig sogar vollsténdig elektronisch durchgefihrt
werden kénnen. Diese Definition reicht von einzelnen Fachverfahren Uber die gesamte



Fachverfahrenslandschaft einer Kommune Uber regionale, landes- oder bundesweite
digitale Arbeitsbeziehungen. Eingeschlossen ist somit der gesamte 6ffentliche Sektor.

Das EGovG NRW verpflichtet die Verwaltung unter anderem dazu, einen elektronischen
Zugang zu erdffnen. Auch das Erbringen elektronischer Nachweise und die elektronische
Bezahlung in Verwaltungsverfahren wird erleichtert. Dariiber hinaus werden Grundsatze
der elektronischen Aktenfiithrung und des ersetzenden Scannens festgelegt.

Weitere zentrale Punkte sind:

e Erflllung von Publikationspflichten durch elektronische Amts- und
Verkindungsblatter

e Verpflichtung zur Dokumentation und Analyse von Prozessen

e Regelung zur Bereitstellung von maschinenlesbaren Datenbestanden durch die
Verwaltung

Die Praxis hat gezeigt, dass zur Verbesserung und Erweiterung von E-Government-
Angeboten weitere Anderungen notwendig sind. Hierzu sieht das Gesetz Regelungen in
verschiedenen Rechtsgebieten vor. Hierunter fallen zum Beispiel die Ergebnisse einer
Abfrage des IT-Planungsrates nach bundesrechtlichen Hindernissen flir die elektronische
Verfahrensabwicklung. Diese betreffen iberwiegend die Abschaffung von
Schriftformerfordernissen oder Erfordernissen zur personlichen Vorsprache in
Fachgesetzen. Die mit Wirkung vom April 2020 Covid-19 Pandemie bedingte im § 25a
EGovG eingefiihrte Vereinfachung elektronischer Verwaltungsverfahren ist gemaB § 26 Ia
EGovG NRW am 31.12.2020 ausgelaufen. Wichtig wird es sein, die Erfahrungen aus dem
Geltungszeitraum auszuwerten und in geeigneter Form und mit passenden Instrumenten
den Verzicht eines Schriftformerfordernisses oder der personlichen Vorsprache dauerhaft
Zu regeln.

Eine ganz andere Perspektive stellen Anderungsbedarfe an die individuelle Arbeitsweise
der Beschaftigten in der Verwaltung, an Fihrungsmethoden sowie an die Interaktionen
mit Bldrger*innen dar. Diese sehr unterschiedlichen, nicht abschlieBend aufgefiihrten
Entwicklungsbedarfe kénnen unter der Uberschrift Changemanagement
zusammengefasst werden. Flr den Erfolg der Digitalisierung ist die sorgfaltige Gestaltung
dieser Changemanagementprozesse gleichbedeutend der technischen Ausfihrung.

2.2 Das Onlinezugangsgesetz (0ZG)

Mit dem OZG sind der Bund und die Léander dazu verpflichtet worden, ihre
Verwaltungsleistungen bis spatestens Ende des Jahres 2022 auch online anzubieten. Die
Umsetzung der dazu neu geschaffenen digitalen Angebote kann nur als erfolgreich
angesehen werden, wenn die Verwaltungsleistungen auch von den Unternehmen und
Blrger*innen als digitales Angebot genutzt werden. Ein wichtiges strategisches Ziel bei
der erfolgreichen Umsetzung des OZG stellt somit die Nutzer*innenorientierung dar, die
das folgende Schaubild verdeutlichen soll.



Lebenslagenorientierung:

Eine einzelne Leistung
wird in eine
Lebenslage/Geschéftslage
eingebettet und die
Situation der
BuUrger*innen und
Unternehmen somit
ganzheitlich betrachtet.

User-Experience:

Bei den Implikationen
stehen die
Nutzererfahrungen im
gesamten Prozess im
Vordergrund

1 Nutzer*innenorientierung

One Stop:

Die Services werden fur die
Nutzer*innen geblindelt.

Once Only:

Es sollen zuklnftig Daten flUr mehrere
Verfahren gespeichert werden, damit
keine Nachweise mehr doppelt
angefordert werden muissen. Hierfir
eignet sich das Servicekonto.NRW.
Die Blrger*innen kénnen die einmalig
eingegeben Daten in allen an das
Konto angeschlossenen Portalen und
Online-Diensten nutzen.

Weiterhin enthalt das OZG Verpflichtungen in Bezug auf die Art der Umsetzung digitaler
Angebote. Neben neu zu schaffenden, dezentralen Online-Services gehdren weitere
Themen in die OZG-Umsetzung:

e Portalverbund als Zusammenspiel verschiedener Themenportal mit gegenseitiger

Referenzierung

e die Identifizierung der Nutzenden durch Nutzer*innenkonten (Servicekonto.NRW)
e Standards zum Datenaustausch und zur Nachnutzung entwickelter Angebote

durch Dritte

e Sicherheitsvorgaben zu den Inhalten des OZG

Fir die Umsetzung des OZG wurde durch das Bundesministerium des Inneren in einem
ersten Schritt festgelegt, welche Verwaltungsleistungen bis Ende 2022 digitalisiert sein
sollen und welcher digitale Zustand zu diesem Zeitpunkt erreicht werden muss.

Aus der Masse an Leistungen wurden zur vereinfachten Umsetzung 575 0ZG-
Leistungsbiindel gebildet, die wiederum entsprechend der féderalen Zustandigkeit
unterteilt wurden (siehe nachstehende Grafik):

575 Verfahren miissen
bis Ende 2022 online
umgesetzt werden

jefula] Jafuleya ]
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115 90
DENOonEEmED
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Regelung + Vollzug Bund
Fir etwa 115 der Leis-
tungen ist der Bund GroRter Teil Leistungenin  Bei etwa 90 Leistungen
sowohl fiir Regelung als Regelungskompetenz des Regelungs- und
auch Vollzug zustindig Bundes, Vollzug bei Lindern Vollzugskompetenz bei

und Kommunen

Landern und Kommunen



2.3 Strukturfestlegungen des Bundes und der Bundesldnder zur OZG-
Umsetzung

Alle OZG-Leistungen wurden vom Bund in 14 Themenfelder getrennt, welche sich in
weitere 35 Lebens- und 17 Unternehmenslagen gliedern. Die einzelnen Themenfelder
kdénnen Leistungen flir Bldrger*innen oder auch far Unternehmen enthalten. AuBerdem
bilden die Themenfelder die Grundlage fiir die arbeitsteilige Umsetzung des OZG. Diesen
14 Themenfeldern wurde verschiedenen Bereichen federflihrend zugeteilt: Mindestens ein
Land und ein zustandiges Bundesressort haben als "Tandem" die Federfiihrung einzelner
Themenfelder inne, an denen auch kommunale Partner und gegebenenfalls weitere
Lénder beteiligt sind. Die nachfolgende Grafik mag einen Uberblick in die entsprechende
Struktur vermitteln:

STAND 05.10.2020

Die Umsetzung der OZG-Leistungen erfolgt in 14

Nur einzelne Lebens-/Geschaftslagen
Themenfeldern
Themenfelder Bund Ubergreifende Koordination (FF/MA)! Einzelthemen (FF/MA)
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1 FF = Federfiihrung; MA = Mitarbeit 2 Unterstiitzung durch Fachreferate

Die zentrale Steuerung der Themenfelder lauft iber ein Programm-Management,
wodurch ein einheitliches Vorgehen sichergestellt werden soll. Die mit der Federflihrung
betrauten Stellen koordinieren die inhaltliche Arbeit in den Themenfeldern samt
Themenfeldplanung und Digitalisierungslaboren. Leistungen, die in den Themenfeldern
als besonders wichtig identifiziert wurden, werden parallel zur Planungsphase in
sogenannten Digitalisierungslaboren fir die Implementierung vorbereitet. In den
Digitalisierungslaboren werden unter Beteiligung der Fachseite, E-Government-
Expert*innen, Designer*innen sowie Nutzenden, digitale und nutzerfreundliche Lésungen
flr Leistungen entwickelt.

Das jeweils federfihrende Bundesressort Gibernimmt die Koordination mit anderen
Ressorts und Bundesbehdrden und erhalt dazu Unterstitzung vom BMI. Das
federfihrende Land ist insbesondere flir die Koordination auf Lander- und
Kommunalebene zustandig. Alle Beteiligten legen eine Ansprechperson flr die
Themenfeldplanung fest und stellen die notwendige Fachexpertise bereit. Die
nachfolgende Grafik fasst die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den
Bundeslédndern noch einmal zusammen:


https://www.onlinezugangsgesetz.de/Webs/OZG/DE/grundlagen/digitalisierungslabore/digitalisierungslabore-node.html
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2.3.1 Strukturfestlegungen und Umsetzung des OZG im Land NRW

Die Abteilung II des Ministeriums fir Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
des Landes NRW (MWIDE) ist fir die Digitalisierung der Landesverwaltung zustandig,
welche ein breites Aufgabenspektrum abdeckt. Insbesondere fallt darunter:

¢ die nachhaltige strategische Steuerung der IT innerhalb der Landesverwaltung, unter
Beteiligung aller Ressorts. Die strategische Steuerung umfasst Fragen der IT-
Sicherheit ebenso wie Fragen der Standardisierung und Blindelung von IT-Plattformen
und IT-Verfahren.

e der Ausbau von E-Government und Open Government, d.h. Ausbau elektronischer
Verwaltungsdienstleistungen, Verbesserung der Transparenz des
Verwaltungshandelns und Foérderung elektronischer Beteiligungsmaoglichkeiten.

e die Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen im IT-Planungsrat, in dem Bund und
Lander zusammenarbeiten und fir die Ebenen Ubergreifende Kooperation neue
Strategien entwickeln, gemeinsame Standards beschlieBen und konkrete Projekte
vorantreiben.

o die Offentlichkeitsarbeit fiir E-Government und Informationstechnik, zum Beispiel
durch Teilnahme an Messen, Konferenzen und anderen IT-Veranstaltungen.

Der Abteilung II des MWIDE ist zusatzlich die Funktion des Chief Information Officer NRW
(CIO) zugeordnet. Derzeit werden durch diese Funktion verschiedene E-Government
Grundlagenprojekte (EPG) betreut. Die Grundlagenprojekte stellen Basiskomponenten
bereit (z. B. Servicekonto NRW zur Authentifizierung von Blrger*innen, E-Payment)
und/oder schaffen die Voraussetzungen fir die anschlieBende operative Umsetzung in
den Behérden, indem sie z. B. Werkzeuge und Blaupausen fiur die Erhebung und
Optimierung von Prozessen liefern.

LAND NRW/CIO Gemeinde, Kreise, kreisfreie
(d-NRW, it-NRW) Stadte, Landschaftsverbdnde

Bereitstellung Basisdienste
e-Payment,
ServiceKonto.NRW

Adaption Basisdienste

Fachverfahren 1-n
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Die Aufgaben des OZG treffen mit der Umsetzung des E-Governmentgesetzes NRW
zusammen. Daher griindete das Land NRW zum 01.01.2017 die d-NRW AGR.
Gemeinsame Trager der d-NRW sind das Land NRW sowie die Gemeinden, Kreise und
Landschaftsverbande des Landes. Im Auftrag des MWIDE betreibt d-NRW die OZG-
Koordinierungsstelle NRW. Die OZG-Koordinierungsstelle NRW stellt den
Informationstransfer zwischen allen Beteiligten in NRW untereinander sowie zwischen
den Beteiligten in NRW und den relevanten Projekten und Gremien in anderen Landern
und auf Bund-Lander-Ebene sicher. Sie unterstiitzt die Landesressorts und die
Kommunen unter anderem bei der Bestandsaufnahme der Zustandigkeiten und der
Online-Dienste sowie bei der Umsetzungsplanung.

2.3.2 Die besondere Rolle des Kommunalen Dachverbands der IT-Dienstleister

Ein weiterer Akteur im Land NRW ist der Dachverband der kommunalen IT-Dienstleiter
(KDN). Der KDN wurde zunachst als reiner Einkaufszweckverband gegriindet. Wie
aktuelle Entwicklungen zeigen tritt er zunehmend auch als Reprasentant der
kommunalen IT-Dienstleiter in landesweiten digitalen Entwicklungsprozessen auf und
organisiert die Zusammenarbeit der verschiedenen Dienstleister. Durch eine neue
strategische Ausrichtung soll die IT-Dienstleistungslandschaft als Leistungsverbund
weiterentwickelt werden und:

e die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern férdern,
¢ gemeinsame Dienste und Anwendungen landesweit bereitstellen,

e wirtschaftliche Einsparpotentiale durch Biindelung der Bedarfe sicherstellen.

All dies zeigt, wie Fragen ,reiner IT" mit denen der Digitalisierung und all ihren sozialen,
ethischen, 6konomischen, 6kologischen und gesellschaftspolitischen Komponenten
verschmelzen.

Einen zentralen Bereich des KDN stellt das CompetenceCenter (CC) Digitalisierung dar,
welches als wichtigstes Aufgabengebiet die operative Umsetzung des OZG unterstiitzen
soll. Das CC unterstiitzt die Kommunen bei der Digitalisierung der Verwaltungsleistungen
und nimmt die Rolle der kommunalen Themenfeld-Koordination im Auftrag von d-NRW
wahr. Weiterhin ist das CC bei der Umsetzung des Portalverbundes NRW und des
kommunalen Landesportals involviert.

Als letzter Akteur ist der gemeinsame IT-Lenkungsausschuss der kommunalen
Spitzenverbande zu nennen. Dieser Lenkungsausschuss wurde von den drei kommunalen
Spitzenverbanden! gegriindet. Bei der Griindung des Gemeinsamen IT-
Lenkungsausschusses bestand in den Gremien der kommunalen Spitzenverbande
Einigkeit Gber die Ausgangslage:

e Zunehmend ist in Fachverfahren ein elektronischer Austausch von Daten zwischen
den Aufgabentragern vorgesehen.

e In NRW stellt die Verbundféhigkeit des Datenaustausches auf horizontaler Ebene -
also innerhalb der kommunalen Gebietskdrperschaften - eine besondere
Herausforderung dar, da die IT-Landschaft mit 28 IT-Dienstleistern und

1 Stadtetag NRW, Landkreistag NRW sowie Stadte- und Gemeindebund NRW
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unterschiedlichen IT-technischen Ausstattungen den ungehinderten
Datenaustausch vielfach nicht zulasst.

Das folgende Schaubild mag einen kurzen Uberblick (iber die Aufgaben des gemeinsamen
IT-Lenkungsausschusses geben:

Aufgaben des gemeinsamen
IT-Lenkungsausschuss der
kommunalen
Spitzenverbidnde

Herbeifihrung einer Herbeiflihrung einer Abstimmung kommunaler

Abstimmung Uber Abstimmung auf der Positionen in Bezug auf die
IT-Vorhaben des Landes, die horizontalen und Beratung und
Kommunalrelevanz besitzen kommunalen Ebene Uber Beschlussfassungen im

notwendige IT-Planungsrat
Standardisierungen im
Geschdftsverkehr

2.4 Elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren

Das OZG verpflichtet Bund und Lander, ihre Verwaltungsleistungen digital verfligbar zu
machen. Um diese Vorgabe des OZG umsetzen zu kdénnen ist es notwendig, die
~Verwaltungsleistungen" sowie die in Frage kommenden Verwaltungsleistungen der
Landschaftsverbande zu definieren. Verwaltungsleistungen sind gemaB dem OZG die
~elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren®. Als Verwaltungsverfahren werden
gemalB den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Bestimmungen ,die nach auBen wirkende
Tatigkeiten der Behoérden, die auf die Priifung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und
den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines 6ffentlich-rechtlichen
Vertrages gerichtet sind" verstanden. Inwiefern alle Verwaltungsleistungen davon
betroffen sind, wird vom OZG nicht eindeutig geregelt.

Flr eine erste Auseinandersetzung mit dem OZG war es notwendig, die Anforderungen
zur Digitalisierung der Leistungen der Landschaftsverbdnde zu erfassen. In
Zusammenarbeit mit dem LWL wurden die fir die Landschaftsverbande relevanten
Leistungen aus dem bereits erwdhnten OZG-Umsetzungskatalog ermittelt.
Herausfordernd bei der Umsetzung des OZG ist die kontinuierliche Weiterentwicklung des
Umsetzungskatalogs durch das BMI und den IT-Planungsrat. Dies kann selbst im
aktuellen Stadium der Umsetzung zu Veranderungen, zur Léschung oder zur
Neuaufnahme von Verwaltungsleistungen im Katalog fihren.

Mit Blick auf die Umsetzung des OZGs im LVR ist es wichtig, eine strategische Einbettung
der digitalen Ertlichtigung der Leistungen vorzunehmen. Gemeinsam mit den zustandigen
Dezernaten sind Stand Dezember 2020 42 Leistungen mit OZG-Relevanz fiir den LVR
ermittelt worden.
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Nicht vollstandig nach dem OZG definiert ist weiterhin die Festlegung, welche
Mindestanforderung an ,elektronisch angeboten Leistungen" gestellt werden. Sinn und
Zweck ist es, dass Blirger*innen und Unternehmen die Verwaltungsleistung méglichst
durchgdngig digital nutzen und diese weitestgehend nutzerfreundlich und barrierearm
gestaltet werden. Unterschieden wird aufgrund des Modells der EU-Kommission zur
Messung der Onlineverfugbarkeit in die Stufen 0-5.

Once-Only
—_—
Basierend auf dem Modell der EU Kommission OZG Leitbild Digitalisierung
zur Messung der Online-Verfiigbarkeit von r 1
Verwaltungsleistungen in der EU - s
¢ ¢ OZG Verpflichtungen erfiillt
. s : . y . " Vernetzte
Offline Information Formular-Assistent  Online-Leistung  Online-Transaktion . ;
Online-Transaktion
Auf der Behorden- Auf der Behorden- Es wird eine Funktion Eine Online- Die Beantragung der Die Leistung kann
Webseite sind keine Webseite sind angeboten, die beim Beantragung ist Leistung kann vollstiandig digital
Informationen zur Informationen zur Ausfiillen des moglich. Ggf. missen einschlieBlich aller abgewickelt werden.
Leistung vorhanden Leistung vorhanden Formulars o.a. Nachweise in Nachweise online Fur Nachweise wird
unterstutzt. Eine Papierform abgewickelt werden. das Once-Only-
Online-Beantragung eingereicht werden. Prinzip umgesetzt

ist nicht moglich.

Der LVR hat bei seinen aktuellen Aktivitaten zur Digitalisierung der
Verwaltungsleistungen das Erreichen der Stufe 4 als Ziel. Das Erreichen der Stufe 5 ist
sehr stark von extern bereitgestellten Diensten abhdngig, sodass eine héhere Zielsetzung
aufgrund der unsicheren Erreichbarkeit zum jetzigen Zeitpunkt nicht wirtschaftlich
erscheint.

3 Biirgerfreundliche Digitalisierung der Verwaltungsleistungen des LVR

Die Méglichkeit, Verwaltungsleistungen digital abzurufen, eréffnet Birger*innen und
Unternehmen Zeit und Weg sparende Zugdnge zu Leistungen des LVR. Die - auch
digitale - Leistungserbringung kann zum Abbau von bestehenden Barrieren beitragen. So
kdnnen Bldrger*innen von barrierefreien Online-Formularen und einer medienbruchfreien
Kommunikation profitieren. Besonders in Krisenzeiten, wie z.B. der Covid-19-Pandemie,
ist festzustellen, wie elementar die Digitalisierung von Verwaltungsleistungen sowohl flr
die Bilrger*innen als auch die Mitarbeiter*innen geworden ist.

3.1 Vorteile und Herausforderung des OZGs fiir den LVR

Durch die systematische digitale Ertlichtigung von 42-0ZG-Leistungen (entsprechen 125
LVR-LeiKa?-Blindeln bzw. 248 LeiKa-IDs) ergeben sich die folgenden Vorteile:

e Chance zur Prozessoptimierung durch medienbruchfreie Bearbeitung
o Integration der Leistungen in den Beratungskompass
e Integration der Leistungen in die Verbundportale von Bund und Landern

2 Leika = Leistungskatalog des 0ZG
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o Digital zugangliche Leistungen als Voraussetzung des papierlosen Bliros und des
Mobilen Arbeitens (Vorlage 15/143, Krise als Chance nutzen)

e Verkirzung von Bearbeitungszeiten mit positiven Wirkungen fir Biarger*innen und
Unternehmen und fiir die Verwaltung

e Transformation zu einem zukunftsfahigen digitalen Leistungserbringer und damit
Unterstlitzung der Arbeitgeberattraktivitat

e Perspektivisch, Verstarkung der interkommunalen Zusammenarbeit

Mit der MaBnahmenumsetzung zur Erflllung des OZG kommen jedoch auch
Herausforderungen auf den LVR zu:

e Bereitstellung von finanziellen Ressourcen fiir den notwendigen Invest

e Bereitstellung personeller Ressourcen flr die MaBnahmen zur Digitalisierung

e Gewinnung der notwendigen Kompetenzen zur Digitalisierung/
Changemanagement (s. 2.1)

e Herstellung der Akzeptanz der digitalen Transformation bei Mitarbeiter*innen

Mit der Bereitstellung der Informationen in der durch das OZG vorgegebenen Systematik
wird zukinftig auch die Datenbasis flr die Behdrdenhotline D 115 bereitgestellt.

3.2 0ZG-Umsetzungsprogramm im LVR

Um die Anforderungen des OZGs im LVR zu erfillen, wurde ein Programm zur Umsetzung
dieser Vorgaben durch den IT-Lenkungsausschuss (siehe Vorlage 15/140) des LVR
bewilligt. Das Programm bildet die Basis flr die Zusammenarbeit von LVR-Dezernat 6 mit
den jeweils flr die Leistung zustandigen LVR-Dezernaten sowie mit LVR-InfoKom.

LVR-Dezernat 6
Rahmenbedingungen & Standards

Verantwortung fir die
Grundarchitektur, Koordination des Programms,
methodische Unterstitzung, Funktionsmodule

Teilprojekt Teilprojekt
0OZG-Leistung A 0ZG-Leistung C

Teilprojekt
OZG-Leistung B

Teilprojekt
OZG-Leistung D

LVR-Dezernate
Fachliche Inhalte
Verantwortung fir

Inhaltliche Realisierung

Teilprojekt Teilprojekt
OZG-Leistung F OZG-Leistung E

Q2/2020 Q4/2020 Q2/2021 Q4/2021 Q2/2022 Q4/2022

Dem LVR-Dezernat 6 obliegt die Verantwortung fiir die Grundarchitektur und die
Koordination des Programms sowie die methodische Unterstitzung. Weiter besteht hier
auch die Zustandigkeit fur die Bereitstellung von Standards (z.B. Authentifizierung lber
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das Service-Konto NRW, LUCOM-Formularwelt) und die Herstellung von Synergien zu
anderen Behoérden. Die Verantwortung fiir die inhaltliche Realisierung der einzelnen zu
digitalisierenden Leistungen liegt bei den fachlich zustandigen LVR-Dezernaten und
erfolgt in Form von einzelnen Teilprojekten (s. exemplarische Darstellung im Diagramm).

Aus dem Programm heraus erfolgt in Riicksprache mit den umsetzenden Dezernaten und
dem Fachbereich IT-Gesamtsteuerung im LVR ein Abgleich mit dem IT-Projekt-
Portfoliomanagement, um Ressourcenlasten besser steuern und mdgliche Synergien
durch eine gemeinsame Bearbeitung mit anderen IT-Vorhaben erlangen zu kénnen. Eine
Spezifizierung der Teilprojekte erfolgt bei der Umsetzung des Programms. Der
grundsatzliche agile Programmrahmen lasst den Dezernaten die Letztentscheidung zur
Reihenfolge der Digitalisierung ihrer Leistungen.

Fir die jeweiligen Teilprojekte ist folgende Vorgehensweise geplant:

Inhaltliche Technische Umsetzung

Konzeption Konzeption
s Redaktionelle sBereitstellung der sZusammenfiihrung
Leistungs- Front-End-Technik von Inhalt und
beschreibung sBereitstellung der Technik
sDefinition der Back-End-Technik
Datenfelder s\Verbindung zu
*Prozess- Fachverfahren
modellierung herstellen

Die Phasen missen nicht streng konsekutiv sein. Sie kénnen und werden sich teilweise
Uberlagern oder auch parallel bearbeitet werden. In der inhaltlichen Konzeption wird ein
~Bottom-up"-Ansatz verfolgt, um die Leistungen und ihre Rahmenbedingungen im Detail
zu verstehen. Hingegen wird bei der technischen Konzeption durch eine , Top-down"-
Methodik eine Ubergeordnete Perspektive auf alle Leistungen im LVR eingenommen und
betrachtet. Der Top-Down-Ansatz dient auch der Einhaltung von Standards beim Einsatz
technischer Systeme.

3.3 Einbettung in den LVR-Beratungskompass

Durch die Integration des digitalen Zugangs gemaB des OZG in den Beratungskompass
soll eine hohe Passgenauigkeit der einkommenden Antrédge zu Fachthemen und
Zustandigkeiten gewahrleistet werden. Im LVR-Beratungskompass erfolgt eine
durchgdngige Verknlpfung von Beratungs- und Leistungsangeboten. Dies erfolgt
unabhdngig von der organisatorischen Zuordnung von Leistungen zu Dezernaten. Die
handlungsfeldbezogene Darstellung von Beratung und Leistung ermdglicht es dem
Verband, den Birger*innen und Unternehmen ein Ubersichtliches und ansprechendes
Angebot zu prasentieren. In einem ndchsten Schritt soll die handlungsfeldbezogene
Darstellung auch auf Angebote lber die Grenzen des LVR hinaus ausgeweitet werden.
Damit kombiniert der LVR-Beratungskompass moderne technische Features bei der
Informationsaufarbeitung mit einem veranderten Bild der Organisation von Beratung und
Leistungserbringung bei Beibehaltung der origindren Verwaltungsstrukturen.
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3.4 Aktuelle Projektschritte im OZG-Programm

Das OZG-Umsetzungsprogramm teilt sich wie beschrieben in unterschiedliche, parallel
verlaufende Teilprojekte auf. Inhaltliche Entwicklungen [I] mit den Fachdezernaten
werden mit der (Weiter-)Entwicklung von Funktionsmodulen [F] kombiniert:

Digitales Sozialdezernat

e Erstellung der Leitungsbeschreibung zum Blindengeld im Silberstandard?
(Einreichung bei der Landesredaktion bei d-NRW) [I]

o Ausspielen der Leistungsbeschreibung im Web [F]
o Ertichtigung Web-Eingabemaske Blindengeld [F]

Betriebs- und Investitionsférderung von Kindertageseinrichtungen

e Digitalisierung des Outputmanagements in Erganzung zum Fachverfahren des
Landes Kibiz.web [F]

Inklusionsamt
e Inhaltliche Abstimmung der Web-Eingabemaske abgeschlossen [I]

e Erstellung der Web-Eingabemaske zur Beantragung [F]
~Aufhebung Kiindigungsschutz fiir Menschen mit Schwerbehinderung"

o Prdsentation im Rahmen Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter
als Basis flir den fachlichen Austausch und Prifung der Moglichkeit des
weiteren Einsatzes

Soziales Entschadigungsrecht

e Begleitung des Anforderungsprozesses aus OZG-Perspektive zum geplanten
Fachverfahren SER-ID als Fachanwendung fir das Soziale Entschadigungsrecht ab
2024 [I,F]

4 Ausblick

Bei der weiteren Umsetzung des E-Government-Gesetzes und des Online-Zugangs-
gesetzes wird es neben der LVR-internen Herstellung der digitalen Zuganglichkeit von
Leistungen und der Entwicklung digitaler Verwaltungsverfahren auch die folgenden
Punkte zu beachten gelten:

Synchronisierung mit dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Die Gleichheit bei der Aufgabenzustandigkeit der beiden Landschaftsverbande spricht flr
ein gemeinsames Vorgehen bei der Realisierung vor allem des OZG. So kdnnen im
AuBenverhaltnis Unterschiede im Beratungs- und Leistungszugang reduziert und gezielt
Synergien bei der technischen Realisierung verfolgt werden.

3 Silber- und Goldstandard unterscheiden die Genese einer Leistungsbeschreibung. Der
Gold-Standard top-down (von der Bundesredaktion) und der Silberstandard wird bottom-
up (von einzelnen Verwaltungen) erzeugt.
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Anbindung an Portale dritter Anbieter
Sowohl in NRW als auch in anderen Bundesléndern ist die Entstehung und

Inbetriebnahme von weiteren Portalen zu erwarten. Art, Ausgestaltung und
Funktionsumfang liegen zum jetzigen Zeitpunkt mehrheitlich nur als Ideenskizzen vor.
Dennoch wird es eine Aufgabe flir den LVR sein, auch in Verbindung mit diesen Portalen
die Leistungen des LVR den Blrger*innen zur Verfligung zu stellen und damit die
Zuganglichkeit zu verbreitern. Die sehr unterschiedlichen Entwicklungen bieten
mittelfristig auch die Chance, dass sich besonders geeignete und bei den Bilirger*innen
angenommene Lésungen durchsetzen werden.

Dabei gilt es auch die Perspektiven Datensouveranitat und Datenschutz zu beachten.

Entwicklung verknlpfter Services mit den Mitgliedskérperschaften des LVR

Perspektivisch soll mit zwischen Verwaltungen verknlpften Services ein gesteigerter
Blrger*innennutzen erzielt werden. Liegen innerhalb der jeweiligen Verwaltung die
erforderlichen Voraussetzungen der digitalen Ertlichtigung vor, kénnen mit einem
Antragsverfahren mehrere, auch aufeinander aufbauende Verwaltungsverfahren gestartet
werden. Dies kann Bearbeitungs- bzw. Bewilligungszeitraume verkiirzen.

Deutlich wird bereits in diesem Stadium der OZG-Ertlichtigung, dass neben einem

initialen Aufwand eine dauerhafte Koordination interner wie externer Entwicklungen
erforderlich sein wird.

In Vertretung

Janich
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Kenntnisnahme:

Die Ausfiihrungen der Vorlage 15/192 zur Uberarbeitung des Instruments zur
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Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten ja

Lubek



Zusammenfassung:

Die fortlaufende Schulentwicklungsplanung des LVR hat im Frihjahr 2019 eine weiterhin
und teils drastisch steigende Schiilerzahl offenbart, insbesondere an LVR-F&rderschulen mit
den Forderschwerpunkten Koérperliche und motorische Entwicklung sowie Sprache (Vorlage
14/3218). Daraus ergeben sich fiir den LVR als gesetzlich verpflichteter Schultrdager
unmittelbar bzw. absehbar notwendige MaBnahmen, um Schulplétze sowohl durch
Kooperationen mit anderen Schultragern oder auch selbststandig zu schaffen. Dies wird
Investitionen sowie zusatzlichen Personal- und Sachaufwand zur Folge haben.

Um groBtmdgliche Sicherheit und Zuverldssigkeit flur die weiteren Planungen zu erhalten,
war es daher notwendig, das bisher verwendete Verfahren zur Prognose der kiinftig zu
erwartenden Schilerzahlen von unabhangiger Seite wissenschaftlich zu Uberprifen, zu
aktualisieren und ggf. noch zu verbessern. Das Wuppertaler Institut fir bildungs-
okonomische Forschung der Bergischen Universitdat Wuppertal (kurz: WIB) hat diese
Aufgabe Ubernommen. Das erstellte Gutachten wird mit dieser Vorlage zur Kenntnis
gegeben. Das Gutachten ist der Vorlage digital beigefligt. Die Druckfassung liegt bei der
Ausschusssitzung zur Mitnahme bereit.

Das Verfahren zur Abschatzung der zuklnftigen Schiilerzahlen beriicksichtigt weiterhin drei
wesentliche Einflussfaktoren: die allgemeine Schilerzahlentwicklung, das Ausmal3
sonderpadagogischer Unterstitzungsbedarfe unter den Schiiler*innen im Rheinland
(Forderanteil) und die Wahl des Gemeinsamen Lernens als Foérderort durch die Eltern
(Inklusionsanteil). Das neue Prognoseverfahren wurde im Rahmen der Studie in dreierlei
Hinsicht wesentlich verbessert: Es wurde eine neue ,eigene®, LVR-weite und regionalisierte
Schilerzahlprognose entwickelt und die berechneten Kennzahlen bericksichtigen
ausschlieBlich die Entwicklung an den 6ffentlichen Schulen im Rheinland. Zudem wurde die
prognostizierte zukinftige Schilerzahl erstmalig auf potenziell zukiinftige Wohnorte der
Schiler*innen und erst dann auf die Schulstandorte bezogen. Es entsteht somit eine
konsequente Betrachtung sowohl der Wohnorte der Schiler* als auch der Schulstandorte,
was die Aussagekraft der Prognose flr kiinftige Planungen erheblich verbessert.

Die aktualisierten Prognosen auf Basis der Schilerzahl des Schuljahres 2019/2020
bestatigen die Kernaussagen der Verwaltung aus dem Frihjahr 2019 (vgl. Vorlage
14/3218). Die zahlenmdBigen Anstiege vor allem in den Foérderschwerpunkten Kérperliche
und motorische Entwicklung sowie Sprache in der Sekundarstufe I werden mit dem neuen
Verfahren nicht nur erneut bestatigt, sondern im Hinblick auf die Wohnorte der
Schiler*innen erstmals auch regionalisiert dargestellt. Durch den ebenfalls geleisteten
Abgleich mit dem Schulraumbestand (vgl. Vorlage 14/2099) wird konkret ersichtlich, an
welchen Schulstandorten Schulplatze fehlen werden bzw. in welchen Regionen des
Rheinlands sie geschaffen werden missen.

Die Ergebnisse des nun vorliegenden wissenschaftlichen Gutachtens des WIB werden von
der Verwaltung ausgewertet und dienen als Grundlage fir die zu erstellenden,
regionalbezogenen Zielplanungen entsprechend dem mit dem Handlungskonzept
~Schulraumkapazitat 2030" beschlossenen Vorgehen (vgl. Vorlage 14/3817/2).

Eine zusammenfassende Management Summary, die Beschreibung des Vorgehens sowie
detaillierte Ergebnisse finden sich im beigefiigten Gutachten des WIB.




Die laufende Schulentwicklungsplanung des Fachbereiches Schulen leistet einen Beitrag zur
Umsetzung des LVR-Aktionsplanes im Hinblick auf die Zielrichtung 10 ,Das Kindeswohl und
die Kinderrechte im LVR als inklusiven Mainstreaming-Ansatz schiitzen"™ und Zielrichtung 4

»Den inklusiven Sozialraum mitgestalten®.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/192:

Wissenschaftliche Uberpriifung und Verbesserung der Schiilerzahlprognose des
LVR

Die Landschaftsverbande sind nach § 80 des Schulgesetzes NRW verpflichtet, eine
Schulentwicklungsplanung zu betreiben, welche der Schaffung eines inklusiven
Bildungsangebotes in allen Landesteilen dient. Die inklusive Schulentwicklungsplanung
(kurz: SEP) des LVR wurde mit der Vorlage 14/1850 neu aufgestellt, um der Dynamik und
den Veranderungsprozessen in der Weiterentwicklung der schulischen Inklusion gerecht zu
werden. Die SEP wird seit 2016 fortlaufend betrieben. Die Planzahlen werden seitdem
jahrlich aktualisiert. Die fortlaufende SEP des LVR hat im Frihjahr 2019 weiterhin und teils
drastisch ansteigende Schiilerzahlen offenbart, insbesondere an LVR-Fdrderschulen mit
den Forderschwerpunkten Koérperliche und motorische Entwicklung sowie Sprache (Vorlage
14/3218). Daraus ergeben sich fir den LVR als gesetzlich verpflichteter Schultrager
unmittelbar bzw. absehbar notwendige MaBnahmen, um Schulpldatze zu schaffen und die
geordnete Beschulung der Schiiler*innen dauerhaft und langfristig sicherzustellen. Diese
MaBnahmen werden Investitionen sowie zusatzlichen Personal- und Sachaufwand zur Folge
haben. Das Handlungskonzept ,Schulraumkapazitat 2030" beschreibt das Vorgehen der
Verwaltung mit dem Ziel, ausreichende Schulplatzkapazitdten zu schaffen. Es wurde mit
Vorlage 14/3817/2 durch den Landschaftsausschuss am 23.06.2020 beschlossen.

Als konkreten MaBnahmen vorgelagerter Schritt war es unerldsslich, das Verfahren zur
Prognose der kinftig zu erwartenden Schilerzahl zu Uberprifen, zu aktualisieren und nach
Méglichkeit noch weiter zu verbessern. Daher wurde das Wuppertaler Institut fir
bildungsékonomische Forschung (kurz: WIB) beauftragt, das Verfahren mit seinen
Planungsgrundlagen einer wissenschaftlichen Uberpriifung =zu unterziehen, ggf. zu
verfeinern und erstmalig die prognostizierte Entwicklung der Schilerzahl auch konsequent
regionalisiert zu betrachten. Das hiermit vorgelegte wissenschaftliche Gutachten erhéht
die Planungssicherheit und erlaubt es dem LVR, Entscheidungen mit mdglicherweise
weitreichenden finanziellen Konsequenzen auf zuverldassiger Basis und mit bewertbaren
Risiken zu treffen.

Prognose-Verfahren wurde iiberpriift und weiterentwickelt

Das WIB hat das vorhandene Instrument zur Prognose der kiinftigen Schilerzahlen
wissenschaftlich unabhangig Uberprift, weiterentwickelt und das Vorgehen sowie die
Ergebnisse in einem Gutachten zusammengefasst. Dieses Gutachten findet sich im Anhang
dieser Vorlage.

Das Verfahren zur Abschatzung der zukiinftigen Schilerzahl berlicksichtigt weiterhin drei
wesentliche Einflussfaktoren bzw. Kennzahlen: die allgemeine Schilerzahlentwicklung im
Rheinland (kurz Schiilerzahlprognose)!, den Forderanteil?2 sowie den Inklusionsanteil®. Das

' Die Entwicklung der Schiilerzahlen an sich ist in erster Linie von der demografischen Entwicklung
abhangig.
2 Der Forderanteil bezeichnet den Anteil der Schiiler*innen an der gesamten Schiilerschaft im

Rheinland, denen ein sonderpadagogischer Unterstiitzungsbedarf zugeschrieben wird.
3 Der Inklusionsanteil beschreibt den Anteil der Schiiler*innen mit sonderp&dagogischem

Unterstlitzungsbedarf, die in allgemeinen Schulen beschult werden.

3



neue Prognose-Verfahren wurde mit mathematisch-statistisch aufwendigen Methoden in
dreierlei Hinsicht wesentlich verbessert:

1. Fur die allgemeine Schiilerzahlprognose wird nicht mehr die seitens des Landes in
regelmdBigen Abstanden verdffentlichte Vorausberechnung der NRW-weiten
Schilerzahl verwendet. Stattdessen  wird eine ~€igene® LVR-weite
Schilerzahlprognose berechnet, welche als Grundlage die jlingste Bevélkerungs-
prognose von IT.NRW nutzt und eine differenzierte, regionalisierte Betrachtung
nach einzelnen kreisfreien Stadten und Kreisen erlaubt. Die Vorteile dieses
Vorgehens bestehen in der gréBeren Aktualitat und tieferen Regionalisierung.

2. Die Berechnung der wesentlichen Einflussfaktoren Schilerzahl, Férderanteil und
Inklusionsanteil erfolgt nur auf Basis der &ffentlichen Schulen und erlaubt somit
genauere Aussagen zu einer moglichen Entwicklung auch an den LVR-Schulen.

3. Die prognostizierte Schiilerzahl wird in einem erganzenden Schritt auf potenziell
zukinftige Wohnorte der Schiiler*innen bezogen und erst danach auf die aktuellen
Schulstandorte. Dieses Vorgehen erlaubt deutlich prazisere Aussagen zur
erwarteten Auslastung jedes einzelnen Schulstandortes.

Durch die neu eingeflihrte Berilicksichtigung der Verteilung der Schiler*innen nach ihren
Wohnorten entsteht eine regionalisierte Betrachtung im Hinblick auf die kinftigen
Wohnorte der Schiler*innen. Flr eine erfolgreiche, vertrauenswiirdige SEP ist diese
konsequente, gleichzeitige Betrachtung sowohl von Schulstandorten als auch von
Wohnorten eine bedeutsame Prazisierung. Dieser notwendige Aspekt unterscheidet die SEP
des LVR als Uberregional zustéandigem Schultrager von den Schulentwicklungsplanungen
kommunaler Schultrager, die einen sehr viel kleineren Zustadndigkeitsbereich betrachten,
da dort Wohnort und Beschulungsort i.d.R. zusammenfallen. Das entwickelte Instrument
hat diese Herausforderung auf Uberzeugende Art und Weise geldst. Es bleibt jedoch eine
weiterhin verbesserungsfahige Schatzung, da die Verteilung der Wohnorte der
Schiler*innen mit Unterstlitzungsbedarf in den allgemeinen Schulen und Férderschulen
anderer offentlicher Trager dem LVR nicht bekannt ist — der LVR kennt nur die Wohnorte
jener Schiler*innen, die sich an den LVR-Schulen befinden. Dieses fehlende Puzzlestlick
wirde das Vorhersageinstrument noch einmal weiter verbessern. Der LVR wird sich dafiir
einsetzen, diese Daten zukilnftig vom Land NRW zu erhalten, um sie fir die Prognose
nutzen zu kdnnen.

Fir die beschriebenen Neuerungen sind Daten auf unterschiedlichen Aggregationsebenen,
insbesondere flir die Kreise und kreisfreien Stadte, sowie aufwendige mathematisch-
statistische Verfahren nétig. Dies erfordert sowohl komplexes wissenschaftliches Know-
How als auch die entsprechende technische Ausstattung, z. B. spezielle Software-Produkte.
Far die fortlaufende SEP mit ihrer jahrlichen Aktualisierung ist daher kurzfristig zu kléren,
wie diese wissenschaftlich-technischen Voraussetzungen geschaffen und ggfs. durch
externes Know-how unterstitzt werden kdnnen.



Ergebnisse

Zusammenfassend wird durch das wissenschaftliche Gutachten das bislang verwendete
Verfahren zur Prognose der zukinftig zu erwartenden Schilerzahl an den LVR-
Foérderschulen in seiner grundsatzlichen Glltigkeit bestatigt und an wesentlichen
Stellschrauben noch optimiert, sodass die Vorhersagen an Zuverlassigkeit gewinnen. Die
aktualisierte Prognose auf Basis der Schiilerzahl des Schuljahres 2019/2020 bestatigt die
Kernaussagen seitens der Verwaltung zur erwarteten Entwicklung aus dem Frihjahr 2019
(vgl. Vorlage 14/3218). Die zahlenmaBigen Anstiege vor allem in den Férderschwerpunkten
Kérperliche und motorische Entwicklung sowie Sprache in der Sekundarstufe I werden mit
dem neuen Verfahren nicht nur erneut bestétigt, sondern im Hinblick auf die Wohnorte der
Schiler*innen erstmals auch regionalisiert dargestellt. Durch den ebenfalls geleisteten
Abgleich mit dem Schulraumbestand wird konkret ersichtlich, an welchen Schulstandorten
Schulplatze fehlen werden bzw. in welchen Regionen des Rheinlands sie geschaffen werden
missen.

Im Fdérderschwerpunkt Koérperliche und motorische Entwicklung (KME) zeigt die Prognose,
dass bis zum Jahr 2029/2030 rund 550 Schulplatze fehlen werden. Aufgrund der
Bevdlkerungsentwicklung besteht Handlungsbedarf insbesondere in den Regionen Kéin (K,
LEV), Neuss (NE, MG, HS) und im Ruhrgebiet (DU, MH, ME).

Auch bei den Schulen mit dem Forderschwerpunkt Sprache (SQ) in der Sekundarstufe I ist
damit zu rechnen, dass sich die Situation an den Schulen bis 2029/30 weiter verscharfen
wird. Hier werden zum Schuljahr 2029/30 rd. 273 Schulplatze fehlen. Vor dem Hintergrund
der Bevoélkerungsentwicklung besteht auch hier besonderer Handlungsbedarf im Raum
Neuss (NE, MG) und im Raum KoéIn (K, LEV, GL).

Mit Ausnahme zweier konkreter Schulstandorte, die in ihrer Entwicklung der Schilerzahlen
eng zu beobachten sind, ergibt sich in den Foérderschwerpunkten Sehen sowie Horen und
Kommunikation kein akuter oder absehbarer Handlungsbedarf.

Weiteres Vorgehen der Verwaltung

Die Ergebnisse des nun vorliegenden wissenschaftlichen Gutachtens des WIB werden von
der Verwaltung ausgewertet und dienen als Grundlage fir die zu erstellenden,
regionalbezogenen Zielplanungen entsprechend dem mit dem Handlungskonzept
~Schulraumkapazitat 2030“ beschlossenen Vorgehen (vgl. Vorlage 14/3817/2). Im
Rahmen der regionalbezogenen Zielplanungen werden die moglichen Wege zur
Bereitstellung benétigter Schulplatze (Lésungen im eigenen Bestand, Fdérderung des
Gemeinsamen Lernens, Kooperationen mit kommunalen Schultragern, BaumaBnahmen)
wie in Vorlage 14/3817/2 dargestellt beschritten und systematisch geprift.

Eine zusammenfassende Management Summary, die Beschreibung des Vorgehens sowie
detaillierte Ergebnisse finden sich im digital beigefiigten Gutachten des WIB. Die

Druckfassung des Gutachtens liegt bei der Ausschusssitzung zur Mitnahme bereit.

In Vertretung

Prof. Dr. Faber
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Management Summary

Deutschlandweit wurde die Bildungslandschaft in den letzten zwei Jahrzehnten weitreichen-
den Veranderungen unterzogen. Ausbau von Ganztagsbeschulung, die Umsetzung der Inklu-
sion, die Integration von neuzugewanderten Kindern und Jugendlichen in den schulischen All-
tag sowie die Starkung des Elternwahlrechts bei der Wahl des Férderortes fur ihre Kinder, der
Grundschule und des Bildungsgangs beim Ubergang in die Sekundarstufe I. Aus diesen Ver-
anderungen erwachsen fur Schultrager erhebliche Reorganisationsaufgaben, denn sie haben
fur die Schaffung eines wohnortnahen und ausgewogenen Schulangebots Sorge zu tragen.

Die nordrheinwestfélischen Landschaftsverbande Rheinland (LVR) und Westfalen-
Lippe (LWL) sind gesetzlich verpflichtete Trager von Férderschulen der Schwerpunkte Sehen,
Horen und Kommunikation, Sprache in der Sekundarstufe | sowie Kdrperliche und motorische
Entwicklung. Als solche sind auch sie nach dem Schulgesetz verpflichtet, eine Schulentwick-
lungsplanung durchzuftihren. Diese ,|[...] dient nach Mal3gabe des Bediirfnisses (8 78 Abs. 4)
der Sicherung eines gleichmaRigen, inklusiven und alle Schulformen und Schularten umfas-
senden Bildungs- und Abschlussangebots in allen Landesteilen.” (§ 80 Abs. 1 SchulG).

Im Rahmen der WIB-Machbarkeitsstudie aus dem Jahr 2016 (vgl. Vorlage 14/1283)
wurden fur die Schulverwaltung des LVR ein Verfahren und ein Excel-Tool entwickelt und er-
probt, das genau fur diese Zwecke und zur Uberregionalen Planung von Férderschulstandor-

ten eingesetzt werden kann.

Ziel des Gutachtens

Das vom WIB entwickelte Instrument wird fortlaufend fiir die Schulentwicklungsplanung (SEP)
beim LVR eingesetzt. Bisher wurde so in den Jahren 2017, 2018 und 2019 die erwartete Schi-
lerzahlentwicklung?, zuletzt mit einem Planungshorizont bis zum Schuljahr 2029/30, approxi-
miert (vgl. Vorlagen 14/1850, 14/2563 und 14/3218) und Handlungsbedarfe identifiziert. Nach
Aussage des Schultrdgers hat sich das Instrument zur Prognose der zu erwartenden Schiiler-
zahl in der Praxis bewéhrt, bendtigt aber aktuell eine Uberprifung und ggf. Anpassung. So hat
der Schultrager u.a. festgestellt, dass es in einzelnen Forderschwerpunkten und Standorten
zu einer Unterschatzung der vorausgerechneten Schilerzahlen kommt.

Vor diesem Hintergrund wurde das WIB durch die Schulverwaltung des LVR beauf-
tragt, das bestehende Prognoseinstrument zu modifizieren, um die entstehenden Bedarfe an
Forderschulplatzen in den vom LVR getragenen Fdrderschulen im Zuge von u.a. steigenden

Schillerzahlen, steigenden Fdrderanteilen und teilweise stagnierender inklusiver Beschulung

1 Der Begriff ,Schilerzahl* wird als feststehender Begriff einer statistischen Kennzahl verstanden und ist nicht zu
verstehen als Gruppe von Schilerinnen und Schilern. Wie in den Veréffentlichungen des Ministeriums fiir
Schule und Bildung des Landes NRW wird der Begriff daher im vorliegenden Text nicht geschlechtersensibel
angepasst.
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praziser prognostizieren zu kénnen. Hier geht es insbesondere um eine Uberpriifung und Wei-
terentwicklung der bisherigen Berechnungsweisen fir ein auskdmmliches Schulplatzangebot,
dass sich nicht nur am derzeitigen Standort der Férderschule orientiert, sondern auch an der
regionalen Herkunft der Schilerinnen und Schiiler. Gerade Letzteres ist fur die Standortpla-
nung von hoher Bedeutung, da die Schulerinnen und Schiiler des LVR in der Regel nicht am
Wohnort beschult werden, d.h. Wohn- und Schulort fallen auseinander, und sich die Bevolke-
rung in den Kreisen und kreisfreien Stadten sowie der Stadteregion Aachen in Zukunft unter-

schiedlich entwickeln wird.

Jungere Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen und im Rheinland

Aktuell leben in Nordrhein-Westfalen rd. 17,9 Millionen Menschen. Zum 1.1.2040 werden es
der juingsten Bevolkerungsprognose folgend fast 18,1 Millionen Menschen sein. Sowohl in den
Kreisen als auch in den kreisfreien Stadten des Landes rechnet man aktuell mit kurzfristigen
Aufwiichsen in der Altersgruppe 0 bis unter 6 Jahre und mittelfristigen Zunahmen in der Al-
tersgruppe 6 bis unter 10 Jahre. Folglich wird die Zahl der Kinder und Jugendlichen im Alter
von 10 bis unter 16 Jahren ab ca. 2029 ihren Héchststand erreichen.

Die Berechnungen fur die Gebietskorperschaften des Rheinlands zeigen, dass nicht
nur Gebiete die sich jetzt schon durch eine hohe Bevolkerungsdichte auszeichnen, wie z.B.
die kreisfreien Stadte Kéln und Dusseldorf, vor weiterem Bevolkerungszuwachs stehen, son-
dern auch die Kreise in den aktuell noch weniger dicht besiedelten Regionen des Rheinlands.
Die kreisfreien Stadte und Kreise im LVR unterscheiden sich dabei zum Teil deutlich vonei-
nander. Besonders auffallig ist der starke Zuwachs der Kinder und Jugendlichen in den groRen
kreisfreien Stadten wie Diusseldorf, Essen oder Koln im Gegensatz zu z.B. den anderen kreis-
freien Stadten des Ruhrgebiets. Im Vergleich zum Jahr 2017 steigt die Bevoélkerung in dem fur
die Primarstufe relevanten Alter in Essen und Dusseldorf um 19% bzw. 18% bis zum Jahr
2025 an. Bis 2039 erreicht Dusseldorf in dieser Altersgruppe einen Anstieg von 25%, die Stadt
Kdln einen von 22%.

Die Entwicklung der kommenden Jahre zeigt, dass der LVR als Schultrdger erheblich
in Erhaltung und Schaffung des Schulplatzangebotes investieren muss. Dies wird aber nicht
nur durch die steigende Bevolkerung bedingt, sondern auch durch steigende Forderanteile
und stagnierende Inklusionsanteile in den fur den LVR relevanten Férderschwerpunkten.

Wie auch in anderen Bundeslandern ist die Entwicklung der sonderpadagogischen For-
derung in NRW seit Mitte der 1990er Jahre durch einen steigenden Forderanteil gekennzeich-
net. Bei einer insgesamt seit 2003 rucklaufigen Schulerzahl steigt die Zahl der Schilerinnen

und Schiler mit einem sonderpadagogischen Unterstitzungsbedarf nach wie vor weiter an.
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Wahrend der Forderanteil in den Fdérderschwerpunkten Horen und Kommunikation
(HK), Sehen (SE) und Korperliche und motorische Entwicklung (KME) in den letzten acht Jah-
ren in der Primarstufe auf einem héheren Niveau konstant war, ist dieser Anteil in der Sekun-
darstufe | —wenn auch ausgehend von einem niedrigeren Niveau — angewachsen. Besonders
auffallig ist dabei der Anstieg in den Foérderschwerpunkten KME und Sprache (SQ) in der Sek.
I. Letzterer ist im LVR-Gebiet, aber auch landesweit Gberproportional gestiegen. Von rd. 0,34%
zum Schuljahr 2011/12 auf 0,89% zum Schuljahr 2018/19, wenn nur die LVR-
Gebietskdrperschaften betrachtet werden. Der absolute Anstieg von 1689 auf 4071 Schiilerin-
nen und Schiler innerhalb von 7 Jahren entspricht einem prozentualen Zuwachs von rd. 141%.
Zum Vergleich: Insgesamt ist die Zahl der Schulerinnen und Schiiler im LVR-Gebiet mit son-
derpadagogischem Unterstitzungsbedarf ,nur um rd. 25,5% gestiegen.

Gleichzeitig ist in NRW auch ein steigender Inklusionsanteil zu beobachten. Der bishe-
rige Aufwuchs des Gemeinsamen Lernens ist aber insbesondere der starken Zunahme im
Unterstitzungsbereich der Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) zuzuschreiben. In der Pri-
marstufe besuchen zum Schuljahr 2018/19 fast % der Schilerinnen und Schuler mit Forder-
schwerpunkt Lernen (LE) eine allgemeine Schule. Zwar hat sich auch in den Forderbereichen
der geistigen und korperlichen Entwicklung sowie der Sinnesschadigungen der Inklusionsan-
teil im Primarbereich innerhalb der letzten zehn Jahre verdoppelt. Dennoch fallen die Inklusi-
onsanteile hier im Vergleich nach wie vor deutlich geringer aus. Zudem sind diese aktuell, in
den letzten drei bis vier Jahren, wieder leicht ricklaufig oder sie stagnieren.

Wird die Zahl der zuktinftig zu beschulenden Kinder und Jugendlichen analog zur prog-
nostizierten Bevolkerungsentwicklung steigen, ist ex ante anzunehmen, dass sich — auch ohne
steigende Forderanteile und stagnierende Inklusions- bzw. Férderschulbesuchsanteile — die
Zahl der Schilerinnen und Schiiler an den LVR-Schulen positiv entwickeln wird. Spielen zu-
dem sich verandernde Forder- und Foérderschulbesuchsanteile auch weiterhin eine zentrale

Rolle, wird die Schilerzahl an den LVR-Schulen noch weiter anwachsen.

Weiterentwicklung des Prognoseinstruments des LVR

Ein wesentlicher Bestandteil der SEP sind Aussagen zu der zu erwartenden Schilerzahl.
Diese Prognosen sollten mittel- bis langfristigen Charakter haben und daher einen Zeitraum
von mindestens zehn Jahren umfassen, um rechtzeitig und zielorientiert auf erwartete Ent-
wicklungen reagieren zu kénnen.

In der Regel wird die zu erwartende Entwicklung der Schilerzahl aus der bisherigen
Schulerzahl, der zukinftig zu erwartenden Bevdlkerungsentwicklung in den entsprechenden
Altersgruppen sowie aus zentralen Annahmen zur Entwicklung des Schulsystems abgeleitet.

Dabei sind auch schulgesetzliche Rahmenbedingungen zu beriicksichtigen. Anders aber als
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klassische Schultrager von allgemeinen Schulen, stehen Schultréager wie der LVR mit spezifi-
schen Schulangeboten und einer tberregionalen Zusténdigkeit vor der Herausforderung, Ent-
wicklungen am Wohnort der zukiinftigen Schilerinnen und Schiller mit Entwicklungen am ak-
tuellen Schulort zu verkntipfen und fortzuschreiben.

Fur eine optimale Standortauslastung und die zukiinftige Standortplanung musste dem
Schultrager LVR daher in erster Linie bekannt sein, wie sich die Situation in den einzelnen
Gebietskdrperschaften darstellt — und zwar unabhangig davon, ob dort ein Férderschulstand-
ort ist oder nicht. Die zuklinftige Planung sollte sich also primar am Wohnort der Schiilerinnen
und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf orientieren. Ein solches optima-
les Verfahren wird im Gutachten diskutiert und dessen Implementierung nachdrtcklich emp-
fohlen. Wie die Auswertung der aktuell verfliigbaren Daten aber zeigt, sind die fir dieses opti-
male Verfahren relevanten Daten, insbesondere zum sonderpadagogischen Unterstiitzungs-
bedarf, bisher lediglich am Schulort vorhanden. Zudem ist die kleinste regionale Ebene auf die
die entsprechenden Kennzahlen — am Schulort — ermittelt werden kdnnen, die Kreisebene.
Sowohl die Einwohnerzahl als auch die Bevolkerungsprognose sind zwar auf Gemeindeebene
vorhanden, die Schulstatistik und auch der Forderanteil und Férderschulbesuchsanteil aller-
dings nicht. Fur die Implementierung des optimalen Prognosemodells ist der LVR daher auf
Datenzulieferungen anderer Stellen angewiesen. So liegen beim Ministerium fur Schule und
Bildung NRW (MSB) wohnortbezogene Daten der Schiilerinnen und Schiler mit sonderpada-
gogischem Unterstutzungsbedarf differenziert nach Schultragergebieten vor. Es existieren
also Daten, die differenziert nach allen Schultragergebieten angeben, aus welcher Wohnort-
gemeinde die Schilerinnen und Schuler mit Unterstitzungsbedarf kommen und ob sie an ei-
ner Regelschule oder an einer Forderschule beschult werden. Anhand dieser Information liel3e
sich ein wohnortbezogener Foérder- und Forderschulbesuchsanteil ermitteln und so die Pla-
nung bzw. Auslastung der Standorte besser steuern. Der LVR sollte sich mit dem MSB auf die
Weitergabe dieser Informationen fur die SEP verstandigen um das bisherige Verfahren in
Richtung Prognosegenauigkeit fir den einzelnen Schulstandort noch weiter zu verbessern.
Gleichwonhl ist den Gutachterinnen bekannt, dass derartigen Datenanforderungen durch den
LVR bislang von Seiten des MSB nicht entsprochen wurde.

Das beschriebene optimale Verfahren kann fur den LVR auf Grund mangelnder Daten
also aktuell und ggf. auch absehbar nicht umgesetzt werden. Da die Entwicklung der Schiler-
zahl am Wohnort der Schilerinnen und Schiiler aber fiir eine genauere SEP des LVR von
zentraler Bedeutung ist, wird vorgeschlagen, das bisherige Verfahren in einzelnen Schritten
zu modifizieren. Das hier vorgeschlagene Vorgehen orientiert sich also im Wesentlichen an
dem bisherigen Verfahren, allerdings werden drei zentrale Modifikationen und eine Erweite-
rung vorgenommen. Die Modifikationen sind: (1) Das Verfahren betrachtet lediglich das Rhein-

land. D.h., eine NRW-weite Betrachtung erfolgt nicht mehr. (2) Das Verfahren berechnet alle
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Kennzahlen direkt auf Basis von Schulerinnen und Schulern an 6ffentlichen Schulen. (3) Das
Verfahren basiert auf einer ,eigenen’ LVR-weiten Schiilerzahlprognose, die aus der Bevolke-
rungsprognose abgeleitet wird. D.h., die vom MSB eigens herausgegebene Schilerzahlprog-
nose wird nicht mehr verwendet, da sie i.d.R. der Bevolkerungsentwicklung ,hinterherlauft’ und
nicht regionalisiert vorliegt. Die zentrale Ergdnzung des bisherigen Verfahrens besteht darin,
dass die so prognostizierte Gesamtschulerzahl, d.h. Schilerinnen und Schiiler je Forder-
schwerpunkt und Jahrgangsstufe (Primarstufe und Sekundarstufe 1), in einem letzten Schritt
auf potenziell zuklinftige Wohnorte und dann auf die aktuellen Schulstandorte verteilt wird.
Hierzu werden die bisherigen Wohnorte der LVR-Schilerinnen und Schiiler aus dem LVR-
internen Monitoring verwendet.

Vorteil des Punktes (3) ist, dass der LVR die eigene Schiilerzahlprognose immer dann
aktualisieren kann, wenn neue Bevolkerungszahlen oder eine neue Bevdlkerungsprognose
von IT.NRW vorgelegt werden. Es muss nicht auf eine neue amtliche Schilerzahlprognose
gewartet werden. Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Verfahrens entsteht der Vorteil,
dass anhand der bekannten Wohnorte der heutigen LVR-Schilerinnen und Schiler eine zu-
kunftige Wohnortverteilung approximiert wird, die sich ebenfalls an der regional unterschiedli-
chen Bevolkerungsentwicklung orientiert.

Zur Berechnung der Schilerzahl wird im ersten Schritt fir die Primarstufe und die Se-
kundarstufe | die Zahl der Schilerinnen und Schiler an offentlichen Schulen der altersrele-
vanten Bevolkerung gegentbergestellt. Hieraus ergibt sich die so genannte Beschulungs-
guote. Diese gibt an, wie gro3 der Anteil der altersrelevanten Bevoélkerung ist, der sich an den
offentlichen Schulen des Rheinlandes wiederfindet. Wird diese Beschulungsquote mit der vo-
rausgerechneten Bevolkerung multipliziert ergibt sich die zuklnftig zu erwartende Ge-
samtschulerzahl an offentlichen Schulen im Rheinland.

Neben der so geschatzten Gesamtschuilerzahl werden im zweiten Schritt die Forder-
anteile und Forderschulbesuchsanteile je Foérderschwerpunkt und Jahrgangsstufe fur die Ab-
schatzung der Schilerinnen und Schiler an LVR-Schulen benétigt. Aus der unklaren und zum
Teil erklarungsbedirftigen Entwicklung des Férderanteils und Forderschulbesuchsanteils re-
sultiert aktuell noch eine Planungsunsicherheit, die quantitativ sehr bedeutend sein kann. Um
diese Planungsunsicherheiten zu berlcksichtigen, werden fir die kinftige Entwicklung der
Forderanteile und Forderschulbesuchsanteile daher drei Varianten entwickelt und erprobt:
Zum einen wird eine ,Status-quo‘-Variante berechnet, bei der die Anteile fir jeden Forder-
schwerpunkt und jede Schulstufe jeweils auf den letzten Stand (d.h. aktuell: Schuljahr
2018/19) gesetzt werden. In der zweiten Variante kurzfristige Veranderung‘ wird fur jeden For-
derschwerpunkt und jede Schulstufe zunachst die relative Veranderung des Fdorderanteils und

Forderschulbesuchsanteils fur die letzten drei Jahre berechnet. Ist z.B. der Forderanteil im
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Forderschwerpunkt KME (in der Sek. 1) zum Schuljahr 2017 von rd. 0,63% auf rd. 0,64% ge-
stiegen und im Schuljahr darauf auf rd. 0,67% liegt die Verdnderung im Mittel Gber drei Jahre
bei rd. 0,02 Prozentpunkten. Diese Veranderung wird fortgeschrieben, d.h. zum Schuljahr
2019 wirde ein Forderanteil im Férderschwerpunkt KME (in der Sek. I) in Hohe von rd. 0,69%
angenommen. Die dritte und letzte Variante wirde diese relative Veradnderung mittelfristig be-
trachten, d.h. als Mittelwert der Veranderungen der letzten funf Jahre.

In der Validierung der Varianten, bei der die Schiilerzahl der Jahre 2016-2018 prog-
nostiziert und mit den tatsachlichen Ist-Werten vergleichen wird, zeigt sich, dass die Variante
,Status-quo* die Schiilerzahl am besten vorhersagt. Obwohl die Festlegung der Foérder- und
Forderschulbesuchsanteile auf den letzten Stand die vergangene Schilerzahl am besten vor-
hersagt, ist dies aber kein Indiz dafir, dass dies auch zukunftig der Fall sein wird. Der Grund
fur diese gute Passung auf die Vergangenheitsdaten ist vielmehr in der unterschiedlichen Ent-
wicklung der Anteile zu sehen: Der Forderanteil ist in den Jahren 2016 bis 2018 langsamer
gestiegen als es aus den Vorjahren zu erwarten ware. Umgekehrt ist hingegen der Forder-
schulbesuchsanteil in den Jahren 2016 bis 2018 nicht mehr so stark zuriickgegangen wie in
den Jahren davor. Beide Effekte heben sich in der Variante ,Status-quo‘ gegenseitig auf, so
dass der Aufwuchs in der Schulerzahl sehr gut nur durch den Bevélkerungszuwachs abgebil-
det werden kann. Ob die ,Status-quo‘-Variante aber auch in Zukunft das optimale Prognoses-
zenario abbildet, muss durch den Schultrager Gberwacht und geprift werden. Es ist aktuell zu
vermuten, dass die Variante mit konstanten Forder- und Forderschulbesuchsanteilen eher
eine konservative Abschatzung der Schilerzahl darstellt und daher als Untergrenze zu verste-
hen ist. Dennoch wird diese Variante im Gutachten fir die Prognose der Schiilerzahl bis zum
Schuljahr 2029/30 verwendet.

Das Ergebnis der Prognose der Schilerzahl fur den Zeitraum ab 2019/20 zeigt, dass
die Schulerzahl insgesamt bis zum Schuljahr 2029/30 steigen wird. Dies trifft auf alle Forder-
schwerpunkte und alle Schulstufen zu. Da der Férderanteil und der Férderschulbesuchsanteil
des Jahres 2018/19 konstant fortgeschrieben werden, ergibt sich die steigende Schilerzahl
also lediglich aus dem Bevdlkerungswachstum im Rheinland. Bis zum Schuljahr 2029/30 steigt
so die Zahl der Schilerinnen und Schiler mit Unterstitzungsbedarf im Rheinland in der Pri-
marstufe um rd. 14% und jene in der Sekundarstufe | um rd. 13,5% im Vergleich zum Schuljahr
2018/19.

Herausforderungen fir den Schultrager LVR

Die Analysen zeigen, dass der LVR als Schultréger in Zukunft — allein bedingt durch den Be-
volkerungsaufwuchs — massiv in die Erhaltung und Schaffung von Schulplatzen investieren
muss. Lediglich ein kurzfristiger Rickgang des Forderanteils bei gleichzeitig erhdhten Inklusi-

onsbemuhungen seitens des Landes wirden das aktuelle System erhalten kénnen. Wie die
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Analysen aber zeigen, ist damit in naher Zukunft nicht zu rechnen: Die Zahl der Schilerinnen
und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf steigt seit Jahren kontinuierlich
an; die Inklusionsanteile stagnieren in einigen Férderschwerpunkten oder sie sind sogar rtck-
laufig. Die bestehende Forderschulstruktur des LVR muss daher an die aktuellen und zukinf-
tigen Entwicklungen angepasst werden.

An allen Standorten wird — lediglich bedingt durch den Bevélkerungsaufwuchs — eine
steigende Schilerzahl bis 2029/30 erwartet. Allerdings sind die Auswirkungen auf die einzel-
nen Schulen bzw. Schulen nach Férderschwerpunkt unterschiedlich. Lediglich elf der in dem
Gutachten betrachteten 35 Schulen werden im Schuljahr 2029/30 noch ausreichend Kapazi-
taten haben, um entsprechend des jeweiligen Klassenfrequenzrichtwerts die zur Beschulung
anstehenden Schilerinnen und Schiller aufnehmen zu kénnen. Dies sind vor allem die sechs
Schulen des Forderschwerpunkts HK und drei der finf SE-Schulen (den Standort Diuren ein-
geschlossen). Die KME und SQ-Schulen stoRen zum Teil bereits jetzt an ihre Kapazitats-
grenze und die Situation wird sich zukinftig noch weiter verscharfen. Im besonderen Mal3e
von der steigenden Schilerzahl betroffen sind die Schulen des Férderschwerpunkts SQ in der
Sek. |. Dies ist malRgeblich auf die zuletzt rasant angestiegene Zahl der Schilerinnen und
Schuiler mit diesem Forderschwerpunkt zurtickzufiihren.

Die Analysen zeigen daneben, dass die SEP aus Sicht des Schultragers LVR vielen
technischen Herausforderungen begegnen muss. Diese beruhen zu einem grol3en Teil auf der
nicht vorhandenen ,optimalen‘ Datengrundlage und der daher notwendigen Modifikation und
Erweiterung des Verfahrens durch Daten des eigenen Monitorings. Zukinftig missen regel-
mafig Aktualisierungen der externen und internen Datenquellen und Berechnungen erfolgen,
die sich auf alle Kennzahlen (Beschulungsquoten sowie Forderanteile und Forderschulbe-
suchsanteile je Forderschwerpunkt und Jahrgangsstufe) und insbesondere auf die Wohnorte
der LVR-Schulerinnen und Schiler beziehen. Letzteres bringt neue technische und methodi-
sche Anforderungen mit sich, aber eben auch eine genauere regionale Abschatzung der

Schulplatzbedarfe.
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Abkirzungen und Definitionen

Abklrzungen

AS Allgemeine Schule

FS Forderschule

SUB Sonderpadagogischer Unterstiitzungsbedarf

FSP Forderschwerpunkt

LE Forderschwerpunkt Lernen

ESE Forderschwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung

SQ Forderschwerpunkt Sprache (ehemals SP)

HK Forderschwerpunkt Héren und Kommunikation

SE Forderschwerpunkt Sehen

GE Forderschwerpunkt geistige Entwicklung (ehemals GG)

KME Forderschwerpunkt korperliche und motorische Entwicklung (ehemals KM)
ipF Intensivpadagogischer Forderbedarf/Mehrfachbehinderung (8 15 AO-SF)
1A Inklusionsanteil

FA Forderanteil

FSBA Forderschulbesuchsanteil

SuS Schilerinnen und Schuler

P Préasenzschulerinnen und -schiler

FF Kinder in der Frahférderung (ohne Forderschulkindergarten)

GL Schilerinnen und Schiler im Gemeinsamen Lernen

SEP Schulentwicklungsplanung

NRW Nordrhein-Westfalen

SchulG NRW Schulgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen

MSB Ministerium fur Schule und Bildung des Landes Nordrhein Westfalen, ehemals

MSW: Ministerium fur Schule und Weiterbildung

rd. rund
i.w.S. im weitesten Sinne
Definitionen

Schuljahr: Zeitraum zwischen den Sommerferien zweier Jahre, z.B. Schuljahr 2011/12. Das
Schuljahr 2011/12 wird auch mit Jahr 2011 abgekirzt.

Offentliche Schule: Schulen in Tréagerschaft der offentlichen Hand (z.B. Bund, Lander, Ge-

meinden, Gemeindeverbande).

Private Schule: Schulen in freier Tragerschaft (z.B. kirchliche Organisationen, Sozialwerke,

Vereine).
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Abkirzungen und Definitionen

Allgemeinbildende Schule: Alle Schulen in 6ffentlicher und privater Tragerschaft, die nicht zu

einem Berufsabschluss fiihren.

Allgemeine Schule: Allgemeinbildende Schulen in 6ffentlicher und privater Tragerschaft ohne

Forderschulen.

Forderschule: Schulen fur Schilerinnen und Schiller mit einem sonderpadagogischen Unter-

stitzungsbedarf.

Berufsbildende Schule: Schulen, an denen sowohl berufliche als auch allgemeinbildende Ab-

schliisse erworben werden kdnnen.

Inklusionsanteil: Anteil der Schilerinnen und Schiler mit sonderpddagogischem Unterstit-
zungsbedarf im Gemeinsamen Lernen an allen Schilerinnen und Schilern mit sonder-

padagogischem Unterstitzungsbedarf.

Forderanteil: Anteil der Schiilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstiitzungs-

bedarf an allen Schulerinnen und Schilern.

Forderschulbesuchsanteil: Anteil der Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem
Unterstitzungsbedarf an Forderschulen an allen Schilerinnen und Schilern mit sonder-

padagogischem Unterstitzungsbedarf.
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Erster Teil

Hintergrund und Bestandsaufnahme






1. Einleitung

1 Einleitung

Die nordrheinwestfalischen Landschaftsverbdnde Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe
(LWL) sind gesetzlich verpflichtete Trager von Férderschulen der Schwerpunkte Sehen, Horen
und Kommunikation, Sprache in der Sekundarstufe | sowie Korperliche und motorische Ent-
wicklung. Als solche sind auch sie nach dem Schulgesetz verpflichtet, eine Schulentwicklungs-
planung (SEP) durchzufihren. Diese ,[...] dient nach Mal3gabe des Bediirfnisses (8 78 Abs.
4) der Sicherung eines gleichméaRigen, inklusiven und alle Schulformen und Schularten um-
fassenden Bildungs- und Abschlussangebots in allen Landesteilen.” (§ 80 Abs. 1 SchulG)

In Reaktion auf das 9. Schulrechtsanderungsgesetz, das im Wesentlichen die Regel-
schule als Beschulungsort fir Schillerinnen und Schiller mit sonderpadagogischem Unterstiit-
zungsbedarf vorsieht, hat der LVR im Marz 2014 beschlossen, eine SEP mit einem Planungs-
horizont bis zum Jahr 2030 zu erstellen (vgl. Vorlage 13/3420). Durch das 9. Schulrechtsan-
derungsgesetz zeichnete sich eine Veranderung der Schullandschaft hin zu einem inklusiven
Schulsystem ab, welche direkte Auswirkungen auf die Férderschulen in Tragerschaft des LVR
zur Folge hat. Insofern entstand in der Schulverwaltung des LVR der Wunsch nach einer wis-
senschaftlichen Auswertung schulstatischer Daten und einer wissenschaftlich-methodisch fun-
dierten Erstellung von Prognosen der zukinftig zu erwartenden Schilerzahl an den Forder-
schulen in Tragerschaft des LVR. Dieser Wunsch miindete damals in der vom WIB — Wupper-
taler Institut fur bildungsékonomische Forschung durchgefihrten Pilotstudie ,Entwicklung von
Instrumenten fur die Gberregionale Schulentwicklungsplanung und deren beispielhafte Anwen-
dung auf Forderschulen in Tragerschaft der Landschaftsverb&nde Rheinland und Westfalen-
Lippe* (vgl. Vorlagen 14/1283, 14/463 und 14/1283/1). Im Rahmen dieser Machbarkeitsstudie
wurde fir die Schulverwaltung des LVR ein Verfahren und ein Excel-Tool entwickelt und er-
probt, die zur tGberregionalen Planung von Forderschulstandorten unter Berticksichtigung der
Umsetzung der Inklusion an den Schulen in NRW eingesetzt werden kdnnen.

1.1 Motivation

Das vom WIB entwickelte Prognoseinstrument wird seit 2016 fortlaufend fur die SEP beim
LVR eingesetzt. Bisher wurde so in den Jahren 2017, 2018 und 2019 die Schilerzahlenent-
wicklung, zuletzt mit einem Planungshorizont bis zum Schuljahr 2029/30, fortgeschrieben bzw.
prognostiziert (vgl. Vorlagen 14/1850, 14/2563 und 14/3218). Nach Aussage der Schulverwal-
tung des LVR hat sich das Instrument zur Prognose der zu erwartenden Schillerzahlen in der
Praxis bewahrt, benotigt aber aktuell eine Uberpriifung und ggf. Anpassung. So hat die Schul-
verwaltung u.a. festgestellt, dass es in einzelnen Forderschwerpunkten zu einer Unterschét-

zung der vorausgerechneten Schilerzahlen kommt.
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Die Differenz zwischen Prognose und Ist-Zustand kann zum einen durch die zum Teil
unerwartet veranderte demografische Entwicklung (inkl. Zuwanderung durch Geflichtete) und
somit auch durch eine sich verandernde Schilerzahlenentwicklung zustande kommen. Zum
anderen kénnen aber auch neuere Entwicklungen des Forder- und/oder Inklusionsanteils als
Ursache fiur die Abweichungen in Frage kommen.

Vor diesem Hintergrund wurde das WIB durch den LVR beauftragt, das bestehende
Prognoseinstrument zu modifizieren, um die entstehenden Bedarfe an Forderschulplatzen in
den vom LVR getragenen Foérderschulen im Zuge von u. a. steigenden Schiilerzahlen, sich

verandernden Fdrderanteilen und inklusiver Beschulung praziser prognostizieren zu kénnen.

1.2 Ziel und Vorgehensweise

Das Ziel der Uberarbeitung des bestehenden Prognoseinstruments ist, die bisherige Grundlo-
gik der Prognose und Bedarfsanalyse vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen und Her-
ausforderungen zu analysieren und gegebenenfalls weiter zu entwickeln. Hier geht es insbe-
sondere um eine Uberpriifung und Weiterentwicklung der bisherigen Berechnungsweisen fir
ein auskdommliches Schulplatzangebot. Das wesentliche Instrument der Schulentwicklungs-
planung ist dabei die Schillerzahlprognose, die mdglichst einen mittel- bis langfristigen Cha-
rakter haben und daher einen Zeitraum von zehn Jahren umfassen sollte (d.h. aktuell bis zum
Schuljahr 2029/30). Wie sich zeigt, ist die Vorhersage der zukiinftigen Entwicklung der Schi-
lerzahl an den Foérderschulen des LVR von verschiedenen Unsicherheitsfaktoren gepragt. Ins-
besondere der bisherigen und zukiinftigen Entwicklung des Foérder- und Inklusionsanteils nach
Forderschwerpunkt und Schulstufe (Primarstufe und Sekundarstufe 1) sowie der regionalen
Herkunft der Schilerinnen und Schuler. In dem vorliegenden Gutachten wird daher, um diesen
Faktoren besser Rechnung tragen zu kénnen, ein Vorgehen vorgeschlagen, bei dem die zu-
kunftige Schulerzahlprognose zwar auf der bisherigen Vorgehensweise basiert, allerdings ei-
nige Modifikationen an dem Verfahren vorgenommen werden. Die Modifikationen sind erfor-
derlich um die Prognosegenauigkeit fur die Einzelschule zu verbessern. Ein anderes ,optima-
les* Verfahren wird zwar ebenfalls in diesem Gutachten diskutiert, dieses kann jedoch mangels
verfugbarer Daten aktuell und ggf. auch absehbar nicht implementiert werden.

Die wesentlichen Modifikationen des bisherigen Verfahrens sind folgende: Zum einen
wird vorgeschlagen, das top-down-Verfahren nicht mehr an der Landesebene auszurichten,
sondern lediglich am Rheinland, d.h. den Gebietskorperschaften des LVR. Daneben wird auf
Basis der Wohnorte der Schiilerinnen und Schuler die sich aktuell an den Forderschulen des
LVR befinden und der erwarteten Bevolkerungsentwicklung in den Kreisen?/kreisfreien Stad-

ten approximiert, wie viele Schilerinnen und Schiler zukiinftig aus welcher Region stammen

2 Kreise schlieRen die Stadteregion Aachen implizit mit ein, wenn diese nicht ausdriicklich genannt wird.
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werden. Gerade letzteres ist fUr die Standortplanung von hoher Bedeutung, da die Schulerin-

nen und Schiiler des LVR in der Regel nicht am Wohnort beschult werden.

1.3 Gliederung des Gutachtens

Das WIB wurde beauftragt, das bestehende Prognoseinstrument zu priifen und weiterzuent-
wickeln. Zu diesem Zweck wurden den Gutachterinnen verschiedene Daten und Unterlagen
durch den Schultrager zur Verfigung gestellt. Daneben haben die Gutachterinnen 6ffentliche
Datenquellen, wie z.B. Bevdlkerungsstatistiken und -prognosen von IT.NRW bzw. der Landes-
datenbank NRW verwendet und statistische Auswertungen des MSB zur ,Sonderpadagogi-
sche Foérderung in Nordrhein-Westfalen® herangezogen. Im ersten Teil des Gutachtens wird,
basierend auf diesen Daten, zunachst die aktuelle Entwicklung in der Bevdlkerungs- und
Schullandschaft in NRW und dem Rheinland, d.h. den Gebietskérperschaften des LVR, nach-
gezeichnet und diskutiert. In Kapitel 2 wird ein Uberblick tiber die Schulen in Tragerschaft des
LVR gegeben. In Kapitel 3 werden die gesetzlichen Grundlagen und Rahmenbedingungen der
SEP des Forderschultrégers kurz beschrieben. Darauf aufbauend wird in Kapitel 4 die quanti-
tative Entwicklung der sonderpadagogischen Férderung in NRW beschrieben. Dies umfasst
u.a. die Entwicklung der Zahl der Schulerinnen und Schuler nach Férderschwerpunkt, die An-
wahl der Beschulungsform (allgemeine Schule oder Férderschule) und die Entwicklung der
Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit intensivpddagogischem Foérderbedarf. Kapitel
5 beschreibt die Entwicklung der sonderpadagogischen Férderung im Rheinland sowie aus-
schlielich an den LVR-Forderschulen. Der erste Teil schlie3t mit einem kurzen Fazit in Kapitel
6.

Im zweiten Teil des Gutachtens liegt der Fokus auf der Erweiterung des bisherigen
Verfahrens. In Kapitel 7 wird zunachst diskutiert, wie ein optimales Verfahren zur Schulerzahl-
prognose fur einen Uberregionalen Schultrager wie den LVR aussehen musste. Darauf Auf-
bauend wird diskutiert, wie das aktuelle Vorgehen modifiziert werden kann, um diesem opti-
malen Verfahren nahe zu kommen. In Kapitel 8 wird, basierend auf der Bestandsaufnahme
und der Bewertung des bisherigen und optimalen Vorgehens, ein Vorschlag unterbreitet, wie
die zukinftige SEP erfolgen kdnnte. Zentral ist hierbei die genaue Beschreibung der getroffe-
nen Annahmen zur Prognose der zu erwartenden Schuilerzahl an den Forderschulen des LVR.
Der Vorschlag wird ausftihrlich erlautert und in Kapitel 9 auch hinsichtlich seiner Prognose-
genauigkeit evaluiert. Daran anschlieend erfolgt in Kapitel 10 die Prognose der Schulerzahl
fur die Schulen in Tragerschaft des LVR bis zum Schuljahr 2029/30 sowie eine Diskussion der
Ergebnisse. In Kapitel 11 wird die prognostizierte Schilerzahl dem aktuellen Schulraumbe-
stand gegeniibergestellt, um in Kapitel 12 Steuerungsmalnahmen fir den Schultrager identi-
fizieren und diskutieren zu kénnen. Auch der zweite Teil des Gutachtens schliel3t mit einem

kurzen Fazit in Kapitel 13.






2. Schulen in Tragerschaft des LVR

2 Schulen in Tragerschaft des LVR

Der LVR ist ein regionaler Kommunalverband, dem 13 kreisfreie Stadte und 12 Kreise im
Rheinland sowie die Stadteregion Aachen angehdren. Als solcher unterhalt er 36 Forderschu-
len in den Forderschwerpunkten Horen und Kommunikation (HK), Sehen (SE), Korperliche
und motorische Entwicklung (KME) sowie Sprache (SQ) in der Sekundarstufe | (vgl. auch § 78
Abs. 3 SchulG NRW), darunter ein Berufskolleg mit Standort in Essen. Zudem unterhélt der
LVR an LVR-Kliniken in Bedburg-Hau und in Viersen jeweils eine Schule fur Kranke® sowie
das LVR-Berufskolleg (Fachschulen des Sozialwesens) mit Standorten in Dusseldorf und Be-
dburg-Hau. Daneben tragt der LVR ein Internat und zwei Schulen mit dem Forderschwerpunkt
Emotionale und soziale Entwicklung (ESE) in Solingen (eine Schule der Sekundarstufe | und
ein Berufskolleg).

Fur die im Folgenden beschriebene Entwicklung und Abschatzung der zu erwartenden
Schulerzahl werden alle allgemeinbildenden Forderschulen des LVR betrachtet, d.h. die Be-
rufskollegs und die Schulen fiir Kranke bleiben unbertcksichtigt. Gleiches gilt fur die LVR-
Schulen mit Férderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung, da in diesem Forder-
schwerpunkt alternative Férderschulangebote kommunaler und/oder privater Trager existie-
ren, deren Beriicksichtigung nicht Gegenstand des Gutachtens ist. Einen Uberblick zu den
untersuchten 35 Schulen in Tragerschaft des LVR gibt Tabelle 1. Abbildung 1 zeigt die Stand-
orte der Schulen im Rheinland sowie die dem Kommunalverband angehérigen Kreise und

kreisfreien Stadte.

Tabelle 1: Forderschulen in Trégerschaft des LVR, Schuljahr 2018/19

FSP Kurzname*  Name der Schule Standort Bemerkungen
HK AAC LVR-David-Hirsch-Schule Aachen
HK DUS LVR-Gerricus-Schule Dusseldorf
HK ESS LVR-David-Ludwig-Bloch-Schule  Essen
HK EUS LVR-Max-Ernst-Schule Euskirchen Internatsunterbringung mdéglich; da im
Schwerpunkt schwerstbehinderte SuS
HK unterrichtet werden, erstreckt sich die

regionale Zusténdigkeit der Schule auf
das gesamte Gebiet des LVR.

HK KOE LVR-Johann-Joseph-Gronewald-  KéIn
Schule
HK KRE LVR-Luise-Leven-Schule Krefeld

8 Schulen fur Kranke nehmen eine besondere Stellung ein. Denn sie sind in aller Regel einem Krankenhaus
oder Therapiezentrum angegliedert und unterrichten sowohl Schiilerinnen und Schiler, die wegen einer stati-
onaren Behandlung mindestens vier Wochen nicht am Unterricht ihrer Schule teilnehmen kénnen, als auch
kranke Schiulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstutzungsbedarf (§ 21 Abs. 2 SchulG). In
diesem Sinne kranke Schilerinnen und Schiler sind also unabhangig von einem maéglicherweise vorliegen-
den sonderpadagogischen Unterstiitzungsbedarf zu betrachten.
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Fortsetzung Tabelle 1

KME AAC LVR-Viktor-Frankl-Schule Aachen
KME BBH LVR-Dietrich-Bonhoeffer-Schule  Bedburg-Hau
KME BON LVR-Christophorusschule Bonn
KME DUI LVR-Christy-Brown-Schule Duisburg
KME DUS LVR-Schule am Volksgarten Dusseldorf
KME ESS LVR-Helen-Keller-Schule Essen
KME EUS LVR-Irena-Sendler-Schule Euskirchen
KME KOE Il  LVR-Anna-Freud-Schule (K6In 1)  KdlIn Internatsunterbringung maglich; Bil-
dungsauftrag umfasst Sek. | und gym.
Oberstufe; regionale Zustéandigkeit er-
streckt sich daher auf ganz NRW,
schwerpunktmafig auf LVR-Gebiet.
KME KOE |  LVR-Schule Belvedere (KéIn I) Kéln
KME KME KRE LVR-Gerd-Jansen-Schule Krefeld
KME LEI LVR-Paul-Klee-Schule Leichlingen
KME LIN LVR-Forderschule Linnich
KME MOE LVR-Forderschule Monchen-
gladbach
KME OBE LVR-Christoph-Schlingensief- Oberhausen
Schule
KME PUL LVR-Donatusschule Pulheim
KME ROE LVR-Schule am Kdnigsforst Rosrath
KME STA LVR-Frida-Kahlo-Schule St. Augustin Mit AuRRenstelle in Bonn-Vilich fiir die
Abschlussstufe.
KME WIE LVR-Hugo-Kikelhaus-Schule Wiehl
KME WUP LVR-Forderschule Wuppertal
SE AAC LVR-Johannes-Kepler-Schule Aachen Schule nimmt keine Prasenzschiler
auf.
SE DUI LVR-Johanniterschule Duisburg
SE DUE LVR-Louis-Braille-Schule Duren Internatsunterbringung mdglich; da im
Schwerpunkt schwerstbehinderte SuS
SE unterrichtet werden, erstreckt sich die
regionale Zusténdigkeit der Schule auf
das gesamte LVR-Gebiet.
SE DUS LVR-Karl-Tietenberg-Schule Dusseldorf
SE KOE LVR-Severinschule Kéln Prasenzschuler nur in der Primarstufe
(SusS der Sek. | befinden sich samtlich
im allgemeinen System).
SQ BOR LVR-Forderschule Bornheim
SQ DuUs LVR-Kurt-Schwitters-Schule Dusseldorf
(SSQek ) SQ ESS LVR-Wilhelm-Kdrber-Schule Essen
SQ KOE LVR-Heinrich-Welsch-Schule Kdln
SQ STO LVR-Gutenberg-Schule Stolberg

Quelle: LVR, eigene Zusammenstellung.

Hinweis: *Im Folgenden wird dieser Kurzname ggf. verwendet um die Schule zu beschreiben.
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Abbildung 1: Standorte der Férderschulen in Tragerschaft des LVR, Schuljahr 2018/19
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Quelle: LVR, eigene Georeferenzierung, eigene Darstellung.

Da der LVR ein Uberregional agierender Schultrager ist, bedienen die Forderschulen in Tra-
gerschaft des LVR unterschiedliche Einzugsbereiche des Rheinlands, die je nach Férder-
schwerpunkt in ihrer Grol3e und Abdeckung variieren. Abbildung 2 zeigt die Einzugsbereiche
der Schulen nach Férderschwerpunkt der Schule zum Schuljahr 2018/19. Das jeweilige Ein-
zugsgebiet der Schule ist farblich gekennzeichnet und mit dem Schulstandort benannt.
Erkennbar ist, dass die Einzugsbereiche der Schulen in der Regel nicht mit Kreisgren-
zen Ubereinstimmen, aber oft mit Gemeindegrenzen. Lediglich in groRen kreisfreien Stadten
wird vereinzelt das Einzugsgebiet auf mehrere Schulen verteilt. So z.B. im Férderschwerpunkt
HK; die kreisfreie Stadt Duisburg wird linksrheinisch dem Standort Krefeld und rechtsrheinisch
dem Standort Essen zugewiesen. Im Forderschwerpunkt KME werden Schilerinnen und
Schiler der Stadt KoIn auf insgesamt drei Schulstandorte verteilt. Die Bestimmung der Ein-
zugsbereiche orientiert sich also nicht an kommunalen Grenzen, sondern an der Bevélke-
rungsdichte und an der maximal zulassigen Beférderungszeit im Rahmen der Schiilerbeférde-
rung (vgl. Schulerfahrkostenverordnung [SchfkVO] des Landes NRW). Allerdings stellt die
Schilerbeférderung des LVR eine freiwillige Leistung des Schultragers dar, so dass die

SchfkVO hier keine Bedingung fir die Definition eines Einzugsbereichs darstellen muss.
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Abbildung 2: Einzugsbereiche der LVR-Foérderschulen nach Foérderschwerpunkt, Schuljahr
2018/19
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Fortsetzung Abbildung 2
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Quelle: LVR, eigene Georeferenzierung, eigene Darstellung.

Hinweise: HK-Standort in Euskirchen ist fiir das gesamte LVR-Gebiet zustédndig; ein KME-Standort in KéIn ist fir
das gesamte LVR-Gebiet zustandig; SE-Standort in Diren ist fir das gesamte LVR-Gebiet zustandig; SQ-
Einzugsbereich wurde zum Schuljahr 2019/20 verandert; ohne Auf3enstellen.
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3 Rahmenbedingungen der Schulentwicklungsplanung aus Sicht
des Schultragers

Verschiedene demografische, soziale und gesetzliche Entwicklungen verandern fortlaufend
die Rahmenbedingungen der Schulentwicklungsplanung (SEP). Daher wird nachfolgend ins-
besondere auf solche Aspekte eingegangen, die die SEP des LVR vor neue Herausforderun-

gen stellen.

3.1 Schulgesetzliche Regelungen des Landes NRW

Die Regelungen im Schulgesetz des Landes NRW zur Beschulung von Kindern und Jugend-
lichen mit einem sonderpadagogischen Unterstitzungsbedarf sind seit dem Gutachten des
Jahres 2016 (vgl. Vorlage 14/1283) im Wesentlichen unverandert geblieben, so dass hier auf
das entsprechende Kapitel 3 des Gutachtens verwiesen wird. Lediglich die MindestgréZenver-
ordnung (MindestgroRenVO) wurde zum 18. Dezember 2018 geandert. Im Rahmen dieser
Anderung wurde die Mindestschiilerzahl fiir Férderschulen der Férderschwerpunkte Lernen,
Hoéren und Kommunikation, Sehen, Korperliche und motorische Entwicklung sowie Forder-
schulen im Verbund reduziert. D.h., der Schultrager LVR ist von diesen Anderungen unmittel-
bar betroffen. Tabelle 2 gibt einen Uberblick tiber die bisherige und die neuen Mindestschiiler-

zahl je Forderschwerpunkt und Stufe.
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Tabelle 2: Bisherige und geanderte MindestgréRenverordnung

Mindestschiilerzahl laut Zweite Verordnung zur Ande-
Forderschule mit MindestgroRenVO bisher rung der Mindestgré3enVO
Forderschwerpunkt (Nov. 2013) vom 18. Dezember 2018
Lernen 144 112
Nur Primarstufe 28
Nur Sekundarstufe | 112 84
Emotionale und soziale
: 88
Entwicklung
Nur Primarstufe 33
Nur Sekundarstufe | 55
Sprache
Nur Primarstufe 55
Nur Sekundarstufe | 66
110
Hoéren und (einschl. Kinder in padagogischer 100
Kommunikation Frahférderung und in allgemeinen
Schulen unterstitzte Schiler)
110
Sehen (e!nsghl. Kinder in padagog|sc_her 100
Frahférderung und in allgemeinen
Schulen unterstitzte Schuler)
50
Geistige Entwicklung (einschl. Schiiler in der
Berufspraxisstufe)
Korpgrllche und motorische 110 100
Entwicklung
Nur Primarstufe schilerzahl je verbundenem 28
Nur Sekundarstufe | 112 Forderschwerpunkt 84
12
Schulen fur Kranke (mit mind. vierwodchigem

Krankenhausaufenthalt)

Quellen: siehe Spaltenuberschriften.

Hinweis: Leere Felder = unverandert.

3.2 Bevolkerungsentwicklung und -prognose

Die zentrale Grof3e aller Schulentwicklungsplane ist die Zahl der zuklinftig zu beschulenden
Kinder und Jugendlichen. Wachsende Kommunen bzw. Schultrdger missen sich auf die Be-
reitstellung zusatzlichen Schulraums einstellen, Schultréger mit sinkender Schulerzahl kénnen
hingegen Uber SchulschlieBungen oder Umwidmungen von Schulraum nachdenken. Wie sich
die Schilerzahl zukiinftig entwickeln wird, hangt dabei maf3geblich mit der Bevélkerungsent-
wicklung zusammen. Fur die SEP spielt dabei insbesondere die Bevdlkerung im schulpflichti-
gen Alter eine zentrale Rolle.

Aktuell leben in NRW rd. 17,9 Millionen Menschen. Zum 1.1.2040 werden es der jlings-
ten Bevolkerungsprognose folgend fast 18,1 Millionen Menschen sein (vgl. IT.NRW 2019, S.
4). Wahrend die Einwohnerzahl zunachst, bis Ende 2031, stetig anwachsen wird, ist ab Ende

2032 aber wieder mit einem leichten Riickgang zu rechnen. Die aktuell 17.912.100 Einwohner
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werden zum Stichtag 1.1.2032 auf bis zu 18.141.000 ansteigen und zum 1.1.2040 auf
18.080.600 zurtickgehen. Im Vergleich zum berechneten Héchststand zum 1.1.2032 ent-
spricht das einer Abnahme um 60.400 Personen in ganz NRW, allerdings verbleibt die Bevol-
kerungszahl Gber dem Niveau des Jahres 2017 (vgl. ebenda, S. 12). Diese Entwicklungen
gelten jedoch nicht gleichermal3en fir alle Altersgruppen und alle Gebiete des Bundeslandes.
So wird insbesondere in den Kreisen und kreisfreien Stadte des LVR insgesamt ein starkerer
Bevolkerungszuwachs erwartet als in jenen des Schwesterverbandes LWL (vgl. ebenda, S.
18) Abbildung 3 zeigt die bisherige Bevolkerungsentwicklung und die Bevdlkerungsprognose
fur die Kreise im LVR nach den fiir die SEP relevanten Altersgruppen (0 bis unter 6 Jahre
[Kinder in der Frihférderung], 6 bis unter 10 Jahre [Kinder in der Primarstufe] und 10 bis unter
16 Jahre [Kinder und Jugendliche in der Sekundarstufe I]). Abbildung 4 zeigt diese Entwick-
lungen fur die kreisfreien Stadte des LVR.

Sowohl in den Kreisen als auch in den kreisfreien Stadten rechnet man mit kurzfristigen
Aufwiichsen in der Altersgruppe O bis unter 6 Jahre und mittelfristigen in der Altersgruppe 6
bis unter 10 Jahre. Folglich wird die Zahl der Kinder und Jugendlichen im Alter von 10 bis unter
16 Jahren erst ab ca. 2029 ihren Hochststand erreichen. Es kann also bereits festgehalten
werden, dass nicht nur Gebiete, die sich jetzt schon durch eine hohe Bevdlkerungsdichte aus-
zeichnen, wie die kreisfreien Stadte des Rheinlands, vor weiterem Bevolkerungszuwachs ste-
hen, sondern auch die Kreise in den aktuell noch weniger dicht besiedelten Regionen des

Rheinlands.
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Abbildung 3: Bevolkerungsentwicklung und -prognose in den Kreisen des LVR, nach Alters-
gruppe, Jahre 2009 bis 2039
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Quellen: IT.NRW: Gemeindemodellrechnung und Landesdatenbank NRW, Tabellen 12411-09iz; eigene Berech-
nung, eigene Darstellung.

Hinweis: Bis 2017 Stichtagsdaten zum 31.12.; Prognose wurde daher um ein Jahr verschoben, 2018 entspricht
der Prognose zum 1.1.2019.

Abbildung 4: Bevdlkerungsentwicklung und -prognose in den kreisfreien Stadten des LVR,
nach Altersgruppe, Jahre 2009 bis 2039
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Quellen/Hinweis: Siehe Abbildung 3.
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3. Rahmenbedingungen der Schulentwicklungsplanung aus Sicht des Schultragers

Aber auch die kreisfreien Stadte und Kreise im LVR unterscheiden sich zum Teil deutlich von-
einander. Besonders aufféllig ist der Zuwachs der Kinder und Jugendlichen in den grof3en
kreisfreien Stadten wie Dusseldorf, Essen oder Kdln (vgl. Abbildung 5) im Gegensatz zu z.B.
den anderen kreisfreien Stadten des Ruhrgebiets. Im Vergleich zum Jahr 2017, welches das
Basisjahr (=100) in dieser Abbildung darstellt, steigt die Bevolkerung in dem fiir die Primarstufe
relevanten Alter in Essen auf 119, d.h. um 19% und in Dusseldorf um 18% bis zum Jahr 2025
an. Bis 2039 erreicht Dusseldorf in dieser Altersgruppe einen Anstieg von 25%, die Stadt KdIn
einen von 22% (vgl. Abbildung 5, d]). Zudem wird die Bevolkerung im Alter zwischen 6 und 10
Jahren in nur vier Kreisen langfristig wieder unter das Niveau von 2017 sinken. Dies wird le-
diglich fur den Kreis Wesel, Viersen, Heinsberg und fiir den Oberbergischen Kreis prognosti-
ziert.

Diese Entwicklung der kommenden Jahre zeigt, dass die Schultrager im LVR aber auch
der LVR als Schultrager selbst erheblich in die Erhaltung und/oder Schaffung des Schulplatz-

angebotes investieren missen.

Abbildung 5: Bevolkerungsveranderung in den Kreisen und kreisfreien Stadten des LVR, Ein-
wohner im Alter von 6 bis unter 10 Jahren, ausgewébhlte Jahre
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Fortsetzung Abbildung 5
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3. Rahmenbedingungen der Schulentwicklungsplanung aus Sicht des Schultragers

Fortsetzung Abbildung 5
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(d) Einwohner zum Jahr 2039

Quellen: IT.NRW: Gemeindemodellrechnung, Landesdatenbank NRW, Tabelle 12421-9k08; eigene Berechnung,
eigene Darstellung.

Hinweise: Bis 2017 Stichtagsdaten zum 31.12.; Prognose wurde daher um ein Jahr verschoben. Beispiel: 2025
entspricht der Prognose zum 1.1.2026; Basis: 31.12.2017 = 100.

Lesehilfe: Die Bevélkerung zum Stichtag 31.12.2017 wird in jedem Kreis/jeder krfr. Stadt auf 100, d.h. 100% ge-
setzt. Steigt die Bevdlkerung im Zeitverlauf liegt der Wert in dem jeweiligen Kreis/jeweiligen krfr. Stadt bei > 100:
Ein Wert von z.B. 114 bedeutet dann einen Anstieg um 14% im Vergleich zu 2017. Sinkt die Bevdlkerung sind die
Werte < 100. Ein Wert von z.B. 98 bedeutet dann einen Rickgang um 2% im Vergleich zu 2017. Stagnieren die
Bevolkerungszahlen im Zeitverlauf liegt der Wert weiterhin bei 100.
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4. Entwicklung der sonderpadagogischen Forderung in Nordrhein-Westfalen

4 Entwicklung der sonderpadagogischen Forderung in Nordrhein-
Westfalen

Entscheidende Einflussfaktoren fir die SEP des LVR als Schultrager sind neben den gesetz-
lichen Rahmenbedingungen und der allgemeinen Bevdlkerungsentwicklung die Zahl der Schi-
lerinnen und Schiler mit einem sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf sowie deren Un-
terrichtung an Forderschulen. In diesem Gutachten wird daher auch dargestellt, wie sich die
sonderpéadagogische Forderung in ganz Nordrhein-Westfalen und in den Kreisen und kreis-
freien Stadten des Rheinlands in den letzten Jahren entwickelt hat. Dieses Kapitel befasst sich
mit ganz NRW, Die Gebietskorperschaften des LVR sowie der LVR selbst werden im darauf-
folgendem Kapitel 5 betrachtet.

Statistische Daten zur sonderpadagogischen Forderung in NRW geben Auskunft dar-
Uber, wie sich das Gemeinsame Lernen von Kindern und Jugendlichen quantitativ entwickelt
hat. Werden entsprechende Kennziffern im zeitlichen Verlauf sowie im Vergleich der verschie-
denen Forderschwerpunkte betrachtet, so werden Herausforderungen offenbar, denen sich
der Schultrager ggf. zukinftig stellen muss. Die nachfolgend dargestellten, statistischen Fak-
ten zum sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf und zum Gemeinsamen Lernen dienen
daher zunéachst dazu, die landesweite Situation zu beleuchten und hieraus Rickschliisse auf
die Situation zu ziehen, in denen sich die Foérderschulen in Tragerschaft des LVR aktuell be-
finden. Die dargestellten Entwicklungen seit den 1990er Jahren bilden die wesentlichen
Grundlagen fir Annahmen, die hinsichtlich der kiinftig zu erwartenden Schilerzahl an den

Forderschulen des LVR (vgl. Kapitel 8) zu treffen sind.

4.1 Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstut-
zungsbedarf

Wie auch in anderen Bundeslandern# ist die Entwicklung der sonderpadagogischen Férderung
in Nordrhein-Westfalen seit Mitte der 1990er Jahre durch einen steigenden Férderanteil ge-
kennzeichnet. Bei einer insgesamt seit 2003 ruicklaufigen Schilerzahl steigt die Zahl der Sch-
lerinnen und Schiler mit einem sonderpadagogischen Unterstiitzungsbedarf nach wie vor wei-
ter an (vgl. Abbildung 6Abbildung 8). Vor zehn Jahren, zum Schuljahr 2009/10, hatten von
allen Schilerinnen und Schiilern in der Primarstufe (rd. 723.000) 6,5% einen sonderpéadago-
gischen Unterstitzungsbedarf. In den Schuljahren 2017/18 und 2018/19 betrug dieser Anteil
7,2% bzw. 7,3% (vgl. Tabelle 3 und Tabelle 20 im Anhang). Im selben Zeitraum ist der Forder-

4 Vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014): Bildung in Deutschland 2014, Bielefeld: Bertelsmann;
Malecki, A. (2013) Sonderpadagogische Forderung in Deutschland — eine Analyse der Datenlage in der
Schulstatistik, Wirtschaft und Statistik, Ausgabe Mai 2013, S. 356-365, Wiesbaden: Statistisches Bundesamt.
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anteil in der Sekundarstufe | von 5,9% auf 8,7% gestiegen (vgl. ebenda). Dabei hat der For-
deranteil in allen Bereichen sonderpadagogischer Férderung zugenommen, besonders deut-
lich jedoch fur den Forderschwerpunkt Sprache in der Primarstufe (von 1% im Schuljahr
2000/01 auf 2,1% im Schuljahr 2014/15 und 1,9% zum Schuljahr 2018/19) und fur den For-
derschwerpunkt Geistige Entwicklung (zuletzt auf 1,2% angestiegen, vgl. ebenda). In der Se-
kundarstufe | ist der Forderanteil fir den Forderschwerpunkt Emotionale und soziale Entwick-
lung besonders stark angestiegen (von 0,6% im Schuljahr 2000/01 auf 2,3% zum Schuljahr

2018/19, vgl. ebenda). Diese Entwicklung lasst sich auch beobachten, wenn ausschlieZlich
Offentliche Schulen betrachtet werden (vgl. Tabelle 3, unterer Teil).

Abbildung 6: Schlerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf und
insgesamt, Primarstufe und Sekundarstufe I, NRW, Schuljahre 1991/92 bis 2018/19
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Quelle: MSB (2019), eigene Darstellung.

Hinweis: Schiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher und in privater Tragerschatft.
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Tabelle 3: Forderanteil (in %) nach Forderschwerpunkt und Schulstufe, NRW, Schuljahre
2009/10 und 2016/17 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungs- Sinnes-
stérungen (LES) schadigungen
Jahr  LE ESE SQ HK SE GE KME ~ Zusam
Offentliche Schulen und private Ersatzschulen
Primarstufe
2009 1,7 1,0 1,8 0,4 0,2 0,8 0,5 6,5
2016 14 15 1,9 0,5 0,3 1,0 0,6 7,1
2017 14 14 1,9 0,5 0,3 11 0,6 7,2
2018 15 14 1,9 0,5 0,3 1,2 0,6 7,3
Sekundarstufe |
2009 3,0 1,0 0,2 0,1 0,1 1,1 0,4 59
2016 3,0 2,0 0,6 0,2 0,1 1,4 0,6 7.9
2017 3,1 2,1 0,7 0,2 0,1 15 0,6 8,3
2018 3,2 2,3 0,8 0,2 0,1 15 0,6 8,7
Nur offentliche Schulen
Primarstufe
2009 1,7 1,0 1,8 0,4 0,3 0,6 0,5 6,3
2016 14 14 1,9 0,5 0,3 0,8 0,6 6,9
2017 14 1,3 1,9 0,5 0,3 0,9 0,6 6,9
2018 15 1,3 1,9 0,5 0,3 0,9 0,6 7,1
Sekundarstufe |
2009 3,2 0,9 0,2 0,1 0,1 0,8 0,4 5,8
2016 3,2 19 0,7 0,2 0,1 11 0,6 7.9
2017 3,3 2,1 0,8 0,2 0,1 1,2 0,6 8,3
2018 3,4 2,1 0,9 0,2 0,1 1,2 0,6 8,7

Quelle: MSB (2019).

Hinweis: Kinder in Fruhférderung werden in der verwendeten Statistik als Schilerinnen und Schiller an Férder-
schulen gezahlt (d.h. ohne deren Berlcksichtigung wirden die Forderanteile héher ausfallen).

Der Frage, warum die Zahl der Schulerinnen und Schiler mit einem diagnostizierten Bedarf
an sonderpadagogischer Unterstiitzung gegen den demografischen Trend weiter angestiegen
ist, wurde bislang nicht systematisch nachgegangen. Mdgliche Erklarungsansatze wurden be-
reits in der Machbarkeitsstudie 2016 (vgl. Vorlage 14/1283) diskutiert. Doch unabhangig der
Grinde fur diese Entwicklung kann die beobachtete steigende Zahl der Schilerinnen und
Schiler mit sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf die Nachfrage nach Beschulung an
einer Forderschule durch die Austbung des Wahlrechts erhéhen — denn nur Eltern von Kin-
dern und Jugendlichen mit einem sonderpadagogischen Unterstiitzungsbedarf haben das
Recht, zwischen der Forderschule und der allgemeinen Schule als Foérder- und Lernort zu
wahlen. Wird von dem Wahlrecht zugunsten einer Férderschule auch weiterhin Gebrauch ge-

macht, ist davon auszugehen, dass die Schilerzahl an den Férderschulen mit der wachsenden
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Bevolkerung und des steigenden Férderanteils ebenfalls steigen wird. Die bisherige Entwick-

lung der Schiilerzahl nach Forderort wird daher im nachfolgenden Abschnitt dargestellt.

4.2 Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstut-
zungsbedarf an Forderschulen und an allgemeinen Schulen

Der Anteil der Schuilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf, die
in allgemeinen Schulen unterrichtet werden (Inklusionsanteil), ist seit der Ratifizierung der VN-
BRK (Ubereinkommen der Vereinten Nationen (ber die Rechte von Menschen mit Behinde-
rung) im Jahr 2009 deutlich gestiegen. In der Primar- und Sekundarstufe | besuchten zum
Schuljahr 2018/19 42,8% der Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstuit-
zungsbedarf allgemeine Schulen (vgl. Abbildung 7). Dieser Trend ist jedoch nicht in jedem
Forderschwerpunkt und nach Schulstufe getrennt gleichermal3en erkennbar. In der Primar-
stufe lag der landesweite Inklusionsanteil im Schuljahr 2016/17 bei 41,1%. In den beiden fol-

genden Schuljahren sank der Inklusionsanteil wieder leicht auf 39,8% (2017/18 und 2018/19,
vgl. Tabelle 4 und Tabelle 21 im Anhang sowie MSB, 2019).

Abbildung 7: Inklusionsanteil (in %) nach Férderschwerpunkt und insgesamt, Primarstufe und
Sekundarstufe I, NRW, Schuljahre 1991/92 bis 2018/19
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Quelle: MSB (2019), eigene Darstellung.

Hinweise: Alle Angaben beziehen sich auf Schiilerinnen und Schiiler an 6ffentlichen Schulen und an privaten Er-
satzschulen. Kinder in Friihforderung werden in der verwendeten Statistik als Schilerinnen und Schuler an For-
derschulen gezahlt (d.h. ohne deren Beriicksichtigung wirden die Inklusionsanteile héher ausfallen).
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Da die Umsetzung der Inklusion an den Schulen ein von der Primarstufe ausgehendes Auf-
wachsen des Gemeinsamen Lernens vorsieht, lag der Anteil der inklusiv beschulten Schile-
rinnen und Schler in der Sekundarstufe | zun&chst auf einem niedrigeren Niveau. Zum Schul-
jahr 2017/18 hat der Inklusionsanteil in der Sekundarstufe | aber jenen in der Primarstufe tber-
holt und liegt aktuell, zum Schuljahr 2018/19, bei 44,5% (vgl. ebenda).

Der bisherige Aufwuchs des Gemeinsamen Lernens ist dabei insbesondere der starken

Zunahme im Foérderbereich der Lern- und Entwicklungsstérungen zuzuschreiben (vgl. auch
Abbildung 8).

Abbildung 8: Inklusionsanteil (in %) nach Forderschwerpunktgruppen und insgesamt, Primar-
stufe und Sekundarstufe I, NRW, Schuljahre 1991/92 bis 2018/19

60

— — LES zusammen — Sonstige Zusammen

50

40 4

30

in %

204
10 4
0

T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T T

o N M T 0N O N0 OO0 d N M T WO N0 O Td N M ST 0O O N~ ©

DD DD DNDO OO0 0 0 0 0 0 0 O A Ad A A A d d dd

D OO OO OO OO 0O O O O O O O O O O O O 9O oo o o o o o

A = A A d dd dHd N NN NNNNNNNNNNNNNNNA

Schuljahr

Quelle: MSB (2019), eigene Darstellung.
Hinweise: Alle Angaben beziehen sich auf Schiiler an éffentlichen Schulen und an privaten Ersatzschulen. Kinder

in Frihférderung werden in der verwendeten Statistik als Schuler an Férderschulen gezahlt (d.h. ohne deren Be-
ricksichtigung wirden die Inklusionsanteile héher ausfallen).

In der Primarstufe besuchen zum Schuljahr 2018/19 fast % der Schulerinnen und Schuler mit
Forderschwerpunkt LE eine allgemeine Schule (vgl. Tabelle 4). Zwar hat sich in den Forder-
bereichen der geistigen und korperlichen Entwicklung sowie der Sinnesschadigungen der In-
klusionsanteil im Primarbereich innerhalb der letzten zehn Jahre verdoppelt. Dennoch fallen
die Inklusionsanteile hier deutlich geringer aus und sind aktuell wieder leicht rticklaufig bzw.
stagnieren in den letzten Jahren. So besucht zum Schuljahr 2018/19 beispielswiese von den
Kindern mit Horschadigungen nur rund jedes funfte die Primarstufe einer allgemeinen Schule.
Bemerkenswert ist, dass im Bereich der Sinnesschadigungen und im Bereich Sprache der

Inklusionsanteil in der Sekundarstufe | sogar hoher ausfallt als in der Primarstufe. Von den
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Schulerinnen und Schilern mit Forderschwerpunkt Sprache in der Sekundarstufe | besuchen
inzwischen mehr als 2/3 eine allgemeine Schule (vgl. Tabelle 4).

Obwohl sich in dem Foérderanteil keine nennenswerten Unterschiede finden, wenn le-
diglich 6ffentliche Schulen betrachtet werden (vgl. Abschnitt 4.1), sieht es bei dem Inklusions-
anteil etwas anders aus. Wahrend z.B. der aktuelle NRW-weite Inklusionsanteil im Forder-
schwerpunkt Emotionale und soziale Entwicklung (ESE) in der Sekundarstufe | bei 49% liegt
ist dieser bei rd. 54%, wenn ausschlie3lich 6ffentliche Schulen betrachtet werden (vgl. Tabelle
4). Ahnliche Differenzen finden sich in der Primarstufe beim Forderschwerpunkt GG; 23% im
Vergleich zu 27,2%. Diese, wenn auch meist kleinen Unterschiede in den anderen Fdrder-
schwerpunkten und Schulstufen, gilt es dennoch im Blick zu behalten, wenn im Folgenden die

Schilerzahl an 6ffentlichen Foérderschulen prognostiziert werden soll.

Tabelle 4: Inklusionsanteil (in %) nach Forderschwerpunkt und Schulstufe, NRW, Schuljahre
2009/10 und 2016/17 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungs- Sinnes-
stérungen (LES) schadigungen
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME erjr?:?
Offentliche Schulen und private Ersatzschulen
Primarstufe
2009 35,7 30,7 16,6 11,1 8,5 7,0 24,9 22,6
2016 72,4 49,5 32,5 21,7 16,6 22,8 35,9 41,1
2017 72,5 45,4 31,7 21,5 16,5 22,4 34,8 39,8
2018 72,3 44,4 315 211 16,4 23,0 32,9 39,8
Sekundarstufe |
2009 9,4 12,9 18,3 10,2 12,0 2,3 10,7 9,1
2016 49,6 46,8 64,7 40,8 37,1 6,0 22,5 39,9
2017 54,3 48,8 67,8 42,5 37,6 7,3 23,4 43,1
2018 57,1 49,0 67,3 44,4 39,8 7,6 24,8 44,5
Nur 6ffentliche Schulen
Primarstufe
2009 35,4 32,5 16,3 10,9 8,0 7,7 23,3 23,0
2016 72,7 51,8 32,0 21,4 16,1 27,2 35,1 42,4
2017 72,9 47,8 31,3 21,3 16,1 26,7 34,0 41,1
2018 72,7 46,8 31,3 20,8 16,0 27,2 32,1 41,2
Sekundarstufe |
2009 8,8 14,1 17,6 8,6 10,2 2,1 8,0 8,9
2016 49,4 51,9 64,1 38,6 34,9 6,9 20,8 42,6
2017 54,4 53,7 67,2 40,2 35,4 8,5 21,8 46,0
2018 57,4 53,7 66,8 42,4 37,7 8,9 23,1 47,5

Quelle: MSB (2019).

Hinweis: Kinder in Friihférderung werden in der verwendeten Statistik als Schilerinnen und Schiiler an Férder-
schulen gezahlt (d.h. ohne deren Berlcksichtigung wirden die Inklusionsanteile héher ausfallen).
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4.3 Schilerinnen und Schiler mit Bedarf an intensivpadagogischer For-
derung an Forderschulen und an allgemeinen Schulen

Allgemeine Schulen werden auf absehbare Zeit und fir die hier betrachteten Foérderschwer-
punkte weiterhin nicht so ausgestattet sein kdnnen wie die spezialisierten Forderschulen. Dies
betrifft die sachliche und raumliche Ausstattung, aber auch die Ausstattung mit therapeuti-
schem und pflegerischem Personal. Fir die Eltern kdnnte dies ein mdgliches Motiv sein, die
Forderschule anstelle der allgemeinen Schule zu wéahlen und es erscheint naheliegend, dass
diese Tendenz noch einmal gréRer ist, wenn das Kind einen intensivpadagogischen Forder-
bedarf® aufweist. Bei gleichzeitig weiter aufwachsendem Gemeinsamem Lernen konnte dies
fur die Forderschulen bedeuten, dass sich Kinder und Jugendliche mit intensivpadagogischem
Forderbedarf weiterhin an den Forderschulen konzentrieren.

Um dieser Frage auf Landesebene nachzugehen, ist in Tabelle 5 fur die Forderschwer-
punkte Horen und Kommunikation, Sehen sowie Kdrperliche und motorische Entwicklung dar-
gestellt, wie sich Schilerinnen und Schiler mit intensivpddagogischem Forderbedarf und den
entsprechenden Forderschwerpunkten auf allgemeine Schulen und Foérderschulen verteilen.®
Die beiden &ufReren rechten Spalten zeigen, dass die Zahl der schwerstbehinderten Schiile-
rinnen und Schiler in den betrachteten Forderschwerpunkten in den letzten zehn Jahren nur
in der Sekundarstufe | zugenommen hat. In der Primarstufe ist die Zahl weitestgehend kon-
stant oder sogar riicklaufig.

Schilerinnen und Schiler mit intensivpadagogischem Forderbedarf sind im Gemein-
samen Lernen aber nach wie vor eine Ausnahme. In den drei ausgewahlten Forderschwer-
punkten und in beiden Schulstufen besuchen jeweils mindestens rd. 92% der schwerstbehin-
derten Kinder und Jugendlichen eine Forderschule. Fur den Forderschwerpunkt Sehen steigt
die Zahl der Schulerinnen und Schuler mit intensivpadagogischem Forderbedarf in der Sekun-
darstufe |, die — sehr geringe — Zahl der Schulerinnen und Schiiler im Gemeinsamen Lernen
bleibt aber konstant. Die Zunahme zeigt also eine steigende Nachfrage nach Forderschulen.

Fur die Sekundarstufe | an Forderschulen zeigt sich aul3erdem, dass der Anteil der
Schulerinnen und Schiiler mit intensivpadagogischem Forderbedarf an allen Schilerinnen und
Schilern mit dem Forderschwerpunkt Sehen zugenommen hat (von 25,5% im Schuljahr
2009/10 auf 34,2% zum Schuljahr 2018/19). Zwar hat auch die Zahl der Schulerinnen und
Schiler mit Férderschwerpunkt Sehen zugenommen, der Anstieg fallt aber deutlich geringer

aus als jener der Schwerstbehinderungen in diesem Férderschwerpunkt.

5 8§15 AO-SF - Intensivpadagogische Forderung bei Schwerstbehinderung.
6 Eine entsprechende Statistik fiir den Forderschwerpunkt Sprache ist nicht Bestandteil der verwendeten Verof-
fentlichung des MSB.
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Auch in der Primarstufe besuchen schwerstbehinderte Schilerinnen und Schuler des
Forderschwerpunkts Sehen haufiger Forderschulen, gleichwohl ist die geringe Fallzahl vor-
sichtig zu interpretieren. Insgesamt kann fur die anderen Forderschwerpunkte und beide Stu-
fen aber von einer Stagnation der Forderschulbesuchsanteile von Schilerinnen und Schilern
mit intensivpadagogischem Foérderbedarf in den letzten drei Jahren gesprochen werden. Es
zeigt sich also, dass nach wie vor besondere Anstrengungen notwendig sind, um schwerstbe-
hinderten Schilerinnen und Schiilern den Zugang zum allgemeinen System zu erméglichen.
Zu vermuten ist aber auch, dass Eltern von Kindern und Jugendlichen mit intensivpadagogi-

schem Forderbedarf auch zukiinftig die Forderschule wahlen werden.
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4. Entwicklung der sonderpadagogischen Forderung in Nordrhein-Westfalen

Tabelle 5: Schilerinnen und Schuler mit Bedarf an intensivpadagogischer Férderung an For-
derschulen und an allgemeinen Schulen nach Schulstufe, NRW, Schuljahre 2009/10 und
2016/17 bis 2018/19

Forderschulen Allgemeine Schulen Davon
an For-
Sus Anteil Sus Anteil  SuS mit der-
ins- Davon ipF ins- Davon ipF ipFins- schulen
Jahr gesamt mitipF (in%) gesamt mitipF (in%) gesamt (in %)
Hoéren und Kommunikation (HK)
Primarstufe
2009 2460 72 2,9 308 2 0,6 74 97,3
2016 2422 62 2,6 671 4 0,6 66 93,9
2017 2497 73 2,9 683 4 0,6 77 94,8
2018 2573 68 2,6 689 5 0,7 73 93,2
Sekundarstufe |
2009 1350 118 8,7 154 2 1,3 120 98,3
2016 1256 133 10,6 866 9 1,0 142 93,7
2017 1253 158 12,6 928 10 1,1 168 94,0
2018 1236 150 12,1 988 14 1,4 164 91,5
Sehen (SE)
Primarstufe
2009 1646 160 9,7 153 3 2,0 163 98,2
2016 1648 58 3,5 327 5 15 63 92,1
2017 1715 71 4,1 338 3 0,9 74 95,9
2018 1760 85 4.8 346 2 0,6 87 97,7
Sekundarstufe |
2009 545 139 25,5 74 4 54 143 97,2
2016 576 191 33,2 340 6 1,8 197 97,0
2017 586 192 32,8 353 6 1,7 198 97,0
2018 570 195 34,2 377 5 1,3 200 97,5
Kdrperliche und motorische Entwicklung (KME)
Primarstufe
2009 2920 1110 38,0 966 37 3,8 1147 96,8
2016 2634 1055 40,1 1473 60 4,1 1115 94,6
2017 2698 1066 39,5 1439 60 4,2 1126 94,7
2018 2714 1053 38,8 1329 61 4,6 1114 94,5
Sekundarstufe |
2009 4299 1520 35,4 516 55 10,7 1575 96,5
2016 4412 1643 37,2 1280 86 6,7 1729 95,0
2017 4404 1616 36,7 1347 97 7,2 1713 94,3
2018 4464 1646 36,9 1475 92 6,2 1738 94,7

Quelle: MSB (2019).

Hinweis: Schilerinnen und Schiiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher und in privater

Tragerschaft.
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5 Entwicklung der sonderpadagogischen Férderung im LVR-Gebiet

Wie in Abschnitt 3.2 beschrieben, entwickelt sich die Bevélkerung im LVR-Gebiet dynamischer
als jene im Gebiet des Schwesterverbandes LWL. Es ist daher davon auszugehen, dass sich
auch die zukunftigen Herausforderungen beider Schultrager nicht gleich entwickeln werden.
Dies betrifft nicht nur die Schilerzahl aufgrund der unterschiedlichen Bevdlkerungsentwick-
lung, sondern auch die Zahl der Schulerinnen und Schiler mit sonderpddagogischem Unter-
stiitzungsbedarf sowie die Wahl des Forderorts. In diesem Abschnitt wird daher ein Uberblick
Uber die Entwicklung der sonderpadagogischen Forderung im Rheinland gegeben und mit den
Entwicklungen in ganz NRW verglichen. Dabei werden hier explizit nur Schulen in 6ffentlicher

Tragerschaft den Blick genommen.

5.1 Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstit-
zungsbedarf an 6ffentlichen Schulen

Die Zahl der Schulerinnen und Schiiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf ist in
den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Dieser Anstieg findet sich auch, wenn ausschliel3-
lich offentliche Schulen betrachtet werden. Von insgesamt 1.525.459 Schilerinnen und Schu-
lern in der Primarstufe und Sekundarstufe | an 6ffentlichen Schulen hatten 122.289 zum Schul-
jahr 2018/19 einen sonderpadagogischen Unterstitzungsbedarf. Dies entspricht einem For-
deranteil von rd. 8% und einem Anstieg um ca. 1,6 Prozentpunkten im Vergleich zum Schuljahr
2011/12. Der Forderanteil ist demnach vergleichbar mit jenem, wenn Schulerinnen und Schu-
ler an offentlichen und privaten Schulen (vgl. Abschnitt 4.1) betrachtet werden.

Betrachtet man lediglich die Gebietskdrperschaften des LVR, kommen zum Schuljahr
2018/19 auf 813.695 Schilerinnen und Schiler an 6ffentlichen Schulen 67.010 Schilerinnen
und Schuler mit sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf (vgl. Abbildung 9 sowie Tabelle
27 im Anhang). Dies entspricht einem Férderanteil von rd. 8,2%. Im Vergleich zu NRW ist der
aktuelle Forderanteil im LVR-Gebiet also etwas hoher als im Landesdurchschnitt. Ahnliche
Differenzen zeigen sich, wenn der Forderanteil nach dem jeweiligen Férderschwerpunkt be-

trachtet wird.
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5. Entwicklung der sonderpadagogischen Forderung im LVR-Gebiet

Abbildung 9: Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf und
insgesamt, Primarstufe und Sekundarstufe I, LVR-Gebiet, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19
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Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung,
eigene Darstellung.

Hinweis: Schilerinnen und Schiiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher Tragerschaft.

Der LVR ist Schultréager von Férderschulen mit den Férderschwerpunkten Héren und Kommu-
nikation (HK), Sehen (SE), Koérperliche und motorische Entwicklung (KME) sowie Sprache
(SQ) in der Sekundarstufe | (vgl. Kapitel 1 und 2). Der Forderanteil dieser Férderschwerpunkte
liegt, wie in Abschnitt 4.1 diskutiert wurde, deutlich unter dem Fdrderanteil der Lern- und Ent-
wicklungsstorungen. Er liegt aktuell, zum Schuljahr 2018/19 an den offentlichen Schulen in
NRW bei 0,35% im Forderschwerpunkt HK, 0,20% (SE), 0,61% (KME) und 0,87% (SQ nur
Sek. I). Bezogen auf die 6ffentlichen Schulen in den Gebietskorperschaften des LVR liegt die-
ser Anteil bei 0,34% im Forderschwerpunkt HK, 0,18% (SE), 0,64% (KME) und 0,89% (SQ nur
in der Sek. I, vgl. Tabelle 26 und Tabelle 27 im Anhang). D.h., der Férderanteil in den Schwer-
punkten HK und SE liegt etwas unter dem Niveau des Landes und der Anteil fur die Férder-
schwerpunkt KME und SQ (in der Sek. I) etwas Uber dem Landesdurchschnitt.

Dabei liegt der Forderanteil im LVR-Gebiet in der Primarstufe zum Teil deutlich Uber
dem Forderanteil in der Sekundarstufe | und es zeigt sich auch, je nach Schulstufe, ein anderer
Trend (vgl. Abbildung 10 mit Abbildung 11 sowie Tabelle 25 mit Tabelle 26 im Anhang). Wah-
rend der Férderanteil in den Forderschwerpunkten HK, SE und KME in den letzten acht Jahren
in der Primarstufe auf einem hdheren Niveau konstant war, ist dieser Anteil in der Sekundar-
stufe | — wenn auch ausgehend von einem niedrigeren Niveau — angewachsen. Besonders
auffallig sind dabei die Anstiege in den Férderschwerpunkten KME und SQ. Letzterer ist im
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LVR-Gebiet, aber auch landesweit, Gberproportional angewachsen. Von rd. 0,34% zum Schul-
jahr 2011/12 auf 0,89% zum Schuljahr 2018/19, wenn nur die LVR-Gebietskorperschaften be-
trachtet werden. Der absolute Anstieg von 1689 Schiilerinnen und Schiilern auf 4071 Schile-
rinnen und Schiler innerhalb von 7 Jahren entspricht einem prozentualen Zuwachs von rd.
141%. Zum Vergleich: Insgesamt ist die Zahl der Schiilerinnen und Schiiler im LVR-Gebiet mit
sonderpéadagogischem Unterstitzungsbedarf in der Sekundarstufe | von 32.989 auf 41.405
gestiegen. Dies entspricht einem Zuwachs von ,nur‘ rd. 25,5%. Hingegen ist die Zahl der Sch-
lerinnen und Schiler der Sekundarstufe | insgesamt im LVR-Gebiet im selben Zeitraum um rd.
8,8% gesunken (von 503.915 auf 459.331, vgl. Tabelle 26 im Anhang).

Abbildung 10: Forderanteil (in %) nach ausgewahlten Férderschwerpunkten und insgesamt,
Primarstufe, LVR-Gebiet, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19
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Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung,
eigene Darstellung.

Hinweis: Schilerinnen und Schiiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher Tragerschaft.
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Abbildung 11: Forderanteil (in %) nach ausgewahlten Férderschwerpunkten und insgesamt,
Sekundarstufe I, LVR-Gebiet, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19
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Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung,

eigene Darstellung.

Hinweis: Schilerinnen und Schiiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher Tragerschaft.

5.2 Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstit-
zungsbedarf an 6ffentlichen Férderschulen und an 6ffentlichen allge-
meinen Schulen

Obwohl sich in dem Forderanteil keine groRen Unterschiede finden, wenn NRW-weit 6ffentli-
che Schulen (vgl. Abschnitt 4.1) oder lediglich das Gebiet des LVR betrachtet wird (vgl. Ab-
schnitt 5.1) sieht es bei der Anwahl des Forderorts (Forderschulbesuchsanteil; Anteil der Schii-
lerinnen und Schiler mit einem sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf, der eine For-
derschule besucht) etwas anders aus. Bezogen auf offentliche und private Schulen lag der
Forderschulbesuchsanteil in der Primarstufe zuletzt bei rd. 60,2% und in der Sekundarstufe |
bei rd. 55,5% (vgl. Tabelle 21 und Tabelle 22 im Anhang). Werden nur 6ffentliche Schulen
betrachtet, liegen die Férderschulbesuchsanteile entsprechend bei 58,8% und 52,5% (vgl. Ta-
belle 24 im Anhang), d.h. etwas niedriger. Abweichungen zeigen sich auch, wenn einzelne
Bedarfe sonderpadagogischer Férderung oder nur das LVR-Gebiet betrachtet werden.
Wahrend im Bereich der Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) der Férderschulbe-
suchsanteil fur o6ffentliche Schulen in der Primar- und Sekundarstufe | landesweit bei zuletzt
45,62% lag (vgl. Tabelle 24 im Anhang), betragt der Forderschulbesuchsanteil im Foérder-
schwerpunkt HK 70,64%, SE 77,41% und KME 73,19%. Wird ausschlieBlich das LVR-Gebiet
betrachtet, sind diese Anteile bei 70,29% (HK) und 73,04 (KME) und somit vergleichbar. Der
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Forderschulbesuchsanteil im Schwerpunkt SE liegt aber deutlich Uber dem NRW-weiten An-
teil, bei 80,82%. (vgl. Tabelle 27 im Anhang). D.h., wie bereits in Abschnitt 4.2 diskutiert, dass
der Aufwuchs des Gemeinsamen Lernens auch im LVR-Gebiet und nur in 6ffentlichen Schulen
mafdgeblich auf die Forderschwerpunkten LE, ESE und SQ zuriickzufuhren ist. Abbildung 12
zeigt dieses Phanomen fir das LVR-Gebiet und die letzten acht Schuljahre. Die Schiilerinnen
und Schiiler mit diagnostizierten Férderschwerpunkten in den Lern- und Entwicklungsstérun-
gen sind dabei in Blautbnen eingeféarbt: Die steigende absolute Zahl in allgemeinen Schulen
(AS) spiegelt die sinkende Zahl in den Forderschulen (FS) wider. Insbesondere in den letzten
vier Schuljahren zeigt sich an den Foérderschulen aber kaum noch eine Veradnderung in der
absoluten Zahl bei den anderen Férderschwerpunkten (Grau und Grin eingeféarbt). Entspre-
chend ist der seit 2011/12 zun&chst sinkende Fdrderschulbesuchsanteil in den letzten vier
Jahren tendenziell konstant geblieben (vgl. Abbildung 13 und Abbildung 14). Nur in einzelnen
Forderschwerpunkten und lediglich in der Sekundarstufe | ist nach wie vor ein Trend hin zum

Gemeinsamen Lernen erkennbar — auch wenn sich dieser aktuell deutlich abflacht.

Abbildung 12: Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf
nach Férderschwerpunkt und Forderort, Primarstufe und Sekundarstufe |, LVR-Gebiet, Schul-
jahre 2011/12 bis 2018/19
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Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung,
eigene Darstellung.

Hinweise: Schilerinnen an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher Tragerschaft; AS: Allge-
meine Schule, FS = Forderschule
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Abbildung 13: Forderschulbesuchsanteil nach ausgewahlten Férderschwerpunkten und insge-

samt, Primarstufe, LVR-Gebiet,

Schuljahre 2011/12 bis 2018/19
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Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung,

eigene Darstellung.

Hinweis: Schilerinnen und Schiiler an Forderschulen in éffentlicher Tragerschatt.

Abbildung 14: Forderschulbesuchsanteil nach ausgewahlten Férderschwerpunkten und insge-
samt, Sekundarstufe |, LVR-Gebiet, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19
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5. Entwicklung der sonderpadagogischen Férderung im LVR-Gebiet

5.3 Schulerinnen und Schiler an Forderschulen des LVR

Obwohl die Landschaftsverbdnde Rheinland (LVR) und Westfalen-Lippe (LWL) die Trager von
Forderschulen mit den Forderschwerpunkten Héren und Kommunikation (HK), Sehen (SE),
Kdrperliche und motorische Entwicklung (KME) sowie Sprache (SQ) in der Sekundarstufe |
sind (vgl. 8 78 Abs. 3 SchulG NRW), existieren in den Kreisen und kreisfreien Stadten des
Landes offentliche Forderschulen anderer Trager, die unter bestimmten Voraussetzungen
Schulerinnen und Schuler mit den entsprechenden Férderschwerpunkten aufnehmen bzw. be-
halten. D.h., nicht alle in den Abschnitten 5.1 und 5.2 berichteten Kennzahlen treffen exakt auf
die Schulen in Tragerschaft des LVR zu. So sind z.B. gerade im Bereich des Férderschwer-
punkts SQ (in der Sek. I) deutlich mehr Schilerinnen und Schiler an 6ffentlichen Férderschu-
len im Rheinland als die Schulstatistik fir die LVR-Schulen berichtet. Tabelle 6 zeigt diesen

Vergleich nach Forderschwerpunki.
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Tabelle 6: Schilerinnen und Schiler nach Férderschwerpunkt, Primarstufe und Sekundarstufe
I, LVR-Gebiet und Férderschulen des LVR, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

SQ (nur Sek. 1) HK SE KME Zusammen

Schilerinnen und Schiiler an 6ffentlichen Forderschulen im LVR-Gebiet;
Jahr Zahlen nach MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012)
2011 1174 1922 1059 3752 7907
2012 1141 1906 1052 3752 7851
2013 1095 1862 1077 3654 7688
2014 1082 1835 1084 3699 7700
2015 1169 1846 1127 3690 7832
2016 1249 1879 1141 3723 7992
2017 1330 1907 1161 3761 8159
2018 1372 1923 1188 3811 8294

Schilerinnen und Schiiler an éffentlichen Férderschulen in Tragerschaft des LVR;
Zahlen entsprechend der Meldung von IT.NRW an den LVR

2011 890 1842 1057 3827 7616
2012 865 1811 1056 3841 7573
2013 838 1786 1081 3771 7476
2014 824 1775 1080 3817 7496
2015 874 1793 1125 3816 7608
2016 946 1816 1138 3842 7742
2017 970 1821 1159 3873 7823
2018 1012 1837 1186 3911 7946
Differenz
2011 284 80 2 -75
2012 276 95 -4 -89
2013 257 76 -4 -117
2014 258 60 4 -118
2015 295 53 2 -126
2016 303 63 3 -119
2017 360 86 2 -112
2018 360 86 2 -100

Quellen: Siehe Spaltenuberschriften; eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.

Aktuell werden in der Sekundarstufe | 1372 Schulerinnen und Schiler an o6ffentlichen Forder-
schulen mit dem Férderschwerpunkt SQ beschult. An den SQ-Férderschulen des LVR sind es
1012 Schiilerinnen und Schiiler. Uber den gesamten in Tabelle 6 betrachteten Zeitraum ergibt
sich ein arithmetisches Mittel von rd. 75%, d.h. nur rd. 75% der Schilerinnen und Schuler mit
Forderschwerpunkt SQ (in der Sek. 1) besuchen LVR-Forderschulen — obwohl diese It. Schul-
gesetz zustandig sind. Diese Abweichung kommt aus zwei Griinden zustande: (1) Die Berichte
zur ,Sonderpadagogische Forderung in Nordrhein-Westfalen* des MSB, die hier als priméare
Datenquelle dienen, erheben die Zahl der Schilerinnen und Schiler nach ihrem priméren son-

derpadagogischen Unterstitzungsbedarf am Schulort. Die Schulstatistik des LVR berichtet die
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Zahl der Schulerinnen und Schiiler nach dem Forderschwerpunkt der Schule.” (2) Beim Uber-
gang in die Sekundarstufe verbleiben Schilerinnen und Schiler vereinzelt auch an o6ffentli-
chen Forderschulen fir Lern- und Entwicklungsstérungen und gehen mit inrem Forderschwer-
punkt Sprache nicht, wie eigentlich vorgesehen, ins allgemeine System oder an eine Sprach-
forderschule des LVR Uber (vgl. dazu auch Vorlage 14/1283). Wie sich die aus Grund (2) er-
mittelte Abweichung der Schilerzahl in Zukunft entwickeln wird und inwiefern diese Gruppe
potenziell zusatzlich fir eine Beschulung an Forderschulen des LVR anstehen wiirde, lasst
sich jedoch nicht abschétzen. Die zum Teil deutlich kleineren Abweichungen in den Foérder-
schwerpunkten HK (rd. 4% Uber den betrachteten Zeitraum) und SE ergeben sich insbeson-
dere aus dem erstgenannten Grund. Die Abweichungen zu Gunsten der LVR-Férderschulen
im Forderbereich KME sind darauf zurlickzufiihren, dass die LVR-Anna-Freud-Schule mit
Standort in Kéln (KME KOE II) auch eine gymnasiale Oberstufe hat. Insofern sind in der von
IT.NRW an den LVR gemeldeten Schilerzahl auch Schilerinnen und Schuler der Sekundar-
stufe Il enthalten, wéhrend diese in den Berichten des MSB separat aufgefuhrt werden und
hier nicht explizit berichtet werden.

Abbildung 15 und Abbildung 16 zeigen die Entwicklung der Schulerzahl fiir die LVR-
Forderschulen nach Schwerpunkt der Schule. Nach einem zunachst leichten rucklaufigen
Trend ist seit 2013/14 wieder ein leichter Anstieg der Schilerzahl insgesamt zu erkennen. Die
Zahl der Kinder in der Frihforderung steigt ebenfalls seit Jahren an. Die Zahl der Schilerinnen
und Schiler im Gemeinsamen Lernen, die an den LVR-Schulen geférdert werden, wird nicht
berichtet. Diese Schulerinnen und Schiler sind nicht Bestandteil der Analysen und der nach-

folgenden Prognose.

7 In beiden Fallen (Daten des MSB und Meldung IT.NRW an den LVR) werden in der Primarstufe neben den
Prasenzschilern auch die Kinder in der Frihférderung mitgezahlt. Lediglich die Meldung von IT.NRW an den
LVR differenziert diese Schilergruppen. In den Berichten des MSB finden sich keine separaten Zahlen zu die-
sen beiden Schiilergruppen (Prasenzschiiler in der Primarstufe und Kinder in der Frihférderung).
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Abbildung 15: Prasenzschilerinnen und -schiler an LVR-Schulen nach Férderschwerpunkt,
Schuljahre 2004/05 bis 2018/19
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Quelle: LVR; eigene Darstellung.

Abbildung 16: Kinder in der Frihférderung an LVR-Schulen nach Férderschwerpunkt, Schul-
jahre 2004/05 bis 2018/19
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Quelle: LVR; eigene Darstellung.
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6 Fazit des ersten Teils

Bundeseinheitliche gesetzliche Vorgaben, bestehende gesetzliche Regelungen und Verord-
nungen des Landes NRW sowie die bisherige und zukinftige Entwicklung der Bevélkerung
und die damit verbundene Entwicklung der Schiilerzahl an den 6ffentlichen allgemeinbilden-
den Schulen sind Basis jeder Schulentwicklungsplanung (SEP). Daneben ist fiir den LVR auch
die Zahl der Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf und
deren Beschulungs- bzw. Férderort zu bericksichtigen. Vor dem Hintergrund der Abschéatzung
der zukunftig zu erwartenden Schilerzahl an den LVR-Forderschulen lassen sich auf Grund
der Auswertungen des ersten Teils bereits folgende Entwicklungen fir das LVR-Gebiet bzw.
offentliche Schulen im LVR-Gebiet erkennen.

(1) Die Zahl der zukinftig zu beschulenden Kinder und Jugendlichen wird, analog zur
prognostizierten Bevolkerungsentwicklung, voraussichtlich steigen. Die Berechnungen fir die
Gebietskdrperschaften des Rheinlands zeigen, dass nicht nur Gebiete die sich jetzt schon
durch eine hohe Bevoélkerungsdichte auszeichnen, wie z.B. die kreisfreien Stadte Koéln und
Dusseldorf, vor weiterem Bevolkerungszuwachs stehen, sondern auch die Kreise in den aktu-
ell noch weniger dicht besiedelten Regionen des Rheinlands. So steigt z.B. im Vergleich zum
Jahr 2017 die Bevélkerung in dem fur die Primarstufe relevanten Alter in Essen und Disseldorf
um 19% bzw. 18% bis zum Jahr 2025 an. Bis 2039 erreicht DUsseldorf in dieser Altersgruppe
einen Anstieg von 25%, die Stadt KdIn einen von 22%. In nur vier der Kreise wird die Bevdl-
kerung in dieser Altersgruppe langfristig wieder unter das Niveau von 2017 sinken.

(2) Der Forderanteil in der Primarstufe in den Forderschwerpunkten Horen und Kom-
munikation (HK), Sehen (SE) und Korperliche und motorische Entwicklung (KME) ist in den
letzten drei bis funf Jahren nahezu konstant geblieben. Aktuell liegen diese Anteile im gesam-
ten Rheinland bei 0,47% (HK), 0,30% und 0,61%. Die Forderschulbesuchsanteile sind gesun-
ken oder sie stagnieren auf einem vergleichsweise hohem Niveau. Im Forderschwerpunkt HK
lag der Forderschulbesuchsanteil in der Primarstufe zurzeit bei 80,32%, im Férderschwerpunkt
SE bei 86,87% und bei 67,68% im Forderschwerpunkt KME.

(3) Der Forderanteil in der Sekundarstufe | in den Férderschwerpunkten HK, SE und
KME ist leicht angestiegen. Aktuell liegt der Anteil im Férderschwerpunkt HK im Rheinland bei
0,23%; 2011 betrug er noch 0,13%. Die Foérderschwerpunkte SE und KME verzeichnen aktuell
Forderanteile in Hohe von 0,09% und 0,67%. Der Forderanteil im Forderschwerpunkt Sprache
in der Sekundarstufe | ist stark angestiegen. Noch im Jahr 2011 lag dieser bei 0,34%, jetzt, im
Jahr 2018, bei 0,89%. Der Forderschulbesuchsanteil ist in den Férderschwerpunkten HK, SE
und SQ (in der Sek. 1) deutlich zuriickgegangen, jener im Forderschwerpunkt KME weniger
deutlich. Aktuell werden 33,70% der Schilerinnen und Schiler mit dem Forderschwerpunkt
SQ (in der Sek. I) an offentlichen Férderschulen des Rheinlands beschult. Im Férderschwer-
punkt HK sind es 54,39% und in den Férderschwerpunkten SE und KME 65,21% bzw. 76,78%.
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6. Fazit des ersten Teils

Fur die Prognose der zukinftig zu erwartenden Schulerzahl und des damit verbunde-
nen Schulplatzbedarfs sind all diese Entwicklungen relevant und missen beriicksichtigt wer-
den. Steuerungsrelevant fir den Schultrager ist zudem, in welchen Gebietskdrperschaften die
Schulerinnen und Schiler mit sonderpaddagogischem Unterstitzungsbedarf zukiinftig wohnen
werden. Hieraus leitet sich, zumindest aktuell, die zu besuchende Schule ab, wenn die maxi-
mal zulassige Beforderungszeit im Rahmen der Schilerbeférderung zugrunde gelegt wird (vgl.
Kapitel 2).
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Abschatzung der Schilerzahl






7. Methoden zur Abschéatzung der Schilerzahl im Zustandigkeitsbereich des LVR

7 Methoden zur Abschéatzung der Schulerzahl im Zustandigkeitsbe-
reich des LVR

Ein wesentlicher Bestandteil einer jeden SEP sind Aussagen zu der zu erwartenden Schiler-
zahl am Wohnort/Schultréagerort oder am Beschulungsort. Diese Prognosen sollten mdglichst
mittel- bis langfristigen Charakter haben und daher einen Zeitraum von mindestens zehn Jah-
ren umfassen (d.h. aktuell mindestens bis zum Schuljahr 2029/30), um rechtzeitig und zielori-
entiert auf erwartete Entwicklungen reagieren zu kdnnen. In der Regel wird die zu erwartende
Entwicklung der Schilerzahl aus der bisherigen Schiilerzahl und der zukiinftig zu erwartenden
Bevolkerungsentwicklung in den entsprechenden Altersgruppen sowie zentralen Annahmen
zur Entwicklung des Schulsystems abgeleitet. Dabei sind insbesondere schulgesetzliche Rah-
menbedingungen zu bericksichtigen.

Anders aber als klassische — kommunale — Schultrager von allgemeinen Schulen, ste-
hen Schultrager wie der LVR mit spezifischen Schulangeboten und einer Uberregionalen Zu-
standigkeit vor der Herausforderung, Entwicklungen am Wohnort der zukinftigen Schilerin-
nen und Schuler mit Entwicklungen am Schulort zu verkntpfen und fortzuschreiben. Im Fol-
genden werden, basierend auf dieser Herausforderung, zwei Verfahren diskutiert und auf Um-
setzbarkeit Uberprift. Als Benchmark wird eine ,optimale* SEP entwickelt, in der sich die Prog-
nose der zu erwartenden Schulerzahl in erster Linie am Wohnort der Schilerinnen und Schuler
orientiert, aber auch den Standort aktueller Schulen einbezieht (optimales Verfahren). Ein sol-
ches optimales Verfahren wird nachfolgend kurz erlautert und begriindet, wieso seine Imple-
mentierung empfohlen wird. Auf Basis dieses Verfahrens, das auf Grund von Datenverfligbar-
keitsrestriktionen jedoch aktuell nicht umgesetzt werden kann, wird in einem weiteren Schritt
eine Erweiterung der bisherigen Vorgehensweise zur Abschatzung der Schiilerzahl erlautert
(durchgefiihrtes Verfahren). Diese soll dem optimalen Verfahren bei der aktuell gegebenen
Datenlage moglichst nahekommen und den Schultrager befahigen, die zu erwartende Zahl der

Schilerinnen und Schiler am Schulort praziser zu schatzen.

7.1 Optimales Verfahren aus Sicht des Schultragers

Da der LVR ein Uberregional agierender Schultrager ist, mit Schuleinzugsbereichen die haufig
Uber Gemeinde- und Kreisgrenzen hinaus gehen (vgl. Kapitel 2), werden die LVR-
Schulerinnen und Schiiler zu einem groRRen Teil aktuell und auch zukinftig nicht an ihrem
Wohnort beschult — dies ist ein wesentlicher Unterschied zu kommunalen Schultrégern von
insbesondere allgemeinen Schulen. Die Prognose der Schiilerzahl fiir die bereits vorhandenen
oder zukinftigen Schulstandorte des LVR muss daher die Bevolkerungsentwicklung und die

Entwicklung der Schullandschaft einer Vielzahl von Kommunen bertcksichtigen (Stichwort:
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alternativer Forderort). Fir eine optimale Standortauslastung und die zukiinftige Standortpla-
nung misste dem Schultrdger daher in erster Linie bekannt sein, wie sich die Situation in den
einzelnen Gebietskorperschaften darstellt — unabhangig davon, ob dort ein Férderschulstand-
ortist und lediglich abh&ngig davon, ob dort Schilerinnen und Schiler mit einem sonderpéda-
gogischen Unterstiitzungsbedarf wohnen.

Am Beispiel der Aachener LVR-David-Hirsch-Schule (Férderschwerpunkt: Héren und
Kommunikation, HK AAC) wird das optimale Verfahren nachfolgend erlautert. Das Beispiel
lasst sich analog auf andere Foérderschwerpunkte oder separate Schulstufen (Primarstufe und
Sekundarstufe 1) tGbertragen. Um die nachfolgenden Erlauterungen zu vereinfachen wird zu-
dem angenommen, dass die Forder- und Férderschulbesuchsanteile tUber Zeit konstant sind
und bleiben.

Zum Einzugsgebiet der HK AAC z&hlen aktuell 41 Stadte und Gemeinden. Sechs hier-
von gehoéren zum Kreis Euskirchen, die restlichen gehéren zu den Kreisen Diren, Heinsberg
und der Stadteregion Aachen (vgl. Abbildung 2). Diese 41 Stadte und Gemeinden werden
nachfolgend allgemein als Kommunen bezeichnet und mit k indiziert. Ware fur jede der insge-
samt K = 41 Kommunen bekannt, wie viele Einwohnerinnen und Einwohner im schulpflichti-
gen Alter, d.h. im Alter von 6 bis 16 Jahren, aktuell dort leben und wie viele von diesen den
Forderschwerpunkt HK aufweisen, lie3e sich fir jede Kommune k zum Zeitpunkt t ein Forder-
anteil am Wohnort, FAW HK, ,, berechnen. Hierflir wiirde lediglich die Zahl der Kinder und
Jugendlichen mit dem Forderschwerpunkt ins Verhéltnis zur Einwohnerzahl in dieser Kom-

mune gesetzt (vgl. Gleichung (1)).

Einwohner im Alter von 6 bis 16 Jahren mit Férderschwerpunkt HK¢ g

FAW HK, ; =

(1)

Einwohner im Alter von 6 bis 16 Jahren;

Multipliziert man diesen Anteil mit der im nachsten Jahr (¢t + 1) erwarteten Bevolkerungsent-
wicklung der Altersgruppe in der jeweiligen Kommune k, so kann die Zahl der Kinder und
Jugendlichen mit dem Férderschwerpunkt HK am Wohnort ermittelt werden (EW6bul6 HK zum

Zeitpunkt t + 1 in Kommune k, vgl. Gleichung (2)), die im n&chsten Jahr erwartet wird.

EW6bul6 HK;,, x = FAW HK, - Einwohner im Alter von 6 bis unter 16 Jahren,,, x
2)

Summiert man Gleichung (2) uUber alle betrachteten K Kommunen, so erh&lt man eine Ober-
grenze der zu erwartenden Kinder und Jugendlichen an der HK AAC. Es handelt sich um eine
Obergrenze, da sich die Kinder und Jugendlichen mit den jeweiligen Forderschwerpunkten
auch an offentlichen allgemeinen Schulen, anderen Férderschulen oder privaten Schulen be-
finden kénnen (vgl. Abschnitt 5.3).

Im retrospektiven Vergleich der bisherigen Zahl der Kinder und Jugendlichen mit dem

Forderschwerpunkt HK in diesen 41 Kommunen und der Zahl der Schilerinnen und Schler
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am flr diese Kommunen zustandigen Forderschulstandort Aachen, lieRe sich in einem nachs-
ten Schritt ein schulscharfer LVR-Forderschulbesuchsanteil (LVR-FSBA) ableiten (vgl. Glei-
chung (3)).

Schiilerinnen und Schiiler am Standort HK AAC;
Zle Einwohner im Alter von 6 bis 16 Jahren mit Férderschwerpunkt HK g

LVR-FSBA yk aac = 3)

Mit dem LVR-FSBA und der zu erwartenden Zahl der Kinder und Jugendlichen mit dem jewei-
ligen Forderschwerpunkt im kommenden Jahr lie3e sich fir den bisher definierten Schulein-
zugsbereich der LVR-Férderschule die Untergrenze der zu erwartenden Schilerinnen und
Schuler ermitteln (SuS HK AAC, vgl. Gleichung (4)).

SuS HK AAC,4; = LVR-FSBA; i anc * SK_1 EW HK 41 1 ()

Diese Ober- und Untergrenze kann dann entlang der vorliegenden Bevdlkerungsprognose bis
zum gewunschten Prognosehorizont (t + h) ermittelt werden, d.h. fir h Jahre in die Zukunft.

Mit dieser, insbesondere anhand Gleichung (4) prognostizierten Schilerzahl lasst sich
dann im Rahmen der SEP planen und prifen, ob die an diesem Schulstandort vorhandenen,
insb. raumlichen Kapazitaten, ausreichen, um die zu erwartenden Schilerinnen und Schler
dieser Kommunen zu beschulen. Fallt diese Prifung negativ aus, kénnen kurz- oder langfris-
tige Malinahmen, wie die Verdnderung der Schuleinzugsbereiche, die Erweiterung vorhande-
ner Kapazitaten oder der Bau neuer Schulen, erforderlich werden.

Wie die Auswertung der verfiigbaren Daten in Kapitel 4 und 5 gezeigt hat, sind die fir
dieses optimale Verfahren relevanten Daten, insbhesondere zum sonderpadagogischen Unter-
stiitzungsbedarf, lediglich am Schulort vorhanden. Zudem ist die kleinste regionale Ebene, fir
die die entsprechenden Kennzahlen — am Schulort — aggregiert/ermittelt werden koénnen, die
Kreisebene. Sowohl die Einwohnerzahl als auch die Bevolkerungsprognose ist zwar auf Ge-
meindeebene vorhanden, die Schulstatistik und auch der Forderanteil und Forderschulbe-
suchsanteil allerdings nicht (vgl. auch MSB 2019).

Fur die Implementierung dieses optimalen Prognosemodells ware der LVR also auf
Datenzulieferungen anderer Stellen angewiesen, insbesondere auf Daten, die nicht frei zu-
ganglich sind. So liegen beim MSB wohnortbezogene Daten der Schilerinnen und Schiler mit
sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf differenziert nach Schultrdgergebieten vor. Es
existieren also Daten, die differenziert nach allen Schultrdgergebieten angeben, aus welcher
Wohnortgemeinde die Schilerinnen und Schiiler mit Unterstiitzungsbedarf (hier ist der priméare
Forderschwerpunkt entsprechend der amtlichen Schulstatistik gemeint) kommen und ob sie
an einer Regelschule oder an einer Forderschule beschult werden. Anhand dieser Information
lieRe sich also ein wohnortbezogener Forder- und Forderschulbesuchsanteil ermitteln. Zwar
liegen die Daten bislang nicht in einer langen Zeitreihe vor — erst seit zwei Schuljahren erfasst
das MSB diese Statistik regelhaft — fir die Zukunft ist aber absehbar, dass diese Daten in

regelmafigen Abstanden vorliegen kénnen. Der LVR sollte sich daher mit dem MSB auf die
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Weitergabe dieser Informationen fur die Schulentwicklungsplanung einigen um das hier im
Folgenden vorgeschlagene modifizierte Verfahren in Richtung Prognosegenauigkeit der Ein-
zelschule noch weiter zu verbessern.

Das beschriebene Verfahren kann fir den LVR auf Grund mangelnder Daten aktuell
aber nicht umgesetzt werden. Da die Entwicklung der Schiilerzahl am Wohnort der Schilerin-
nen und Schiler fir eine genauere, regionalisierte SEP des LVR jetzt schon von zentraler
Bedeutung ist, wird vorgeschlagen, das bisherige Verfahren in einzelnen Schritten zu modifi-
zieren — solange die oben beschriebenen erforderlichen Daten nicht zur Verfligung stehen.

Um zukuinftig berticksichtigen zu kénnen, wo Schiilerinnen und Schiler wohnen, die
potenziell die LVR-Férderschulen besuchen kénnen, werden neben den amtlichen Daten der
Schulstatistik auf Ebene der Kreise und kreisfreien Stadte auch LVR-interne Daten des einzel-
schulischen Monitorings verwendet. Das einzelschulische Monitoring beinhaltet flr jeden
Schulstandort die Wohnortinformation der Schiilerin/des Schilers der jeweiligen LVR-Schule
d.h., die Information l&asst sich auf den Forderschwerpunkt der Schule bzw. den priméren For-
derschwerpunkt der Schilerin/des Schiilers herunterbrechen. Anhand der bekannten Wohn-
orte der bisherigen Schilerinnen und Schiler lassen sich somit ggf. Ruckschlisse auf die
zukunftigen Wohnorte der Schulerinnen und Schuler ziehen. Gewichtet mit der kreisspezifi-
schen Prognose zur Bevélkerungsentwicklung kann dann abgeschatzt werden, wie viele Schi-
lerinnen und Schiler nach Forderschwerpunkt aus welchem Kreis/welcher krfr. Stadt zukiinftig

stammen werden. Dieses Vorgehen wird nachfolgend beschrieben.

7.2 Modifikation der bisherigen Vorgehensweise zur Abschétzung der
Schilerzahl

Zur Abgrenzung des hier beschriebenen Vorschlags von der bisherigen Vorgehensweise wird
letztere zunachst kurz anhand eines Schaubildes (vgl. Abbildung 17) erlautert. Detaillierte Aus-
fuhrungen finden sich in der Machbarkeitsstudie des Jahres 2016 (vgl. Vorlage 14/1283).
Ausgehend von der Schilerzahlprognose des Landes NRW wird bisher, unter Kon-
stanthaltung des jeweils letzten Férderanteils je Férderschwerpunkt und Schulstufe, die Zahl
der Schulerinnen und Schiler nach Férderschwerpunkt fur ganz NRW prognostiziert. Anhand
verschiedener Szenarien zur Entwicklung des Inklusionsanteils bzw. Forderschulbesuchsan-
teils (Status quo-, Benchmark- und Wachstum-Szenario) wird dann die jeweilige Zahl der
Schilerinnen und Schiler an Forderschulen abgeleitet. Basierend auf der letzten Verteilung
der Schulerinnen und Schiller mit sonderpadagogischem Unterstlitzungsbedarf auf die For-
derschultrager (6ffentliche oder private Trager) werden dann aus der Gesamtzahl der Schiile-
rinnen und Schiler an Forderschulen jene abgeleitet, die an 6ffentlichen Férderschulen zu
erwarten sind. Da im Rahmen der Machbarkeitsstudie sowohl Schulen des LVR als auch des

LWL betrachtet wurden, wurde die in dem letztgenannten Schritt geschétzte Schilerzahl auf
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Basis der letzten beobachteten Verteilung der Schilerinnen und Schuler auf die Zustandig-
keitsbereiche der beiden Landschaftsverbande aufgeteilt. Innerhalb jedes Landschaftsver-
bands wurde dann die Schilerzahl entsprechend der letzten beobachteten Verteilung auf die

Regierungsbezirke und dann auf die Schulen verteilt.

Abbildung 17: Abschatzung der Schilerzahl, bisheriges Vorgehen

Demografische Entwicklung ——> Schiiler
Forderquote ———> | mit Forderbedarf / ohne Forderbedarf
4
an an allgemeinen = =
Férderschulen Schulen <= Einkiusionsantsi]
an offentlichen an privaten
Forderschulen Forderschulen
Schulgesetz/
¥ —e alternative
In Tragerschaft der | : LIRS TE
. n sonstiger kommunaler
Landschaftsverbande: Trégerschaft:
SQ (Sek. 1), HK, SE, KM, '
(KRA) LE, ES, SQ (PS), GG

Quelle: Vorlage 14/1283

Problematisch an der bisherigen Vorgehensweise ist, dass die NRW-weiten Entwicklungen in
der Schiilerschaft und den angenommenen Faktoren (insb. zum Forder- und zum Forderschul-
besuchsanteil) regional so stark variieren (kbnnen), dass sich an einzelnen Schulstandorten
deutliche Unter- und an anderen Uberschatzungen der zu erwartenden Schiilerzahl ergeben
kénnen. Diese Entwicklungen werden durch den Schultrager beschrieben und auch durch die
Ausfuihrungen in Kapitel 5 bestéatigt. Eine Verbesserung der Prognose wéare somit wahrschein-
lich bereits dann erreicht, wenn eine regionalisierte’, z.B. gemeinde- oder kreisscharfe Prog-
nose, die die regional unterschiedlichen Entwicklungen in den Blick nimmt, durchgefihrt wer-
den kann. Allerdings ist dies auf Grund der nur eingeschrankt verfigbaren Daten nicht moglich
(vgl. Abschnitt 7.1).

Vor diesem Hintergrund wird hier vorgeschlagen, die Abschatzung der Schulerzahl
i.w.S. wie bisher durchzufiihren. Allerdings soll dabei nicht mehr ganz NRW in den Blick ge-
nommen werden, sondern es sollen nur noch die Gebietskdrperschaften des LVR (d.h. das
Rheinland) und lediglich 6ffentliche Schulen betrachtet werden. Der Fokus nur auf 6ffentliche
Schulen fuf3t auf den unterschiedlichen Forder- aber insbesondere Forderschulbesuchsantei-
len zwischen allgemeinen und privaten Schulen (vgl. Kapitel 4 und MSB 2019). Als Erweite-
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rung des bisherigen Verfahrens soll die prognostizierte Schiilerzahl je Férderschwerpunkt an-
hand der bisherigen Wohnorte (Kreise/krfr. Stadte) auf die Gebietskorperschaften des LVR
verteilt und mit der kreisscharfen und regional unterschiedlichen Entwicklung der Bevdlkerung
gewichtet werden. D.h. eine Aufteilung auf die Regierungsbezirke, wie bisher, wird durch eine
Aufteilung auf die Wohnorte ersetzt. Das hier vorgeschlagene Vorgehen orientiert sich also im
Wesentlichen an dem bisherigen Verfahren (vgl. Abbildung 18), allerdings werden drei zentrale
Modifikationen und eine Erweiterung vorgenommen. Dies Modifikationen sind:
1) Das modifizierte Verfahren betrachtet lediglich das Rheinland. D.h., eine NRW-weite
oder den LWL einbeziehende Betrachtung erfolgt nicht.
2) Das Verfahren berechnet alle Kennzahlen direkt auf Basis von Schilerinnen und Schii-
lern an offentlichen Schulen im Rheinland.
3) Das Verfahren basiert auf einer ,eigenen‘’ LVR-weiten Schilerzahlprognose, die aus
der Bevolkerungsprognose von IT.NRW abgeleitet wird.
Die zentrale Ergdnzung des bisherigen Verfahrens besteht darin, dass die prognostizierte
Schilerzahl in einem letzten Schritt auf potenziell zukiinftige Wohnorte und nicht auf Regie-
rungsbezirke verteilt wird. Anhand geeigneter Annahmen kann diese Verteilung dann auch auf
die aktuellen Schulstandorte heruntergebrochen werden.

Abbildung 18: Abschéatzung der Schilerzahl, Vorschlag fir zukinftiges Vorgehen

Demografische Entwicklung im Schulerinnen und Schuler an Schulerinnen und Schuler an
LVR-Gebiet offentlichen Schulen im LVR-Gebiet privaten Schulen im LVR-Gebiet

Férderanteil —_— mit Unterstitzungsbedarf chne Unterstitzungsbedarf

Foérderschul- ‘
) > an Forderschulen an allgemeinen Schulen
besuchsanteil g

in Zusténdigkeit des LVR: in sonstiger kommunaler
SQ (Sek. I}, HK, SE, KME Tragerschaft/Zustandigkeit

Wohnhaft in Kreis 1, ..., K

Quelle: Eigene Darstellung.
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8 Annahmen zur Entwicklung zentraler Rahmenbedingungen und

Einflussgroflen

Nachfolgend wird beschrieben, welche Annahmen hinsichtlich der zentralen Einflussgrof3en
der Schilerzahlentwicklung, d.h. Schiilerzahl insgesamt, Férderanteil und Forderschulbe-
suchsanteil, getroffen werden. Auch wird diskutiert, aus welchen Griinden das aktuelle Ver-

fahren an den oben beschrieben Stellen modifiziert wird.

8.1 Schiulerzahlprognose des Landes und eigene Schilerzahlprognose

Nordrhein-Westfalen wéachst. Dies trifft insbesondere auf die Gebietskdrperschaften des LVR
zu (vgl. Abschnitt 3.2). Insofern muss angenommen werden, dass auch die Zahl der Schiile-
rinnen und Schiler dieser Entwicklung folgend wéachst und weiterwachsen wird. Eine Prog-
nose der Schilerzahl an 6ffentlichen Schulen anhand der Bevdlkerungsentwicklung bzw.
-prognose bildet daher den Ausgangspunkt des in diesem Kapitel beschriebenen Vorschlags
zur Schilerzahlprognose. Basis ist die vom Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-
Westfalen (IT.NRW) veroffentlichte Prognose der Bevélkerung in den Kreisen und kreisfreien
Stadten des Landes NRW. Anders als in der Machbarkeitsstudie des Jahres 2016 (vgl. Vorlage
14/1283) wird also nicht die vom MSB selbst in regelmaRigen Zeitabstanden veroffentlichte
Vorausberechnung der Schiilerzahl verwendet, sondern eine eigene Schiilerzahlprognose ba-
sierend auf der Bevdlkerungsstatistik und -vorausberechnung durchgefiihrt. Gegen die Ver-
wendung der MSB-Prognose sprechen insbesondere zwei Argumente: Aktualitéat und Regio-

nalitat. Dies wird nachfolgend kurz erlautert.

8.1.1 Schilerzahlprognose des Landes NRW

Die bisherige Entwicklung der Schilerzahl und die Vorausberechnung der Bevolkerung in den
kreisfreien Stadten und Kreisen Nordrhein-Westfalens von IT.NRW sind Grundlage fir die vom
MSB in der Regel alle drei Jahre herausgegebenen landesweiten Schiilerzahlprognose (vgl.
MSB 2018-1).

Die Basis fur die aktuellste Schilerzahlprognose ist die Vorausberechnung der Bevol-
kerung in den kreisfreien Stadten und Kreisen, die zum Jahr 2015 aktualisiert wurde, sowie
die amtliche Schulstatistik bis zum Schuljahr 2017/18. Die Bevdlkerungsprognose verwendet
den auf der Grundlage des Zensus 2011 ermittelten Bevolkerungsstand zum 01.01.2014. D.h.,
insbesondere die hohe Zuwanderung der Jahre 2015 und 2016 bleibt unberiicksichtigt. Zwar
erfasst der bisherige Entwicklungsstand in der Schilerzahl die bis zum Schuljahr 2017/18
durch die Zuwanderung aufgewachsene Schiilerschaft, allerdings heif3t es hierzu in der Vor-
bemerkung der Prognose: ,[...] Grundannahme fiir die vorliegende Vorausberechnung ist,

dass die Einschulungs- und Ubergangsquoten schrittweise wieder auf das Niveau des Jahres
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2014 zuriuckgehen werden. Die vorliegenden Vorausberechnungen sind insoweit mit grofRen
Unsicherheiten behaftet, da weder die kiinftige Entwicklung der Zuwanderung von schulpflich-
tigen Kindern noch der weitere Bildungsverlauf der bereits Zugewanderten prézise einge-
schatzt werden kann.” Die verdnderte demografische Entwicklung und die Effekte der verstark-
ten Zuwanderung nach NRW in den letzten Jahren bleiben also bei der aktuellen Schiilerzahl-
prognose des MSB unbericksichtigt.

Wie die Analysen in Abschnitt 3.2 gezeigt haben, sind die Kommunen des LVR in den
nachsten Jahren von einer starken Bevolkerungszunahme betroffen. Diese wird auch durch
die Geburtenentwicklung bei den Nichtdeutschen determiniert (vgl. IT.NRW 2019). Dieser Be-
volkerungszuwachs ist zudem hdher als jener der Kommunen des Schwesterverbands LWL.
Die Schilerprognose des Landes NRW differenziert jedoch nicht nach Verbanden oder Regi-
onen bzw. Schultragern und liegt somit nur fir ganz NRW vor. D.h., sie misste pauschal auf
das Gebiet des LVR und die einzelnen Kreise und kreisfreien Stadte heruntergebrochen (vgl.
Vorlage 14/1283) werden.

Das hier vorgeschlagene Verfahren geht aus diesen Griinden einen anderen Weg. Da
eine regionalisierte und aktuellere Bevolkerungsprognose auf Ebene der Kreise und kreis-
freien Stadte vorliegt (vgl. Abschnitt 3.2), die zudem nach Altersjahren differenziert, wird in
diesem Gutachten eine eigene, LVR-weite Schiilerzahlprognose entwickelt, die auf der Bevdl-
kerungsentwicklung in den jeweiligen Kreisen und kreisfreien Stéadten des Rheinlands basiert.
In der hier entwickelten Berechnung ist das erste prognostizierte Schuljahr das Schuljahr
2019/20. Der Prognosehorizont der Bevolkerungsstatistik reicht aktuell bis zum Schuljahr
2039/40.

Vorteil dieser Herangehensweise ist, dass der LVR die eigene Schilerzahlprognose im-
mer dann aktualisieren kann, wenn neue Bevilkerungszahlen bzw. eine neue Bevolkerungs-
prognose von IT.NRW vorgelegt werden. Es muss nicht auf eine neue amtliche Schulerzahl-
prognose des MSB gewartet werden, die i.d.R. der aktuellen Bevdlkerungsentwicklung hinter-

herlauft.

8.1.2 Prognose der Schilerzahl fur den Zustandigkeitsbereich des LVR

In Nordrhein-Westfalen beginnt die Schulpflicht mit der Vollendung des 6. Lebensjahres und
endet nach zehn Schuljahren (vgl. 88 35, 37 SchulG NRW). D.h., ein sehr grof3er Anteil der 6-
bis 16-jahrigen Bevolkerung der Kreise und kreisfreien Stadte im LVR ist schulpflichtig bzw.
wird an den offentlichen Schulen beschult. Wie hoch der Anteil dieser Schilerinnen und Schi-
ler, die eine 6ffentliche Schule besuchen, tatsachlich ist, zeigt die so genannte Beschulungs-
guote. Diese dient als Basis fur die Prognose der Schilerzahl in der Primarstufe und Sekun-

darstufe | insgesamt.
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Schul- und jahrgangsbezogene Daten der amtlichen Schulstatistik auf Ebene der
Kreise/krfr. Stadte liegen den Gutachterinnen fir die Schuljahre 2011/12 bis 2018/19 vor (vgl.
Kapitel 4 und 5). Fur diesen Zeitraum wird fir die Primarstufe und die Sekundarstufe | die Zahl
der Schilerinnen und Schiler an offentlichen Schulen der altersrelevanten Bevolkerung ge-
genibergestellt, die ebenfalls fur diesen Zeitraum vorliegt.

Da die Bevolkerung je Altersjahr aber zum Stichtag 31.12. erfasst bzw. prognostiziert
wird® und die Schulpflicht zum 30.8. eines Jahres mit der Vollendung des sechsten Lebens-
jahres beginnt, besteht die altersrelevante Bevdlkerung fur die Primarstufe eines Schuljahres
nicht aus einem Geburtsjahrgang eines ganzen Jahres. D.h.: Eine genaue Ubereinstimmung
der altersrelevanten Bevodlkerung mit den Schilerinnen und Schilern in der Primar- und/oder
Sekundarstufe | ist auf Grund der unterschiedlichen Stichtage der Datenziehung nicht gege-
ben.® Auch fiihrt das Vorhandensein von privaten Schulen oder der Besuch von Schulen au-
Rerhalb des LVR-Gebiets dazu, dass sich nicht alle Kinder und Jugendlichen im schulpflichti-
gen Alter an den 6ffentlichen Schulen befinden. Zudem schwankt das Einschulungsalter durch
Ruckstellungen oder vorzeitige Einschulungen und die Schilerinnen und Schiler, die z.B. eine
Jahrgangsstufe wiederholen oder drei Jahre in der Schuleingangsphase verbleiben, sind in
der Regel ein Jahr alter als ihre Mitschilerinnen und -schiiler.

Fir die Primarstufe mit vier Jahrgangen wird die altersrelevante Bevdlkerung zu jedem

Schuljahr (t) wie folgt ermittelt:
ABev! = EW6bu7, + EW7bu8, + EW8bu9, + EW9bu10, (5)

mit ¢t = 2011, ...,2018.

EW6bu7 steht dabei fur ,Einwohnerinnen und Einwohner im Alter von 6 bis unter 7
Jahren'. Diese Zahl ist jeweils als Summe der Einwohnerinnen und Einwohner der K = 26
LVR-Gebietskorperschaften (Kreise/krfr. Stadte) zu verstehen (EW6bu7, = ¥x_, EW6bu7, ).

Fur die Sekundarstufe | mit sechs Jahrgéangen gilt entsprechend:
ABevi®X! = EW10bull, + EW11bul2, + EW12bul3, + EW13bul4, + EW14buls,

+EW15bul6, (6)

Wenn alle schulpflichtigen Kinder und Jugendliche mit Hauptwohnsitz im LVR-Gebiet regular
eingeschult und versetzt wirden und ausschlie3lich 6ffentliche Schulen im LVR-Gebiet besu-
chen — und wurden daruber hinaus keine Schilerinnen und Schiler mit Wohnsitz auf3erhalb

des LVR-Gebiets die dortigen 6ffentliche Schulen besuchen — wirde die Division der gebilde-

Die Prognose erfolgt zum 1.1. eines Jahres.
° Auch das MBS weist bei der eigenen Schiilerzahlvorausberechung auf diesen Umstand hin (vgl. MSB 2018-1,
S. 4).
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ten Schulerzahl je Schulstufe (Primarstufe und Sekundarstufe I) durch die altersrelevante Be-
volkerung ca. 1,0 ergeben. D.h. die Beschulungsquote lage bei ca. 100% — die oben beschrie-
benen Abweichungen ausgenommen.

Nachfolgend ist diese Beschulungsquote fur die Schuljahre 2011/12 bis 2018/19 fir
das gesamte LVR-Gebiet angegeben. Basis fiir die Bestimmung der altersrelevanten Bevdl-

kerung ist der Bevolkerungsbestand bis 31.12.2018.

Tabelle 7: Beschulungsquote in den Jahrgangen 1-4 (Primarstufe) und 5-10 (Sekundarstufe
), Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

@) (2) ©) (4) ®) (6)

Altersrelevante

Bevolkerung Schilerinnen und Schiiler Beschulungsquote (in %)
Schuljahr Jg. 1-4 Jg. 5-10 Jg. 1-4 Jg. 5-10 Jg. 1-4 Jg. 5-10
2011 332.924 558.529 354.294 503.915 106,42 90,22
2012 329.214 549.219 348.648 492.033 105,90 89,59
2013 329.330 537.370 342.408 481.373 103,97 89,58
2014 330.535 530.754 343.748 471.781 104,00 88,89
2015 337.006 532.288 341.961 467.893 101,47 87,90
2016 342.098 527.599 349.720 467.893 102,23 88,68
2017 341.723 525.504 354.804 462.077 103,83 87,93
2018 342.630 525.704 354.364 459.331 103,42 87,37

Quellen: Landesdatenbank NRW, Tabellen 12411-09iz, MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012);
eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.

Zunachst wird deutlich, dass sich die Zahl der Schilerinnen und Schiler in der Primarstufe
und in der Sekundarstufe | zwar entlang der Bevdlkerungsentwicklung verandert hat (vgl. Ta-
belle 7, Spalte 1 mit 3 und 2 mit 4), die Beschulungsquote aber nicht konstant ist. Besonders
auffallig ist die hohe Beschulungsquote von tber 100% in der Primarstufe. Dies liegt mafl3geb-
lich an den oben beschriebenen Effekten. Kleinere Abweichungen ergeben sich auch dadurch,
dass in der Schulstatistik bei den Schilerinnen und Schuler der Primarstufe die Kinder in der
Frahférderung an Forderschulen mitgezahlt werden. So wurden zum Schuljahr 2018/19 1622
Kinder im Alter von 0 bis unter 6 Jahren an den LVR-Férderschulen in der Friihférderung be-
treut. Sie sind somit in der Zahl der Schilerinnen und Schuler enthalten, jedoch nicht in der
altersrelevanten Bevolkerung.

Zur Ermittlung der zukiinftig zu erwartenden Zahl der Schulerinnen und Schiler im
LVR-Gebiet wird die Beschulungsquote mit der erwarteten Bevolkerung im entsprechenden
Alter (basierend auf der Bevdlkerungsprognose von IT.NRW) multipliziert. Dabei kann entwe-
der die Beschulungsquote aus dem jeweils letzten Jahr (nachfolgend: Basisjahr, aktuell 2018
bzw. Schuljahr 2018/19) verwendet werden (Variante Status-quo), oder es wird ein Mittelwert
der letzten Jahre verwendet. Fur die Berechnung der mittleren Beschulungsquote werden zwei

verschiedenen Varianten erprobt und im Rahmen der Validierung der Gesamtprognose (vgl.
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Kapitel 9) tGberprift. Diese sind die Variante Kurzfristiger Durchschnitt und die Variante Mit-
telfristiger Durchschnitt. In der ersten Variante wird der Mittelwert der Beschulungsquote
der letzten drei Jahre verwendet, in der zweiten der der letzten flunf Jahre. Tabelle 8 zeigt, wie
sich die Verwendung der unterschiedlichen Varianten auf die zukiinftige Gesamtschulerzahl
an offentlichen Schulen im LVR-Gebiet auswirkt. In der Variante Status-quo werden zum
Schuljahr 2029/30 404.630 Schiilerinnen und Schiler in der Primarstufe und 521.348 in der
Sekundarstufe | prognostiziert. Da die Durchschnitte der Beschulungsquote in der Primarstufe
geringer sind als der letzte Wert, fallt die Gesamtschilerzahl zum selben Schuljahr in den
beiden Varianten Kurzfristiger Durchschnitt und Mittelfristiger Durchschnitt etwas geringer aus.
In der Sekundarstufe |, mit héheren Durchschnittswerten als dem letzten Wert, entsprechend

etwas hoher.

Tabelle 8: Fortschreibung der Schilerzahl bis zum Schuljahr 2029/30 in drei Varianten, nach
Schulstufe, ausgewahlte Schuljahre

Beschulungsquoten Schlerinnen

und Schiler
Variante Schuljahr(e) Primarstufe Sek. | Primarstufe Sek. |
(1) Status-quo 2018  103,42% 87,37% 354.364 459.331

2019  1083,42% 87,37% 357.799 458.650
2024  103,42% 87,37% 402.491 470.319
2029  103,42% 87,37% 404.630 521.348
(2) Kurzfristiger Durchschnitt 2016-2018 103,16% 88,00% 354.364 459.331
2019  1083,16% 88,00% 356.884 461.913
2024  103,16% 88,00% 401.461 473.665
2029  103,16% 88,00% 403.596 525.057
(3) Mittelfristiger Durchschnitt 2014-2018 102,99% 88,16% 354.364 459.331
2019  102,99% 88,16% 356.294 462.752
2024  102,99% 88,16% 400.798 474,525
2029  102,99% 88,16% 402.929 526.010

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

8.2 Schulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstit-
zungsbedarf (Forderanteil)
In den Abschnitten 4.1 und 5.1 wurde beschrieben, dass alle fiir dieses Gutachten relevanten
Schwerpunkte sonderpadagogischer Forderung durch einen steigenden Forderanteil in der
Sekundarstufe | gekennzeichnet sind. In der Primarstufe sind die Forderanteile hingegen wei-
testgehend konstant geblieben bzw. sogar leicht ricklaufig. Aufgrund mangelnder Evidenz zu
den Gruinden fir diese zum Teil unterschiedlichen Entwicklungen?® kann fir alle Férderschwer-
punkte, insbesondere aber flr den Bereich Sprache in der Sekundarstufe |, derzeit nicht ge-

sagt werden, wie sich der Férderanteil weiter entwickeln wird. Im Rahmen des Gutachtens

10 vgl. hierzu die Erlauterungen in den Abschnitten 4.1 und 5.1.
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werden daher die férderschwerpunkts- und schulstufenspezifischen Anteile in drei verschie-
denen Varianten in die Zukunft fortgeschrieben. Im Rahmen der Validierung (vgl. Kapitel 9)
wird abschlieRend geprift, welches Szenario die Realitat aktuell am besten approximiert.

In der Variante Status-quo wird fur jeden Foérderschwerpunkt und jede Schulstufe der
letzte Wert (Basisjahr) in die Zukunft fortgeschrieben. Diese Variante bildet die Schilerzahl mit
sonderpadagogischem Unterstiitzungsbedarf ab, die sich bei ausschlief3licher Beriicksichti-
gung der demografischen Entwicklung ergeben wiirde. Da die Forderanteile in der Sekundar-
stufe | aber steigen, ist dieses Szenario nicht zwingend als realistisch anzunehmen. Daher
werden noch zwei weitere Szenarien bestimmt.

Im Szenario Kurzfristige Veranderung wird, ebenfalls fir jeden Forderschwerpunkt
und jede Schulstufe, zunéchst die relative Veranderung des Forderanteils fur die letzten drei
Jahre berechnet. Ist z.B. der Forderanteil im Foérderschwerpunkt KME (in der Sek. 1) zum
Schuljahr 2017 von rd. 0,63% auf rd. 0,64% gestiegen und im Schuljahr darauf auf rd. 0,67%
(vgl. Tabelle 26 im Anhang), so liegt die Verdnderung im Mittel Gber drei Jahre bei rd. 0,02
Prozentpunkten. Diese Veranderung wird fortgeschrieben, d.h. zum Schuljahr 2019 wirde ein
Forderanteil im Foérderschwerpunkt KME (in der Sek. 1) in H6he von rd. 0,69% angenommen
(vgl. auch Tabelle 9).

Im Szenario Mittelfristige Veranderung wird wie im Szenario kurzfristige Veranderung
vorgegangen, hier wird jedoch die relative Veranderung der letzten finf Jahre betrachtet.

Die beiden letzten Varianten beriicksichtigen, dass, wie auch aus Tabelle 25 und Ta-
belle 26 im Anhang und den Ausfiihrungen in Abschnitt 5.1 deutlich wird, in der Entwicklung
des Forderanteils durchaus eine Dynamik steckt, d.h., diese sowohl bisher als auch zukinftig
nicht als konstant angenommen werden kann. Da die Dynamik jedoch unterschiedlich ,schnell*
oder langsam‘ verlauft, je nach Forderschwerpunkt und Schulstufe, muss dies ebenfalls be-
ricksichtigt werden. Beide letztgenannten Varianten entsprechen dieser Vorgabe. Ist. z.B., wie
es in der Primarstufe fir den Forderschwerpunkt HK der Fall ist, keine Dynamik seit finf bzw.
drei Jahren erkennbar, muss die mittlere relative Veranderung bei ca. 0 liegen und automatisch
der Wert des Basisjahrs, d.h. die Status-quo-Variante, fur den jeweiligen Forderschwerpunkt
in dieser Stufe in die Zukunft fortgeschrieben werden.

Tabelle 9 fasst das Ergebnis dieser Varianten nach Forderschwerpunkt und Schulstufe

zusammen.
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Tabelle 9: Fortschreibung des Forderanteils bis zum Schuljahr 2029/30 in drei Varianten, nach
Schulstufe, ausgewahlte Férderschwerpunkte und Schuljahre

Primarstufe

Variante Schuljahr(e) SQ HK SE KME

(1) Status-quo 2018 0,47% 0,30% 0,61%
2019 0,47% 0,30% 0,61%
2024 0,47% 0,30% 0,61%
2029 0,47% 0,30% 0,61%

S/Ze)r';lnjéifrrfntg?n oPunkien | 2016-2018 0,0003 0,0013 -0,0189
2019 0,47% 0,30% 0,59%
2024 0,48% 0,33% 0,49%
2029 0,48% 0,35% 0,40%

@r';"r'féee'rfﬂﬁgg’lﬁ vo.punken | 2014-2018 0,0022 0,0036  -0,0015
2019 0,48% 0,30% 0,60%
2024 0,49% 0,32% 0,60%
2029 0,50% 0,34% 0,59%

Sekundarstufe |

Variante Schuljahr(e) SQ HK SE KME

(1) Status-quo 2018 0,89% 0,23% 0,09% 0,67%
2019 0,89% 0,23% 0,09% 0,67%
2024 0,89% 0,23% 0,09% 0,67%
2029 0,89% 0,23% 0,09% 0,67%

@g;’;ﬂ:ﬂg?ﬂ vopunkien 20162018 00844 00109 00022 00184
2019 0,97% 0,24% 0,09% 0,69%
2024 1,39% 0,30% 0,10% 0,78%
2029 1,81% 0,35% 0,11% 0,87%

g’gr';"r']téee':ﬂﬁg%‘; voPunkien 20142018 00915 00147 00051 00264
2019 0,98% 0,25% 0,09% 0,70%
2024 1,44% 0,32% 0,12% 0,83%
2029 1,89% 0,39% 0,15% 0,96%

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

8.3 Schiulerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstit-
zungsbedarf an Férderschulen (Férderschulbesuchsanteil)

Wie bereits in Abschnitt 4.2 beschrieben, hat sich der Inklusionsanteil in den letzten zehn Jah-
ren in der Primarstufe in NRW fast verdoppelt (39,8% in 2018/19 ggu. 20,3% in 2008/09), in
der Sekundarstufe | hat er sich mehr als verfiinffacht (44,5% in 2018/19 ggu. 8,1% in 2008/09).
Ahnliche Entwicklungen zeigen sich fiir die letzten acht Jahre, wenn nur die Gebietskorper-
schaften des LVR betrachtet werden (vgl. Kapitel 5). Dabei zeigen sich zwischen den Férder-
schwerpunkten nach wie vor grof3e Unterschiede. Wahrend sich im Schuljahr 2018/19 28,0%

der Schilerinnen und Schuler mit festgestelltem Férderschwerpunkt Lernen in der Primarstufe
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in einer offentlichen Férderschule des LVR-Gebiets befinden, liegt der entsprechende Forder-
schulbesuchsanteil im Bereich Sehen bei 86,87% (vgl. auch Tabelle 25 im Anhang). Die aktuell
starkste Zunahme des Gemeinsamen Lernens verzeichnet der Forderschwerpunkt Sprache in
der Sekundarstufe I. Der Forderschulbesuchsanteil sank hier von 69,51% im Schuljahr
2011/12 auf 33,70% im Schuljahr 2018/19. In der Primarstufe ist fir einige Forderschwer-
punkte aber eine deutlich langsamere Entwicklung hin zum Gemeinsamen Lernen (Schwer-
punkte Horen und Kommunikation sowie Sehen), teilweise auch eine Umkehr der Entwicklung
zu erkennen (insbesondere im Bereich Kérperliche und motorische Entwicklung in der Primar-
stufe).

Aus der unklaren und zum Teil erklarungsbediirftigen Entwicklung resultiert eine Pla-
nungsunsicherheit, die quantitativ wahrscheinlich bedeutender ist als die unklare Entwicklung
des Forderanteils. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund des Elternwahlrechts und den
politischen Inklusionsbemiihungen. Um diese Planungsunsicherheit zu bericksichtigen, wer-
den fir die kinftige Entwicklung des Forderschulbesuchsanteils ebenfalls drei Varianten ent-
wickelt und erprobt.

In der Variante Status quo wird der schulstufen- und férderschwerpunktspezifische
Forderschulbesuchsanteil des letzten Schuljahres konstant in die Zukunft fortgeschrieben.
Diese Variante bildet die Schilerzahl an 6ffentlichen Forderschulen im LVR-Gebiet ab, die
sich bei ausschlief3licher Berticksichtigung der demografischen Entwicklung ergeben wirde.
Da der Forderschulbesuchsanteil, wie auch der Férderanteil (vgl. Abschnitt 5.1), aber ebenfalls
einem Trend unterliegt — in férderschwerpunktspezifischen unterschiedlichem Ausmald — ist
dieses Szenario nicht zwingend als realistisch anzunehmen. Es dient aber dazu, eine Ober-
grenze flr das Intervall zu markieren, in dem sich die Schulerzahl an Férderschulen bis zum
Schuljahr 2029/30 bei fortschreitenden Inklusionsbemiihungen seitens des Landes bewegen
kénnte. AuBerdem konnten die so abgeschatzte Schilerzahl eintreten, wenn das Ausmalf3, mit
dem Eltern die Forderschule wéhlen, stagniert bzw. sich leicht riicklaufig entwickelt.

Als zweite Variante, Kurzfristige Veranderung, wird, ahnlich dem Vorgehen bei der
Bestimmung des zuklnftigen Forderanteils, eine Entwicklung der Schilerzahl an den Forder-
schulen unterstellt, die den letzten Schuljahren entspricht. Hierfir wird der Mittelwert aus den
Veranderungsraten des Forderschulbesuchsanteils der letzten drei Jahre fortgeschrieben.

In der letzten Variante Mittelfristige Veranderung wird das arithmetische Mittel aus
den letzten funf Veranderungsraten gewahlt. Tabelle 10 fasst diese unterschiedlichen Varian-

ten mit ihren Effekten zusammen.
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Tabelle 10: Fortschreibung des Forderschulbesuchsanteils bis zum Schuljahr 2029/30 in drei
Varianten, nach Schulstufe, ausgewahlte Férderschwerpunkte und Schuljahre

Primarstufe

Variante Schuljahr(e) SQ HK SE KME

(1) Status-quo 2018 80,32% 86,87% 67,68%
2019 80,32% 86,87% 67,68%
2024 80,32% 86,87% 67,68%
2029 80,32% 86,87% 67,68%

S/Ze)r';lnjéifrrfntg?n oPunkien | 2016-2018 0,4376 -0,3410 1,2876
2019 80,76% 86,53% 68,96%
2024 82,95% 84,83% 75,40%
2029 85,14% 83,12% 81,84%

@r';"r'féee'rfﬂﬁgg’lﬁ vo.punken | 2014-2018 07644  -0,3983  -0,5505
2019 79,56% 86,48% 67,13%
2024 75,74% 84,48% 64,37%
2029 71,91% 82,49% 61,62%

Sekundarstufe |

Variante Schuljahr SQ HK SE KME

(1) Status-quo 2018  33,70% 54,39% 65,21% 76,78%
2019 33,70% 54,39% 65,21% 76,78%
2024 33,70% 54,39% 65,21% 76,78%
2029 33,70% 54,39% 65,21% 76,78%

(2) Kurzfristige 2016-2018  -1,9216  -2,3880  -14603  -0,4684

Veranderung in %-Punkten
2019 31,78% 52,00% 63,75% 76,31%
2024 22,17% 40,06% 56,45% 73,97%
2029 12,56% 28,12% 49,14% 71,63%

(3) Mitteliristige 2014-2018  -3,8650  -3,1430  -14392  -1,4908

Veranderung in %-Punkten
2019 29,84% 51,25% 63,77% 75,29%
2024 10,51% 35,53% 56,57% 67,84%
2029 0% 19,82% 49,38% 60,38%

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

8.4 Ubertragung der prognostizierten Schiilerzahl auf die Wohnorte der
Schulerinnen und Schiler

Bei der Abschéatzung der Schilerzahl mittels der oben beschriebenen Szenarien werden im
ersten Schritt Prognosefaktoren in einer Uberregionalen Perspektive berechnet, d.h. fir das
ganze Rheinland. In einem zweiten Schritt ist es erforderlich, die prognostizierte Gesamtsch-
lerzahl je Forderschwerpunkt auf potenzielle Wohnorte, d.h. die potenzielle zukinftige Her-
kunft der Schilerinnen und Schiiler, herunterzubrechen. Wohnortbezogene Informationen fir
alle Schilerinnen und Schiler nach Foérderschwerpunkt liegen, wie bereits in Abschnitt 7.1
beschrieben, jedoch nicht vor. Nur fir die Schilerinnen und Schiler die sich bereits an den

LVR-Forderschulen befinden ist dem LVR und den Gutachterinnen bekannt, in welchem Kreis
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sie ihren Wohnsitz haben. Fir die Abschéatzung der zukinftigen Wohnorte wird daher wie folgt
vorgegangen.

Fur das letzte Schuljahr (2018/19) wird aus dem LVR-internen einzelschulischen Mo-
nitoring zunachst je Forderschwerpunkt ermittelt, wie viele Schilerinnen und Schiler aus wel-
chem Kreis bzw. welcher krfr. Stadt stammen. Dabei werden weiterhin nur Schilerinnen und
Schuler der Primarstufe (inkl. Frihférderung) und Sekundarstufe | betrachtet. Die Wohnorte
der Schulerinnen und Schiler im Gemeinsamen Lernen bleiben unberiicksichtigt. Aus diesen
Angaben wird dann eine Wohnortverteilung je Férderschwerpunkt ermittelt (vgl. Tabelle 11),
die in die Zukunft fortgeschrieben wird. Diese Verteilung unterscheidet allerdings nicht mehr
nach Primarstufe und Sekundarstufe |, da aufgrund geringer Fallzahlen in einzelnen Férder-
schwerpunkten und Schulstufen so Artefakte oder Ausrei3er in die Zukunft fortgeschrieben
wurden.

Wohnten zuletzt z.B. rd. 15,29% aller Schiilerinnen und Schuler der LVR-Schulen mit
Forderschwerpunkt SQ (in der Sek. 1) in der Stadteregion Aachen, so wird davon ausgegan-
gen, dass auch in Zukunft 15,29% der Schulerinnen und Schuler mit Férderschwerpunkt SQ
aus der Stadteregion Aachen stammen werden.

Diese Art der Fortschreibung kann aber nur erfolgen, wenn die Wohnortverteilung tber
Zeit einigermalRen konstant ist. D.h., auch in der Vergangenheit missten ca. 15% aller Schi-
lerinnen und Schiiler der SQ-Forderschulen des LVR in der Stadteregion Aachen ihren Wohn-
sitzt gehabt haben. Dieser Aspekt wurde mit Daten der Schuljahre 2014/15, 2016/17 und
2017/18 gepriift und ist im Anhang grafisch dargestellt. Bis auf kleinere Abweichungen ist die
Verteilung der Wohnorte als konstant tiber die Zeit anzunehmen. Daher kann, nach aktuellem
Stand, fur die zukinftige Wohnortverteilung das letzte Schuljahr verwendet werden. Die Ver-

teilung ist jedoch kinftig jahrlich zu Uberprifen und ggf. anzupassen.
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Tabelle 11: Wohnorte der Schilerinnen und Schiller an LVR-Schulen, nach Forderschwer-
punkt, Schuljahr 2018/19

Foérderschwerpunkt

Kreiskennung  Bezeichnung SQ HK SE KME

00000 Unbekannt/nicht LVR-Gebiet 0,10% 0,44% 1,01% 0,72%
05111 Dusseldorf, Stadt 5,72% 6,76% 6,68% 3,29%
05112 Duisburg, Stadt 2,86% 5,83% 5,41% 5,06%
05113 Essen, Stadt 7,69% 8,12% 5,58% 6,84%
05114 Krefeld, Stadt 2,17% 3,87% 2,11% 3,01%
05116 Ménchengladbach, Stadt 0,10% 2,07% 2,45% 1,84%
05117 Mulheim an der Ruhr, Stadt 0,49% 1,91% 1,27% 0,51%
05119 Oberhausen, Stadt 0,99% 2,29% 1,35% 2,78%
05120 Remscheid, Stadt 0,69% 1,36% 0,76% 0,61%
05122 Solingen, Stadt 0,89% 1,25% 1,61% 1,35%
05124 Wuppertal, Stadt 1,18% 2,89% 3,13% 3,14%
05154 Kleve 2,27% 2,07% 1,86% 4,03%
05158 Mettmann 5,03% 5,40% 4,65% 1,76%
05162 Rhein-Kreis-Neuss 6,41% 3,71% 4,48% 2,63%
05166 Viersen 3,16% 3,11% 2,03% 1,92%
05170 Wesel 3,25% 2,78% 3,63% 2,71%
05314 Bonn, Stadt 2,37% 2,45% 2,28% 4,32%
05315 Koln, Stadt 13,81% 14,44% 12,17% 12,87%
05316 Leverkusen, Stadt 0,30% 1,96% 1,35% 1,38%
05334 Aachen Stadteregion 15,29% 4,85% 7,86% 5,85%
05358 Duren 4,54% 2,51% 6,51% 3,37%
05362 Rhein-Erft-Kreis 5,82% 5,56% 6,68% 7,07%
05366 Euskirchen 0,39% 2,89% 2,62% 3,47%
05370 Heinsberg 2,86% 2,56% 2,11% 2,15%
05374 Oberbergischer Kreis 0,20% 0,76% 1,94% 3,70%
05378 Rheinisch-Bergischer Kreis 1,18% 2,40% 2,11% 2,99%
05382 Rhein-Sieg-Kreis 10,26% 5,78% 6,34% 10,62%

Quelle: LVR, eigene Berechnung.

Hinweis: Ohne Wohnorte der Schiilerinnen und Schiler im GL und ohne Wohnorte der Schiilerinnen und Schiiler
der Sek. Il der KME KOE I

Auch wenn die Verteilung der Wohnorte aktuell als konstant Giber Zeit angenommen werden

kann, ist es fur die zukiinftige Abschatzung der Schilerinnen und Schiler nach Wohnort nicht

ausreichend, lediglich die im Rahmen der Prognose geschétzte Gesamtschuilerzahl anhand

dieser Anteile auf die Kreise zu verteilen. Da sich einzelne Kreise in Zukunft anders entwickeln

werden als andere (vgl. Abschnitt 3.2), ist davon auszugehen, dass dies auch fir die absolute

Zahl der Schulerinnen und Schiler nach Wohnort gilt. D.h., wenn die Stadteregion Aachen

wachst wahrend der Kreis Heinsberg schrumpft, werden in Zukunft absolut mehr Schilerinnen

und Schiiler aus der Stadteregion Aachen stammen als bisher und weniger aus dem Kreis

Heinsberg als bisher. Diesem Umstand muss bei der Approximation der Schiilerzahl nach

Wohnort Rechnung getragen werden. Anhand des nachfolgenden fiktiven Beispiels, bei dem
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das LVR-Gebiet nur aus zwei Kreisen und einer Forderschule fir den Férderschwerpunkt HK
besteht, wird das Vorgehen erklart (vgl. Tabelle 12).

Angenommen, die Prognose der Schilerzahl fir die kommenden vier Schuljahre ist
wie in Tabelle 12, Spalte 2 gegeben (2018 sei das Basisjahr fur die Prognose, d.h. das letzte
beobachtete Schuljahr, und die Prognose bildet in allen Varianten den Status-quo ab) und die
bisherige Wohnortverteilung der Schilerinnen und Schuler auf die beiden Kreise lag bei 45%
zu 55%. D.h. aus Kreis 1 kamen relativ weniger Schilerinnen und Schuler als aus Kreis 2.
Wird die Wohnortverteilung fir die kommenden vier Schuljahre konstant fortgeschrieben,
ergibt sich die in den Spalten 5 und 6 genannte Schiilerzahl je Kreis.

Die Zahlen in Spalte 5 und 6 beriicksichtigen zwar die relative (und konstante) Vertei-
lung der Wohnorte, jedoch nicht, dass sich die Kreise in Zukunft absolut voneinander unter-
scheiden werden. So zeigt Spalte 7, dass Kreis 1 eine wachsende Kommune ist, wahrend
Kreis 2 eine schrumpfende darstellt (vgl. mit Spalte 8). D.h., in absoluten Zahlen ausgedruckt,
aus Kreis 1 zukinftig wahrscheinlich mehr Schilerinnen und Schiiler stammen werden als
Uber die bisherige relative Wohnortverteilung angenommen. Fir Kreis 2 gilt entsprechend das
Gegenteil. Um diesen Unterschied zu berticksichtigen, wird daher ein ,Korrekturfaktor* einge-
fuhrt, der sich an dem relativen Wachstum jedes Kreises im Vergleich zum Basisjahr orientiert
(vgl. Spalten 12 und 13). So wachst Kreis 1 im Vergleich zum Basisjahr 2018 um 0,0019 Pro-
zentpunkte zum Jahr 2019, der Kreis 2 schrumpft um eben diesen Anteil. Zum Jahr 2022
wachst Kreis 1 um 0,0192 Punkte im Vergleich zu 2018 und Kreis 2 schrumpft. Wird diese
Korrektur auf die geschatzte Zahl der Schulerinnen und Schiler angewendet, ergibt sich die
entsprechend in den Spalten 14 und 15 angegebene Schiilerzahl je Kreis. Analog zur ange-
nommenen Bevolkerungsentwicklung werden aus dem Kreis 1 in Zukunft also absolut mehr
Schuilerinnen und Schiler erwartet als aus dem Kreis 2.

Aus den fiktiven Zahlen der Tabelle 12 wird auch ein weiterer Grund deutlich, weswe-
gen die Korrektur notwendig ist und die aktuelle Wohnortverteilung korrigiert fortgeschrieben
werden muss: Die Verteilung der LVR-Schilerinnen und Schiiler ist nicht reprasentativ fr die
Verteilung der Einwohner in den entsprechenden Altersgruppen. In Kreis 1 leben zwar 50,65%
aller Kinder und Jugendlichen im Alter zwischen 6 und 16 Jahren (vgl. Spalte 10), aber nur
45% aller Schulerinnen und Schiler der LVR-Schule. Diese Divergenz zeigt sich auch im Ver-
gleich der tatsachlichen Anteile der Bevolkerung tiber die 26 Kreise und kreisfreien Stadte des
LVR-Gebiets. So ist z.B. der Anteil der Einwohner im Alter zwischen 6 und 16 Jahren an allen
Einwohnern dieses Alters im LVR-Gebiet in der Stadt Koln 10,65%. Der Anteil der aus Kdéln
stammenden Schilerinnen und Schiiler an HK-Férderschulen liegt jedoch bei 14,44% (vgl.
Tabelle 11). D.h., eine Fortschreibung der Wohnorte nur anhand der Bevolkerungsentwicklung
wirde zu einer systematischen Unterschatzung der Schuilerinnen und Schiiler aus der Stadt

Koln fuhren.
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Tabelle 12: Fiktives Beispiel zur Veranschaulichung der zukinftigen Wohnortverteilung

@ 2 (©)] 4 ®) (6) )] 8 9 (10) 11) 12) 13) (14) 15) (16)
Anteil
EW im Anteil im
EWim  Alter zwi-  Alter zwi-
Alter zwi- schen6  schen 6
EW im EW im schen 6 und 16 und 16 Korri-
Anteil Anteil Prog. Prog. Alter zwi- Alter zwi- und 16 Jahren Jahren korri- gierte
Prog- SuS mit SuSmit  SuS SuS schen 6 schen 6 Jahren mit mit gierte Prog-
nose Wohn- Wohn- FB FB und 16 und 16 insge- Wohn-ort Wohn-ort Korrek-  Korrek- Prog. nose
SuS mit ortin ortin HKK HKK Jahrenin Jahrenin samt (K1 in in turfaktor turfaktor SuSFB SuS FB Korr.
Jahr FB HK K1 K2 1 2 K1 K2 + K2) K1 K2 K1 K2 HKK1 HKK2 Summe*
2018 1837 0,45 0,55 47.003 45.788 92.791 0,5065 0,4935
2019 1860 0,45 0,55 837 1023 47.266 45.699 92.965 0,5084 0,4916 0,0019 -0,0019 839 1021 1860
2020 1856 0,45 0,55 835 1021 47.575 45.039 92.614 0,5137 0,4863 0,0071  -0,0071 837 1019 1856
2021 1860 0,45 0,55 837 1023 48.046 45.223 93.269 0,5151 0,4849 0,0086  -0,0086 844 1014 1858
2022 1872 0,45 0,55 842 1030 49.030 44.227 93.257 0,5258 0,4742 0,0192  -0,0192 859 1010 1868

Quelle: eigene Berechnung

Hinweis: *Die Differenzen zu den tatsachlich geschatzten Zahlen ergeben sich aus den Korrekturfaktoren. Sie sind bei insgesamt 26 Kreisen/krfr. Stadten im LVR-Gebiet vernach-

lassigbar.
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9 Validierung der Prognose

Aus den in Kapitel 8 beschriebenen Varianten zur Schilerprognose, Forderanteil und Forder-
schulbesuchsanteil ergeben sich insgesamt 27 Kombinationen, mit denen die zukinftige Zahl
der Schilerinnen und Schiler mit sonderpéddagogischem Unterstitzungsbedarf im LVR-
Gebiet ermittelt werden kann. Welche der Prognosefaktoren die aktuelle Lage am besten ab-
bilden und daher wahrscheinlich auch fir die Zukunft die grof3te Prognosevaliditat aufweisen
werden, wird nachfolgend gepruft. Hierfir werden Daten der Schuljahre 2011/12 bis 2015/16
verwendet. Ziel ist, mit Hilfe dieser Daten und unter Anwendung der verschiedenen Varianten
bzw. Kombinationen die Schilerzahl der Schuljahre 2016/17 bis 2018/19 prognostizieren zu
kénnen. Da diese Daten bereits vorliegen, kann die Prognose der tatséchlichen Schilerzahl
gegenlbergestellt und so die Prognosegenauigkeit jeder Variante beziffert werden. Daneben
kann gepriift werden, welche der Varianten tberhaupt notwendig ist. Fihrt z.B. die Variante
der Beschulungsquote unter Konstanthaltung der Varianten fiir den Forder- und Forderschul-
besuchsanteil, zu keiner nennenswerten Veranderung der Prognosegenauigkeit, kann festge-
halten werden, dass hier keine Variation notwendig ist. D.h., die Beschulungsquote kann pau-

schal auf Status-quo, Kurzfristiger Durschnitt oder Mittelfristiger Durchschnitt gesetzt werden.

9.1 Prognosefehler

Um beurteilen zu kénnen, wie genau die Prognose die zu erwartende Schilerzahl vorhersagt,
wird zunachst der Begriff des Prognosefehlers eingefiihrt. Ein Prognosefehler beschreibt ex
post die Differenz aus dem vorab prognostizierten Wert und dem spéter erreichten Ist-Wert,
ausgedrickt im Verhdltnis zum Ist-Wert. Formal bedeutet dies

Prognose—Ist

Prognosefehler (in %) = =

100 (7)

Wirden beispielsweise fur das Schuljahr 2016/17 1280 Schilerinnen und Schiler mit Férder-
schwerpunkt HK in der Primarstufe vorhergesagt und dann tatsachlich 1290 beobachtet, lage
der Prognosefehler bei -0,77%. Entsprechend bedeutet ein Prognosefehler > 0 eine Uber-
schatzung und ein Prognosefehler < 0 eine Unterschatzung der Schilerzahl.

Auch wenn die mathematische Interpretation des Prognosefehlers einfach ist, ist die
inhaltliche Interpretation im Rahmen der Schulentwicklungsplanung und der Prognose der
Schulerzahl, die grundsatzlich auf Vergangenheitswerten beruht und héufig angebotsindiziert
ist, nicht trivial und von hoher Relevanz. Die Zahl, die sich hinter dem Ist-Wert versteckt, z.B.
1280 Schulerinnen und Schdler, ist die Zahl der belegten Schulplatze bzw. die Zahl der Schi-
lerinnen und Schiler, die an den Férderschulen des Rheinlands tatséchlich beobachtet wird.

Es handelt sich also hierbei gegebenenfalls um die durch das Angebot determinierte bediente
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Nachfrage nach Schulplatzen. Es ist nicht die Zahl der schulpflichtigen 6-10-jahrigen Schiile-
rinnen und Schiler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf des Rheinlands, die po-
tenziell eine Forderschule im LVR-Gebiet besuchen wiirden. Entsprechend ist die Prognose
als die hieraus abgeleitete erwartete (zu bedienende) Nachfrage zu verstehen. Die Differenz
beider Werte ist daher als Kapazitatsabweichung zu verstehen. Eine Uberschatzung des
Schulplatzbedarfs, d.h. ein Prognosefehler > 0, kann demnach mehrere Griinde haben. Zum
einen kann dies, bei gleichbleibender bedienter Nachfrage, aber gleichzeitig steigender Bevol-
kerung, an einem mangelnden Angebot liegen. D.h., dass X% der geschatzten zu bedienen-
den Nachfrage nicht bedient werden konnten.* Zum anderen kann es aber bedeuten, dass
die Nachfrage tatsachlich gesunken ist. Ein Prognosefehler < 0, bei steigender Bevélkerung,
zeigt hingegen auf, dass sich entweder das Angebot erhtht oder sich die aktuelle Nachfrage
nach Schulplatzen an 6ffentlichen Schulen reduziert hat und, zumindest kurzfristig, Kapazi-

tatstiberschiisse entstehen.

9.2 Prognosefehler in Abhéangigkeit der Varianten

Abbildung 19 zeigt den ermittelten Prognosefehler fir die unterschiedlichen Kombinationen in
den Varianten der Prognose. Die y-Achse bezeichnet die Kombination der Varianten, dabei
beschreibt die erste Ziffer die Variante der Beschulungsquote (1 = Status-quo, 2 = Kurzfristiger
Durchschnitt, 3 = Mittelfristiger Durchschnitt), die zweite jene des Forderanteils (1 = Status-
quo, 2 = Kurzfristige Verdnderung, 3 = Mittelfristige Veranderung) und die dritte jene des For-
derschulbesuchsanteils (1 = Status-quo, 2 = Kurzfristige Veranderung, 3 = Mittelfristige Ver-
anderung). In Abbildung 19 (a) ist der Prognosefehler in Abhangigkeit der Kombinationen fiir
das Jahr 2016, in (b) fur 2017, in (c) flr 2018 und in (d) als Durchschnitt dieser drei Jahre
angegeben. Die x-Achse zeigt den Prognosefehler, die griinen Balken markieren ein Intervall,
bei dem der Prognosefehler im Bereich -0,05 bis +0,05 (-5% bis +5%) liegt. In diesem Intervall
liegen vertretbare Prognosefehler. Prognosefehler, die dem Betrag nach groRer als 5% sind,
sind zu vermeiden, da sie, gerade bei kleinen Fallzahlen, eine grofl3e Unsicherheit markieren.

Zunachst fallt auf, dass der Prognosefehler fir die Jahre 2017 und 2018 deutlich gréRer
ist, als jener flr das Jahr 2016. Dies liegt daran, dass es sich hierbei nicht um eine rollierende
Prognose handelt. D.h., dass auch die Schilerzahl der Jahre 2017 und 2018 nur aus den
Daten der Jahre 2011-2015 geschétzt wird. Die Entwicklung aus 2016 bzw. 2016 und 2017
wird vernachlassigt. Insgesamt zeigt dies also, dass sich kurzfristige Prognosen grundsatzlich
deutlich besser aus Vergangenheitswerten herleiten lassen, wahrend mittel- und langfristige

Prognosen schwieriger sind.

11 Schilerinnen und Schiler weichen dann z.B. auf Schulen privater Trager aus.
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Weiterhin fallt auf, dass in allen Jahren und den Kombinationen mit einem veranderli-
chen Forderschulbesuchsanteil der Prognosefehler fir den Férderschwerpunkt SQ (in der
Sek. I) groler ist als alle anderen (vgl. Abbildung 19 und z.B. die Kombinationen 112, 113,
122 sowie 123). Dabei wird die Schiilerzahl im Forderschwerpunkt SQ (in der Sek. 1) in der
Regel unterschatzt. Der Grund hierfir ist relativ schnell gefunden: Die in den Schuljahren
2011/12 bis 2015/16 zunachst sehr dynamische Entwicklung des Forderschulbesuchsanteils
ist in den Schuljahren 2016/17 bis 2018/19 deutlich abgeflacht (vgl. auch Tabelle 26 im An-
hang), d.h., es wurden mehr Schilerinnen und Schiiler an den Férderschulen beobachtet, als
dies aufgrund der bisherigen Entwicklung zu erwarten gewesen ware. Folglich unterschatzt
gerade die Variante 2 und 3 des Foérderschulbesuchsanteils die tatsachliche Zahl deutlich,
wahrend die Variante 1 (Status-quo) die Entwicklung relativ gut ,einfangen* kann.

Insgesamt lasst sich festhalten, dass die Annahme einer weiterhin positiven Entwick-
lung des Forderanteils (d.h., der Forderanteil steigt), dazu fihrt, dass die Zahl der Schiilerin-
nen und Schiler an Forderschulen tendenziell Gberschétzt wird (vgl. z.B. Kombination 111 mit
Kombinationen 121 und 131 oder 211 mit 221 und 231). D.h., der Forderanteil ist in den Jahren
2016-2018 langsamer gestiegen, als es aus den Vorjahren zu erwarten ware — wobei die Ver-
wendung des Durchschnitts aus der Veranderung von funf Jahren in der Regel mit einem klei-
neren Prognosefehler einhergeht. Umgekehrt ist hingegen der Foérderschulbesuchsanteil in
den Jahren 2016 bis 2018 auch in den anderen Fdorderschwerpunkten nicht mehr so stark
zurlickgegangen, so dass die Fortschreibung des weiterhin und teilweise stark sinkenden For-
derschulbesuchsanteils dazu fiihrt, dass die tatsachliche Schilerzahl tendenziell unterschatzt
wird (vgl. z.B. Kombination 211 mit 212 und 213 oder 311 mit 312 und 313). Beide Effekte
heben sich in der Variante ,Status-quo’ gegenseitig auf, bei der der Aufwuchs in der Schiler-
zahl lediglich durch den Bevélkerungszuwachs abgebildet wird. Daher erreicht diese Variante
in der Regel auch den kleinsten Prognosefehler. Die Variation in der Beschulungsquote hat
hierauf keinen Effekt, dies wird im Vergleich z.B. der Kombinationen 111, 211 und 311 deutlich.

Obwohl die Festlegung des Forder- und Férderschulbesuchsanteils auf den letzten
Stand (Status-quo) die Schilerzahl der Jahre 2016-2018 am besten vorhersagt, ist dies kein
Indiz dafir, dass dies auch zukinftig der Fall sein wird. Der Grund hierflr ist in den oben
diskutierten unterschiedlichen Entwicklungen bis einschlie3lich 2015 und ab 2016 zu sehen.
Ob diese Varianten auch in Zukunft das optimale Prognoseszenario abbilden, muss Uberwacht
und gepruft werden. Es ist daher aktuell zu vermuten, dass die Varianten mit konstanten For-
der- und Forderschulbesuchsanteilen eher eine konservative Abschatzung der Schilerzahl
darstellt und daher als Untergrenze zu verstehen sind.

Fur die Berichtslegung wird dieses Szenario fur die nachfolgende Prognose aber ver-
wendet. Da, wie erwahnt, die Varianten in der Beschulungsquote keinen Effekt haben, wird

aus Grunden der einfacheren Beschreibung die Kombination 111 gewahlt, bei dem stets vom
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Stauts-quo, d.h. den letzten beobachteten Werten, ausgegangen wird. Steigende Schulerzah-
len werden in dieser Kombination demnach lediglich vom Bevélkerungswachstum getrieben

und nicht von steigenden oder sich verandernden Forder- oder Férderschulbesuchsanteilen.

Abbildung 19: Prognosefehler in Abh&ngigkeit der Varianten, Schuljahre 2016/17 bis 2018/19
und Mittelwert der Schuljahre
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Fortsetzung Abbildung 19
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Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten; eigene Darstellung.
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10 Prognose der Schilerzahl bis zum Schuljahr 2029/30

Die zu erwartende Zahl der Schulerinnen und Schuler wird abgeschéatzt, indem schulstufen-
bezogen fir die Schuljahre 2019/20 bis 2029/30 die von IT.NRW prognostizierte Bevolke-
rungszahl mit der konstanten Beschulungsquote und mit dem je Foérderschwerpunkt konstant
gehaltenen Forderanteil multipliziert wird. Gewichtet mit dem férderschwerpunkt- und schul-
stufenspezifischen Forderschulbesuchsanteil in Variante 1 ergibt sich zu jedem Schuljahr die
geschatzte Zahl der Schulerinnen und Schiler an Forderschulen des Rheinlands, die in den

Zustandigkeitsbereich des Landschaftsverbandes fallen.

10.1 Rheinlandweites Ergebnis

Die so auf Ebene des Rheinlandes, d.h. des gesamten LVR-Gebietes, abgeschatzte Schiler-
zahl an Forderschulen findet sich stufen- und férderschwerpunktbezogen in Tabelle 31 im An-
hang. Die nachfolgende Tabelle 13 fasst das Ergebnis der Abschéatzung fir die Primarstufe
und die Sekundarstufe | auf LVR-Ebene anhand der Schuljahre 2019/20, 2024/25 und 2029/30
zusammen. Das Basisjahr fur die Prognose, d.h. das letzte Schuljahr mit einer beobachteten
Schulerzahl sowie dem Forder- und Férderschulbesuchsanteil, ist das Schuljahr 2018/19.
Das Ergebnis der Prognose zeigt, dass die Schilerzahl insgesamt bis zum Schuljahr
2029/30 steigen wird. Dies trifft auf alle Férderschwerpunkte und alle Schulstufen zu. Da der
Forderanteil und der Férderschulbesuchsanteil des Jahres 2018/19 konstant fortgeschrieben
werden, ergibt sich die steigende Schiilerzahl lediglich aus dem Bevélkerungswachstum. Bis
zum Schuljahr 2029/30 steigt so die Zahl der Schulerinnen und Schiler in der Primarstufe um
rd. 14% und jene in der Sekundarstufe | um rd. 13,5% im Vergleich zum Basisjahr. Es ist
zukinftig aber zu Gberwachen und zu prifen, ob diese konservative Abschatzung mit der Kom-

bination 111 die Schiilerzahl ggf. mittelfristig unterschatzt.
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Tabelle 13: Abschatzung der Schilerzahl an Foérderschulen in Zustandigkeit des LVR nach
Forderschwerpunkt und Schulstufe, ausgewahlte Schuljahre

Primarstufe

Schuljahr SQ HK SE KM
2018 1347 920 1453
2019 1360 929 1467
2024 1530 1045 1650
2029 1538 1051 1659

Veranderung zum Basisjahr (2018 = 1) 1,1418 1,1424 1,1418

Sekundarstufe |

Schuljahr SQ HK SE KM
2018 1372 576 268 2358
2019 1370 575 268 2355
2024 1405 590 274 2414
2029 1557 654 304 2676

Veranderung zum Basisjahr (2018 = 1) 1,1348 1,1354 1,1343 1,1349

Summe

Schuljahr SQ HK SE KM
2019 1370 1935 1197 3822
2024 1405 2120 1319 4065
2029 1557 2192 1355 4335

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

10.2 Wohnorte der Schilerinnen und Schuler

Entscheidend fur die SEP des LVR ist, zu approximieren, welche Schulstandorte von dieser
Entwicklung besonders stark betroffen sein werden, da in einigen umliegenden Kommunen
die Bevdlkerungsentwicklung dynamischer fortschreitet als ggf. in anderen Kommunen bzw.
im gesamten Rheinland. Daher wird die Zahl der prognostizierten Schilerinnen und Schilern
auf die Wohnorte entsprechend der Ausfihrungen in Abschnitt 8.4 verteilt. Tabelle 14 zeigt
das Ergebnis dieser Verteilung fur die Schuljahre 2019/20, 2024/25 und 2029/30. Das Ergeb-
nis fir den gesamten Prognosehorizont findet sich in Tabelle 32 im Anhang.

Entsprechend der zunachst steigenden Bevdlkerungszahl in allen Kreisen und kreis-
freien Stadten bis zum Jahr 2029 (vgl. auch Abschnitt 3.2) wird die Zahl der Schilerinnen und
Schiler bezogen auf jeden potenziellen Wohnort zunehmen. Aus der Stadt Dusseldorf kdnnen
voraussichtlich zum Schuljahr 2029/30 rd. 473 Schiilerinnen und Schiler mit einem sonderpa-
dagogischem Unterstiitzungsbedarf eine Forderschule des LVR besuchen. Aus der Stadt Kéln
werden rund 1261 Schilerinnen und Schuler mit sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf
stammen. Die wenigsten Schilerinnen und Schiler werden aus der Stadt Remscheid sowie

aus unbekannten bzw. nicht-LVR Gebieten erwartet.
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Tabelle 14: Abschatzung der Schilerzahl an Forderschulen in Zustandigkeit des LVR nach Wohnort der Schilerinnen und Schuler, ausgewéhlte
Schuljahre

SQ (nur Sek. 1) HK (Primarstufe und SE (Primarstufe und KME (Primarstufe und Summe uber

Sek. I) Sek. I) Sek. I) FSP

Kreis \ Schuljahr 2019 2024 2029 2019 2024 2029 2019 2024 2029 2019 2024 2029 2029
000 Unbekannt/nicht LVR 1 1 2 8 9 10 12 13 14 27 29 31 56
111 Ddusseldorf, Stadt 78 81 90 131 144 149 80 88 91 126 134 144 473
112 Duisburg, Stadt 39 40 45 113 124 128 65 71 73 193 206 219 465
113 Essen, Stadt 105 108 120 157 172 178 67 74 76 262 278 297 671
114 Krefeld, Stadt 30 30 34 75 82 85 25 28 29 115 122 131 278
116 Monchengladbach, Stadt 1 1 2 40 44 45 29 32 33 70 75 80 160
117 Milheim a. d. R., Stadt 7 7 8 37 40 42 15 17 17 20 21 22 89
119 Oberhausen, Stadt 14 14 15 44 49 50 16 18 18 106 113 121 205
120 Remscheid, Stadt 9 10 11 26 29 30 9 10 10 23 25 27 77
122  Solingen, Stadt 12 12 14 24 27 27 19 21 22 52 55 59 122
124 Wuppertal, Stadt 16 17 18 56 61 63 37 41 42 120 128 136 260
154 Kleve 31 32 35 40 44 45 22 25 25 154 164 175 280
158 Mettmann 69 71 78 104 114 118 56 61 63 67 72 76 336
162 Rhein-Kreis-Neuss 88 90 100 72 79 81 54 59 61 101 107 114 356
166 Viersen 43 44 49 60 66 68 24 27 27 73 78 83 227
170 Wesel 45 46 51 54 59 61 43 48 49 103 110 117 278
314 Bonn, Stadt 32 33 37 47 52 54 27 30 31 165 175 187 308
315 Kaoln, Stadt 189 194 216 280 307 318 146 161 166 492 524 561 1261
316 Leverkusen, Stadt 4 4 5 38 42 43 16 18 18 53 56 60 126
334 Aachen Stadteregion 209 214 238 94 103 106 94 104 106 223 237 253 703
358 Diren 62 64 71 49 53 55 78 86 88 129 137 146 360
362 Rhein-Erft-Kreis 80 82 91 108 118 122 80 88 91 270 288 307 610
366 Euskirchen 5 6 6 56 61 63 31 35 35 133 141 151 255
370 Heinsberg 39 40 45 50 54 56 25 28 29 82 87 93 223
374 Oberbergischer Kreis 3 3 3 15 16 17 23 26 26 141 150 160 206
378 Rheinisch-Bergischer Kreis 16 17 18 46 51 52 25 28 29 114 121 129 229
382 Rhein-Sieg-Kreis 140 144 159 112 122 126 76 84 86 406 431 460 831

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.
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10.3 Schulscharfe Abschatzung der Schilerzahl

Welche Standorte in welchem Ausmal’ von der wachsenden Schiilerzahl betroffen sein wer-
den, wird in diesem Abschnitt des Gutachtens abgeschatzt. Dabei wird die zuvor ermittelte
Schilerzahl je Kreis/krfr. Stadt anhand der bisherigen Verteilung auf die Schulen herunterge-
brochen. Das Vorgehen wird nachfolgend an einem Beispiel erlautert. Vorab ist jedoch anzu-
merken, dass bei der Prognose der Schillerzahl auf Schulstandortebene die Schilergruppen
ausdifferenziert werden mussen. So sind in der prognostizierten Zahl fur die Férderschwer-
punkte Héren und Kommunikation (HK) und Sehen (SE) auch Kinder in der Frihférderung
(FF) enthalten, da diese in der amtlichen Schulstatistik (vgl. Abschnitt 8.1.2) als Schulerinnen
und Schuler der Primarstufe mitgezahlt werden. Fur die in Kapitel 11 durchgefiihrte Bewertung
der Auslastung einer Schule im Sinne einer vorhandenen Uber- bzw. Unterkapazitat sind je-
doch nur die Prasenzschilerinnen und -schiiler (nachfolgend mit P abgekuirzt) mafRgeblich, da
die Schulerinnen und Schiler in der Frihférderung keinen Klassenraumbedarf auslésen. Die
Prognose muss daher fur diese Betrachtung um die Kinder in der Frihférderung bereinigt wer-
den. Dies geschieht pauschal, indem der aktuelle Anteil dieser Kinder an der Gesamtzahl der
Schilerinnen und Schiler in der Primarstufe errechnet und von der prognostizierten Zahl der
Schilerinnen und Schiiler subtrahiert wird.

Wie Tabelle 15 zeigt, wohnten zum Schuljahr 2018/19 insgesamt 134 Schilerinnen
und Schuler im Kreis Euskirchen, die eine Forderschule des LVR mit dem Férderschwerpunkt
KME besuchten. 95,52% dieser Schiulerinnen und Schiler aus dem Kreis Euskirchen besuch-
ten auch die dort ansassige Schule, KME EUS. Die Schilerinnen und Schiler mit dem For-
derschwerpunkt KME, die in den letzten Jahren aus dem Rhein-Erft-Kreis kamen, besuchten
zu 19,62% die KME EUS und 3,91% aller KME-Schiilerinnen und Schiiler aus dem Kreis Di-
ren gingen ebenfalls in die KME EUS. Gehen wir nun davon aus, dass diese Verteilung auch
in die Zukunft fortgeschrieben werden kann, werden zum Schuljahr 2019/20 187 Schulerinnen
und Schuler in der KME EUS erwartet. 6 davon aus dem Kreis Duren, 55 aus dem Rhein-Erft-
Kreis und 127 aus dem Kreis Euskirchen. Zum Schuljahr 2029/30 sind es entsprechend 211
Schilerinnen und Schuler (6, 61 und 144).

Wie bei den Wohnorten (vgl. Abschnitt 8.4) wird also davon ausgegangen, dass sich
die aktuelle Verteilung fortschreiben lasst, da sie sich in den letzten Jahren nicht nennenswert
verandert hat. Auch diese Hypothese wurde mit Daten der Jahren 2014/15, 2016/17 und
2017/18 geprift. Abbildung 25 bis Abbildung 28 im Anhang zeigen das Ergebnis dieser Pri-
fung und bestétigen, bis auf wenige Ausnahmen, die Annahme der relativ konstanten Vertei-

lung.
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Tabelle 15: Abschatzung der Schuilerzahl am Férderschulstandort KME EUS, ausgewahlte
Schuljahre

Verteilung des Jahres 2018 Prognose (Werte aufgerundet)

Anteil an

allen SuS

SuS  SuS Kreis/ aus Kreis/
Kreis KME EUS krfr. Stadt krfr. Stadt 2019 2024 2029
358 Kreis Dlren 5 128 3,91% 6 6 6
362 Rhein-Erft-Kreis 52 265 19,62% 55 57 61
366 Kreis Euskirchen 128 134 95,52% 127 135 144
Summe 185 187 198 211

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

Hinweis: Leere Felder = Darstellung der Summe nicht sinnvoll.

Nach diesem Vorgehen wird die Schilerzahl fir jeden Schulstandort ermittelt. D.h., die Prog-
nose der Zahl der Schilerinnen und Schiler je Schulstandort orientiert sich nicht an den defi-
nierten, sondern an den tatsachlichen Einzugsbereichen der jeweiligen Schule. Zudem orien-
tiert sie sich nicht an dem aktuellen relativen Verhaltnis der Schiillerzahl je Schule an der Ge-
samtschulerzahl. Letzteres bildet ebenfalls einen zentralen Unterschied zur bisherigen Vorge-
hensweise.

Entsprechend dieses Vorgehens wird an den Schulstandorten des LVR die in Tabelle
16 dargestellte Schiilerzahl prognostiziert. Spalte 1 der Tabelle 16 beschreibt die Schule, die
Spalten 2 und 3 berichten die Schilerzahl aus dem Schuljahr 2018/19, das Basisjahr fir die
Prognose nach Kombination 111 (d.h. alle Quoten und Anteile werden auf den Status-quo
gesetzt). Fur die HK- und SE-Schulen wird sowohl in den Basiswerten als auch den Prognosen
zwischen allen Schilerinnen und Schuler (FF und P) sowie nur den Prasenzschulerinnen und
-schiilern (P) unterschieden. Der Fokus der Analyse und nachfolgenden Interpretation liegt
jedoch nur auf den Prasenzschulerinnen und -schilern.

Da die Kombination 111 lediglich vom Bevdlkerungswachstum getrieben wird (vgl.
dazu Abschnitt 9.2) und fur das gesamte LVR-Gebiet bis 2029/30 mit steigender Bevolkerung
im schulrelevanten Alter gerechnet wird, steigt die Schilerzahl an jeder Schule bis 2029/30
moderat an. Aktuell werden z.B. an der KME EUS 185 Schiilerinnen und Schiler beobachtet.
Zum Schuljahr 2029/30 wird die Zahl der Schilerinnen und Schuler auf 211 steigen. Lediglich
an den SQ-Schulen sind die Anstiege, wie erwartet, etwas starker. Die Abweichungen zu der
LVR-Prognose nach dem bisherigen Verfahren (Spalte 8) sind an einigen Schulen deutlich
ausgepragter als in anderen. Dies ist durch das modifizierte Verfahren, eine andere Daten-
grundlage (vgl. Abschnitt 7.2) und die andere Verteilung der Schillerinnen und Schiler auf die
Schulstandorte zu begriinden.

Da kurz vor Berichtslegung auch die amtlichen Zahlen des Schuljahres 2019/20 zur

Verfligung gestellt wurden, konnte die Genauigkeit der Prognose fir das Schuljahr 2019/20
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evaluiert werden (vgl. Spalte 7). Bis auf einzelne Ausnahmen Uber- bzw. unterschéatzt die Prog-
nose die Schillerzahl um rd. eine Lerngruppe pro Schule. Dies ist bei den kleinen Fallzahlen
insgesamt vernachlassigbar. Die durchschnittlichen Prognosefehler liegen bei 9,19% im For-
derschwerpunkt HK, -0,14% im Forderschwerpunkt KME, 1,65% im Forderschwerpunkt SE
und bei 2,36% im Forderschwerpunkt SQ (in der Sek. I). D.h. im Durchschnitt wird die Schi-
lerzahl in den Forderschwerpunkten SE und SQ leicht Gberschéatzt. Im Forderschwerpunkt
KME leicht unterschatzt und im Férderschwerpunkt HK etwas starker Gberschatzt. Letzteres
resultiert jedoch priméar daraus, dass nicht — wie bei der Prognose der Schiilerinnen und Schii-
ler mit dem Forderschwerpunkt SQ (in der Sek. |) — dafir korrigiert wird, dass vereinzelt Schi-
lerinnen und Schiler mit Férderschwerpunkt HK an nicht LVR-Forderschulen unterrichtet wer-
den. Da diese Unsicherheit aber insgesamt kleiner ist (rd. 4% im Durchschnitt der letzten
Schuljahre), wird hierfir nicht explizit korrigiert. Insgesamt kann daher festgehalten werden,
dass die Prognose die belegten Schulplatze an den Forderschulen des LVR sehr gut approxi-

miert.
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Tabelle 16: Abschatzung der Schilerzahl am Férderschulstandort, ausgewahlte Schuljahre

) @ © (4) (5) ® @O
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@ _

m s

S 5 =8

T T g 2%

£ E NG RS

v g2 22

2 2 st £8 89

@ @ Prognose (P+FF) Prognose (P) (p) B8 oo

2:::23:;?‘” 2018 2018 2019 2024 2029 2019 2024 | 2029 2019 2019 | 2029
HK AAC 199 102 192 210 216 99 108 111 103 -4 104
HK DUS 332 174 375 412 426 197 216 224 177 20 189
HK ESS 334 187 359 393 404 201 221 227 177 24 218
HK EUS 149 94 171 182 189 108 115 120 90 18 115
HK KOE 512 221 548 601 623 237 260 269 221 16 256
HK KRE 311 178 324 354 365 186 203 209 174 12 211
KME AAC 295 297 317 337 285 12 336
KME BBH 155 152 161 172 153 -1 190
KME BON 226 224 239 253 235 -11 272
KME DUI 209 205 218 232 206 -1 245
KME DUS 190 190 203 216 194 -4 215
KME ESS 253 257 274 292 258 -1 271
KME EUS 185 187 198 211 197 -10 218
KME KOE | 221 235 251 268 231 4 257
KME KOE II* 182 201 222 235 185 16 201
KME KRE 229 227 242 257 230 -3 258
KME LEI 173 170 180 193 168 2 198
KME LIN 152 154 165 176 139 15 178
KME MOE 165 163 173 185 167 -4 196
KME OBE 152 149 160 169 164 -15 161
KME PUL 169 175 185 197 159 16 205
KME ROE 220 232 246 263 227 5 255
KME STA 291 291 309 329 288 3 324
KME WIE 165 163 173 185 175 -12 179
KME WUP 185 182 194 207 201 -19 214
SE AAC 100 0 106 114 118 0 0 0 0 0 0
SE DUE 314 216 329 356 366 227 245 252 215 12 247
SE DUI 257 93 269 293 303 98 107 110 105 -7 103
SE DUS 289 92 299 327 337 96 105 108 93 3 108
SE KOE 226 44 238 259 268 47 51 53 45 2 51
SQ BOR* 168 171 176 195 192 -21 183
SQ DUSH 246 255 262 289 247 8 279
SQ ESS* 184 190 194 216 199 -9 210
SQ KOE* 180 186 191 212 164 22 172
SQ STO* 234 240 245 271 217 23 275

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten und LVR: Vorlage 14/3218

Hinweise: *Exklusive Schilerinnen und Schiiler in der Sekundarstufe II; *Die Zahl der prognostizierten Schiilerin-
nen und Schiiler wurde um 25% nach unten korrigiert, um diejenigen Schulerinnen und Schuler zu beriicksichti-

gen, die nicht auf die SQ-Schulen des LVR Ubergehen (vgl. dazu Abschnitt 5.3).
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11 Abgleich der Prognose mit dem Schulraumbestand

Ob die vorhandenen Kapazitaten der LVR-Forderschulen ausreichen, um die in Zukunft stei-
gende Zahl der Schilerinnen und Schiler zu beschulen, wird im Rahmen dieses Kapitels un-
tersucht. Fur die GroRRe von Forderschulen in den Férderschwerpunkten HK, KME, SE und SQ
(in der Sek. 1) gibt es Vorgaben (vgl. Abschnitt 3.1). Da jedoch weder aktuell noch zuktinftig
eine LVR-Forderschule davon bedroht ist, unter die Vorgaben der Mindestgré3enVO zu fallen,
wird dieser Aspekt nicht naher diskutiert. Anders verhdlt es sich mit der Klassen- bzw. Lern-
gruppengréRe. Auch fir die GréRRe von Klassen bzw. Lerngruppen gibt es Vorgaben (vgl. § 6
Abs. 9 Nr. 2 VO zu 8§ 93 Abs. 2 SchulG NRW). Tabelle 17 fasst diese zusammen.

Tabelle 17: Klassenbildungsrichtwerte fir Forderschulen

Forderschwerpunkt KFR KFH
HK Schwerhdrige 11 14
Gehorlose 10 13
KME 10 13
SE Sehbehinderte 11 14
Blinde 10 13
SQ 13 17

Quelle: § 6 Abs. 9 Nr. 2 VO zu § 93 Abs. 2 SchulG NRW

Die Zahl der Schilerinnen und Schuler je Klasse soll den Klassenfrequenzrichtwert (KFR) in
der Regel nicht unterschreiten. Sie darf aber auch den Klassenfrequenzhéchstwert (KFH) nicht
Uberschreiten oder unter dem Klassenfrequenzmindestwert (von 50 v.H. des Klassenfrequenz-
hdchstwertes) liegen (vgl. 8 6 Abs. 2 VO zu § 93 Abs. 2 SchulG NRW).

Besonderheiten ergeben sich fiur den Schultréager LVR daraus, dass an den KME-
Schulen zum Teil sehr viele schwerstbehinderte Schilerinnen und Schiler unterrichtet wer-
den. Diese Schulerinnen und Schiler haben einen erhdhten Raumbedarf, der sich aus einer
besonderen Ausstattung und der Anwesenheit begleitender Personen ergibt (vgl. dazu auch
Vorlage 14/2099). Dadurch lassen sich Lerngruppen, die sich an dem KFH orientieren, nur
selten realisieren. Gleiches gilt fir die HK EUS, die z.B. zum Schuljahr 2016/17 einen Anteil
von rd. 90% an schwerstbehinderten Schilerinnen und Schilern aufwies. Hier wird daher ein
KFR von 8 angestrebt. Auch fur die SE DUE, mit rd. 56% an schwerbehinderten Schilerinnen
und Schilern, wird dieser reduzierte KFR angestrebt. Entsprechend dieser Vorgaben bzw.
Restriktionen ergibt sich fir jede Schule mit der vorhandenen Anzahl an Klassenraumen (KR)
eine Standardbelegung (SuS S = KR x KFR) und eine Maximalbelegung (SuS M = KR x KFH).

Tabelle 18 fasst diese Ergebnisse zusammen.
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Tabelle 18: Schulraumbestand und Belegungskennzahlen der LVR-Schulen

Schule KR KFR SuS S KFH SuSM Bemerkung

HK AAC 22 10 220 13 286

HK DUS 44 10 440 13 572

HK ESS 38 10 380 13 494
Aufgrund der hohen Zahl von SuS

HK EUS 22 10 220 13 286 mit ipF wird ein KFR (KFH) von 8

(8) (176) (12) (242) (11) angestrebt. Neubau der Inter-

natsgebaude in Planung.

HK KOE 32 10 320 13 416

HK KRE 22 10 220 13 286

KME AAC 30 10 300 13 390

KME BBH 13 10 130 13 169 inkl. 2 KR in Containerbau.

KME BON 23 10 230 13 299

KME DUI 24 10 240 13 312

KME DUS 24 10 240 13 312

KME ESS 26 10 260 13 338

KME EUS 18 10 180 13 234

KME KOE | 25 10 250 13 325

KME KOE Il (ig) 10 (igg) 13 (igg) glc(:]ulﬁfagjarrsail:suelf :Tsuvé(;:giﬂr:tet

KME KRE 22 10 220 13 286

KME LEI 18 10 180 13 234

KME LIN 11 10 110 13 143

KME MOE 17 10 170 13 221

KME OBE 11 10 110 13 143

KME PUL 15 10 150 13 195

KME ROE 22 10 220 13 286

eSTA 2 10 a0 a3 hetmuEeennse e e

KME WIE 15 10 150 13 195

KME WUP 24 10 240 13 312

SE AAC 10 10 100 13 130
Aufgrund der hohen Zahl von SuS

seoue  2e 10 200 13 32 Gy eR duch Ui
mung Lernmittelraum konnte nicht re-
alisiert werden.

SE DUI 22 10 220 13 286

SE DUS 22 10 220 13 286

SE KOE 16 10 160 13 208

SQ BOR 12 13 156 17 204

SQ bUs 13 13 169 17 221

SQ ESS 18 13 234 17 306

SQ KOE (191) 13 (1‘11;) 17 &g% 2 KR in Containerbau in Planung.

SQ STO 18 13 234 17 306

Quelle: LVR: Vorlage 14/2099, 14/3218 sowie Rickfragen beim Schultrager; eigene Zusammenstellung.
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Da aktuell kein Schulneubau (im Sinne der Erschliel3ung eines neuen Schulstandorts) seitens
des LVR geplant ist, kann im Folgenden davon ausgegangen werden, dass sich die Schile-
rinnen und Schuler zukiinftig — zumindest mittelfristig — entsprechend der bisherigen Wohnorte
und Einzugsbereiche auf die vorhandenen Schulen des LVR verteilen werden. Diese Vertei-
lung hatte dann die in Tabelle 19 dargestellten Folgen fur die Kapazitaten der einzelnen Schu-
len.

Die Berechnungen zeigen, dass, wie bereits erwahnt, kein Férderschulstandort des
LVR vor einer drohenden SchlieBung steht. An allen Standorten wird — bedingt durch den Be-
volkerungsaufwuchs — eine steigende Schiilerzahl bis 2029/30 erwartet. Allerdings sind die
Auswirkungen auf die einzelnen Schulen bzw. Schulen nach Férderschwerpunkt unterschied-
lich. Lediglich elf der 35 Schulen werden im Schuljahr 2029/30 noch ausreichend Kapazitaten
haben, um entsprechend des KFR noch mindestens eine weitere Lerngruppe bilden zu kon-
nen. Dies sind vor allem die sechs Schulen des Forderschwerpunkts HK und drei der vier bzw.
funf SE-Schulen. Die SE DUE wird, unabhéngig des zugrunde gelegten KFR von 10 oder 8,
zum Schuljahr 2029/30 ihre Kapazitatsgrenze Ubersteigen. Im besonderen Mal3e von der stei-
genden Schilerzahl betroffen sind die Schulen des Forderschwerpunkts Sprache (SQ) in der
Sek. |. Dies ist maf3geblich auf die zuletzt rasant angestiegene Zahl der Schilerinnen und
Schuiler mit diesem Forderschwerpunkt zurtickzufuhren (vgl. dazu auch Abschnitt 5.1 und 5.3).
Zudem fallt auf, dass nur die KME WUP und die KME DUS zum Schuljahr 2029/20 noch freie
Kapazitaten haben werden. Alle anderen Schulen des Fdrderschwerpunkts KME werden
WVoll-* bzw. ,Uberlaufen’. Fur einige Schulen trifft dies bereits zum Basisjahr zu, d.h. sie sind
jetzt schon Uber ihrer Kapazitatsgrenze — gemessen am KFR — belegt. Zwei Schulen sogar
gemessen am KFH.

Wird fiir die Abschatzung der Uber- bzw. Unterkapazitat statt des KFR der KFH ver-
wendet, erscheint die Lage — gerade an den KME-Schulen — etwas entspannter. Doch es ist
Zu vermuten, dass sich diese langfristig, d.h. nach 2029/30, verschéarfen wird, wenn bis dahin
keine kapazitatserweiternden Maflinahmen vorgenommen werden. Denn auch nach 2029/30
wird von einer steigenden Bevolkerungszahl ausgegangen. Zudem wurde bereits eingangs in
diesem Abschnitt erwahnt, dass aus unterschiedlichen Grinden eine Lerngruppe von 13 Schi-
lerinnen und Schilern als unrealistisch erscheint.

Bezogen auf die Schulen des Forderschwerpunkts SQ (in der Sek. 1) hat die Wahl der
Berechnungsgrundlage, KFR oder KFH, keine Auswirkung auf die Interpretation der Ergeb-
nisse. Funf bzw. drei Schulen sind bereits jetzt schon Uberbelegt und die Situation wird sich

bis zum Schuljahr 2029/30 noch verscharfen.
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Tabelle 19: Abgleich der prognostizierten Schilerzahl am Férderschulstandort mit dem Schulraumbestand, ausgewéhlte Schuljahre

Schilerinnen und Schiler (P) Uber- (+) bzw. Unterkapazitat Uber- (+) bzw. Unterkapazitat

(-) bei Standardbelegung (-) bei Maximalbelegung
Ist Prognose Ist Prognose Ist Prognose
Schule KR KFR SuSS KFH SuSM 2018 2019 2024 2029 2018 2019 2024 2029 2018 2019 2024 2029
HK AAC 22 10 220 13 286 102 99 108 111 118 121 112 109 184 187 178 175
HK DUS 44 10 440 13 572 174 197 216 224 266 243 224 216 398 375 356 348
HK ESS 38 10 380 13 494 187 201 221 227 193 179 159 153 307 293 273 267

HK EUS V1 22 10 220 13 286 94 108 115 120 126 112 105 100 192 178 171 166
HK EUS V2 22 8 176 11 242 94 108 115 120 82 68 61 56 148 134 127 122

HK KOE 32 10 320 13 416 221 237 260 269 99 83 60 51 195 179 156 147
HK KRE 22 10 220 13 286 178 186 203 209 42 34 17 11 108 100 83 77
KME AAC 30 10 300 13 390 295 297 317 337 5 3 -17 -37 95 93 73 53
KME BBH 13 10 130 13 169 155 152 161 172 -25 -22 -31 -42 14 17 8 =3
KME BON 23 10 230 13 299 226 224 239 253 4 6 =9 -23 73 75 60 46
KME DUI 24 10 240 13 312 209 205 218 232 31 35 22 8 103 107 94 80
KME DUS 24 10 240 13 312 190 190 203 216 50 50 37 24 122 122 109 96
KME ESS 26 10 260 13 338 253 257 274 292 7 3 -14 -32 85 81 64 46
KME EUS 18 10 180 13 234 185 187 198 211 =5 -7 -18 -31 49 47 36 23
KME KOE | 25 10 250 13 325 221 235 251 268 29 15 -1 -18 104 90 74 57
KME KOE II* 15 10 150 13 195 182 201 222 235 -32 -51 -72 -85 13 -6 -27 -40
KME KRE 22 10 220 13 286 229 227 242 257 -9 -7 -22 -37 57 59 44 29
KME LEI 18 10 180 13 234 173 170 180 193 7 10 0 -13 61 64 54 41
KME LIN 11 10 110 13 143 152 154 165 176 -42 -44 -55 -66 -9 -11 -22 -33
KME MOE 17 10 170 13 221 165 163 173 185 5 7 -3 -15 56 58 48 36
KME OBE 11 10 110 13 143 152 149 160 169 -42 -39 -50 -59 -9 -6 -17 -26
KME PUL 15 10 150 13 195 169 175 185 197 -19 -25 -35 -47 26 20 10 -2
KME ROE 22 10 220 13 286 220 232 246 263 0 -12 -26 -43 66 54 40 23
KME STA 29 10 290 13 377 2901 291 309 329 =l -1 -19 -39 86 86 68 48
KME WIE 15 10 150 13 195 165 163 173 185 -15 -13 -23 -35 30 32 22 10
KME WUP 24 10 240 13 312 185 182 194 207 55 58 46 33 127 130 118 105
SE AAC 10 10 100 13 130 0 0 0 0 . . . . . . . .
SE DUE V1 24 10 240 13 312 216 227 245 252 24 13 -5 -12 96 85 67 60
SE DUE V2 24 8 192 11 264 216 227 245 252 -24 -35 -53 -60 48 37 19 12
SE DUI 22 10 220 13 286 93 98 107 110 127 122 113 110 193 188 179 176
SE DUS 22 10 220 13 286 92 96 105 108 128 124 115 112 194 190 181 178
SE KOE 16 10 160 13 208 44 47 51 53 116 113 109 107 164 161 157 155
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11. Abgleich der Prognose mit dem Schulraumbestand

Fortsetzung Tabelle 19

Schilerinnen und Schiler (P)

Uber- (+) bzw. Unterkapazitét
(-) bei Standardbelegung

Uber- (+) bzw. Unterkapazitét
(-) bei Maximalbelegung

Ist Prognose Ist Prognose Ist Prognose
Schule KR KFR SuSS KFH SuSM 2018 2019 2024 2029 2018 2019 2024 2029 2018 2019 2024 2029
SQ BOR 12 13 156 17 204 168 171 176 195 -12 -15 -20 -39 36 33 28 9
SQ DUS 13 13 169 17 221 246 255 262 289 =77 -86 -93 -120 -25 -34 -41 -68
SQ ESS 18 13 234 17 306 184 190 194 216 50 44 40 18 122 116 112 90
SQ KOE V1 9 13 117 17 153 180 186 191 212 -63 -69 -74 -95 -27 -33 -38 -59
SQ KOE V2 11 13 143 17 187 180 186 191 212 -37 -43 -48 -69 7 1 -4 -25
SQ STO 18 13 234 17 306 234 240 245 271 0 -6 -11 -37 72 66 61 35

Quelle: LVR und eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.

Hinweise: KR = Klassenraume; KFR = Klassenfrequenzrichtwert; SuS S = Zahl der Schiilerinnen und Schiiler bei Standardbelegung (KR x KFR); KFH = Klassenfrequenzhdchst-
wert; SuS S = Zahl der Schilerinnen und Schiiler bei Maximalbelegung (KR x KFH); *exkl. 8 KR fiir die Sekundarstufe 1l. V1, 2 = Variante 1, 2 (Variation in der Zahl der KR oder in

dem KFR bzw. KFH)
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12. Identifikation von Steuerungsmal3nahmen durch den Schultrager

12 Identifikation von Steuerungsmalinahmen durch den Schultrager

Die Analysen des vorangegangenen Kapitels haben gezeigt, dass der LVR als Schultrager in
Zukunft — allein bedingt durch den Bevolkerungsaufwuchs — massiv in die Erhaltung und
Schaffung von Schulpléatzen investieren muss. Lediglich ein bereits kurzfristiger Rlickgang des
Forderanteils bei gleichzeitig erhdhten Inklusionsbemihungen seitens des Landes wirden das
aktuelle System erhalten kénnen. Wie aber Analysen der Kapitel 4 und 5 gezeigt haben, ist
damit in naher Zukunft nicht zu rechnen: Die Zahl der Schulerinnen und Schiler mit sonder-
padagogischem Unterstitzungsbedarf steigt seit Jahren kontinuierlich an; die Inklusionsan-
teile stagnieren in einigen Foérderschwerpunkten oder sind sogar rucklaufig. Die bestehende
Forderschulstruktur des Landschaftsverbands Rheinland muss daher an die aktuellen und zu-
kunftigen Entwicklungen angepasst werden. Im Rahmen dieses Kapitels wird daher abschlie-
Bend kurz diskutiert, an welchen Stellen steuernd eingegriffen werden muss. Ob die hier dis-
kutierten und vorgeschlagenen Veranderungen durchfiihrbar sind, obliegt nicht der Einschéat-

zung der Gutachterinnen. Dies ist durch den Schultrager zu prufen.

12.1 Forderschwerpunkt Horen und Kommunikation

Die Forderschulen des Schwerpunktes Horen und Kommunikation sind mittel- bis langfristig
nicht von Kapazitatsengpassen bedroht. Die Zahl der Schilerinnen und Schiler an diesen
Schulen ist in den letzten funf Jahren (vgl. auch Tabelle 6 in Abschnitt 5.3) zwar gestiegen,
allerdings ist der Anstieg in der Prasenzschulerzahl moderat und der Zuwachs betrifft priméar
die Zahl der Kinder in der Frihférderung (vgl. dazu auch Tabelle 28 und Tabelle 29 im An-
hang). Lediglich der Standort Krefeld muss im Rahmen eines Monitorings zukiinftig starker
Uberwacht werden. Da dort die Prédsenzschulerzahl zum Schuljahr 2029/30 gegen die Kapazi-
tatsgrenze von 10 Schilerinnen und Schilern je Klasse konvergiert und somit ggf. Erweite-

rungsmafnahmen notwendig werden.
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12. Identifikation von Steuerungsmalnahmen durch den Schultrager

Abbildung 20: Uber- bzw. Unterkapazitat (+ bzw. -) an HK-Schulen des LVR, Schuljahr
2029/30

Schulstandort
Uber- bzw. Unterkapazitat (+ bzw. -)
11
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l: Wuppartaler Insttut fir
Koordinatenquelle: (c) OpenStreetMap-Mitwirkende, www.openstreetmap.org/copyright «# bildungstkonarmische Forschung

Quellen: LVR, IT.NRW: Gemeindemodellrechnung und Landesdatenbank NRW, Tabelle 12421-9k08 und eigene
Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten; eigene Darstellung.

12.2 Forderschwerpunkt Korperliche und motorische Entwicklung

Im Forderschwerpunkt Kdrperliche und motorische Entwicklung zeigt die Prognose, dass nur
zwei der insgesamt 19 LVR-Forderschulen zum Schuljahr 2029/30 eine minimale Kapazitats-
reserve haben werden. Alle anderen Schulen sind bis spéatestens zu diesem Schuljahr gegen
diese Grenze konvergiert, d.h. sie haben weniger als zehn Schulplatze zur Verfligung. Ein-
zelne KME-Schulen sind bereits zum Schuljahr 2018/19 (ber ihrer eigentlichen Kapazitats-
grenze. Besonders betroffen sind, bezogen auf die absolute H6he der zukinftig fehlenden
Schulpléatze, die Schulen KME KOE II, KME LIN und die KME OBE. Die Zahlen zeigen, dass
der Schultrager auch im Wege eines Neuzuschnitts der Einzugsbereiche hier langfristig keine
Entlastung schaffen kann. Eine Erhéhung der Raumkapazitaten durch Erweiterungsbauten in
massiver oder mobiler Bauweise wéare an fast jedem Standort die Folge. Alternativ kann die
Zahl der in der Summe fir 2029/30 fehlenden 557 Schulplatze auch durch z.B. drei neue
Schulbauten der GréRenordnung KME EUS (Standardbelegung von 180 Schilerinnen und

Schiiler) ausgeglichen werden. Vor diesem Hintergrund musste der Schultrager ca. drei neue
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Schulstandorte erschliel3en und die Einzugsbereiche der Schulen anpassen. Aufgrund der Be-
volkerungsentwicklung waren mdégliche Schulstandorte im Raum Kaln (K, LEV), Neuss (NE,
MG, HS) und im Ruhrgebiet (DU, MH, ME) zu verorten.

Abbildung 21: Uber- bzw. Unterkapazitat (+ bzw. -) an KME-Schulen des LVR, Schuljahr
2029/30

Schulstandort
Uber- bzw. Unterkapazitit (+ bzw. -)
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Koordinatenquelle: (c) OpenStreetMap-Mitwirkende, www.openstreetmap.org/copyright «# bildungsskanamische Forschung

Quellen: LVR, IT.NRW: Gemeindemodellrechnung und Landesdatenbank NRW, Tabelle 12421-9k08 und eigene
Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten, eigene Darstellung.

12.3 Forderschwerpunkt Sehen

Im Forderschwerpunkt Sehen stof3t bis 2029/30 lediglich der Standort Duren an seine Kapazi-
tatsgrenze. Da dieser Standort jedoch auf Grund der besonderen Schilerschaft fir das ge-
samte LVR-Gebiet zustandig ist, lasst sich hier durch eine Anderung der Einzugsbereiche
keine Entlastung schaffen. Da die Schule bereits 1845 gegriindet wurde, viele Rdume die er-
forderliche Gréf3e von 57m2 nicht aufweisen und Teile der Geb&aude unter Denkmalschutz ste-
hen (vgl. Vorlage 14/2099), wird es fur den Schultrager schwierig sein, weitere Kapazitaten im
Bestand zu schaffen. Daher bedarf der Standort Diren einer genaueren Betrachtung durch
den Schultrager und der Priifung, ob ggf. Erweiterungs- oder Neubauten mdglich sind. Zudem
sollte gepruft werden, inwiefern der Standort SE AAC wieder fiir Prasenzschulerinnen und

-schiler reaktiviert' werden konnte. Dies auch daher, da nach Angaben des Schultragers
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12. Identifikation von Steuerungsmaflnahmen durch den Schultrager

Schulerinnen und Schiler aus der Region Aachen mit dem ausdricklichen Wunsch nach einer

Beschulung in einer Forderschule in der SE DUE unterrichtet werden.

Abbildung 22: Uber- bzw. Unterkapazitat (+ bzw. -) an SE-Schulen des LVR, Schuljahr 2029/30

Schulstandort
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O <Null=
QO 12
O 107
@ 1o
@ 12
[ & Einzugsbersich (ab 2019)
Einwohner 6 b.u. 16 Jahre, 2029
[ 103-108
[ 10s-112
[ 13-117
B 11 - 121
22126
[

7 i
/&

- - [ Woppertalr Insttut fir
Koordinatenquelle: (c) OpenStreetMap-Mitwirkende, www.openstreetmap.org/copyright ## bildungstkanamische Forschung

Quellen: LVR, IT.NRW: Gemeindemodellrechnung und Landesdatenbank NRW, Tabelle 12421-9k08 und eigene
Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten, eigene Darstellung.

12.4 FOorderschwerpunkt Sprache (in der Sek. I)

Die Schulen des Forderschwerpunkts Sprache (in der Sek. ) bedtrfen einer genaueren und
besonderen Beachtung durch den Schultrager. Zum einen finden sich bisher rd. 25% aller
Schulerinnen und Schiler des Rheinlands mit diesem Férderschwerpunkt nicht an den LVR-
Forderschulen, sondern an o6ffentlichen Férderschulen anderer Schultréger (vgl. dazu Ab-
schnitt 5.3). Zum anderen steigt die Schilerzahl in diesem Foérderschwerpunkt tberproportio-
nal stark an (vgl. dazu Abschnitt 5.1 und 5.2). Die Folge ist, dhnlich wie bei den KME-Schulen,
dass diese bereits jetzt schon an ihre Kapazitatsgrenze stof3en. Entwickelt sich die Schilerzahl
entlang des Bevdlkerungswachstums, so wird sich diese Situation an den Schulen bis 2029/30
weiter verscharfen — und zwar auch dann, wenn der Klassenfrequenzhdchstwert als Kriterium
zugrunde gelegt wird. Der erste Grund stellt zudem ein zusatzliches planerisches Risiko fir
den Schultrdger dar, da nicht gesichert gesagt werden kann, ob auch in Zukunft rd. 25% der

Schulerinnen und Schuler mit Forderschwerpunkt Sprache in der Sek. | andere als die LVR-
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12. Identifikation von Steuerungsmal3nahmen durch den Schultrager

Schulen besuchen werden. Aus diesen Grinden wird der Schultrager an den SQ-Schulen
nicht um kapazitatserweiternde MalRnahmen herumkommen bzw. die ErschlieBung neuer
Schulstandorte in den Blick nehmen missen. Insgesamt werden zum Schuljahr 2029/30 rd.
273 Schulplatze fehlen. Vor dem Hintergrund der angenommenen Bevoélkerungsentwicklung
ware daher eine Sondierung im Raum Neuss (NE, MG) und im Raum Koaln (K, LEV, GL) sinn-

voll.

Abbildung 23: Uber- bzw. Unterkapazitat (+ bzw. -) an SQ-Schulen des LVR, Schuljahr
2029/30
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Quellen: LVR, IT.NRW: Gemeindemodellrechnung und Landesdatenbank NRW, Tabelle 12421-9k08 und eigene
Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten, eigene Darstellung.

12.5 AbschlieRende Bemerkung

Die Ergebnisse verdeutlichen, wie wichtig die Wohnortinformation im Vergleich zu Schul-
standortinformation ist. Sie erméglicht es dem Schultrager, die Standorte fir neue Schulen
und neue bzw. bestehende Einzugsbereiche regional so zu wahlen, dass diejenigen Standorte
entlastet werden, die von steigenden Schilerzahlen bedroht sind. Dabei wird der Zuwachs der
Schilerzahl an den Schulen nicht, wie bisher, proportional zur bisherigen Auslastung auf die
Schulen verteilt, sondern richtet sich ausdriicklich nach regional unterschiedlichen Aufwiich-
sen in der Bevélkerung in Verbindung mit der regional unterschiedlichen Anwahl von Schulen.
Ein gutes Beispiel hierfir ist die KME BBH mit Standort in Bedburg-Hau im Kreis Kleve. Auf

87
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Grund des moderaten Bevélkerungszuwachs im Kreis Kleve und im angrenzenden Kreis We-
sel (vgl. Abbildung 21) sowie der bisherigen Anwabhl dieser Schule —rd. 82% aller Schiilerinnen
und Schuler mit Férderschwerpunkt KME aus dem Kreis Kleve besuchen auch an die Schule
in Bedburg Hau — wird ein geringerer Zuwachs in der Schulerzahl erwartet, als es die bisherige
Entwicklung an der Schule vermuten lasst bzw. als durch den LVR mit dem bestehenden Ver-
fahren prognostiziert wurde (vgl. Tabelle 16, Spalten [5, 2029] und [8]). Ahnliche Abweichun-
gen finden sich auch in die andere Richtung, so z.B. am Standort KME ESS oder SQ KOE.
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13 Fazit des zweiten Teils

Sowohl die Analysen des ersten Teils dieses Gutachtens als auch die Beschreibung und Aus-
wertung des Prognoseverfahrens haben gezeigt, dass die Schulentwicklungsplanung aus
Sicht des Schultrégers LVR vielen Herausforderungen begegnen muss. Diese beruhen zu ei-
nem grof3en Teil auf der nicht vorhandenen ,optimalen’ Datengrundlage und der Entwicklung
der zentralen Kennzahlen wie Forderanteil oder Forderschulbesuchsanteil. Die hier durchge-
fuhrte Prognose der zukinftig zu erwartenden Schilerzahl basiert auf zentralen Annahmen
hinsichtlich dieser Anteile, deren Guiltigkeit nur bedingt und nur im Zeitverlauf Gberpraft und
diskutiert werden kann bzw. muss.

Doch auch wenn die Prognose der Schiilerzahl, wie in diesem Gutachten gezeigt, le-
diglich durch die Bevdlkerungsentwicklung getrieben wird, verdeutlicht sie die organisatori-
schen Herausforderungen, vor denen der Schultrager mittelfristig stehen wird: Die Zahl der
Schilerinnen und Schiler mit einem sonderpadagogischen Unterstiitzungsbedarf steigt und
der LVR muss in fast allen Férderschwerpunkten massiv in die Erhaltung und Schaffung des
Schulplatzangebots investieren. Bis zum Schuljahr 2029/30 steigt die Zahl der Schilerinnen
und Schiler mit Unterstlitzungsbedarf in der Primarstufe um rd. 14% und jene in der Sekun-
darstufe | um rd. 13,5% im Vergleich zum Schuljahr 2018/19. Lediglich elf der 35 Schulen
werden im Schuljahr 2029/30 noch ausreichend Kapazitaten haben, um entsprechend des
jeweiligen Klassenfrequenzrichtwerts die zur Beschulung anstehenden Schilerinnen und
Schiler aufnehmen zu kénnen. Dies sind vor allem die sechs Schulen des Forderschwer-
punkts HK und drei der funf SE-Schulen (inkl. Standort Diren). Die KME und SQ-Schulen
stofRen zum Teil bereits jetzt an ihre Kapazitatsgrenze und die Situation wird sich zuktinftig
noch weiter verscharfen.

Die Analysen zeigen daneben, dass die SEP aus Sicht des Schultragers vielen techni-
schen Herausforderungen begegnen muss. Zukinftig mussen regelmaRig Aktualisierungen
der externen und internen Datenquellen und Berechnungen erfolgen, die sich auf alle Kenn-
zahlen (Beschulungsquoten sowie Forderanteile und Forderschulbesuchsanteile je Forder-
schwerpunkt und Jahrgangsstufe) und insbesondere auf die Wohnorte der LVR-Schilerinnen
und Schuler beziehen. Letzteres bringt neue technische und methodische Anforderungen mit
sich, aber eben auch eine genauere regionale Abschéatzung der Schulplatzbedarfe. Fur die
empfohlene Implementierung des optimalen Prognosemodells (vgl. Abschnitt 7.1) ist der LVR
zudem auf Datenzulieferungen anderer Stellen, insbesondere des MSB, angewiesen. Denn
dort liegen wohnortbezogene Daten der Schilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem
Unterstitzungsbedarf differenziert nach Schultragergebieten vor, die dem LVR jedoch aktuell

noch nicht zur Verfigung stehen.
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Anhang

Tabellen

Tabelle 20: Foérderanteil (in %) nach Foérderschwerpunkt und Schulstufe, NRW, Schuljahre
1991/92 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungs-

Sinnes-

stérungen (LES) schadigungen Zusammen

LES Schdlerin-

Zu- Zu- nen und

sam- Sons- sam- Schuler
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME men tige men insgesamt

Primarstufe

1991 1,3 0,3 0,9 0,2 0,2 0,4 0,3 2,6 1,2 3,7 760.251
1992 1,4 0,3 1,0 0,2 0,2 0,4 0,3 2,7 1,2 3,9 774.462
1993 1,4 0,4 1,0 0,3 0,2 0,5 0,4 2,8 1,2 4,0 792.596
1994 1,4 0,4 1,0 0,2 0,2 0,5 0,4 2,8 1,2 4,0 816.507
1995 1,4 0,4 1,0 0,2 0,2 0,5 0,4 2,7 1,2 4,0 841.182
1996 1,3 0,4 1,0 0,2 0,2 0,5 0,4 2,6 1,2 3,8 862.068
1997 1,3 0,4 1,0 0,2 0,2 0,5 0,4 2,7 1,3 3,9 877.955
1998 1,4 0,4 1,0 0,2 0,2 0,5 0,4 2,8 1,3 4,1 877.001
1999 1,5 0,5 1,0 0,3 0,2 0,5 0,4 3,0 1,3 4,3 872.829
2000 1,6 0,5 1,0 0,3 0,2 0,5 0,4 3,2 1,4 4,6 862.632
2001 1,7 0,5 1,1 0,3 0,2 0,5 0,4 3,3 1,4 4,8 838.790
2002 1,7 0,6 1,1 0,3 0,2 0,6 0,4 3,4 1,5 5,0 821.986
2003 1,7 0,6 1,2 0,3 0,2 0,6 0,4 3,5 1,5 5,0 817.898
2004 1,6 0,6 1,2 0,3 0,2 0,6 0,5 3,4 1,6 5,0 807.020
2005 1,5 0,6 1,3 0,3 0,2 0,7 0,5 3,5 1,6 51 796.742
2006 1,6 0,7 1,4 0,3 0,2 0,7 0,5 3,7 1,7 54 782.416
2007 1,7 0,8 1,5 0,3 0,2 0,8 0,5 4,0 1,8 5,8 762.620
2008 1,8 0,9 1,6 0,4 0,2 0,8 0,5 43 1,9 6,2 737.394
2009 1,7 1,0 1,8 0,4 0,2 0,8 0,5 4.5 2,0 6,5 722.551
2010 1,7 1,1 1,9 0,4 0,3 0,9 0,6 4,6 2,1 6,7 703.441
2011 1,6 1,2 1,9 0,4 0,3 0,9 0,6 47 2,1 6,8 691.198
2012 1,5 1,3 2,0 0,4 0,3 0,9 0,6 4.8 2,2 7,0 676.382
2013 1,5 15 2,1 0,5 0,3 0,9 0,6 51 2,2 7,3 660.602
2014 1,4 15 2,1 0,5 0,3 0,9 0,6 5,0 2,3 7,3 659.505
2015 1,4 1,5 2,0 0,5 0,3 0,9 0,6 4,9 2,4 7,3 653.380
2016 1,4 15 1,9 0,5 0,3 1,0 0,6 47 2,4 7,1 667.046
2017 1,4 1,4 1,9 0,5 0,3 1,1 0,6 4,7 2,5 7,2 674.239
2018 1,5 1,4 1,9 0,5 0,3 1,2 0,6 4.8 2,6 7,3 673.449
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Fortsetzung Tabelle 20

Lern- und Entwicklungs- Sinnes-
stérungen (LES) schédigungen Zusammen

LES Schulerin-

Zu- Zu- nen und

sam- Sons- sam- Schuler
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME men tige men insgesamt

Sekundarstufe |

1991 31 0,4 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,6 1,3 4,9 1.044.221
1992 3,1 0,4 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,6 1,3 49 1.069.603
1993 3,1 0,4 0,1 0,1 0,0 0,8 0,3 3,6 1,3 4,9 1.093.169
1994 31 0,4 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,7 1,3 4,9 1.112.359
1995 3,1 0,4 0,1 0,1 0,0 0,8 0,3 3,7 1,2 49 1.134.726
1996 3,0 0,4 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,6 1,2 4,8 1.154.704
1997 3,0 0,5 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,6 1,2 4,8 1.175.057
1998 2,9 0,5 0,1 0,1 0,1 0,8 0,3 3,6 1,3 4,8 1.191.648
1999 3,0 0,5 0,1 0,1 0,0 0,8 0,3 3,6 1,3 4,9 1.210.027
2000 3,0 0,6 0,1 0,1 0,0 0,8 0,3 3,7 1,3 5,0 1.233.763
2001 3,1 0,6 0,1 0,1 0,0 0,9 0,3 3,9 1,4 52 1.264.080
2002 3,2 0,7 0,2 0,1 0,0 0,9 0,3 4,0 1.4 54 1.288.271
2003 3,3 0,7 0,2 0,1 0,0 0,9 0,3 4,1 1,4 55 1.298.740
2004 3,3 0,7 0,2 0,1 0,1 0,9 0,4 4,2 15 57 1.292.247
2005 3,2 0,8 0,2 0,1 0,1 1,0 0,4 4,2 1,5 57 1.271.530
2006 3,1 0,8 0,2 0,1 0,1 1,0 0,4 4,1 1,6 57 1.248.006
2007 3,0 0,8 0,2 0,1 0,1 1,0 0,4 4,1 1,6 57 1.227.551
2008 3,0 0,9 0,2 0,1 0,1 11 0,4 4,1 1,7 57 1.203.503
2009 3,0 1,0 0,2 0,1 0,1 11 0,4 4,2 1,7 5,9 1.180.317
2010 31 11 0,2 0,1 0,1 1.2 0,5 4,5 1,9 6,3 1.101.646
2011 3,0 1,2 0,3 0,1 0,1 1,2 0,5 45 1,9 6,4 1.087.167
2012 3,0 1,3 0,3 0,1 0,1 1,3 0,5 4,6 1,9 6,6 1.062.202
2013 3,0 15 0,4 0,2 0,1 1,3 0,5 4,9 2,0 6,9 1.040.610
2014 3,0 1,7 0,4 0,2 0,1 1,3 0,5 51 2,1 7,2 1.018.552
2015 2,9 19 0,5 0,2 0,1 14 0,6 54 2,2 7,6 1.007.109
2016 3,0 2,0 0,6 0,2 0,1 1,4 0,6 5,6 2,3 7,9 1.003.435
2017 3,1 2,1 0,7 0,2 0,1 15 0,6 5,9 2,4 8,3 987.013
2018 3,2 2,3 0,8 0,2 0,1 15 0,6 6,2 2,4 8,7 977.588

Quelle: MSB (2019).

Hinweis: Schiler an allgemeinen Schulen und an Férderschulen in 6ffentlicher und in privater Tragerschaft.
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Tabelle 21: Inklusionsanteil (in %) nach Forderschwerpunkt und Schulstufe, NRW, Schuljahre
1991/92 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungs- Sinnes- Schulerin-
stérungen (LES) schadigungen Zusammen nen und

Schiler mit

LES Bedarf an

Zu- Zu- sonderpad.

sam- Sons- sam- Unterstt-

Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME men tige men zung
Primarstufe

1991 2,5 4,0 1,2 0,5 0,9 45 5,2 2,2 3,4 2,6 28.430
1992 2,0 4,7 2,7 0,6 0,8 49 59 2,6 3,8 3,0 29.887
1993 3,3 4,2 3,7 0,6 0,5 4,9 7,1 3,5 4,1 3,7 31.568
1994 5,2 6,4 3,6 0,9 0,8 5,9 7,8 4,8 4,8 4,8 32.892
1995 9,1 16,3 4,0 2,0 1,3 7,2 11,3 8,3 6,5 7,8 33.490
1996 12,7 19,2 7,5 4,8 3,6 9,0 14,8 11,8 9,1 11,0 33.088
1997 16,1 19,6 8,5 6,3 3,8 10,0 17,9 13,9 10,9 12,9 34.631
1998 17,4 19,9 8,8 6,7 4,4 9,9 19,1 14,7 11,3 13,7 35.615
1999 20,5 20,7 9,4 8,5 7,9 9,8 20,4 16,8 12,5 15,5 37.801
2000 22,0 22,1 10,0 7,9 7,2 9,6 20,6 18,1 12,3 16,3 39.464
2001 23,5 21,7 9,5 7,7 6,6 8,8 20,4 18,7 11,8 16,6 39.959
2002 24,8 23,1 9,6 8,9 6,6 8,4 21,0 19,5 11,9 17,2 40.888
2003 25,6 23,3 10,5 9,7 7,0 8,2 20,4 20,1 11,8 17,5 40.884
2004 26,7 24,8 10,7 10,1 5,6 7,7 22,1 20,6 11,9 17,9 40.598
2005 27,9 26,1 11,3 11,3 6,2 7,1 22,0 214 11,9 18,3 40.620
2006 27,9 27,8 12,2 10,6 6,8 6,2 21,2 22,0 11,1 18,5 42.274
2007 29,3 27,1 12,9 10,9 6,8 5,9 21,7 22,7 11,3 19,2 44.545
2008 314 28,1 14,1 10,4 7,7 6,0 22,8 24,2 11,6 20,3 46.006
2009 35,7 30,7 16,6 11,1 8,5 7,0 249 27,0 12,7 22,6 47.045
2010 39,5 33,7 19,4 11,8 8,8 8,2 25,8 30,0 13,7 24,9 47.070
2011 46,4 37,1 23,3 13,3 10,6 9,7 27,5 34,5 15,3 28,5 46.892
2012 54,4 44,9 27,3 17,0 12,0 11,9 30,1 40,7 17,9 33,6 47.569
2013 61,8 50,0 31,1 19,4 13,9 15,7 314 45,7 20,5 38,0 48.532
2014 66,3 51,7 32,7 21,9 15,4 18,4 34,8 47,9 23,3 40,2 48.342
2015 70,7 51,4 32,3 23,4 15,6 21,7 36,9 48,9 25,4 41,3 47.486
2016 72,4 49,5 32,5 21,7 16,6 22,8 35,9 49,2 25,1 41,1 47.670
2017 72,5 45,4 31,7 21,5 16,5 22,4 34,8 48,0 24,6 39,8 48.299
2018 72,3 44,4 31,5 21,1 16,4 23,0 32,9 48,2 24,2 39,8 49.307
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Fortsetzung Tabelle 21

Lern- und Entwicklungs- Sinnes- Schilerin-
stérungen (LES) schédigungen Zusammen nen und

Schiler mit

LES Bedarf an

Zu- Zu- sonderpéd.

sam- Sons- sam- Unterstit-

Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME men tige men zung
Sekundarstufe |

1991 0,4 2,8 - - - - - 0,7 - 0,5 50.874
1992 0,5 3,4 0,4 0,2 - 0,3 3,6 0,8 11 0,9 52.123
1993 0,5 3,4 0,5 0,2 - 0,5 4,6 0,9 1,4 1,0 53.401
1994 0,6 31 11 0,4 - 0,5 49 0,9 1,5 1,1 54.736
1995 0,5 2,3 0,5 0,9 0,4 0,2 3,4 0,7 1,0 0,8 55.311
1996 0,6 2,2 0,7 0,5 0,6 0,3 32 0,8 1,0 0,8 55.883
1997 0,7 2,0 1,0 0,4 0,6 0,3 3,5 0,9 1,1 0,9 56.415
1998 1,6 5,9 5.2 15 2,0 1,6 7,1 2,3 2,9 25 57.499
1999 2,0 6,7 5,9 25 8,4 1,9 7,7 2,8 3,6 3,0 59.233
2000 2,3 8,0 7,1 3,6 9,0 2,1 8,9 3,3 4,1 3,5 62.213
2001 2,6 8,5 8,1 3,8 11,4 2,0 9,5 3,8 4,3 3,9 66.030
2002 2,9 9,2 9,0 5,0 13,1 2,3 9,0 4,1 45 4,2 69.458
2003 3,3 9,1 8,3 4,4 12,1 2,1 8,8 4,4 4,3 4,4 72.040
2004 3,8 9,5 9,3 51 111 2,2 9,3 5,0 4,5 4,8 73.117
2005 4,6 10,2 12,8 6,3 12,0 2,0 8,8 6,0 4,4 55 72.666
2006 5,5 10,9 13,0 7,6 11,4 2,0 8,9 6,9 4,5 6,2 71.452
2007 6,5 11,3 13,2 7,2 12,7 1,9 9,7 7.8 4,6 6,9 69.897
2008 8,0 11,7 17,1 9,6 12,9 2,1 10,6 9,3 51 8,1 69.180
2009 9,4 12,9 18,3 10,2 12,0 2,3 10,7 10,7 5.2 9,1 69.192
2010 11,9 14,9 22,0 13,5 14,2 2,3 12,4 13,2 6,0 11,1 69.543
2011 15,2 18,9 28,8 16,3 17,5 2,7 13,6 17,0 6,8 14,0 69.534
2012 20,3 24,9 36,4 21,3 25,0 3,0 15,0 22,7 8,1 18,4 69.761
2013 27,3 31,0 46,5 27,4 27,2 3,2 17,3 29,9 9,5 23,9 71.568
2014 35,1 38,3 54,8 32,5 30,8 3,6 19,8 37,9 11,0 30,0 73.731
2015 43,3 44,4 60,6 38,0 33,8 5.2 22,0 45,4 13,3 36,0 76.458
2016 49,6 46,8 64,7 40,8 37,1 6,0 22,5 50,3 14,5 39,9 79.192
2017 54,3 48,8 67,8 42,5 37,6 7,3 23,4 54,0 15,8 43,1 81.828
2018 57,1 49,0 67,3 44,4 39,8 7,6 24,8 55,5 16,6 44,5 84.607

Quelle: MSB (2019).

Hinweis: Schiler an allgemeinen Schulen in 6ffentlicher und in privater Tragerschaft.
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Tabelle 22: Schilerinnen und Schuler nach Férderschwerpunkt und Forderort, nur 6ff. Schulen, Primarstufe, NRW, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 4838 2945 3082 379 182 513 964 10.865 2038 12.903 645.512
2012 5481 3985 3629 492 210 639 1108 13.095 2449 15.544 632.545
2013 5975 4895 4237 568 256 840 1164 15.107 2828 17.935 617.928
2014 6013 5177 4431 662 286 1009 1354 15.621 3311 18.932 617.675
2015 6202 5003 4201 710 292 1244 1435 15.406 3681 19.087 612.137
2016 6503 4695 4054 659 317 1469 1376 15.252 3821 19.073 625.111
2017 6677 4217 3910 674 328 1569 1341 14.804 3912 18.716 630.767
2018 7222 4110 3906 675 335 1687 1238 15.238 3935 19.173 628.924
Forderschule
2011 5637 4542 10.246 2509 1594 4078 2752 20.425 10.933 31.358 31.358
2012 4607 4427 9776 2441 1586 3880 2724 18.810 10.631 29.441 29.441
2013 3679 4456 9514 2406 1615 3701 2652 17.649 10.374 28.023 28.023
2014 3036 4347 9197 2399 1597 3624 2613 16.580 10.233 26.813 26.813
2015 2548 4236 8935 2363 1625 3531 2543 15.719 10.062 25.781 25.781
2016 2437 4360 8596 2422 1648 3933 2541 15.393 10.544 25.937 25.937
2017 2480 4598 8595 2497 1715 4313 2600 15.673 11.125 26.798 26.798
2018 2710 4664 8562 2573 1760 4524 2623 15.936 11.480 27.416 27.416
Summe
2011 10.475 7487 13.328 2888 1776 4591 3716 31.290 12.971 44.261 676.870
2012 10.088 8412 13.405 2933 1796 4519 3832 31.905 13.080 44,985 661.986
2013 9654 9351 13.751 2974 1871 4541 3816 32.756 13.202 45.958 645.951
2014 9049 9524 13.628 3061 1883 4633 3967 32.201 13.544 45.745 644.488
2015 8750 9239 13.136 3073 1917 4775 3978 31.125 13.743 44.868 637.918
2016 8940 9055 12.650 3081 1965 5402 3917 30.645 14.365 45.010 651.048
2017 9157 8815 12.505 3171 2043 5882 3941 30.477 15.037 45.514 657.565
2018 9932 8774 12.468 3248 2095 6211 3861 31.174 15.415 46.589 656.340
Forderanteil

2011 1,55% 1,11% 1,97% 0,43% 0,26% 0,68% 0,55% 4,62% 1,92% 6,54%

2012 1,52% 1,27% 2,02% 0,44% 0,27% 0,68% 0,58% 4,82% 1,98% 6,80%

2013 1,49% 1,45% 2,13% 0,46% 0,29% 0,70% 0,59% 5,07% 2,04% 7,11%

2014 1,40% 1,48% 2,11% 0,47% 0,29% 0,72% 0,62% 5,00% 2,10% 7,10%

2015 1,37% 1,45% 2,06% 0,48% 0,30% 0,75% 0,62% 4,88% 2,15% 7,03%

2016 1,37% 1,39% 1,94% 0,47% 0,30% 0,83% 0,60% 4,71% 2,21% 6,91%

2017 1,39% 1,34% 1,90% 0,48% 0,31% 0,89% 0,60% 4,63% 2,29% 6,92%

2018 1,51% 1,34% 1,90% 0,49% 0,32% 0,95% 0,59% 4,75% 2,35% 7,10%

Forderschulbesuchsanteil

2011 53,81% 60,67% 76,88% 86,88% 89,75% 88,83% 74,06% 65,28% 84,29% 70,85%

2012 45,67% 52,63% 72,93% 83,23% 88,31% 85,86% 71,09% 58,96% 81,28% 65,45%

2013 38,11% 47,65% 69,19% 80,90% 86,32% 81,50% 69,50% 53,88% 78,58% 60,98%

2014 33,55% 45,64% 67,49% 78,37% 84,81% 78,22% 65,87% 51,49% 75,55% 58,61%

2015 29,12% 45,85% 68,02% 76,90% 84,77% 73,95% 63,93% 50,50% 73,22% 57,46%

2016 27,26% 48,15% 67,95% 78,61% 83,87% 72,81% 64,87% 50,23% 73,40% 57,62%

2017 27,08% 52,16% 68,73% 78,74% 83,95% 73,33% 65,97% 51,43% 73,98% 58,88%

2018 27,29% 53,16% 68,67% 79,22% 84,01% 72,84% 67,94% 51,12% 74,47% 58,85%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 23: Schilerinnen und Schiler nach Férderschwerpunkt und Férderort, nur 6ff. Schulen, Sek. I, NRW, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 4655 2265 814 207 107 232 511 7734 1057 8791 930.518
2012 6071 3312 1156 289 165 259 600 10.539 1313 11.852 908.877
2013 8023 4628 1713 406 180 273 729 14.364 1588 15.952 888.014
2014 10.136 6259 2430 519 212 340 891 18.825 1962 20.787 868.284
2015 12.206 8020 3264 651 261 592 1034 23.490 2538 26.028 858.698
2016 14.233 8935 3974 788 309 701 1089 27.142 2887 30.029 855.252
2017 15.860 9851 4693 842 321 868 1156 30.404 3187 33.591 839.371
2018 17.057 10.393 5066 908 345 931 1266 32.516 3450 35.966 829.357
Forderschule
2011 27.401 8464 2090 1235 570 9063 4090 37.955 14.958 52.913 52.913
2012 24.854 8387 2073 1219 561 8950 4055 35.314 14.785 50.099 50.099
2013 22.104 8554 2022 1200 548 9053 4049 32.680 14.850 47.530 47.530
2014 19.240 8346 2049 1198 560 9200 4078 29.635 15.036 44.671 44.675
2015 16.335 8265 2169 1194 571 9415 4079 26.769 15.259 42.028 42.043
2016 14.587 8272 2222 1256 576 9438 4155 25.081 15.425 40.506 40.533
2017 13.285 8478 2294 1253 586 9384 4157 24.057 15.380 39.437 39.461
2018 12.658 8961 2514 1236 570 9583 4212 24.133 15.601 39.734 39.762
Summe
2011 32.056 10.729 2904 1442 677 9295 4601 45.689 16.015 61.704 983.431
2012 30.925 11.699 3229 1508 726 9209 4655 45.853 16.098 61.951 958.976
2013 30.127 13.182 3735 1606 728 9326 4778 47.044 16.438 63.482 935.544
2014 29.376 14.605 4479 1717 772 9540 4969 48.460 16.998 65.458 912.959
2015 28.541 16.285 5433 1845 832 10.007 5113 50.259 17.797 68.056 900.741
2016 28.820 17.207 6196 2044 885 10.139 5244 52.223 18.312 70.535 895.785
2017 29.145 18.329 6987 2095 907 10.252 5313 54.461 18.567 73.028 878.832
2018 29.715 19.354 7580 2144 915 10.514 5478 56.649 19.051 75.700 869.119
Forderanteil

2011 3,26% 1,09% 0,30% 0,15% 0,07% 0,95% 0,47% 4,65% 1,63% 6,27%

2012 3,22% 1,22% 0,34% 0,16% 0,08% 0,96% 0,49% 4,78% 1,68% 6,46%

2013 3,22% 1,41% 0,40% 0,17% 0,08% 1,00% 0,51% 5,03% 1,76% 6,79%

2014 3,22% 1,60% 0,49% 0,19% 0,08% 1,04% 0,54% 5,31% 1,86% 7,17%

2015 3,17% 1,81% 0,60% 0,20% 0,09% 1,11% 0,57% 5,58% 1,98% 7,56%

2016 3,22% 1,92% 0,69% 0,23% 0,10% 1,13% 0,59% 5,83% 2,04% 7,87%

2017 3,32% 2,09% 0,80% 0,24% 0,10% 1,17% 0,60% 6,20% 2,11% 8,31%

2018 3,42% 2,23% 0,87% 0,25% 0,11% 1,21% 0,63% 6,52% 2,19% 8,71%

Forderschulbesuchsanteil

2011 85,48% 78,89% 71,97% 85,64% 84,19% 97,50% 88,89% 83,07% 93,40% 85,75%

2012 80,37% 71,69% 64,20% 80,84% 77,27% 97,19% 87,11% 77,02% 91,84% 80,87%

2013 73,37% 64,89% 54,14% 74,72% 75,27% 97,07% 84,74% 69,47% 90,34% 74,87%

2014 65,50% 57,14% 45,75% 69,77% 72,54% 96,44% 82,07% 61,15% 88,46% 68,24%

2015 57,23% 50,75% 39,92% 64,72% 68,63% 94,08% 79,78% 53,26% 85,74% 61,76%

2016 50,61% 48,07% 35,86% 61,45% 65,08% 93,09% 79,23% 48,03% 84,23% 57,43%

2017 45,58% 46,25% 32,83% 59,81% 64,61% 91,53% 78,24% 44,17% 82,84% 54,00%

2018 42,60% 46,30% 33,17% 57,65% 62,30% 91,15% 76,89% 42,60% 81,89% 52,49%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 24: Schilerinnen und Schuler nach Férderschwerpunkt und Forderort, nur 6ff. Schulen, PS+Sek. I, NRW, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 9493 5210 3896 586 289 745 1475 18.599 3095 21.694 1.576.030
2012 11.552 7297 4785 781 375 898 1708 23.634 3762 27.396 1.541.422
2013 13.998 9523 5950 974 436 1113 1893 29.471 4416 33.887 1.505.942
2014 16.149 11.436 6861 1181 498 1349 2245 34.446 5273 39.719 1.485.959
2015 18.408 13.023 7465 1361 553 1836 2469 38.896 6219 45.115 1.470.835
2016 20.736 13.630 8028 1447 626 2170 2465 42.394 6708 49.102 1.480.363
2017 22.537 14.068 8603 1516 649 2437 2497 45.208 7099 52.307 1.470.138
2018 24.279 14.503 8972 1583 680 2618 2504 47.754 7385 55.139 1.458.281
Forderschule
2011 33.038 13.006 12.336 3744 2164 13.141 6842 58.380 25.891 84.271 84.271
2012 29.461 12.814 11.849 3660 2147 12.830 6779 54.124 25.416 79.540 79.540
2013 25.783 13.010 11.536 3606 2163 12.754 6701 50.329 25.224 75.553 75.553
2014 22.276 12.693 11.246 3597 2157 12.824 6691 46.215 25.269 71.484 71.488
2015 18.883 12.501 11.104 3557 2196 12.946 6622 42.488 25.321 67.809 67.824
2016 17.024 12.632 10.818 3678 2224 13.371 6696 40.474 25.969 66.443 66.470
2017 15.765 13.076 10.889 3750 2301 13.697 6757 39.730 26.505 66.235 66.259
2018 15.368 13.625 11.076 3809 2330 14.107 6835 40.069 27.081 67.150 67.178
Summe
2011 42.531 18.216 16.232 4330 2453 13.886 8317 76.979 28.986 105.965 1.660.301
2012 41.013 20.111 16.634 4441 2522 13.728 8487 77.758 29.178 106.936 1.620.962
2013 39.781 22.533 17.486 4580 2599 13.867 8594 79.800 29.640 109.440 1.581.495
2014 38.425 24.129 18.107 4778 2655 14.173 8936 80.661 30.542 111.203 1.557.447
2015 37.291 25.524 18.569 4918 2749 14.782 9091 81.384 31.540 112.924 1.538.659
2016 37.760 26.262 18.846 5125 2850 15.541 9161 82.868 32.677 115.545 1.546.833
2017 38.302 27.144 19.492 5266 2950 16.134 9254 84.938 33.604 118.542 1.536.397
2018 39.647 28.128 20.048 5392 3010 16.725 9339 87.823 34.466 122.289 1.525.459
Forderanteil
2011 2,56% 1,10% 0,98% 0,26% 0,15% 0,84% 0,50% 4,64% 1,75% 6,38%
2012 2,53% 1,24% 1,03% 0,27% 0,16% 0,85% 0,52% 4,80% 1,80% 6,60%
2013 2,52% 1,42% 1,11% 0,29% 0,16% 0,88% 0,54% 5,05% 1,87% 6,92%
2014 2,47% 1,55% 1,16% 0,31% 0,17% 0,91% 0,57% 5,18% 1,96% 7,14%
2015 2,42% 1,66% 1,21% 0,32% 0,18% 0,96% 0,59% 5,29% 2,05% 7,34%
2016 2,44% 1,70% 1,22% 0,33% 0,18% 1,00% 0,59% 5,36% 2,11% 7,47%
2017 2,49% 1,77% 1,27% 0,34% 0,19% 1,05% 0,60% 5,53% 2,19% 7,72%
2018 2,60% 1,84% 1,31% 0,35% 0,20% 1,10% 0,61% 5,76% 2,26% 8,02%
Forderschulbesuchsanteil
2011 77,68% 71,40% 76,00% 86,47% 88,22% 94,63% 82,27% 75,84% 89,32% 79,53%
2012 71,83% 63,72% 71,23% 82,41% 85,13% 93,46% 79,88% 69,61% 87,11% 74,38%
2013 64,81% 57,74% 65,97% 78,73% 83,22% 91,97% 77,97% 63,07% 85,10% 69,04%
2014 57,97% 52,60% 62,11% 75,28% 81,24% 90,48% 74,88% 57,30% 82,74% 64,28%
2015 50,64% 48,98% 59,80% 72,33% 79,88% 87,58% 72,84% 52,21% 80,28% 60,05%
2016 45,08% 48,10% 57,40% 71,77% 78,04% 86,04% 73,09% 48,84% 79,47% 57,50%
2017 41,16% 48,17% 55,86% 71,21% 78,00% 84,90% 73,02% 46,78% 78,87% 55,87%
2018 38,76% 48,44% 55,25% 70,64% 77,41% 84,35% 73,19% 45,62% 78,57% 54,91%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 25: Schilerinnen und Schiler nach Forderschwerpunkt und Férderort, nur 6ff. Schulen, Primarstufe, LVR, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 2413 1750 1674 172 73 282 547 5837 1074 6911 338.150
2012 2604 2211 1868 223 86 352 602 6683 1263 7946 333.221
2013 2778 2680 2155 251 107 443 621 7613 1422 9035 327.506
2014 2822 2889 2299 320 126 538 724 8010 1708 9718 329.314
2015 3112 2891 2241 339 118 665 820 8244 1942 10.186 327.945
2016 3290 2803 2263 304 136 761 813 8356 2014 10.370 335.650
2017 3513 2536 2228 321 133 833 783 8277 2070 10.347 340.075
2018 3728 2499 2284 330 139 913 694 8511 2076 10.587 339.346
Forderschule
2011 2462 2335 4983 1375 803 2659 1527 9780 6364 16.144 16.144
2012 2158 2299 4742 1368 824 2521 1515 9199 6228 15.427 15.427
2013 1757 2375 4704 1332 854 2401 1479 8836 6066 14.902 14.902
2014 1510 2327 4584 1308 842 2379 1484 8421 6013 14.434 14.434
2015 1357 2318 4484 1276 857 2278 1446 8159 5857 14.016 14.016
2016 1285 2461 4265 1281 880 2473 1425 8011 6059 14.070 14.070
2017 1336 2692 4255 1330 894 2799 1423 8283 6446 14.729 14.729
2018 1450 2719 4230 1347 920 2899 1453 8399 6619 15.018 15.018
Summe
2011 4875 4085 6657 1547 876 2941 2074 15.617 7438 23.055 354.294
2012 4762 4510 6610 1591 910 2873 2117 15.882 7491 23.373 348.648
2013 4535 5055 6859 1583 961 2844 2100 16.449 7488 23.937 342.408
2014 4332 5216 6883 1628 968 2917 2208 16.431 7721 24,152 343.748
2015 4469 5209 6725 1615 975 2943 2266 16.403 7799 24.202 341.961
2016 4575 5264 6528 1585 1016 3234 2238 16.367 8073 24.440 349.720
2017 4849 5228 6483 1651 1027 3632 2206 16.560 8516 25.076 354.804
2018 5178 5218 6514 1677 1059 3812 2147 16.910 8695 25.605 354.364
Forderanteil

2011 1,38% 1,15% 1,88% 0,44% 0,25% 0,83% 0,59% 4,41% 2,10% 6,51%

2012 1,37% 1,29% 1,90% 0,46% 0,26% 0,82% 0,61% 4,56% 2,15% 6,70%

2013 1,32% 1,48% 2,00% 0,46% 0,28% 0,83% 0,61% 4,80% 2,19% 6,99%

2014 1,26% 1,52% 2,00% 0,47% 0,28% 0,85% 0,64% 4,78% 2,25% 7,03%

2015 1,31% 1,52% 1,97% 0,47% 0,29% 0,86% 0,66% 4,80% 2,28% 7,08%

2016 1,31% 1,51% 1,87% 0,45% 0,29% 0,92% 0,64% 4,68% 2,31% 6,99%

2017 1,37% 1,47% 1,83% 0,47% 0,29% 1,02% 0,62% 4,67% 2,40% 7,07%

2018 1,46% 1,47% 1,84% 0,47% 0,30% 1,08% 0,61% 4,77% 2,45% 7,23%

Forderschulbesuchsanteil

2011 50,50% 57,16% 74,85% 88,88% 91,67% 90,41% 73,63% 62,62% 85,56% 70,02%

2012 45,32% 50,98% 71,74% 85,98% 90,55% 87,75% 71,56% 57,92% 83,14% 66,00%

2013 38,74% 46,98% 68,58% 84,14% 88,87% 84,42% 70,43% 53,72% 81,01% 62,26%

2014 34,86% 44,61% 66,60% 80,34% 86,98% 81,56% 67,21% 51,25% 77,88% 59,76%

2015 30,36% 44,50% 66,68% 79,01% 87,90% 77,40% 63,81% 49,74% 75,10% 57,91%

2016 28,09% 46,75% 65,33% 80,82% 86,61% 76,47% 63,67% 48,95% 75,05% 57,57%

2017 27,55% 51,49% 65,63% 80,56% 87,05% 77,06% 64,51% 50,02% 75,69% 58,74%

2018 28,00% 52,11% 64,94% 80,32% 86,87% 76,05% 67,68% 49,67% 76,12% 58,65%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 26: Schilerinnen und Schiler nach Forderschwerpunkt und Férderort, nur 6ff. Schulen, Sek. I, LVR, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 2098 1488 515 121 55 103 336 4101 615 4716 475.642
2012 2822 2093 703 162 94 132 361 5618 749 6367 465.125
2013 3778 2865 970 226 85 140 407 7613 858 8471 455.700
2014 4755 3766 1363 291 96 171 506 9884 1064 10.948 447.574
2015 5729 4805 1793 356 118 277 626 12.327 1377 13.704 444.629
2016 6805 5258 2138 419 133 348 642 14.201 1542 15.743 444.998
2017 7647 5739 2463 455 128 448 638 15.849 1669 17.518 439.762
2018 8362 5994 2699 483 143 458 713 17.055 1797 18.852 436.750
Forderschule
2011 13.217 5252 1174 547 256 5602 2225 19.643 8630 28.273 28.273
2012 11.983 5211 1141 538 228 5570 2237 18.335 8573 26.908 26.908
2013 10.673 5349 1095 530 223 5628 2175 17.117 8556 25.673 25.673
2014 9279 5139 1082 527 242 5719 2215 15.500 8703 24.203 24.207
2015 8071 5033 1169 570 270 5892 2244 14.273 8976 23.249 23.264
2016 7374 5115 1249 598 261 5973 2298 13.738 9130 22.868 22.895
2017 6645 5297 1330 577 267 5837 2338 13.272 9019 22.291 22.315
2018 6359 5635 1372 576 268 5985 2358 13.366 9187 22.553 22.581
Summe
2011 15.315 6740 1689 668 311 5705 2561 23.744 9245 32.989 503.915
2012 14.805 7304 1844 700 322 5702 2598 23.953 9322 33.275 492.033
2013 14.451 8214 2065 756 308 5768 2582 24.730 9414 34.144 481.373
2014 14.034 8905 2445 818 338 5890 2721 25.384 9767 35.151 471.781
2015 13.800 9838 2962 926 388 6169 2870 26.600 10.353 36.953 467.893
2016 14.179 10.373 3387 1017 394 6321 2940 27.939 10.672 38.611 467.893
2017 14.292 11.036 3793 1032 395 6285 2976 29.121 10.688 39.809 462.077
2018 14.721 11.629 4071 1059 411 6443 3071 30.421 10.984 41.405 459.331
Forderanteil

2011 3,04% 1,34% 0,34% 0,13% 0,06% 1,13% 0,51% 4,71% 1,83% 6,55%

2012 3,01% 1,48% 0,37% 0,14% 0,07% 1,16% 0,53% 4,87% 1,89% 6,76%

2013 3,00% 1,71% 0,43% 0,16% 0,06% 1,20% 0,54% 5,14% 1,96% 7,09%

2014 2,97% 1,89% 0,52% 0,17% 0,07% 1,25% 0,58% 5,38% 2,07% 7,45%

2015 2,95% 2,10% 0,63% 0,20% 0,08% 1,32% 0,61% 5,69% 2,21% 7,90%

2016 3,03% 2,22% 0,72% 0,22% 0,08% 1,35% 0,63% 5,97% 2,28% 8,25%

2017 3,09% 2,39% 0,82% 0,22% 0,09% 1,36% 0,64% 6,30% 2,31% 8,62%

2018 3,20% 2,53% 0,89% 0,23% 0,09% 1,40% 0,67% 6,62% 2,39% 9,01%

Forderschulbesuchsanteil

2011 86,30% 77,92% 69,51% 81,89% 82,32% 98,19% 86,88% 82,73% 93,35% 85,70%

2012 80,94% 71,34% 61,88% 76,86% 70,81% 97,69% 86,10% 76,55% 91,97% 80,87%

2013 73,86% 65,12% 53,03% 70,11% 72,40% 97,57% 84,24% 69,22% 90,89% 75,19%

2014 66,12% 57,71% 44,25% 64,43% 71,60% 97,10% 81,40% 61,06% 89,11% 68,85%

2015 58,49% 51,16% 39,47% 61,56% 69,59% 95,51% 78,19% 53,66% 86,70% 62,92%

2016 52,01% 49,31% 36,88% 58,80% 66,24% 94,49% 78,16% 49,17% 85,55% 59,23%

2017 46,49% 48,00% 35,06% 55,91% 67,59% 92,87% 78,56% 45,58% 84,38% 55,99%

2018 43,20% 48,46% 33,70% 54,39% 65,21% 92,89% 76,78% 43,94% 83,64% 54,47%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 27: Schilerinnen und Schiler nach Férderschwerpunkt und Forderort, nur 6ff. Schulen, PS+Sek. I, LVR, Schuljahre 2011/12 bis 2018/19

Lern- und Entwicklungsstérungen (LES) Sinnesschadigungen Zusammen Schilerinnen und
Jahr LE ESE SQ HK SE GE KME LES Sonstige Zusammen Schiiler insgesamt
Allgemeine Schule
2011 4511 3238 2189 293 128 385 883 9938 1689 11.627 813.792
2012 5426 4304 2571 385 180 484 963 12.301 2012 14.313 798.346
2013 6556 5545 3125 477 192 583 1028 15.226 2280 17.506 783.206
2014 7577 6655 3662 611 222 709 1230 17.894 2772 20.666 776.888
2015 8841 7696 4034 695 236 942 1446 20.571 3319 23.890 772,574
2016 10.095 8061 4401 723 269 1109 1455 22.557 3556 26.113 780.648
2017 11.160 8275 4691 776 261 1281 1421 24.126 3739 27.865 779.837
2018 12.090 8493 4983 813 282 1371 1407 25.566 3873 29.439 776.096
Forderschule
2011 15.679 7587 6157 1922 1059 8261 3752 29.423 14.994 44.417 44.417
2012 14.141 7510 5883 1906 1052 8091 3752 27.534 14.801 42.335 42.335
2013 12.430 7724 5799 1862 1077 8029 3654 25.953 14.622 40.575 40.575
2014 10.789 7466 5666 1835 1084 8098 3699 23.921 14.716 38.637 38.641
2015 9428 7351 5653 1846 1127 8170 3690 22.432 14.833 37.265 37.280
2016 8659 7576 5514 1879 1141 8446 3723 21.749 15.189 36.938 36.965
2017 7981 7989 5585 1907 1161 8636 3761 21.555 15.465 37.020 37.044
2018 7809 8354 5602 1923 1188 8884 3811 21.765 15.806 37.571 37.599
Summe
2011 20.190 10.825 8346 2215 1187 8646 4635 39.361 16.683 56.044 858.209
2012 19.567 11.814 8454 2291 1232 8575 4715 39.835 16.813 56.648 840.681
2013 18.986 13.269 8924 2339 1269 8612 4682 41.179 16.902 58.081 823.781
2014 18.366 14.121 9328 2446 1306 8807 4929 41.815 17.488 59.303 815.529
2015 18.269 15.047 9687 2541 1363 9112 5136 43.003 18.152 61.155 809.854
2016 18.754 15.637 9915 2602 1410 9555 5178 44.306 18.745 63.051 817.613
2017 19.141 16.264 10.276 2683 1422 9917 5182 45.681 19.204 64.885 816.881
2018 19.899 16.847 10.585 2736 1470 10.255 5218 47.331 19.679 67.010 813.695
Forderanteil

2011 2,35% 1,26% 0,97% 0,26% 0,14% 1,01% 0,54% 4,59% 1,94% 6,53%

2012 2,33% 1,41% 1,01% 0,27% 0,15% 1,02% 0,56% 4,74% 2,00% 6,74%

2013 2,30% 1,61% 1,08% 0,28% 0,15% 1,05% 0,57% 5,00% 2,05% 7,05%

2014 2,25% 1,73% 1,14% 0,30% 0,16% 1,08% 0,60% 5,13% 2,14% 7,27%

2015 2,26% 1,86% 1,20% 0,31% 0,17% 1,13% 0,63% 5,31% 2,24% 7,55%

2016 2,29% 1,91% 1,21% 0,32% 0,17% 1,17% 0,63% 5,42% 2,29% 7,71%

2017 2,34% 1,99% 1,26% 0,33% 0,17% 1,21% 0,63% 5,59% 2,35% 7,94%

2018 2,45% 2,07% 1,30% 0,34% 0,18% 1,26% 0,64% 5,82% 2,42% 8,24%

Forderschulbesuchsanteil

2011 77,66% 70,09% 73,77% 86,77% 89,22% 95,55% 80,95% 74,75% 89,88% 79,25%

2012 72,27% 63,57% 69,59% 83,20% 85,39% 94,36% 79,58% 69,12% 88,03% 74,73%

2013 65,47% 58,21% 64,98% 79,61% 84,87% 93,23% 78,04% 63,02% 86,51% 69,86%

2014 58,74% 52,87% 60,74% 75,02% 83,00% 91,95% 75,05% 57,21% 84,15% 65,15%

2015 51,61% 48,85% 58,36% 72,65% 82,69% 89,66% 71,85% 52,16% 81,72% 60,94%

2016 46,17% 48,45% 55,61% 72,21% 80,92% 88,39% 71,90% 49,09% 81,03% 58,58%

2017 41,70% 49,12% 54,35% 71,08% 81,65% 87,08% 72,58% 47,19% 80,53% 57,05%

2018 39,24% 49,59% 52,92% 70,29% 80,82% 86,63% 73,04% 45,98% 80,32% 56,07%

Quellen: MSB (2019)-MSB (2017) und MSW(2016)-MSW(2012); eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung.
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Tabelle 28: Prasenzschilerinnen und -schiller an LVR-Schulen, nach Schulstandort, Schuljahre 2004/05 bis 2018/19

Schulnr.  Schulstandort FSP 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
155159 Aachen HK 134 142 139 129 132 147 117 110 105 102 101 100 104 90 102
194736 Diusseldorf HK 221 210 209 197 196 191 202 203 184 188 185 174 175 163 174
194748 Essen HK 256 248 246 239 234 232 221 210 198 191 189 183 185 188 187
154623 Euskirchen HK 100 103 109 114 123 118 113 114 109 103 107 106 108 99 94
154106 Kaoln HK 212 201 213 211 196 190 202 201 195 190 194 213 221 221 221
194761 Krefeld HK 189 185 178 175 160 155 156 169 171 172 165 187 189 182 178

HK insg. 1112 1089 1094 1065 1041 1033 1011 1007 962 946 941 963 982 943 956
155147 Aachen KME 250 266 277 275 270 261 264 286 289 283 282 289 280 290 295
183647 Bedburg-Hau KME 130 129 129 131 136 141 148 145 145 146 163 161 166 164 155
154040 Bonn KME 221 223 228 232 241 228 221 224 214 214 223 223 222 235 226
151993 Duisburg KME 250 257 257 201 201 209 215 204 204 200 202 196 202 212 209
151877 Dusseldorf KME 220 219 216 208 211 215 221 217 210 204 202 193 191 186 190
152353 Essen KME 274 266 267 246 238 225 224 221 217 218 209 216 235 234 253
154593 Euskirchen KME 133 144 148 155 167 169 169 182 195 191 192 184 186 188 185
185139 Kaolin | KME 301 297 286 278 273 278 267 258 240 238 242 233 228 222 221
184305 Koin Il KME 253 261 257 277 282 286 284 289 294 282 286 280 264 269 276
152419 Krefeld KME 245 245 242 234 215 203 210 208 197 193 194 201 220 223 229
183659 Leichlingen KME 188 189 186 171 164 161 165 147 154 144 138 147 157 171 173
195066 Linnich KME 50 87 107 127 157 172 168 163 155 153 167 154 152
152511 Ménchengladbach KME 197 186 186 184 188 182 180 168 181 167 188 184 172 169 165
195443 Oberhausen KME 83 108 120 120 129 126 127 128 129 128 139 152
184275 Pulheim KME 173 171 174 191 190 177 176 187 191 193 188 195 186 177 169
154957 Résrath KME 187 190 199 204 203 207 209 201 213 209 205 215 220 220 220
183751 St. Augustin KME 302 303 284 292 280 252 264 263 270 268 284 285 293 280 291
187513 Wiehl KME 148 155 160 164 163 166 166 158 172 168 166 159 147 155 165
152900 Wuppertal KME 217 220 213 200 185 172 162 168 161 163 170 173 178 185 185

KME insg. 3689 3721 3759 3813 3822 3779 3822 3827 3841 3771 3817 3816 3842 3873 3911
155240 Aachen SE 75 78 76 78 73 62 51 39 12 0 0 0 0 0 0
152006 Duisburg SE 90 87 95 96 83 81 73 75 70 79 80 78 81 89 93
155470 Diren SE 168 169 175 175 174 185 189 193 191 186 191 205 205 213 216
151841 Diusseldorf SE 88 85 94 92 93 91 93 85 92 100 97 105 95 93 92
154428 Koln SE 96 80 77 76 63 64 66 62 41 47 45 45 48 49 44

SE insg. 517 499 517 517 486 483 472 454 406 412 413 433 429 444 445
199655 Bornheim SQ 130 144 159 168
187434 Dusseldorf sSQ 179 178 202 207 200 192 215 222 210 226 221 233 232 242 246
189467 Essen SQ 181 189 198 193 174 177 169 166 165 158 160 155 185 182 184
186144 Koin SQ 216 232 230 229 248 233 245 242 236 216 213 121 135 149 180
189765 Stolberg sSQ 208 215 250 270 286 281 271 260 254 238 230 235 250 238 234

SQ insg. 784 814 880 899 908 883 900 890 865 838 824 874 946 970 1012

SuS insg. 6102 6123 6250 6294 6257 6178 6205 6178 6074 5967 5995 6086 6199 6230 6324

Quelle: LVR.

103



Anhang

Tabelle 29: Kinder in der Frihférderung an LVR-Schulen, nach Schulstandort, Schuljahre 2004/05 bis 2018/19

Schulnr. Schulstandort FSP 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
155159 Aachen HK 66 68 76 80 79 85 91 73 83 79 79 81 85 99 97
194736 Diisseldorf HK 173 179 147 122 127 151 195 187 190 195 192 186 176 173 158
194748 Essen HK 106 112 138 172 172 146 154 146 155 143 139 113 121 144 147
154623 Euskirchen HK 36 33 35 32 39 50 48 47 48 50 57 53 60 58 55
154106 Kéln HK 190 197 174 204 224 233 270 245 243 246 250 271 266 272 291
194761 Krefeld HK 81 93 97 121 124 129 125 137 130 127 117 126 126 132 133
HK insg. 652 682 667 731 765 794 883 835 849 840 834 830 834 878 881
155240 Aachen SE 71 56 60 65 59 50 42 50 66 72 74 76 102 96 100
152006 Duisburg SE 157 151 153 133 130 133 134 129 125 128 131 136 144 148 164
155470 Diiren SE 73 81 80 70 65 75 72 60 89 96 89 98 84 83 98
151841 Diisseldorf SE 177 202 190 180 188 197 190 190 191 190 193 193 189 205 197
154428 Kéln SE 145 151 156 169 169 186 176 174 179 183 180 189 190 183 182
SE insg. 623 641 639 617 611 641 614 603 650 669 667 692 709 715 741
SuS insg. 1275 1323 1306 1348 1376 1435 1497 1438 1499 1509 1501 1522 1543 1593 1622
Quelle: LVR.
Tabelle 30: Schilerinnen und Schiler im Gemeinsamen Lernen an LVR-Schulen, nach Schulstandort, Schuljahre 2014/15 bis 2018/19
Schulnr. Schulstandort FSP 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
155159 Aachen HK 78 82 79 82 82
194736 Diisseldorf HK 106 132 84 121 137
194748 Essen HK 78 98 96 107 110
154623 Euskirchen HK 52 53 63 80 71
154106 Kéln HK 182 209 223 223 239
194761 Krefeld HK 109 106 108 113 118
HK insg. 605 680 653 726 757
155240 Aachen SE 54 55 70 71 70
152006 Duisburg SE 73 78 78 88 96
155470 Diiren SE 26 14 9 12 10
151841 Diisseldorf SE 64 45 48 49 58
154428 Kéln SE 77 89 88 84 92
SE insg. 294 281 293 304 326
SuS insg. 899 961 946 1030 1083
Quelle: LVR.

Hinweis: Fir die Schuljahre 2004/05 bis 2013/14 liegen keine Zahlen vor.
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Tabelle 31: Prognose der Schilerinnen und Schiler nach Férderschwerpunkt, Schuljahre
2019/20 bis 2029/30, Variante 111

SQ HK SE KME
Schuljahr Primarstufe
2019 1360 929 1467
2020 1384 945 1492
2021 1422 972 1534
2022 1467 1002 1582
2023 1504 1027 1623
2024 1530 1045 1650
2025 1550 1058 1671
2026 1553 1061 1675
2027 1553 1061 1675
2028 1546 1056 1668
2029 1538 1051 1659
Sekundarstufe |
2019 1370 575 268 2355
2020 1373 577 268 2360
2021 1374 577 268 2362
2022 1384 581 270 2379
2023 1390 584 272 2389
2024 1405 590 274 2414
2025 1431 601 280 2460
2026 1464 615 286 2516
2027 1497 628 292 2573
2028 1527 641 298 2624
2029 1557 654 304 2676
Summe (Primarstufe und Sek. I)

2019 1370 1935 1197 3822
2020 1373 1960 1213 3852
2021 1374 1999 1240 3896
2022 1384 2048 1272 3961
2023 1390 2088 1299 4011
2024 1405 2120 1319 4065
2025 1431 2150 1338 4132
2026 1464 2168 1347 4191
2027 1497 2181 1353 4248
2028 1527 2187 1354 4292
2029 1557 2192 1355 4335

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.
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Tabelle 32: Prognose der Schilerinnen und Schuler nach Férderschwerpunkt und Wohnort (Kreis/krfr. Stadt), Schuljahre 2019/20 bis 2029/30,

Variante 111

Jahr  Unb. 111 112 113 114 116 117 119 120 122 124 154 158 162 166 170 314 315 316 334 358 362 366 370 374 378 382
SQ (Sek. 1)
2019 1 78 39 105 30 1 7 14 9 12 16 31 69 88 43 45 32 189 4 209 62 80 5 39 3 16 140
2020 1 79 39 106 30 1 7 14 9 12 16 31 69 88 43 45 33 190 4 210 62 80 5 39 3 16 141
2021 1 79 39 106 30 1 7 14 9 12 16 31 69 88 43 45 33 190 4 210 62 80 5 39 3 16 141
2022 1 79 40 107 30 1 7 14 10 12 16 31 70 89 44 45 33 191 4 211 63 81 5 40 3 16 142
2023 1 80 40 107 30 1 7 14 10 12 16 31 70 89 44 45 33 192 4 212 63 81 5 40 3 16 142
2024 1 81 40 108 30 1 7 14 10 12 17 32 71 90 44 46 33 194 4 214 64 82 6 40 3 17 144
2025 1 82 41 110 31 1 7 14 10 13 17 32 72 92 45 47 34 198 4 218 65 83 6 41 3 17 147
2026 1 84 42 113 32 1 7 14 10 13 17 33 74 94 46 48 35 203 4 223 66 85 6 42 3 17 150
2027 1 86 43 115 32 1 7 15 10 13 18 34 75 96 47 49 35 207 4 228 68 87 6 43 3 18 153
2028 2 88 44 118 33 2 8 15 11 14 18 35 77 98 48 50 36 212 5 233 69 89 6 44 3 18 156
2029 2 90 45 120 34 2 8 15 11 14 18 35 78 100 49 51 37 216 5 238 71 91 6 45 3 18 159
HK (Primarstufe und Sek. 1)
2019 8 131 113 157 75 40 37 44 26 24 56 40 104 72 60 54 47 280 38 94 49 108 56 50 15 46 112
2020 9 133 114 159 76 41 37 45 27 25 57 41 106 73 61 54 48 284 38 95 49 109 57 50 15 47 113
2021 9 135 117 162 77 41 38 46 27 25 58 41 108 74 62 56 49 289 39 97 50 111 58 51 15 48 115
2022 9 139 119 166 79 42 39 47 28 26 59 42 111 76 64 57 50 296 40 99 51 114 59 52 16 49 118
2023 9 142 122 170 81 43 40 48 28 26 60 43 113 77 65 58 51 302 41 101 52 116 60 54 16 50 121
2024 9 144 124 172 82 44 40 49 29 27 61 44 114 79 66 59 52 307 42 103 53 118 61 54 16 51 122
2025 9 146 125 175 83 45 41 49 29 27 62 44 116 80 67 60 53 311 42 104 54 120 62 55 16 52 124
2026 9 147 126 176 84 45 41 50 30 27 63 45 117 80 67 60 53 314 43 105 54 121 63 56 17 52 125
2027 10 148 127 177 84 45 42 50 30 27 63 45 118 81 68 61 53 316 43 106 55 121 63 56 17 52 126
2028 10 149 128 178 85 45 42 50 30 27 63 45 118 81 68 61 54 317 43 106 55 122 63 56 17 52 126
2029 10 149 128 178 85 45 42 50 30 27 63 45 118 81 68 61 54 318 43 106 55 122 63 56 17 52 126
SE (Primarstufe und Sek. I)
2019 12 80 65 67 25 29 15 16 9 19 37 22 56 54 24 43 27 146 16 94 78 80 31 25 23 25 76
2020 12 81 66 68 26 30 15 16 9 19 38 23 56 54 25 44 28 148 16 95 79 81 32 26 24 26 77
2021 13 83 67 69 26 30 16 17 9 20 39 23 58 56 25 45 28 151 17 97 81 83 32 26 24 26 79
2022 13 85 69 71 27 31 16 17 10 20 40 24 59 57 26 46 29 155 17 100 83 85 33 27 25 27 81
2023 13 87 70 73 27 32 16 18 10 21 41 24 60 58 26 47 30 158 18 102 85 87 34 27 25 27 82
2024 13 88 71 74 28 32 17 18 10 21 41 25 61 59 27 48 30 161 18 104 86 88 35 28 26 28 84
2025 14 90 72 75 28 33 17 18 10 21 42 25 62 60 27 49 31 163 18 105 87 89 35 28 26 28 85
2026 14 90 73 75 28 33 17 18 10 22 42 25 63 60 27 49 31 164 18 106 88 90 35 28 26 28 85
2027 14 91 73 76 29 33 17 18 10 22 42 25 63 61 27 49 31 165 18 106 88 90 35 29 26 29 86
2028 14 91 73 76 29 33 17 18 10 22 42 25 63 61 27 49 31 166 18 106 88 91 35 29 26 29 86
2029 14 91 73 76 29 33 17 18 10 22 42 25 63 61 27 49 31 166 18 106 88 91 35 29 26 29 86
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Fortsetzung Tabelle 32

Jahr  Unb. 111 112 113 114 116 117 119 120 122 124 154 158 162 166 170 314 315 316 334 358 362 366 370 374 378 382
KME (Primarstufe und Sek. 1)
2019 27 126 193 262 115 70 20 106 23 52 120 154 67 101 73 103 165 492 53 223 129 270 133 82 141 114 406
2020 28 127 195 264 116 71 20 107 24 52 121 155 68 101 74 104 166 497 53 225 130 273 134 83 143 115 409
2021 28 129 197 267 117 72 20 108 24 53 122 157 69 103 75 105 168 503 54 228 131 276 135 84 144 116 414
2022 28 131 200 271 119 73 20 110 24 54 124 160 70 104 76 107 171 511 55 231 133 280 138 85 146 118 421
2023 29 133 203 275 121 74 20 112 25 54 126 162 71 106 77 108 173 517 55 234 135 284 139 86 148 120 426
2024 29 134 206 278 122 75 21 113 25 55 128 164 72 107 78 110 175 524 56 237 137 288 141 87 150 121 431
2025 30 137 209 283 124 76 21 115 25 56 130 166 73 109 79 112 178 533 57 241 139 292 143 89 153 123 438
2026 30 139 212 287 126 77 21 117 26 57 132 169 74 110 80 113 181 541 58 245 141 297 146 90 155 125 445
2027 30 141 215 291 128 78 22 118 26 57 133 171 75 112 81 115 183 549 59 248 143 301 148 91 157 127 451
2028 31 142 217 294 129 79 22 119 26 58 135 173 76 113 82 116 185 555 59 250 145 304 149 92 159 128 455
2029 31 144 219 297 131 80 22 121 27 59 136 175 76 114 83 117 187 561 60 253 146 307 151 93 160 129 460

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der beschriebenen Daten.
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Abbildungen

Abbildung 24: Schulerinnen und Schiler an LVR-Schulen nach Wohnort (Kreis/krfr. Stadt) und
Forderschwerpunkt der Schule, Schuljahre 2014/15, 2016/17 bis 2018/19
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Anhang

Fortsetzung Abbildung 24
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Anhang

Fortsetzung Abbildung 24
(a) Forderschwerpunkt SE (Primarstufe und Sek. 1)
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(a) Forderschwerpunkt KME (Primarstufe und Sek. 1)
Quelle: LVR; eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung, eigene Darstellung.

Hinweise: In 2017 fehlende Wohnorte der Schilerinnen und Schiiler in der Frihférderung der HK Dusseldorf mit
Wohnorten aus 2016 imputiert. In 2016 fehlende Wohnorte der Prédsenzschilerinnen und -schiiler der SE Duis-
burg mit Wohnorten aus 2017 imputiert. Ohne Schulerinnen und Schiler der Sek. Il
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Anhang

Abbildung 25: Schulerinnen und Schiler nach Wohnort (Kreis/krfr. Stadt) und besuchter LVR-Schule, Férderschwerpunkt SQ (in der Sek. 1), Schul-

jahre 2016/17 bis 2018/19
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Anhang

Abbildung 26: Schilerinnen und Schiler nach Wohnort (Kreis/krfr. Stadt) und besuchter LVR-Schule, Férderschwerpunkt HK, Schuljahre 2016/17
bis 2018/19
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Quelle: LVR; eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung, eigene Darstellung.

Hinweis: In 2017 fehlende Wohnorte der Schiilerinnen und Schiler in der Frihférderung der HK Dusseldorf mit Wohnorten aus 2016 imputiert.
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Abbildung 27: Schilerinnen und Schiler nach Wohnort (Kreis/krfr. Stadt) und besuchter LVR-Schule, Férderschwerpunkt SE, Schuljahre 2016/17
bis 2018/19
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Quelle: LVR; eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung, eigene Darstellung.

Hinweis: In 2016 fehlende Wohnorte der Prasenzschulerinnen und -schiler der SE Duisburg mit Wohnorten aus 2017 imputiert.
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Abbildung 28: Schilerinnen und Schiler nach Wohnort (Kreis/krfr. Stadt) und besuchter LVR-Schule, Férderschwerpunkt KME, Schuljahre 2016/17

bis 2018/19

el Soibasins

Quelle: LVR; eigene Zusammenstellung, eigene Berechnung, eigene Darstellung.

Hinweis: Ohne Schiilerinnen und Schiiler der Sek. Il
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Anhang

Abbildung 29: Anteil der Kinder in Frihférderung an allen Schilerinnen und Schilern an LVR-

Schulen, nach Forderschwerpunkt der Schule, Schuljahre 2014/15, 2016/17 bis 2018/19
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Worum geht es hier? (Text mit der Nummer 15/191)

In leichter Sprache:

) o 4
oooo

Kinder mit und ohne Behinderungen

sollen zusammen zur Schule gehen kénnen.

Das nennt man Gemeinsames Lernen.

Das schwierige Wort dafur heiBt:

Inklusion in der Schule.

Der LVR findet Inklusion in der Schule sehr wichtig.
Hier erklart der LVR:

So hilft der LVR,

damit viele Kinder mit und ohne Behinderungen
zusammen zur Schule gehen.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?

Dann konnen Sie beim LVR in Koln anrufen:
0221-809-5220

Viele Informationen zum LVR in leichter Sprache

finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de %

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion
und Menschenrechte (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern weitere
Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.



http://www.leichtesprache.lvr.de/

Zusammenfassung:

Die Verwaltung hat im Haushaltsbegleitbeschluss 2017/2018 am 21.12.2016 den
Auftrag erhalten, den Prozess der schulischen Inklusion begleitend weiter
voranzubringen. Diese Vorlage 15/191 beschreibt das Vorgehen der Verwaltung zur
Unterstlitzung der schulischen Inklusion.

Die Weiterentwicklung des Schulsystems hin zur schulischen Inklusion wird durch den
LVR als Schultréager durch eine Vielzahl an MaBnahmen unterstitzt:

Bei der inklusiven Schulentwicklungsplanung bringt der LVR seine Erfahrungen als
groBer, Uberregionaler Forderschultrager ein und kann so den schulischen
Inklusionsprozess, insbesondere flr die Forderschwerpunkte Sehen, Ho6ren und
Kommunikation, Sprache (Sek. I) sowie Koérperliche und motorische Entwicklung,
begleiten.

Mit freiwilligen Mitteln aus der LVR-Inklusionspauschale unterstiitzt der LVR seit 2010
Schultrager im Rheinland bei ihren Bemihungen, auch Kindern und Jugendlichen mit
einem sonderpadagogischen Unterstiitzungsbedarf den Besuch einer allgemeinen
Schule zu erméglichen.

Das Angebot ,Systemorientierte Unterstitzung schulischer Inklusion™ (kurz: SUSI)
Ubernimmt unter dem Motto ~Lotsen, vernetzen, informieren™ eine
Vermittlungsfunktion bei Fragen zum Thema ,Schulische Inklusion®™. Durch eine
regionale und sozialraumorientierte Vernetzung relevanter Expert*innen und durch
Weitergabe von Expertise, bspw. Uber die Foérderschwerpunkte des LVR, werden
Fachleute in ihrer Arbeit unterstlitzt, um das Gemeinsame Lernen vor Ort zu beférdern
und zu starken.

Fachtagungen und digitale Veranstaltungen koénnen je nach Thema, Zielgruppe und
Gestaltungen vielfaltig wirken. In erster Linie unterstiitzen Fachveranstaltungen die
schulfachliche Arbeit, indem sie Fachkrafte qualifizieren und vernetzen. Sie tragen zur
aktiven Auseinandersetzung mit Themen und mdglichen Partner*innen bei.
Offentlichkeitsarbeit flankiert alle Aktivitdten des LVR als Schultrdger zu schulischer
Inklusion.

Die LVR-Schulen sind inklusive Lernorte und als solche Zentren der Unterstitzung und
Beratung in allen Fragen rund um die Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit
Behinderungen. Der LVR fdrdert die Verzahnung seiner Schulen mit allgemeinen
Schulen und unterstitzt aktiv das Gemeinsame Lernen von Kindern und Jugendlichen
mit und ohne Behinderung durch die LVR-Inklusionspauschale, inklusive
Kooperationen, Peer-Group-Angebote und das Projekt der Peer-Bildungsberatung sowie
das Engagement fiir eine Offnung der Férderschulen.

Der LVR als Schultrager beteiligt sich aktiv an der Zusammenarbeit und der
Vernetzung von schulischen Akteuren in Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft. Er
engagiert sich in Netzwerken und Fachveranstaltungen im Themengebiet Schule und
Inklusion in den Kommunen des Rheinlandes. Er beteiligt sich an politischen und

2



gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen, indem er Positionen und Stellungnahmen
erarbeitet, kommuniziert und vertritt.

Diese Vorlage leistet einen Beitrag zur Umsetzung des LVR-Aktionsplanes im Hinblick
auf die Zielrichtung 10 ,Das Kindeswohl und die Kinderrechte im LVR als inklusiven
Mainstreaming-Ansatz schitzen® und Zielrichtung 4 ,Den inklusiven Sozialraum
mitgestalten®.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/191:
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1 Auftrag und Hintergrund

Die Verwaltung hat durch den Haushaltsbegleitbeschluss 2017/2018 vom 21.12.2016 den
Auftrag erhalten, den Prozess der schulischen Inklusion begleitend weiter
voranzubringen. Zu diesem Zweck wurde die Verwaltung beauftragt, ein
Beratungsangebot zur Unterstitzung der inklusiven Bildung sowie ein Konzept zu
entwickeln, mit dem die Weiterentwicklung des Schulsystems hin zur Inklusion
unterstitzt werden kann (Antrag 14/140, Zeile 352 ff.). Das Beratungsangebot befindet
sich in der Verstetigung (vgl. Vorlage 14/2973 ,Systemorientierte Unterstltzung
schulischer Inklusion", Beschluss Landschaftsausschuss vom 14.12.2018). Das Konzept
zum weiteren Vorgehen der Verwaltung wird im Folgenden ausgefihrt.

In den letzten Schuljahren sieht sich der LVR als Schultrager mit stagnierenden
Inklusionsquoten und steigenden Schiilerzahlen an seinen Fdérderschulen konfrontiert
(vgl. Vorlagen 14/2563 und 14/3218). Mit Beschluss des Antrags 14/217
(Landschaftsausschuss am 08.10.2018) wurde die Verwaltung aus diesem Grund
gebeten, ,den gegenwdrtigen Umsetzungsstand der Inklusion an den Schulen NRW'’s [...]
darzustellen [...] sowie Rahmenbedingungen und bildungspolitische Perspektiven flir eine
gelingende Entwicklung hin zu einem inklusiven Schulsystem aufzuzeigen. Dabei sind
insbesondere die Wirkungen der gegenwadrtigen Situation auf die Aufgaben des LVR als
Schultrager und die fortlaufende Schulentwicklungsplanung darzustellen®. Die Verwaltung
hat daher in Vorlage 14/3401/1' eine schulpolitische Positionierung sowie die Ableitung
des weiteren Verwaltungshandelns vorgenommen. Das nachfolgend dargestellte Konzept
zur Unterstitzung der schulischen Inklusion durch den LVR beschrankt sich deshalb auf
die konkreten Aktivitaten des LVR und stellt den schulpolitischen Rahmen nicht erneut
dar. Vielmehr ist diese Vorlage als Konkretisierung des Verwaltungshandelns zu
verstehen, welches in der Positionierung (14/3401/1) aus Ubergeordneter Perspektive
skizziert wurde.

Die fortlaufende Schulentwicklungsplanung des LVR hat im Frihjahr 2019 weiterhin und
teils drastisch ansteigende Schiilerzahlen offenbart, insbesondere an LVR-Fdrderschulen
mit den Foérderschwerpunkten Koérperliche und motorische Entwicklung sowie Sprache
(Vorlage 14/3218). Um den akuten und den kinftig drohenden Schulraummangel
abzuwenden und die Schultrageraufgaben auf die weiter zunehmende Zahl an
Schiler*innen2 an den Schulen des LVR auszurichten, wurde in Vorlage 14/3817/2 das
Konzept ,Schulraumkapazitét 2030" vorgestellt, welches den weiteren Schritten und
MaBnahmen des LVR mit Blick auf die Bereitstellung der erforderlichen Schulanlagen und
Gebdude zugrunde liegen wird (Beschluss des Landschaftsausschusses am 23.06.2020).

' ,Rahmenbedingungen und bildungspolitische Perspektiven fir die gelingende Weiterentwicklung
eines inklusiven Schulsystems - Auswirkungen auf die Aufgaben des LVR als Schultrager®
(14/3401/1, Beschluss Landschaftsausschuss 05.07.2019)

2 Mit der Verwendung des Gender*Sterns, bei der zwischen dem Wortstamm und der weiblichen
Endung ein Gender*Stern eingefligt wird, méchten wir auf alle Menschen jenseits der
Zweigeschlechtlichkeit hinweisen und neben Frauen und Mannern ausdricklich all diejenigen
einbeziehen und ansprechen, die sich nicht in die Geschlechterkategorien ,weiblich® und
,mannlich® einordnen kénnen oder méchten.



Die Sicherstellung ausreichender Schulraumkapazitat in den Foérderschwerpunkten
Koérperliche und motorische Entwicklung, Sehen, Héren und Kommunikation sowie
Sprache in der Sekundarstufe I ist aufgrund der gesetzlichen Verpflichtung eine der
Kernaufgaben des LVR als Schultrdger. Neben der Sicherstellung der Beschulung sind
ausreichende raumliche Kapazitaten auch fir innovative Schulversuche und fir die
Offnung der Férderschulen fir Kinder und Jugendliche ohne sonderpddagogischen
Unterstlitzungsbedarf (sog. ,umgekehrte Inklusion™) erforderlich. Im Handlungskonzept
»Schulraumkapazitat 2030" wird die Verzahnung der Bildungssysteme, die Unterstiitzung
des Gemeinsamen Lernens sowie insgesamt die bildungspolitische Perspektive einer
Weiterentwicklung eines inklusiven Schulsystems fir den LVR als handlungsleitend und
prioritar beschrieben. Das hier vorliegende Konzept zur Unterstitzung der schulischen
Inklusion spiegelt diese Maxime wider. Die Ausfiihrungen in dieser Vorlage konkretisieren
die aktive Mitgestaltung des laufenden Transformationsprozesses hin zu einem inklusiven
Bildungssystem durch den LVR als Schultréger.

Die nachfolgend dargestellten ,Bausteine® des Konzeptes zur Unterstitzung der
schulischen Inklusion zeigen die vielfdltigen Einflussmdglichkeiten des LVR auf den
schulischen Inklusionsprozess auf. Im Sinne einer realistischen Einordnung der Wirkung
dieser MaBnahmen ist auch auf die Grenzen der Einflussnahme des LVR hinzuweisen: In
NRW besteht ein schulgesetzlich verankertes Wahlrecht der Eltern eines Kindes mit
sonderpadagogischem Unterstitzungsbedarf im Hinblick auf  den Forderort
(Gemeinsames Lernen in einer allgemeinen Schule oder Fdérderschule). Im Rahmen des
AO-SF3-Verfahrens (Antrag auf Feststellung des sonderpadagogischen
Unterstliitzungsbedarfes) haben die Eltern das Recht auf einen Platz im Gemeinsamen
Lernen an einer allgemeinen Schule; die Eltern kdénnen sich jedoch auch fir eine
Forderschule entscheiden. Damit liegt der Wahl der Schulform als Foérderort eine
bewusste Entscheidung der Eltern zugrunde. Viele Eltern, vor allem der Schiler*innen
mit schweren oder mehrfachen Behinderungen, halten eine Foérderschule flir den
geeigneteren Forderort fir ihr Kind. Die Rahmenbedingungen im Gemeinsamen Lernen,
z. B. im Hinblick auf KlassengroBen und die sonderpdadagogische Expertise vor Ort, kann
der LVR nicht beeinflussen. Die Gestaltung des Gemeinsamen Lernens obliegt dem
Ministerium fur Schule und Bildung des Landes NRW mit seinen nachgeordneten
Behorden (Bezirksregierungen, Schuldmter). Der LVR schopft seine Mdglichkeiten, die
Weiterentwicklung des Schulsystems hin zur Inklusion zu beférdern, gleichwohl mit einer
Vielzahl an Ansdtzen aus, die nachfolgend dargestellt werden. Ziel der Bemihungen ist
die weitere Verzahnung der Systeme und die qualitatsvolle Weiterentwicklung der
schulischen Inklusion, damit diese eine flr Eltern attraktive Option der Beschulung fir ihr
Kind wird und sich mehr Eltern fiir das Gemeinsame Lernen entscheiden.

2 Fortlaufende Schulentwicklungsplanung

Das Schulgesetz NRW verpflichtet Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbande, soweit
sie Schultrageraufgaben zu erfillen haben, dazu, zur Sicherung eines gleichmaBigen,
inklusiven und alle Schulformen und Schularten umfassenden Bildungs- und
Abschlussangebots eine - mit den Planungen benachbarter Schultrager abgestimmte -

3AO-SF steht kurz fir ,Ausbildungsordnung sonderpédagogische Foérderung®.
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Schulentwicklungsplanung zu betreiben (§ 80 Abs. 1 Schulgesetz NRW). Dabei sollen
Schulen und Schulstandorte so geplant werden, dass schulische Angebote aller
Schulformen und Schularten einschlieBlich allgemeiner Schulen als Orte des
Gemeinsamen Lernens (§ 20 Abs. 2 Schulgesetz NRW) unter moglichst gleichen
Bedingungen wahrgenommen werden kénnen (§ 80 Abs. 2 Schulgesetz NRW).

Der LVR-Fachbereich Schulen erhebt regelmaBig die aktuellen Schilerzahlen in den
Schulen, analysiert diese jahrlich vor dem Hintergrund der vom Land NRW zur Verfiigung
gestellten weiteren Kennzahlen zur Entwicklung der schulischen Inklusion, prognostiziert
die zukilnftige Entwicklung und leitet daraus ggf. entstehende Handlungsbedarfe ab (vgl.
Vorlagen 14/3218, 14/2563, 14/1850).

Fir die Prognose im Rahmen dieser fortlaufenden Schulentwicklungsplanung wurde ein
wissenschaftliches Instrument entwickelt (vgl. Vorlage 14/1283), das in den weiteren
Vorlagen 14/3218, 14/2563, und 14/1850 verwendet wurde, um die Prognosen zu
aktualisieren. Im Herbst 2019 wurde eine wissenschaftliche Uberarbeitung und
Validierung des Prognose-Instrumentes in Auftrag gegeben, welches seit der zweiten
Jahreshadlfte 2020 verwendet wird (vgl. Vorlage 15/192). Hiermit verfiigt die Verwaltung
Uber ein gepriftes und aktualisiertes Verfahren flir die zuverldssige Prognose der kiinftig
zu erwartenden Schilerzahlen, die als belastbare, vertrauenswiirdige Grundlage flr
Entscheidungen des Schultrégers dienen.

Die inklusive Schulentwicklungsplanung ist eine laufende Aufgabe des LVR und aller
Schultrager im Rheinland. Sie erfordert den regelmaBigen Austausch mit den
Schultragern der allgemeinen Schulen. Hier bringt der LVR seine Erfahrungen als groBer,
Uberregionaler Foérderschultrager ein und kann den schulischen Inklusionsprozess,
insbesondere flr die Foérderschwerpunkte Sehen, Horen und Kommunikation, Sprache
(Sek. I) sowie Koérperliche und motorische Entwicklung, begleiten.

3 LVR-Inklusionspauschale

Mit freiwilligen Mitteln aus der LVR-Inklusionspauschale unterstiitzt der LVR seit 2010
Schultrager im Rheinland bei ihren Bemihungen, auch Kindern und Jugendlichen mit
einem sonderpadagogischen Unterstitzungsbedarf den Besuch einer allgemeinen Schule
zu ermoglichen (Vorlage 13/232). Die LVR-Inklusionspauschale ist eine die
Landesférderung erganzende, einzelfallbezogene Forderung (Anreizférderung). Aus dem
jahrlichen Foérderbudget in Hohe von 450.000 EUR erhalten Schultrédger finanzielle
Unterstitzung fir Hilfen, die fur den konkreten Einzelfall fir die Beschulung an der
allgemeinen Schule notwendig sind.

Der Landschaftsausschuss hat die Verwaltung am 26.03.2009 beauftragt, MaBnahmen zu
ergreifen, um Kindern mit Behinderung den Besuch einer allgemeinen Schule zu
ermodglichen und damit das sich aus Art. 24 der UN-Behindertenrechtskonvention
(UNBRK) konstituierende individuelle Recht auf Bildung zu unterstiitzen, unabhangig von
dessen Verankerung im Schulgesetz NRW. Die Verwaltung hat daraufhin mit der LVR-
Inklusionspauschale ein neues Instrument entwickelt. Seit der Einfihrung der LVR-



Inklusionspauschale wird regelmaBig Uber Umfang und Verwendung der Mittel berichtet
(Vorlagen 14/3509, 14/2420, 14/569, 14/1351, 13/3282/1 und 13/1689).

Die Forderung durch den LVR erfolgt immer einzelfallbezogen im Sinne der Starkung des
personenzentrierten Ansatzes, d. h. die Fdrderleistungen orientieren sich am individuellen
Bedarf. Die LVR-Inklusionspauschale umfasst die finanzielle Unterstiitzung der
Schultrager bei Sachausstattungen und baulichen MaBnahmen, wenn diese ein Kind mit
Unterstitzungsbedarf in den Foérderschwerpunkten Horen und Kommunikation, Sehen,
Koérperliche und motorische Entwicklung sowie Sprache in der Sekundarstufe 1
aufnehmen oder wenn im Verlauf einer solchen Beschulung ein verdnderter Bedarf
festgestellt wird.

Die freiwilige Forderung des LVR konzentriert sich auf die Bereiche, bei denen die
Schultrager aufgrund der Besonderheiten des Einzelfalls einen hohen Unterstlitzungs-
und Beratungsbedarf haben: sdchliche Ausstattung und barrierefreie Herrichtung der
Raumlichkeiten. Beispielsweise braucht ein pflegebediirftiges Kind einen Pflegebereich in
der Schule, weil es mehrmals tdglich gewickelt werden muss. Daflir wird u. a. eine
Pflegeliege benétigt. Ohne diese Wickelmdglichkeit kann das Kind am Unterricht der
allgemeinen Schule faktisch nicht teilnehmen. Ein hoérbehindertes Kind braucht in der
Regel einen akustisch aufbereiteten Klassenraum (z. B. Akustikdecke, schall-
absorbierende Wandpaneele). Ohne diese akustische Aufbereitung ist der Gerduschpegel
derart hoch, dass das Kind den Unterrichtsinhalten nur schwer oder gar nicht folgen
kann. Ein sehbehindertes Kind bendtigt einen spezifischen Arbeitsplatz. Ohne eine
individuell angepasste Ausstattung (wie z. B. Arbeitsplatzleuchte, neig- und rollbarer
Tisch u. a.) ist die selbststandige Arbeit und Teilnahme im Unterricht nicht mdéglich. Die
bedarfsgerechte Einzelfallférderung mit dem Ziel, den Besuch der allgemeinen Schule zu
ermobglichen, bedeutet in diesen Fallen, den aufnehmenden Schultréager entsprechend zu
beraten und die baulichen MaBnahmen sowie die Beschaffung der notwendigen
Ausstattung finanziell zu unterstitzen.

4 ,Systemorientierte Unterstiitzung
schulischer Inklusion™ (SUSI)

Das Angebot der ,Systemorientierten Unterstltzung schulischer Inklusion™ (kurz: SUSI,
vgl. Vorlage 14/2973) des LVR befindet sich seit 2019 an zwei Modellstandorten (Stadt
Essen und Kreis Diren) in der Umsetzung und konnte dort bereits verstetigt werden. In
einem weiteren Kreis (Kleve) werden derzeit die gemeinsamen Planungen konkretisiert
und daneben das Ausrollen des Angebotes in weiteren Stadten und Kreisen vorbereitet.
SUSI ist ein Angebot, welches unter dem Motto ,Lotsen, vernetzen, informieren® eine
Vermittlungsfunktion bei Fragen zum Thema ,Schulische Inklusion® Ubernimmt. Durch
eine regionale und sozialraumorientierte Vernetzung relevanter Expert*innen und durch
Weitergabe von Expertise, z. B. zu den Férderschwerpunkten des LVR, werden Fachleute
in ihrer Arbeit vor Ort unterstitzt, um das Gemeinsame Lernen zu beférdern und zu
starken. SUSI verfolgt das Ziel, die Expert*innen vor Ort in den Kommunen so zu
befahigen, dass die unterschiedlichsten Fragen zum Themengebiet der schulischen
Inklusion beantwortet werden kdénnen, die fachkundigen Partner*innen vor Ort bekannt
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sind und an diese verwiesen werden kann. Alle Menschen, die mit Fragen zur schulischen
Inklusion an die Expert*innen vor Ort herantreten, gleich ob Eltern, Fachkrafte,
Schiler*innen, Mitarbeiter*innen in Behérden o. a., sollen fachkundige Antworten oder
konkrete Anlaufstellen erhalten, die ihnen kompetente Antworten und Unterstlitzung
geben kénnen, um das Gemeinsame Lernen weiter auszubauen. Neben der
Unterstitzung vor Ort in den Kommunen wurde im Rahmen des Beratungsangebotes von
SUSI begleitend eine zentrale rheinlandweite Hotline und Mailadresse fir Interessierte,
Fachkrdéfte sowie Ratsuchende in der Zentralverwaltung des LVR eingerichtet. Die
rheinlandweite Hotline sowie Mailadresse sind Serviceleistungen des LVR, die in erster
Linie ebenfalls die Funktion haben, zu dem richtigen Beratungsangebot zu lotsen - ggf.
nach einer einzelfallbezogenen Recherche. Durch diese Biindelung werden dariber hinaus
Beratungsbedarfe aufgedeckt und wichtige Netzwerkpartner*innen identifiziert. Dieses
zentrale Angebot wird gemeinsam mit den regionalen Partner*innen weiterentwickelt und
sukzessive auf das Rheinland ausgeweitet.

5 Offentlichkeitsarbeit als Diskursmotor

Inklusion ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss sich in den Ko&pfen
vollziehen: Um schulische Inklusion alltaglich erlebbar zu machen, missen gelingende
Beispiele in den Vordergrund ricken. Aus der Arbeit des LVR als Unterstitzer und
Forderer der Inklusion ergeben sich hierzu viele Anknipfpunkte und Informationen.
Offentlichkeitsarbeit flankiert daher alle Aktivitdten des LVR als Schultrdger im Thema
schulischer Inklusion. Ein aktuelles Beispiel ist die Offentlichkeitsarbeit fiir das Angebot
der ,Systemorientierten Unterstitzung schulischer Inklusion®, fiir welches Flyer und
Veroffentlichungen fir das Internet hergestellt wurden. Im LVR wird die
Offentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung fiir die Weiterentwicklung der Inklusion in
der Gesellschaft in vielen weiteren MaBnahmen und Aktivitdten unterstitzt und der LVR
als Schultrager z. B. bei der Tour, dem Tag und der digitalen Woche der Begegnung als
direkter fachlicher Partner der Schulen eng eingebunden.

Als Kommunalverband mit rund 20.000 Beschaftigten spielt der LVR grundsatzlich eine
tragende Rolle als Diskursmotor, indem er sozialpolitische Themen in die 06ffentlichen
Diskussionen einbringt. Uber gezielte KommunikationsmaBnahmen kann der LVR die
offentliche Diskussion zum Thema Inklusion anstoBen, Bewusstsein daflir wecken und die
offentliche Wahrnehmung mitgestalten. Mdgliche geeignete Instrumente dafir sind z. B.
die regelmaBig stattfindenden Fachtagungen, bei denen der LVR ein Forum flir Experten-
und Erfahrungsaustausch bietet. Die Pressearbeit im Landschaftsverband wird im
Zusammenspiel der fachlichen Arbeitseinheiten gestaltet.

5.1 Fachtagungen

Fachtagungen haben vielfdltige Wirkungen und kdénnen je nach Thema, Zielgruppe und
Gestaltungen unterschiedlich wirken. Allgemein gesagt unterstiitzen Fachveranstaltungen
die schulfachliche Arbeit, indem sie Fachkrdfte qualifizieren und vernetzen. Sie tragen zur
aktiven Auseinandersetzung mit Themen und mdglichen Partner*innen bei. Sie tragen
bedeutend zur Sichtbarkeit des LVR als Unterstltzer der schulischen Inklusion bei. Denn
schulische Inklusion vor Ort kann nur gelingen, wenn die Vielzahl an beteiligten
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Fachkraften informiert und fortgebildet wird und die Akteure sich vernetzen kdnnen. Die
spezifischen, aktuellen Themen in den Schulen und in der Beratung entwickeln sich lber
die Zeit ebenso wie die Fachkrafte weiter.

Zielgruppen fir Fachtagungen des Fachbereiches Schulen sind haufig die Fachkrafte (v.a.
LVR-Mitarbeitende aus Therapie und Pflege sowie Lehrkradfte) aus den LVR-F&rderschulen
sowie deren Netzwerkpartner*innen  (allgemeine  Schulen, Schultrager  bzw.
Schulaufsicht, Beratungsstellen, andere LVR-Fachdezernate, etc.). In den Fachtagungen
werden die Fachkrafte informiert, befahigt und der gegenseitige Austausch angeregt. Die
Veranstaltungen werden spezifisch auf die aktuellen Fragen der Zielgruppe
zugeschnitten. Ergebnisse aus der Schulentwicklungsplanung werden zur Priorisierung
der Themen genutzt und ermdglichen passgenaue, zielgruppenspezifische Angebote.
Dokumentationen von Veranstaltungen tragen zur Offentlichkeits- und Breitenwirkung
bei. Sie legen Ergebnisse und Erkenntnisse offen und machen sie so fir alle Beteiligten
und dariber hinaus Interessierten nutzbar.

5.2 Digitale Veranstaltungen

Im Zuge der voranschreitenden Digitalisierung und der Ausweitung von digitalen
Formaten baut auch der LVR sein Angebot an digitalen Veranstaltungen aus. Diese
kénnen wie auch Prasenzveranstaltungen dazu dienen, Offentlichkeitsarbeit zu leisten,
verschiedene Zielgruppen zu vernetzen, zu informieren oder Neues zu erarbeiten. Mit
Online-Vortragen, Webinaren oder Online-Workshops kénnen verschiedene
Adressat*innen zu unterschiedlichen Themen standortunabhangig erreicht werden. Seit
dem Beginn der Corona-Pandemie im Frihjahr 2020 wurden Formate fir Fachtagungen
bzw. fachlichen Austausch in Vortragen und Workshops auch digital entwickelt und
erfolgreich durchgefiihrt. Mit diesen Mdoglichkeiten kénnen sich Fachkrafte und weitere
Kooperationspartner*innen z. B. aus Verwaltungen bzw. Schulaufsicht trotz
Kontaktbeschrankungen austauschen. Die Unterstiitzung der schulfachlichen Arbeit und
Foérderung der Vernetzung wird weiterhin sichergestellt und weiterentwickelt. Aber auch
Zielgruppen jenseits von Fachkraften lassen sich mit digitalen Veranstaltungen erreichen,
um eine Bewusstseinsbildung flr die Weiterentwicklung der Inklusion in der Gesellschaft
zu fordern.

5.3 Aktive Mitgestaltung politischer Prozesse

Der LVR als Schultrager beteiligt sich aktiv an der Zusammenarbeit und der Vernetzung
von schulischen Akteuren in Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft. Er engagiert sich in
Netzwerken und Fachveranstaltungen im Themengebiet Schule und Inklusion, u. a. in
den entsprechenden Gremien der Kommunalen Spitzenverbande und des Ministeriums
flir Schule und Bildung NRW sowie in Landtagsanhdrungen. Er beteiligt sich an politischen
und gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen, indem er Positionen und Stellungnahmen
erarbeitet, kommuniziert und vertritt.
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6 LVR-Forderschulen als inklusive Lernorte

Die LVR-Schulen sind Zentren der Unterstlitzung und Beratung in allen Fragen rund um
die Beschulung von Kindern und Jugendlichen mit sonderpdadagogischem
Unterstlitzungsbedarf, Behinderungen und chronischen oder erworbenen Erkrankungen.
Der LVR fordert die Verzahnung der LVR-Schulen mit allgemeinen Schulen und
unterstitzt aktiv das gemeinsame Lernen von Kindern und Jugendlichen mit und ohne
Behinderung - in den Schulen des LVR sowie auBerhalb (z. B. mit der LVR-
Inklusionspauschale und dem Angebot zur ,Systemorientierten Unterstltzung der
schulischen Inklusion®, kurz: ,SUSI").

6.1 Offnung der Forderschulen

Der LVR setzt sich fir die Offnung der Férderschulen ein, d. h. fir die Méglichkeit, dass
auch Kinder und Jugendliche ohne festgestellten sonderpadagogischen
Unterstitzungsbedarf Forderschulen besuchen kdnnen. Schulgesetzlich ist dies in NRW
nach wie vor nicht zuldssig. Die in der Verordnung Uuber die MindestgroBen der
Forderschulen und der Schulen fir Kranke (MindestgroBenVO, zuletzt geandert am
31.1.2020) ermdglichte Einrichtung von Férderschulgruppen fir die Férderschwerpunkte
der Lern- und Entwicklungsstérungen an einer allgemeinen Schule stellt aus der Sicht des
LVR einen Schritt in die richtige Richtung dar. Ein solcher Schritt sollte auch umgekehrt
ermdglicht werden. Allgemeine Schulen sollten auch an gedffneten Fdrderschulen
Teilstandorte einrichten kdénnen, um auch flir Schiler*innen mit intensivem
Unterstitzungsbedarf ein inklusives Setting zu ermdglichen. Zu beachten ist hier, dass
Kinder und Jugendliche mit einer Mehrfachbehinderung oder intensivpadagogischen
Unterstitzungsbedarfen weit Uberwiegend insbesondere an Fdrderschulen beschult
werden. Fir ihre Beschulung an der allgemeinen Schule missen erhebliche bauliche,
sachliche und personelle und somit finanzielle Anstrengungen unternommen werden, um
dort ebenfalls den Bediirfnissen dieser Schiler*innen gerecht werden zu kdnnen. Eine
Offnung der Foérderschulen der Landschaftsverbdnde wirde aufgrund der bereits
vorhandenen Ausstattung ressourcenschonender Inklusion ermdglichen, vor allem aber
eine bestmdgliche Foérderung gewahrleisten. Zudem waren die Lerngruppen sowohl
heterogen als auch mit Gleichbetroffenen (sog. Peers*) des Kindes mit Behinderung
zusammengesetzt.

Bei Uberlegungen zur Offnung der Férderschulen ist allerdings zu beriicksichtigen, dass
die Offnung der Fdrderschulen zuséatzliche bzw. frei verflighare rdumliche Kapazitdten
erfordern wirde. In den meisten LVR-Forderschulen mit den Schwerpunkten Kérperliche
und motorische Entwicklung sowie Sprache bestehen kaum freie Schulraumkapazitaten

4 ,Peers, urspriinglich die Bezeichnung flir eine ranggleiche Schicht englischer Adeliger, heute ein
Begriff flir die nicht-verwandten und etwa gleichaltrigen Kinder und Jugendlichen, mit denen
Heranwachsende aufwachsen. Merkmale der Peers sind unteranderem 1) die gleiche Stellung
gegenlber Institutionen (z. B. der Schule); 2) ein verwandter Stand der kognitiven, sozio-
moralischen und emotionalen Entwicklung; 3) die Konfrontation mit Entwicklungsaufgaben und
(normativen) Lebensereignissen zu etwa dem gleichen Zeitpunkt; 4) die gleichberechtigte
Teilhabe an der eigenstéandigen Kultur der Kinder und Jugendlichen, sowie 5) der Anspruch der
Gleichrangigkeit. Daher enthalten die Beziehungen eines Kindes zu seinen Peers einzigartige
Impulse fiir seine Entwicklung, die durch andere Beziehungen nicht zu ersetzen sind (Peer-
Forschung)." (Quelle: https://www.spektrum.de/lexikon/psychologie/peers/11291, recherchiert
am 15.03.2021)
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und die weiterhin steigenden Schilerzahlen aufgrund der demografischen Entwicklung in
NRW werden die letzten bestehenden freien Kapazitaten bald ausschoépfen (vgl. Vorlage
15/192). Eine Offnung der Férderschulen wére derzeit rdumlich nur an Schulen fir
Schiler*innen mit Sinnesbehinderungen moglich (Sehen, Hoéren und Kommunikation).
Im Bereich der Koérperlichen und motorischen Entwicklung sowie Sprache missten neue
raumliche Kapazitdten geschaffen werden - idealerweise durch Kooperationen mit
anderen Schultragern oder ggf. auch durch den LVR selbst.

6.2 Inklusive Kooperationen fiir Schiiler*innen der LVR-
Forderschulen

Seit November 2016 werden Kooperationen zwischen LVR-Schulen, allgemeinen Schulen
und weiteren Partner*innen durch den LVR finanziell geférdert. Solche Kooperationen
gehdéren an der Mehrzahl der LVR-Schulen seit vielen Jahren zum Schulalltag.
Erhebungen der Verwaltung zeigen die bunte Vielfalt und die Mdéglichkeiten von
Kooperationen in den Schulen auf (vgl. 14/1529/1 und 14/3723). Es werden nur
Kooperationen unterstlitzt, in denen sich die Schiler*innen der LVR-Schulen auf
Augenhdhe mit denen der allgemeinen Schulen begegnen. In der Begrindung als
Bestandteil des Foérderantrages ist daher die Kooperation zu beschreiben und die
gleichberechtigte Teilnahme und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen mit und ohne
besonderen Unterstitzungsbedarf darzustellen.

Kooperationen bieten fir Fachkrafte sowie Kinder und Jugendliche sowohl in der LVR-
Schule als auch in der allgemeinen Schule vielfédltige Lern- und Entwicklungsimpulse. Im
gemeinsamen zielgerichteten Handeln werden Barrieren Uberwunden und
Gemeinsamkeiten entdeckt. Neben der positiven Wirkung fir die beteiligten Personen
profitieren auch die Institutionen bzw. das System selbst: Schulen 6ffnen sich, sie
bewegen sich aufeinander zu. Durch Vernetzung und Kooperation kann sich das
Schulsystem weiterentwickeln; Kooperationen leisten einen wesentlichen Beitrag zur
Entwicklung hin zu einem inklusiven Schulsystem, zu dem sich Deutschland in der UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet hat.

6.3 Peer-Group-Angebote

Seit M&arz 2016 unterstitzt der LVR als Schultrdger durch die Ubernahme von
Beforderungskosten Peer-Group-Angebote, welche die LVR-Foérderschulen flr
Schiler*innen aus dem Gemeinsamen Lernen anbieten (vgl. Vorlage 14/997). In den
Peer-Group-Angeboten findet ein gemeinsamer Kompetenzerwerb von Schiler*innen mit
ahnlicher Behinderung statt sowie Begegnung und Austausch zwischen den
Schiler*innen, die im Alltag in verschiedenen allgemeinen Schulen beschult werden.

Wissenschaftliche Untersuchungen belegen die Wichtigkeit von Peer Group-Erfahrungen
fir die Identitatsbildung von Kindern und Jugendlichen mit einer Behinderung. Flr
sinnesgeschadigte Schiler*innen, die an einer allgemeinen Schule unterrichtet werden,
sind Peer Group-Kontakte und -Erfahrungen im Schulalltag hdufig kaum mdglich. Denn
oft sind diese Schiler*innen in der Einzelintegration und damit in vielen Fallen das
einzige Kind mit dem Foérderschwerpunkt Sehen oder Horen und Kommunikation in einer
Klasse; sie lernen nur gemeinsam mit Kindern ohne Seh- bzw. Hoérschadigung. Peer-
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Erfahrungen sind dann in der Schule nicht direkt vor Ort gegeben. Sie sind aber dringend
notwendig flir die Auseinandersetzung mit der eigenen Sinnesschadigung, zur
gegenseitigen Unterstltzung bei Problemsituationen und somit nicht zuletzt der
Identitatsfindung an sich. Eine Reihe von Studien verdeutlicht die Notwendigkeit von
Kontakten zu gleichbetroffenen Peers.?

Aus diesem Grund bieten die LVR-Fdérderschulen mit den Fdérderschwerpunkten Sehen
sowie HOren und Kommunikation bereits seit einigen Jahren unterschiedliche
Veranstaltungen flr die sinnesgeschadigten Schiler*innen an, die sie im Gemeinsamen
Lernen fordern. Neben dem Erfahrungsaustausch mit anderen sinnesgeschadigten
Schiler*innen spielt hierbei zurzeit die Kompensation von noch bestehenden Defiziten
des inklusiven allgemeinen Schulsystems bei der Kompetenzvermittlung eine wichtige
Rolle. Die Peer Group-Angebote finden in der Regel vor Ort an der LVR-Fdrderschule
statt. Die teilnehmenden Schiler*innen reisen dafiir aus unterschiedlichen allgemeinen
Schulen bzw. unterschiedlichen Wohnorten an. Da sich gezeigt hat, dass das Thema
Befdrderung haufig aus unterschiedlichen Griinden eine Barriere darstellt, unterstitzt der
LVR seit 2016 bei der Organisation und der Finanzierung der Schilerbeférderung fir die
elf LVR-Férderschulen, die Peer Group-Angebote machen.

6.4 Peer Bildungsberatung

Im Rahmen des LVR-weiten Projekts der Sozialrdumlichen Erprobung Integrierter
Beratung (SEIB, Vorlage 14/2746) beteiligt sich der LVR-Fachbereich Schulen mit der
Konzeptionierung und Pilotierung eines Angebots der Peer-Bildungsberatung. Das Projekt
endet im Juni 2022.

Der Fokus des Teilprojekts Peer-Bildungsberatung liegt auf der Entwicklung und
Erprobung eines dezernatsspezifischen, sozialraumlichen Konzeptes flir ein
Beratungsangebot - nach einheitlichen, fachlibergreifenden Merkmalen und Standards im
Sinne der Eckpunkte der Integrierten Beratung - im Bereich der schulischen Inklusion.

Die Grundidee des Projektes ist, dass die im Projekt ausgebildeten ,Peer-
Bildungsberater*innen® - LVR-Schiler¥innen gemeinsam mit Regelschiler*innen - als
Diversitatsbotschafter*innen in ihren Sozialrdumen wirken: Sie bieten Beratung und
Trainings zu den Themen ,Diversitat® und ,Empowerment® flr andere Schiler*innen
(,Peers") an. Diese Inhalte werden vorab in einer gemeinsam mit den Schulen und den
Schiler*innen entwickelten, modularen Workshopreihe vermittelt. Die Schiler*innen
werden partizipativ an den Projektbausteinen beteiligt und bestimmen mit. Ein geplanter
Projektbeirat wird begleitend unterstitzen.

Die Erprobung des Teilprojektes findet aktuell in ausgewdhlten Schulen statt. Es ist
beabsichtigt, die bereits mit den LVR-Fdrderschulen kooperierenden Regelschulen in das

5 vgl. Ziehmann/Rothardt (2008): Gestaltung des Ubergangs von der Frihférderung zur
Allgemeinen Grundschule: Beschreibung des Konzepts der Sonderpadagogischen Beratungsstelle
an der Schloss-Schule llvesheim. blind-sehbehindert, 128, S.211-252.

WiBmann, (2009): Sehbehinderung und Blindheit. Erziehung und Bildung im Grundschulbereich,
Allgemeine Schule. In: Opp/Theunissen (Hrsg.). Handbuch schulische Sonderpadagogik (S. 210-
213).
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Teilprojekt einzubinden (siehe auch Vorlage 14/3401/1). Darlber hinaus werden die
Standorte anderer SEIB-Teilprojekte beachtet, um Synergien zu blindeln. Das Angebot
soll sich an LVR-Schiler*innen aller Férderschwerpunkte (H6ren und Kommunikation,
Sehen, Sprache, Koérperliche und motorische Entwicklung) richten. Von Beginn an soll das
Angebot barrierefrei aufgebaut werden.

Peer-Bildungsberatung geht von Selbstvertretungen in den Schulen aus und hat Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen im Fokus. Grundlegend ist es, die Teilhabe am
politischen und o&ffentlichen Leben, die lebenslange Bildung, Meinungsfreiheit und
Informationszugang sowie Barrierefreiheit als zentrale Punkte gelebter Inklusion zu
unterstutzen.

7 Zusammenarbeit in kommunalen
Strukturen

Auf kommunaler Ebene gibt es vielfdltige Strukturen und Gremien, die Entwicklungen
und Veranderungen in der Bildungslandschaft gestalten und steuern, beispielsweise
Bildungskonferenzen und ihre Arbeitsgruppen. Durch die Mitgliedschaft und Teilnahme
der Fachkrafte des LVR an diesen kommunalen Netzwerkstrukturen kann das Fachwissen
des LVR an die Beteiligten vor Ort gelangen. Gleichzeitig gewahrleistet dieses
Engagement den Transfer aktueller Entwicklungen und Haltungen aus den
Mitgliedskdrperschaften in die Fachabteilungen des LVR.

Die reguldre Beteiligung des LVR an diesen kommunalen Steuerungsinstanzen stellt
sicher, dass das Fachwissen zu den LVR-Férderschwerpunkten wahrgenommen, die
Berater*innenfunktion bei Bedarf in Anspruch genommen und die Qualitét der
schulischen Inklusion vor Ort begleitet und verbessert wird. Der LVR wird als Fachinstanz
fir Schiler*innen mit den Schwerpunkten Korperliche und motorische Entwicklung,
Sehen, Hoéren sowie Sprache (Sek I) wahrgenommen und so seiner fachlichen
Verantwortung als Schultréger gerecht. Inklusive Schulentwicklungsprozesse kénnen nur
gelingen, wenn vielfaltige Akteure auf unterschiedlichen Ebenen abgestimmt handeln,
sich austauschen und gegenseitig informieren. Auch Verwaltung und Praxis missen
Hand-in-Hand arbeiten. Vernetztes Denken und Arbeiten ist daher zentral und
handlungsleitend fir alle Aktivitaten des LVR als Schultrager.

8 Ausblick

Der LVR als Schultrager engagiert sich seit vielen Jahren fir die Unterstiitzung und
Weiterentwicklung der schulischen Inklusion. Die inklusive Schulentwicklungsplanung des
Fachbereiches Schulen bildet die Grundlage fir Schwerpunktsetzungen und
Kooperationen. Angebote wie die LVR-Inklusionspauschale, Offentlichkeitsarbeit,
schulfachliche Unterstitzung der Schulen und Vernetzungsaktivitaten fdrdern die
Weiterentwicklung des Schulsystems hin zu einem inklusiven Schulsystem. Mit den
Foérderprogrammen zu inklusiven Kooperationen und Peer-Group-Angeboten werden die
LVR-Forderschulen in ihrer Arbeit zusatzlich unterstiitzt. Die aktive Mitgestaltung
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politischer Prozesse und der Rahmenbedingungen im Schulsystem runden die Tatigkeiten
auf einer weiteren Ebene ab. Das Projekt der Peer-Bildungsberatung erprobt neue
Ansatze der gelebten Inklusion mit Fokus auf den jungen Menschen selbst. Mit den aus
dem Antrag 14/140 resultierenden personellen Ressourcen konnten die bestehenden
Ansatze intensiviert sowie neue Mdoglichkeiten zur Unterstitzung der schulischen
Inklusion aufgebaut werden, konkret vor allem das Unterstiitzungsangebot SUSI
(,Systemorientierte Unterstlitzung schulischer Inklusion™). Die beschriebenen vielfaltigen
und aufeinander abgestimmten Aktivitaten werden fortgefiihrt, um rheinlandweit die
Weiterentwicklung der schulischen Inklusion zu unterstitzen.

In Vertretung

Prof. Dr. Faber
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Worum geht es hier?

In leichter Sprache

Die Aktion Mensch unterstiitzt viele Projekte e g
fur Menschen mit Behinderungen.

Gemeinsam mit einem Forschungs-Institut

schreibt sie jedes Jahr einen Bericht.

Dieser Bericht heiBt: Inklusions-Barometer.

Der Bericht zeigt:

So gut kdnnen Menschen mit Behinderungen am

Arbeitsmarkt in Deutschland teilhaben.

In den letzten Jahren gab es viele gute Veranderungen:

Weniger Menschen mit Behinderungen sind arbeitslos.

Aber durch die Corona-Pandemie andert sich dies. Mehr

Menschen mit und ohne Behinderung verlieren ihre
Arbeit.

Besonders viele Menschen mit Behinderungen finden

in der Region des Landschaftsverbandes Rheinland Arbeit. -

Aber Menschen mit Behinderungen sind immer noch

deutlich 6fter arbeitslos als Menschen ohne Behinderungen.

Haben Sie Fragen zu diesem Text?
Dann konnen Sie beim LVR in K&In anrufen:
0221-809-2202

Viele Informationen zum LVR in Leichter Sprache
finden Sie hier: www.leichtesprache.lvr.de %



https://leichtesprachebilder.de/artikel.php?cat_id=19&art_id=742&suchbegriff=Handy&aktion=suchen

Der Zusatztext in leichter Sprache soll zum einen die Verstandlichkeit der Vorlage
insbesondere flir Menschen mit Lernschwierigkeiten konkret verbessern, zum anderen fir
die Grundsatze der Zuganglichkeit und Barrierefreiheit im Bereich Information und
Kommunikation im Sinne der Zielrichtungen 6 und 8 des LVR-Aktionsplans zur UN-
Behindertenrechtskonvention sensibilisieren.

Mit der Telefonnummer 0221-809-2202 erreicht man die zentrale Stabsstelle Inklusion -
Menschenrechte - Beschwerden (00.300). Sie gibt oder vermittelt bei Bedarf gern
weitere Informationen. Bilder: © Reinhild Kassing.



Zusammenfassung:

Die Aktion Mensch e.V. und das Handelsblatt Research Institute verdffentlichen
gemeinsam seit 2013 jahrlich ein Inklusionsbarometer, um Fortschritte oder Rickschritte
bei der Inklusion in der Arbeitswelt in Deutschland zu messen und langfristig zu
beobachten.

Das diesjahrige Inklusionsbarometer konzentriert sich auf das Inklusionslagebarometer.
Hierfir wurden vorhandene amtliche, statistische Daten zu schwerbehinderten Menschen
ausgewertet. Dazu gehdren u. a. die Beschaftigungsquote, die Arbeitslosenzahlen,
Antrage auf Kiindigung und die Besetzung von Pflichtarbeitsplatzen im Jahre 2019.

Erfreulich aus Sicht des LVR-Inklusionsamtes ist, dass sich NRW im interregionalen
Vergleich im Bereich der Beschaftigungsquote (5,15 Prozent) weiter mit Hessen
zusammen an der Spitze halten kann. Im Gesamtergebnis des interregionalen Vergleichs
verliert NRW (Indikator: 105,4) deutlich den Anschluss an die Spitze - Spitzenregion ist
Ostdeutschland (Indikator: 112,8).

Aus aktuellem Anlass beinhaltet das Inklusionsbarometer 2020 ausnahmsweise ein
Sonderkapitel, das die Auswirkungen der Corona-Pandemie fiir den Arbeitsmarkt und die
Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Behinderung im Jahr 2020 naher betrachtet.
Bereits im Oktober 2020 lag die Arbeitslosenzahl der Menschen mit Behinderung in
Deutschland 13,1 Prozent héher als im Oktober 2019. Damit liegt die Zahl dieser Gruppe
aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016.

Der aktuelle Indikatorwert des Inklusionslagebarometers ist von 107,7 im Vorjahr auf
107,6 leicht gesunken. Damit stagniert der Wert auf einem hohen Niveau, denn im
vergangenen Jahr war nach sieben Jahren stetiger Verbesserung der Inklusionslage in
Deutschland ein Rekordwert erreicht worden. Doch in 2019 ist der Inklusionsprozess ins
Stocken geraten, nicht zuletzt, weil sich die ersten Anzeichen einer konjunkturellen
Abschwachung zeigten.

Die Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderung hat sich im Jahr 2019 nur
geringfligig weiterentwickelt. Die Arbeitslosigkeit unter Menschen mit Behinderung sank
und die Erwerbstatigkeit nahm zu. Dennoch lag die Arbeitslosenquote der Mensc hen mit
Behinderung mit 10,9 Prozent immer noch wesentlich héher als die Arbeitslosenquote der
Menschen ohne Behinderung (5,0 Prozent). Erstmals seit 2013 ist die Anzahl der Antrage
auf Kindigung schwerbehinderter Menschen gestiegen. Hinzu kommt: Die
Beschaftigungsquote der Menschen mit Behinderung liegt mit 4,62 Prozent noch immer
unter der gesetzlich vorgeschriebenen Flinf-Prozent-Quote.

Die Zusammenfassung des Inklusionsbarometers 2019 berlhrt die Zielrichtung 9
(Menschenrechtsbildung im LVR systematisch betreiben) des LVR-Aktionsplans zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/190:

Das Inklusionsbarometer ,Arbeit" wurde erstmalig im Dezember 2013 von der Aktion
Mensch und dem Research Institute des Handelsblattes verdffentlicht. Es gibt Auskunft
Uber den Grad der Inklusion von Menschen mit Behinderung in der Arbeitswelt und wird
seitdem jahrlich erstellt.

Die Ausgabe 2020 liegt der Vorlage als Anlage bei.

Das Inklusionsbarometer analysiert und bewertet normalerweise die
Arbeitsmarktentwicklung des Vorjahres. Aus aktuellem Anlass enthalt der Bericht in
diesem Jahr zusatzlich ein Sonderkapitel, das die Auswirkungen der Corona-Pandemie fir
den Arbeitsmarkt und die Arbeitsmarktchancen von Menschen mit Behinderung ndher
betrachtet.

Die Lage schwerbehinderter Beschéaftigter hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur
geringfligig verandert. Werden alle zehn Teilindikatoren bei der Berechnung des
Barometers gleich gewichtet (jeweils zehn Prozent), betragt der aktuelle Wert des
Inklusionslagebarometers 107,6. Der Rekordwert mit 107,7 aus dem Jahr 2018 konnte
knapp nicht erreicht werden.

Dem Inklusionsbarometer 2020 kdnnen im Vergleich zum Inklusionsbarometer 2019
sowohl positive als auch wenige negative Entwicklungen entnommen werden:

Positive Entwicklung im Jahr 2019 im Vergleich zum Vorjahr 2018:

e Die Zahl arbeitsloser schwerbehinderter Menschen sank im Jahr 2019 auf ein
Rekordtief von 154.696 (2018: 156.621).

e Die Arbeitslosenquote der schwerbehinderten Menschen ist weiterhin von 11,2
Prozent auf 10,9 Prozent gesunken. Sie lag aber immer noch deutlich Uber der
Quote nicht schwerbehinderter Menschen mit 5,0 Prozent (Vorjahr: 5,2 Prozent).

e Die Erwerbsquote der Schwerbehinderten ist im Jahr 2019 erfreulicherweise
weiterhin von 43,1 Prozent auf 44 Prozent gestiegen.

e Der Anteil der Arbeitgeber, die mindestens einen Pflichtarbeitsplatz besetzen, ist
minimal von 74,4 auf 74,5 Prozent gestiegen.

e Der Anteil der Langzeitarbeitslosen (d. h. die Arbeitslosen, die mindestens ein Jahr
auf Beschaftigungssuche sind) an allen Arbeitslosen mit Schwerbehinderung
konnte von 43,4 Prozent auf 41,6 Prozent im Jahr 2019 gesenkt werden. Dennoch
ist die Situation von Menschen mit Behinderung in puncto Langzeitarbeitslosigkeit
noch immer wesentlich schlechter als die ihrer Mitmenschen ohne Behinderung.
Hier sank der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen auf 32,1
Prozent (Vorjahr: 34,8 Prozent).

e Menschen mit Behinderung sind im Durchschnitt 353 Tage arbeitslos. Das sind
sechs Tage weniger als 2018 - und doch ist dieser Zeitraum immer noch 100 Tage
langer als bei Menschen ohne Behinderung (253 Tage).

Negative Entwicklung im Jahr 2019 im Vergleich zum Vorjahr 2018:
e Die Antrage auf Kiindigung schwerbehinderter Menschen bei den
Integrationsédmtern liegen mit 22.436 zwar deutlich unter dem Durchschnitt der
Basisjahre, aber erstmals seit 2013 hdher als im Vorjahr (2018: 20.945).



o Der Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflichtarbeitsplatze besetzen, sank erneut,
wenn auch moderat, von 39,6 auf 39,2 Prozent.

o Die Beschaftigtenquote der Menschen mit Behinderung sank erneut im Jahr 2019
leicht auf 4,62 Prozent (2018: 4,63 Prozent) und entfernt sich somit weiter von
der gesetzlich vorgeschriebenen Finf-Prozent-Quote. Auffallend bleibt der
Unterschied zwischen 6ffentlichen Arbeitgebern (6,5 Prozent) und privaten
Arbeitgebern (4,1 Prozent).

Interregionaler Vergleich

Die regionale Analyse vergleicht die Ergebnisse der Bundeslander Baden-Wdlrttemberg,
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen sowie der Region Ostdeutschland
(Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thiringen) miteinander. Damit werden Uber 85 Prozent der deutschen Bevélkerung
abgedeckt.

Im Gegensatz zum Vorjahr konnten nicht alle Regionen ihren Wert verbessern. Bayern
lag knapp, Nordrhein-Westfalen jedoch deutlich unter dem Ergebnis von 2019. Die Spitze
verteidigt ein weiteres Mal die Region Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Dahinter folgen

e Bayern mit 109,3 (Vorjahr: 109,4),

e Hessen mit 108,0 (Vorjahr: 107,4),

e Niedersachsen mit 107,4 (Vorjahr: 105,9) und

e Baden-Wirttemberg mit 107,0 (Vorjahr: 107,8).
Neues Schlusslicht ist Nordrhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4 (Vorjahr 107,7).
Griinde flr das schlechte Abschneiden des bevélkerungsreichsten Bundeslands sind der
Anstieg der Neuantrage auf Kiindigung sowie die deutlich gesunkene Erwerbsquote.

Entwicklungen in den Regionen

e In fUnf der sechs Regionen ist die Arbeitslosenquote im Vergleich zum Vorjahr
gesunken. Am niedrigsten ist sie in Baden-Wirttemberg mit 8,0 Prozent (Vorjahr
7,7 Prozent). Nordrhein-Westfalen liegt mit 13,7 Prozent (Vorjahr: 12,7 Prozent)
auf den hinteren Pldatzen.

e Die Antrage auf Kindigung sind im vergangenen Jahr nur in zwei der sechs
Regionen leicht gesunken - in Ostdeutschland und in Niedersachsen. Den gréBten
Rickschritt hat Nordrhein-Westfalen gemacht: Hier ist die Anzahl der Antrage von
5.337 auf 6.092 angestiegen.

e Die Beschaftigungsquote ist in zwei Regionen - Baden-Wirttemberg und
Ostdeutschland - leicht gesunken. Lediglich Hessen und Nordrhein-Westfalen
(5,15 Prozent) Uberschritten — wie bereits in den Vorjahren - die Finf-Prozent-
Marke.

e Die Situation der Langzeitarbeitslosen mit Behinderung ist weiterhin angespannt.
Ihr Anteil an allen arbeitslosen Schwerbehinderten ist zwar in fast allen Regionen
gesunken, liegt jedoch Uberall immer noch deutlich Gber dem Anteil der
Langzeitarbeitslosen an arbeitslosen Menschen ohne Behinderung. In Nordrhein-
Westfalen betragt der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen arbeitslosen
Schwerbehinderten beispielsweise 47,5 Prozent (Vorjahr: 49,1 Prozent)
gegeniber einem Anteil von 38,7 Prozent bei allen Arbeitslosen.



Das Coronavirus und der Arbeitsmarkt

Das Corona-Virus hat in Deutschland zur tiefsten Wirtschaftskrise seit dem Ende des
Zweiten Weltkriegs geflihrt. Von dieser negativen Entwicklung sind besonders auch die
Menschen mit Behinderung betroffen.

Im Oktober 2020 betrug die Arbeitslosenzahl 173.709 und lag damit mehr als

20.000 Personen bzw. 13,1 Prozent hdher als im Oktober 2019. Damit liegt die Zahl der
Arbeitslosen aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016. Das bedeutet, die
seitdem gemachten Fortschritte bei der Einbindung von Menschen mit Behinderung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt sind durch die Folgen der Corona-Pandemie
Zunichtegemacht.

Vom Anstieg der Arbeitslosenzahlen sind alle Bundesléander betroffen. Allerdings gibt es
Regionen, die deutlich starker betroffen sind als andere. In den wirtschaftlich starken und
industriell gepragten Regionen im Siden und Sidwesten - Bayern, Baden-Wiirttemberg
und Hessen - sowie den vom Tourismus gepragten Regionen wie Hamburg steigen die
Arbeitslosenzahlen starker als in anderen Teilen Deutschlands.

Angesichts der relativ disteren Arbeitsmarktperspektiven fir das Jahr 2021 dirfte die
Zahl der arbeitslosen Menschen mit Behinderung im kommenden Jahr weiter ansteigen.
Mit Sorge zu betrachten ist, dass einmal arbeitslos gewordene Menschen mit
Behinderung sehr viel schwerer in den Arbeitsmarkt zurlickkehren als ihre Kolleg*innen
ohne Behinderung.

Aktuell steigt die Arbeitslosenzahl der Menschen mit Behinderung langsamer als die der
Menschen ohne Behinderung. Menschen mit Behinderung verlieren demnach seit April
2020 seltener ihren Arbeitsplatz als ihre Kolleg*innen ohne Behinderung. Eine mégliche
Begriindung koénnte im besonderen Kiindigungsschutz fiir Menschen mit Behinderung
liegen.

Sehr stark betroffen vom Lockdown sind die Inklusionsbetriebe, da viele von ihnen in
Branchen angesiedelt sind, die in besonderem MaBe unter der Corona-Pandemie leiden.
Dazu gehdren zum Beispiel die Bereiche Gastronomie, Gemeinschaftsverpflegung/
Catering oder die Hotellerie. Im Mai 2020 lag der Anteil der direkt durch
BetriebsschlieBung oder erzwungene massive Angebotsreduzierung betroffenen Betriebe
bei 48 Prozent und damit um zehn Prozentpunkte héher als Ende Marz 2020. Wie viele
andere Unternehmen griffen auch 62 Prozent der Inklusionsbetriebe auf das
Kurzarbeitergeld zurtck.

Die mit der Corona-Pandemie rasant einhergehende Digitalisierung der Arbeitswelt
kénnte die Chancen fir Menschen mit Behinderung auf dem Arbeitsmarkt verbessern und
die Inklusion beschleunigen. So kam auch eine Umfrage flr das Inklusionsbarometer
2016 mit dem Schwerpunktthema , Digitalisierung in der Arbeitswelt" zu dem Ergebnis,
dass 70 Prozent der befragten Arbeitnehmer*innen mit Behinderung und 72 Prozent der
Arbeitgeber die Digitalisierung auf dem Arbeitsmarkt eher als Chance fiir Menschen mit
Behinderung betrachten. Jedoch profitieren die Behinderungsgruppen unterschiedlich von
der Digitalisierung. Wahrend Menschen mit kérperlichen Beeintrachtigungen von der
Barrierefreiheit im eigenen Zuhause profitieren kdnnen, Gberwiegen bei Menschen mit



geistigen oder psychischen Beeintrachtigungen haufig das Fehlen der sozialen Kontakte
und gewohnten Arbeitsstrukturen.

In Vertretung

PROF. DR. FABER
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Die Aktion Mensch e.\V. ist die groB3te private Forderorganisation im sozialen
Bereich in Deutschland. Seit ihrer Grindung im Jahr 1964 hat sie mehr als vier
Milliarden Euro an soziale Projekte weitergegeben. Ziel der Aktion Mensch ist, die
Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderung, Kindern und Jugendlichen
zu verbessern und das selbstverstandliche Miteinander in der Gesellschaft zu for
dern. Mit den Einnahmen aus ihrer Lotterie unterstitzt die Aktion Mensch jeden
Monat bis zu 1.000 Projekte. Moglich machen dies rund vier Millionen Lotterieteil
nehmer. Zu den Mitgliedern gehoren: ZDF, Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Deutsches
Rotes Kreuz, Diakonie, Paritdtischer Gesamtverband und die Zentralwohlfahrts
stelle der Juden in Deutschland. Seit Anfang 2014 ist Rudi Cerne ehrenamtlicher
Botschafter der Aktion Mensch. www.aktion-mensch.de

Das Handelsblatt Research Institute ist ein Geschaftsfeld der Handelsblatt
Media Group. Es bietet mit einem 32-kdpfigen Team aus Okonomen, Sozialwis
senschaftlern und Historikern ma3geschneiderte Recherche- und Forschungsar
beit — von der tagesaktuellen Kurzanalyse Uber ausfihrliche Dossiers und Daten
analysen bis hin zu komplexen wissenschaftlichen Studien. Das Research Institute
vereint dabei hohe wissenschaftliche Expertise, Erfahrung und handwerkliches
Koénnen in der Informationssuche mit journalistischer Kompetenz in der Aufberei
tung. Prasident des Instituts ist Professor Bert Rirup, der ehemalige Vorsitzende
des Sachverstandigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick
lung.

Aus Grinden der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen gelegent
lich auf die gleichzeitige Verwendung von weiblicher und ménnlicher Form ver
zichtet. Sadmtliche Personenbezeichnungen, sofern es sich nicht aus dem Kontext
anders ergibt, beziehen sich gleichermal3en auf Frauen und Manner.


https://www.aktion-mensch.de
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Inklusionsbarometer

1.
Einleitung

Das Handelsblatt Research Institute erstellt in Koope
ration mit der Aktion Mensch seit 2013 jahrlich das In
klusionsbarometer Arbeit, um Fortschritte oder Ruck
schritte bei der Inklusion in der Arbeitswelt zu messen
und langfristig zu beobachten. Insgesamt verbesserte
sich die Inklusionslage in den letzten sieben Jahren
fast stetig. Die Arbeitslosigkeit unter Menschen mit
Behinderung sank und die Erwerbstatigkeit nahm zu.
Dennoch lag die Arbeitslosenquote der Menschen

mit Behinderung im Jahr 2019 mit 10,9 Prozent immer
noch wesentlich hoher als die Quote der Menschen
ohne Behinderung (5,0 Prozent). Und auch Langzeit
arbeitslose mit Behinderung haben es wesentlich
schwerer, wieder in den Arbeitsmarkt zu kommen, als
Langzeitarbeitslose ohne Behinderung. Hinzu kommt:
Die Beschaftigungsquote Schwerbehinderter liegt mit
4,62 Prozent noch immer unter der gesetzlich vorge
schriebenen Funf-Prozent-Quote. Auch zwolf Jahre
nach dem Inkrafttreten des ,Ubereinkommens tber
die Rechte von Menschen mit Behinderung“ (UN-BRK)
in Deutschland ist der Zugang zum Arbeitsmarkt fir
Schwerbehinderte noch immer mit Hemmnissen ver
bunden. Dabei ist die Teilhabe am Arbeitsleben fir die
gesellschaftliche Inklusion von Menschen mit Behin
derung von entscheidender Bedeutung. Gleichzeitig
konnen es sich Unternehmen in Zeiten des demogra
fischen Wandels und eines zunehmenden Fachkraf
teengpasses nicht leisten, leichtfertig auf Arbeitskraf
tepotenziale zu verzichten. Daher ist es essenziell, die
Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderung
zu analysieren sowie Fortschritte und Probleme bei
der Inklusion zu erkennen. Ziel ist es, Ansatzpunkte zu
identifizieren, mit deren Hilfe die Inklusion vorange
trieben werden kann. In diesem Jahr konzentriert sich
unsere Studie auf das Inklusionslagebarometer. Hier
fur werden vorhandene amtliche statistische Daten

zu schwerbehinderten Menschen ausgewertet. Dazu
gehoren u. a. die Beschaftigungsquote, die Arbeits
losigkeit, Antrage auf Kindigung und die Besetzung
von Pflichtarbeitsplatzen.
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Das Inklusionsbarometer analysiert und bewertet in
normalen Zeiten die Arbeitsmarktentwicklung des
Vorjahres. Aus aktuellem Anlass enthalt der Bericht in
diesem Jahr jedoch zusatzlich ein Sonderkapitel, das
die Corona-Pandemie und ihre schon jetzt erkenn
baren Folgen fir den Arbeitsmarkt und die Arbeits
marktchancen von Menschen mit Behinderung naher
betrachtet. Das Kapitel bewertet die Entwicklung

der diesjéghrigen monatlichen Arbeitslosenzahlen

der Schwerbehinderten, den Anteil der Schwerbe
hinderten an allen Arbeitslosen sowie die schwierige
wirtschaftliche Situation vieler Inklusionsbetriebe.
Letztere sind gerade fir die Inklusion von Menschen
mit Behinderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt von
groBBer Bedeutung.
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Das Inklusionslagebarometer

2.1.
Definition von ,,Menschen mit Behinderung“

Die Auswirkungen einer Behinderung auf die Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft werden als Grad der
Behinderung nach Zehnergraden (20 - 100) abgestuft
festgestellt. In den Statistiken der Bundesagentur
fur Arbeit sowie im SGB IX, Teil 2 (Schwerbehinder
tenrecht) gilt als schwerbehindert, wer einen Grad
der Behinderung von 50 und mehr hat oder von der
Bundesagentur fur Arbeit einem schwerbehinderten
Menschen gleichgestellt wurde. Nach & 2 Abs. 3 SGB
IX sollen Menschen mit einem Grad der Behinderung
(GdB) von weniger als 50, aber wenigstens 30, schwer
behinderten Menschen gleichgestellt werden, wenn
sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung
keinen geeigneten Arbeitsplatz erlangen oder behal
ten koénnen. Die Gleichstellung erfolgt auf Antrag des
Menschen mit Behinderung durch die Bundesagentur
fur Arbeit.

Die offiziellen Zahlen Uber die Behinderungsgrade
geben aus folgenden Grinden kein vollstandiges
Bild wieder: Die Angaben zum GdB sind nicht ver
pflichtend. Moglicherweise wird die Behinderung aus
Angst vor Diskriminierung verschwiegen. Die Dunkel
ziffer bei chronisch erkrankten Personen durfte hoch
sein. Mehrfacherkrankungen und -behinderungen
bildet der GdB nicht ab.

2.2.
Ziele und Methodik

Ziel des Inklusionslagebarometers ist es, Auskunft
Uber den aktuellen Grad der Inklusion von Menschen
mit Behinderung in den ersten Arbeitsmarkt zu geben.
Da es sich beim sozialen Prozess der Inklusion um

ein mehrdimensionales Ereignis handelt, besteht das
Barometer aus zehn ,harten” Teilindikatoren, die diese
Mehrdimensionalitat abbilden. Sie basieren auf den
jungsten verflgbaren Zahlen aus den Statistiken der
Bundesagentur fur Arbeit und der Integrationsamter.

Mehrdimensional bedeutet in diesem Zusammenhang:

1. die (isolierte) Darstellung der Situation
Schwerbehinderter auf dem Arbeitsmarkt,

2. die Bertcksichtigung der relativen Position
behinderter zu nichtbehinderten Menschen
auf dem Arbeitsmarkt und

3. die Einbeziehung der Rolle der Arbeitgeber/
Unternehmen im Inklusionsprozess.

Ein Vorteil dieses aus zehn Teilindikatoren bestehen
den Lagebarometers liegt demnach darin, Uber den
komplexen Prozess der Inklusion eine belastbarere
Aussage treffen zu konnen als durch einen einzigen
Indikator, bei dem nicht sicher davon auszugehen ist,
dass er eine Verbesserung oder Verschlechterung der
Lage eindeutig anzeigt. So kann die Statistik der Bun
desagentur fur Arbeit fir ein Jahr einen Anstieg der
Anzahl arbeitsloser Schwerbehinderter verzeichnen,
wahrend gleichzeitig die Arbeitslosenquote Schwer
behinderter sinkt. Es ist demnach nicht eindeutig zu
erkennen, in welche Richtung sich der Arbeitsmarkt
fur Menschen mit Behinderung entwickelt hat. Dies ist
der Fall, wenn beispielsweise in einem Jahr die Anzahl
an Schwerbehinderten im erwerbsfahigen Alter ins
gesamt in groBerem Umfang ansteigt als die Anzahl
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arbeitsloser Schwerbehinderter. Dann wird die Statis
tik der Bundesagentur fur Arbeit in diesem Jahr neben

dem Anstieg der Anzahl arbeitsloser Schwerbehin

derter gleichzeitig eine sinkende Arbeitslosenquote
bei Schwerbehinderten ausweisen.

Ein weiterer Vorteil dieses Ansatzes ist: Im Zeitablauf
kann man erkennen, wie sich die Indikatoren relativ zu
einander entwickeln. Dadurch kénnen die Felder, auf
denen Fortschritte erzielt wurden, von denen unter
schieden werden, auf denen weiter Handlungsbedarf

besteht.

Hier die Indikatoren im Einzelnen:

Indikatoren Quelle Berichtsjahr Periodizitdt  Erstellungsdatum
Beschaftigungsquote Bundesagentur Arbeitsmarkt in Zahlen
Schwerbehinderter far Arbeit (BA) Beschangg;gsmatsuk jahrlich Marz 2020
Zahl der Arbeitslosen Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der Shrlich Juli 2020
Schwerbehinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019 J
Anteil der Langzeitarbeitslosen Bundesagentur Amtliche Nachrichten der
an allen Arbeitslosen Schwer- fUrArbe%(BA) BA, Arbeitsmarkt jahrlich Juli 2020
behinderten 2019
Arbeitslosenquote der Schwer- Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
behinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019 jahrlich Juli 2020
ALQ der Schwerbehinderten Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
. ) N ; ) jahrlich Juli 2020
in % der Allgemeinen ALQ fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2019
: ° fir Arbeit (BA)  BA, Arbeitsmarkt 2019 J
allgemeinen Dauer
Erwerbsquote der Bundesagentur  Amtliche Nachrichten der N .
Schwerbehinderten fur Arbeit (BA) BA, Arbeitsmarkt 2018 Jahrlich Juli 2020
Bundesarbeits
gemeinschaft
Antrage auf Kindigung der Integrations BIH-Jahresbericht N
Schwerbehinderter amter und 2019/2020 jahrlich August 2020
Hauptfirsorge
stellen (BIH)
Anteil Der Arbeitgeber, die Bundesagentur Arbeitsmarkt in Zahlen
mindestens einen Pflicht- fiir Arbegc (BA) Beschaftigungsstatistik jahrlich Marz 2020
arbeitsplatz besetzen 2018
Anteil der Arbeitgeber, die alle Bundesagentur Q;:Cekl];r;amt Igsfsgéi?k Shrlich Msrz 2020
Pflichtarbeitsplatze besetzen fur Arbeit (BA) gung )
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Die Beschaftigtenstatistik schwerbehinderter Men
schen stellt auf die Daten ab, die der Bundesagentur
fur Arbeit im Rahmen des Anzeigeverfahrens gemaf
§ 163 Abs. 2 SGB IX in der aktuellen Fassung zur
Berechnung des Umfangs der Beschaftigungspflicht,
zur Uberwachung ihrer Erfillung und zur Berechnung
einer unter Umstanden falligen Ausgleichsabgabe
anzuzeigen sind. Unternehmen mit mindestens 20
Arbeitsplatzen mussen ihre Anzeige jahrlich bis zum
31. Marz bei der Agentur fur Arbeit einreichen. Die
Veroffentlichung vom Frihjahr 2020 weist fir das Jahr
2018 eine Gesamtzahl von 168.693 Unternehmen aus,
die unter die Beschaftigungspflicht fielen (Vorjahr:
164.631 Unternehmen). Bei ihnen waren zum Stichtag
1.128.771 Schwerbehinderte beschaftigt (Vorjahr:
1.101.131). Das Beschaftigungssoll betrégt 1.178.857,
sodass sich eine Llcke von 50.086 Personen ergibt
(Vorjahr: 44.980). Diese noch einmal groBer werdende
Beschaftigungslicke gilt es zu schlieBen, um zumin
dest die gesamtwirtschaftliche Pflichtquote von funf
Prozent zu erfillen.

Schwerbehinderte und diesen gleichgestellte Men
schen mit einer Behinderung, die bei Arbeitgebern
mit weniger als 20 Mitarbeitern beschaftigt sind,
werden Uber das Anzeigeverfahren grundsétzlich
nicht erfasst. So ist die Beschaftigungsstatistik zum
Gesamtumfang der Beschaftigung schwerbehinderter
Menschen nur eingeschrankt aussagekraftig.

Die Arbeitgeber, die weniger als 20 Arbeitnehmer
beschaftigen und von der gesetzlichen Pflichtquote
befreit sind, missen nur alle funf Jahre und nur nach
Aufforderung durch die Bundesagentur fur Arbeit im
Rahmen einer reprasentativen Teilerhebung (Stichpro
benerhebung) Anzeige erstatten. Die aktuelle ,Teil
erhebung nach § 80 Abs. 4 SGB IX zur Beschéftigung
schwerbehinderter Menschen bei nicht anzeigepflich
tigen Arbeitgebern”in der alten Fassung, veroéffent
licht im April 2017, weist fUr das Jahr 2015 eine Ge
samtzahl von 167.700 Beschaftigten mit Behinderung
in Deutschland aus. Gegenuber dem Jahr 2010 ist dies
eine Zunahme von fast 30.000 Personen.

Inklusionsbarometer

Die zehn Teilindikatoren werden jeweils berechnet,
indem der aktuelle Wert in Beziehung zu einem
Funf-Jahres-Durchschnittswert gesetzt wird (2006
10). Da das Inklusionslagebarometer in diesem Jahr
zum achten Mal berechnet wird, wird der historische
Funf-Jahres-Durchschnittswert unverandert Uber
nommen. So sind die aktuellen Ergebnisse mit denen
des Vorjahres vergleichbar. Fur diesen Funf-Jah
res-Durchschnitt als Basis spricht, dass damit das
Risiko einer Verzerrung durch die Wahl eines einzigen
Basisjahres (Normaljahr) minimiert wird.

Aktueller Wert

Indikator =
Funf-Jahres-
Basisdurchschnittswert

Liegt der Wert Uber 100, ist die aktuelle Lage besser

als im Funf-Jahres-Basiszeitraum, liegt der Wert unter
100, hat sich die Lage fur Menschen mit Behinderung

auf dem ersten Arbeitsmarkt verschlechtert.
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Die Werte fur die Teilindikatoren lauten:

Indikatoren Teilindikator-Wert - Aktueller Wert Flinf-Jahres-9
Beschaftigungsquote ) o o
Schwerbehinderter 106,0 462% 4,36%
Zahlder Arbeitslosen 1110 gespiegelt* 154.696 173722

Schwerbehinderten

Anteil der Langzeitarbeitslosen
an allen Arbeitslosen Schwer- 109,7 gespiegelt* 41,61 % 46,07 %
behinderten

Arbeitslosenquote der

Schwerbehinderten 126,8 gespiegelt 10,90 % 14,90 %

ALQ der Schwerbehinderten

in % der Allgemeinen ALQ 82,3 gespiegelt 175,80 % 149,33 %

Dauer der Arbeitslosigkeit
Schwerbehinderter in % der 99,9 gespiegelt* 139,50 % 139,44 %
allgemeinen Dauer

Erwerbsquote der

Schwerbehinderten 1183 - 44,00 % 3720%

Antrage auf Kindigung

Schwerbehinderter 1148 gespiegelt 22436 26.338

Anteil der Arbeitgeber, die
mindestens einen Pflicht- 102,9 - 74,50 % 72,40%

arbeitsplatz besetzen

Anteil der Arbeitgeber, die alle

Pflichtarbeitsplatze besetzen 1043 ) 39,20% 3760%

* gespiegelt: Indikatorwert wird an der 100er-Achse gespiegelt, um die negative/positive Veranderung deutlich zu machen.
Beispiel: Die Abnahme der Zahl arbeitsloser Schwerbehinderter von 156.621 auf 154.696 wirde einen negativen Indikatorwert
von 89,0 ergeben, stellt aber tatsachlich eine Verbesserung dar. Der Wert betragt demnach 111,0.
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2.3.
Ergebnisse

Abb. 1: Inklusionslagebarometer

Gesamtwert 2020 =107,6

(Vorjahreswert: 107,7)

Verschlechterung Verbesserung

0 50 100 150 200
Quellen: eigene Berechnungen, Basisdaten: BfA, BIH

Werden alle zehn Teilindikatoren bei der Berechnung
des Barometers gleich gewichtet (jeweils zehn Pro
zent), betragt der aktuelle Wert des Inklusionslageba
rometers 107,6 nach 107,7 im Vorjahr. Damit stagniert
der Wert auf einem hohen Niveau, denn im vergange
nen Jahr war ein Rekordwert erreicht worden. Doch

in 2019 ist der Inklusionsprozess ins Stocken geraten,
nicht zuletzt, weil sich die ,GroBwetterlage” auf dem
Arbeitsmarkt eingetribt hat.

Inklusionsbarometer
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Abb. 2: Indikatorwerte Inklusionslagebarometer

Veradnde-

Indikatoren Aktueller Wert 2020 Werte 2019 rung

zum Vorjahr
Beschéaftigungsquote Schwerbehinderter 106,0 h 106,2 h *
Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten 111,0 [ 109,8 [ 4
Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen e e
arbeitslosen Schwerbehinderten 1097 1058 *
Arbeitslosenquote der Schwerbehinderten 126,8 (S 124.8 (I ’
Arbeitslosenquote der Schwerbehinderten
in % der allgemeinen ALQ 82,3 | 84,6 | +
Dauer der Arbeitslosigkeit Schwerbehin e e
derterin % der allgemeinen Dauer 29,9 1006 *
Erwerbsquote der Schwerbehinderten 118,3 [ 115,9 (I 4
Antrage auf Kiindigung Schwerbehinderter 114,8 (I 121,5 (I *
Anteil der Arbeitgeber, die mindestens e e
einen Pflichtarbeitsplatz besetzen 1029 1027 *
Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflicht e e
arbeitsplatze besetzen 104.3 1053 *
Gesamtwert 107,6 P 107,7 P v

Quellen: eigene Berechnungen, Basisdaten: BfA, BIH

Funf Indikatoren haben sich im Vergleich zum Vorjahr
verbessert, funf Indikatoren fielen schlechter aus.
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Die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten ist im
Jahr 2019 auf ein Rekordtief von 154.696 gesunken
(Vorjahr: 156.621). Durch diese positive Entwicklung
stieg der Indikatorwert von 109,8 auf 111,0. Korre
spondierend dazu sank die Arbeitslosenquote der
Schwerbehinderten ein weiteres Mal von 11,2 Prozent
auf nun 10,9 Prozent. Der Indikatorwert erreicht in
diesem Jahr 126,8 (Vorjahr: 124,8). Diese Entwicklung
ist auf die noch gute konjunkturelle Lage im Jahr 2019
zurUckzufihren. Allerdings verlangsamt sich der Ab
bau der Arbeitslosigkeit, es zeigen sich erste Spuren
einer konjunkturellen Abschwéchung; der zehn Jahre
andauernde Wirtschaftsaufschwung lief im vergange
nen Jahr aus: War die Zahl der arbeitslosen Schwerbe
hinderten im Jahr 2018 noch um fast 6.000 gesunken,
so ging sie im vergangenen Jahr nur noch um knapp
2.000 zurick. Auch die Arbeitslosenquote sank nicht
so stark wie in den Vorjahren.

Die Frihverrentung hat noch immer einen gro3en
Einfluss auf die Hohe der Arbeitslosenzahl und
-quote. 44 Prozent der schwerbehinderten Menschen
in Arbeitslosigkeit waren nach den jingsten Angaben
der Bundesagentur fur Arbeit mindestens 55 Jahre
alt, wahrend bei allen arbeitslosen Erwerbspersonen
diese Altersgruppe nur halb so stark vertreten ist

(22 Prozent).! Im Regelfall geht dem Eintritt in den
vorgezogenen Ruhestand eine Phase des Bezugs
von Arbeitslosengeld voraus.

Insgesamt profitieren Menschen mit Behinderung —
wie bereits in den meisten Jahren zuvor — offenbar
nicht im selben Umfang von der guten wirtschaftli
chen Lage wie Menschen ohne Behinderung. Denn
auch die allgemeine Arbeitslosenquote ging 2019 im
Vergleich zum Vorjahr von 5,2 auf 5,0 Prozent zuriick.
Der Abstand zur Quote der Schwerbehinderten wird
damit erneut groRer. Entsprechend sank der Indika
torwert fur die Arbeitslosenquote der Schwerbehin
derten in Prozent der allgemeinen Arbeitslosenquote
von 84,6 auf den absoluten Tiefstand von 82,3.2 Aller
dings deutet die Entwicklung der Arbeitslosenzahlen
im laufenden Jahr darauf hin, dass sich die Schere in

1 Bundesagentur fir Arbeit (2020): Statistik Arbeitsmarkt fur
Menschen mit Behinderung, Deutschland 2019, Niarnberg.

2 Fur die Berechnung des Inklusionsbarometers wird die
Quote, der ,personentbergreifenden Referenzgruppe®.

Inklusionsbarometer

2020 etwas schlieBen konnte: Aufgrund der Coro
na-Pandemie erhéhen sich zwar die Arbeitslosenzah
len bei Menschen mit Behinderung, jedoch steigt die
Anzahl der Arbeitslosen in der Gesamtbevolkerung im
Vergleich dazu noch deutlicher (siehe Kapitel 2.5.).

Erfreulich: Die Erwerbsquote ist erneut angestiegen,
sie liegt nun bei 44,0 Prozent. Der Indikator verbessert
sich von 115,9 auf 118,3. Der Anstieg ist vor allem auf
einen Zuwachs bei den Beschaftigten zurtckzufuhren.
1.267.752 Menschen hatten einen Arbeitsplatz im ers
ten Arbeitsmarkt, ein Zuwachs von 26.411 gegenuber
dem Vorjahr. Die Bundesagentur fir Arbeit kam im
vergangenen Jahr in ihrem Bericht unter anderem zu
dem Ergebnis, dass die Beschaftigung schwerbehin
derter Menschen ,in den letzten Jahren kontinuierlich
gestiegen ist” und ,starker zugenommen® hat als die
Zahl der Menschen mit Behinderung in der Bevol
kerung.® Tatsachlich steigt die Erwerbsbeteiligung,
wahrend der Anteil der Menschen mit Behinderung

im erwerbsfahigen Alter zwischen 15 und 65 Jahren
leicht zurlckgeht.

Die Antrage auf Kiindigung Schwerbehinderter

bei den Integrationsédmtern liegen mit 22.436 zwar
deutlich unter dem Durchschnitt der Basisjahre, aber
erstmals seit 2013 hoher als im Vorjahr (Vorjahr:
20.945). Der Indikator verschlechtert sich deutlich
von 121,5 auf 114,8. Eine Erklarung kénnte sein: Mehr
Unternehmen als in den Vorjahren planen infolge der
konjunkturellen Eintribung im Verlauf des Jahres
2019 Entlassungen.

Der Anteil der Arbeitgeber, die mindestens einen oder
alle Pflichtarbeitsplatze besetzen, variiert nur leicht
zum vergangenen Jahr. So erhohte sich der Anteil der
Unternehmen, die mindestens einen Pflichtarbeits
platz besetzen, minimal von 74,4 auf 74,5 Prozent,
wodurch der Indikatorwert auf 102,9 steigt (Vorjahr:
102,7). Der Anteil der Arbeitgeber, die alle Pflichtar
beitsplatze besetzen, sank jedoch erneut, wenn auch
moderat, von 39,6 auf 39,2 Prozent. Der Indikatorwert
fiel daher von 105,3 auf 104,3.

3 Bundesagentur fir Arbeit. (2019). Berichte: Blickpunkt
Arbeitsmarkt, April 2019: Situation schwerbehinderter
Menschen, S. 4.
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Haufig begriinden Unternehmen die Nichtbesetzung
der Pflichtarbeitsplatze damit, dass sich Menschen
mit Behinderung nicht auf die ausgeschriebenen Stel
len bewerben wirden. Kritiker halten diese Argumen
tation allerdings fir nicht stichhaltig. Es gebe viele
Initiativen und Netzwerke, die Kontakte zu Menschen
mit Behinderung herstellen kénnten, um geeignete
Bewerber zu identifizieren. Viele Unternehmen nutzen
diese Angebote jedoch nicht und bezahlen stattdes
sen die vorgeschriebene Ausgleichsabgabe, die fir
jeden unbesetzten Pflichtarbeitsplatz zu leisten ist.#
Hinzu kommt: Oft fehlen auch die Kenntnisse Uber
Fordermoglichkeiten. Das gilt insbesondere fir Klein-
und mittelstandische Unternehmen, die zudem haufig
nicht Uber die entsprechenden Strukturen verflgen,
um Inklusion zu forcieren.

Kleine Rickschritte gab es auch bei der Beschéfti
gungsquote Schwerbehinderter. Sie sank erneut leicht
auf 4,62 Prozent (Vorjahr: 4,63 Prozent) und entfernt
sich somit weiter von der gesetzlich vorgeschriebenen
Funf-Prozent-Quote. Der Indikator sank um 0,2 Punkte
auf 106,0. Auffallend bleibt der Unterschied zwischen
offentlichen und privaten Arbeitgebern: Wahrend die
offentlichen Arbeitgeber die Mindestquote mit 6,5
Prozent Ubererfillen, tun sich private Unternehmen
nach wie vor schwer mit der Pflichtquote. Sie liegen
mit 4,1 Prozent deutlich unter dem Soll.

Nach den aktuell verfiigbaren Zahlen von 2018 fallen
168.693 Unternehmen unter die Beschaftigungs
pflicht. Dies sind 4.062 mehr als im Vorjahr. Lediglich
knapp 600 dieser Unternehmen haben zwischen 20
und 39 Beschaftigte. Demgegentber haben mehr
als 1.700 Unternehmen zwischen 60 und 249 Be
schéaftigte. Sie besetzen nun erstmals (mindestens)
einen Pflichtarbeitsplatz. Diese mittelstéandischen
Unternehmen — das Ruckgrat der deutschen Volks
wirtschaft — wurden bisher nur unzureichend in den
Inklusionsprozess einbezogen und bieten ein grof3es
Potenzial fUr steigende Beschaftigungszahlen von
Menschen mit Behinderung.

4 Vgl. Siddeutsche Zeitung, 29.9.2020.
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Ein gravierendes Problemfeld bleibt die Langzeitar
beitslosigkeit. So konnte zwar der Anteil der Lang
zeitarbeitslosen (d. h. die Arbeitslosen, die min
destens ein Jahr auf Beschaftigungssuche sind) an
allen Arbeitslosen mit Schwerbehinderung von 43,4
Prozent auf nun 41,6 Prozent gesenkt werden — damit
entwickelt sich der Indikatorwert positiv von 105,8 auf
nun 109,7. Allerdings ist die Dauer der Arbeitslosig
keit Schwerbehinderter im Verhaltnis zur allgemeinen
Dauer wieder angestiegen: Der Indikatorwert sank
leicht auf 99,9 (Vorjahr: 100,6). Er liegt damit wie

der auf dem Niveau der Basisjahre. Die Fortschritte

in puncto Langzeitarbeitslosigkeit fallen demnach
kleiner aus, als auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.
Hier sank der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen
Arbeitslosen auf 32,1 Prozent (Vorjahr: 34,8 Prozent).
Damit bleibt die Situation fur Langzeitarbeitslose mit
Behinderung insgesamt wesentlich schwieriger als
die ihrer Mitmenschen ohne Behinderung. Zudem
sind Menschen mit Behinderung im Durchschnitt 353
Tage arbeitslos. Das sind sechs Tage weniger als
2018 — und doch ist dieser Zeitraum immer noch 100
Tage langer als bei Menschen ohne Behinderung (253
Tage).

Die Abgangsrate fur schwerbehinderte Menschen lag
in 2019 bei 20,1 Prozent. Das heil3t, gut ein Funftel der
Arbeitslosen hat im vergangenen Jahr einen neuen
Arbeitsplatz gefunden. Gegeniber dem Vorjahr hat
die Abgangsrate leicht um 0,2 Prozentpunkte zuge
nommen. Von 100 arbeitslosen Schwerbehinderten
haben demnach 20 Arbeitsuchende im vergangenen
Jahr eine neue Stelle gefunden. Im Vergleich dazu lag
die Abgangsrate von Menschen ohne Behinderung
mit 26,6 Prozent in 2019 deutlich hoher: Hier haben
fast 27 von 100 Arbeitslosen eine neue Beschafti
gung gefunden.® Das bedeutet, schwerbehinderten
Menschen, die einmal arbeitslos sind, fallt eine neue
Beschaftigungsaufnahme deutlich schwerer als Ar
beitslosen ohne Behinderung.

5 Bundesagentur fur Arbeit (2020): Statistik Arbeitsmarkt fir
Menschen mit Behinderung, Deutschland 2019, Nurnberg.



Das Problem: Die Dauer der Arbeitslosigkeit kann
selbst als wesentliches Vermittlungshemmnis wirken,
gewissermafen selbstverstarkend.® Griinde hierfir
sind unter anderem die unterschiedlichen Altersstruk
turen, denn Menschen mit einer Schwerbehinderung
sind im Durchschnitt alter. Damit besitzen sie in der
Sprache der Arbeitsvermittler ,multiple Vermittlungs
hemmnisse®: hoheres Lebensalter und Schwerbehin
derung, zusatzlich zu moglichen weiteren Hemmnis
sen wie Qualifikationseinschrankungen.

Auch infrastrukturelle Hindernisse fur Menschen mit
Behinderung kénnen den Zugang zum Arbeitsmarkt
erschweren. Steht zum Beispiel nur ein begrenzter
oder gar kein barrierefreier 6ffentlicher Nahverkehr
zur Verflgung, kann es selbst innerhalb einer Stadt
schwierig werden, den potenziellen Arbeitsplatz zu
erreichen.” Zudem schréanken fehlende Infrastruktu
ren haufig auch die bundesweite Mobilitat stark ein,
sodass fur Menschen mit Behinderung ein Umzug in
Regionen mit hohem Arbeitskraftebedarf problema
tisch sein kann.®

Das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit steigt, je mehr
solcher Vermittlungshindernisse vorliegen. Die infolge
der Corona-Pandemie in Gang gekommene Diskussi
on Uber eine Ausweitung der Home-Office-Moglich
keiten konnte jedoch diese infrastrukturellen Hemm
nisse fur einen Teil der Erwerbstatigen beseitigen
oder zumindest verringern (siehe Kapitel 2.5.).

6 Klingert, Isabell/ Lenhart, Julia. (2018). Jobcenter-Strategien
zur Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen,
IAB-Forschungsbericht 3/2017, S. 16.

7 Klingert, Isabell/ Lenhart, Julia. (2018). Jobcenter-Strategien
zur Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen,
IAB-Forschungsbericht 3/2017, S. 18.

8 Kubis, Alexander/ Rebien, Martina (2019). Langzeitarbeitslo-

sigkeit in Zeiten von Fachkrafteengpassen, Wirtschaftspoliti-
sche Blatter, Jg. 66, H. 1,S. 39-57, 45.
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24.
Die Regionen im Vergleich

Bei der Fortschreibung der regionalen Analyse wer
den die Ergebnisse der Bundeslander Baden-Wrt
temberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord
rhein-Westfalen sowie der Region Ostdeutschland
(Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen) miteinander
verglichen. Damit werden Uber 85 Prozent der deut
schen Bevolkerung abgedeckt. Durch den Vergleich
von Bundeslédndern und Regionen unterschiedlicher
Wirtschaftsstarke und -struktur gewinnt man ergan
zende und differenzierende Erkenntnisse, die das Bild
der aggregierten Makroebene scharfen.
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Abb. 3: Inklusionslagebarometer regional 2020
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Abb. 4: Inklusionslagebarometer regional 2019
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Im Gegensatz zum Vorjahr konnten nicht alle Regio
nen ihren Wert verbessern. Bayern lag knapp, Nord
rhein-Westfalen jedoch deutlich unter dem Ergebnis
von 2019. Die Spitze verteidigt ein weiteres Mal die
Region Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Dahinter folgen Bayern mit 109,3
(Vorjahr: 109,4), Hessen mit 108,0 (Vorjahr: 107,4) und
Niedersachsen, das sich mit 1074 (Vorjahr: 105,9) am
starksten verbessern konnte, sowie Baden-Wirt
temberg mit 107,0 (Vorjahr: 107,8). Neues Schlusslicht
ist Nordrhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4
(Vorjahr 107,7). Grinde fur das schlechte Abschneiden
des bevolkerungsreichsten Bundeslands sind der
starke Anstieg der Neuantrage auf Kiindigung sowie
die deutlich gesunkene Erwerbsquote.

In fUnf der sechs Regionen ist die Arbeitslosenquote
im Vergleich zum Vorjahr gesunken — in Bayern blieb
sie unverdndert. Am niedrigsten ist sie in Baden-Wirt
temberg mit 8,0 Prozent, gefolgt von Hessen mit 8,4
Prozent. Auch Bayern erreicht mit 8,9 Prozent erneut
eine einstellige Arbeitslosenquote. Auf den hinteren
Platzen liegen Niedersachsen (10,4 Prozent), Ost
deutschland (12,4 Prozent) und Nordrhein-Westfalen
(13,7 Prozent).? Dabei sank die Arbeitslosenquote
der Schwerbehinderten in vier Bundeslandern sogar
starker als die allgemeine Arbeitslosenquote. In den
beiden gro3ten Regionen allerdings 6ffnete sich die
Schere weiter: Der Indikatorwert fur die Arbeitslosen
quote der Schwerbehinderten in Prozent der allge
meinen Arbeitslosenquote fallt in Ostdeutschland
von 104,0 auf 102,8, in Nordrhein-Westfalen sogar
von 88,2 auf 85,5.

9 Die Arbeitslosenquoten sind vom HRI berechnet, da die
Bundesagentur fur Arbeit keine Quoten auf Ebene der
Bundeslénder ausweist.

Seite 16

Die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten ist
lediglich in vier Regionen weiter gesunken. In Bay

ern und Nordrhein-Westfalen hat sich die Zahl der
Arbeitslosen dagegen leicht erhoht. Die nachlas
sende gesamtwirtschaftliche Dynamik ist nicht mehr
stark genug, um in allen Regionen des Landes die
Arbeitslosenzahlen zu senken. Einen positiven Trend
stellt der Rickgang der Dauer der Arbeitslosigkeit

in vier Regionen bzw. eine Annéherung der Such
dauer von Menschen mit und ohne Behinderung in
zumindest drei von sechs Regionen dar. Lediglich in
Niedersachsen sind Schwerbehinderte langer als vor
einem Jahr arbeitsuchend, in Nordrhein-Westfalen
genauso lange wie zuvor. In Ostdeutschland bendti
gen die arbeitslosen Schwerbehinderten immer noch
ein Drittel mehr Zeit, um eine neue Beschaftigung zu
finden. Wahrend hier Menschen ohne Behinderung im
Durchschnitt 261 Tage arbeitslos waren, waren es flr
Menschen mit Behinderung 349 Tage (88 Tage mehr).
In Nordrhein-Westfalen dauert es noch langer: 432
Tage fur Menschen mit Behinderung versus 315 Tage
fir Menschen ohne Behinderung. In Bayern suchen
schwerbehinderte Arbeitslose zwar weniger lang als
in anderen Bundeslandern, bendtigen jedoch immer
noch fast zwei Drittel mehr Zeit bis sie einen Job
haben als ihre Kolleginnen und Kollegen ohne Behin
derung (282 Tage statt 169 Tage).

Auch wenn sich der Abstand zwischen Arbeitsuchen
den mit und ohne Behinderung ein Stlick weit verrin
gert, zeigen die Zahlen, dass Menschen mit Behin
derung immer noch wesentlich mehr Zeit bendtigen,
um eine neue Arbeitsstelle zu finden. Im Durchschnitt
suchen sie ebenso wie im Vorjahr 100 Tage langer als
ihre Kollegen ohne Behinderung. Hier besteht weiter
hin groBer Handlungsbedarf, um auf der einen Seite
Arbeitsuchende mit Behinderung besser zu unterstit
zen und auf der anderen Seite mogliche Vorurteile
seitens potenzieller Arbeitgeber abzubauen.



Die Antrage auf Kiindigung sind im vergangenen
Jahr nurin zwei der sechs Regionen gesunken —in
Ostdeutschland und in Niedersachsen — und auch
dort nur leicht. Den gréBten Rickschritt hat Nord
rhein-Westfalen gemacht: Hier ist die Anzahl der
Antrage von 5.337 auf 6.092 angestiegen; der Indika
torwert sank von 120,2 auf 109,0. Baden-Wirttem
berg verschlechterte sich ebenfalls von 130,2 auf
121,9 (2.725 Antrage auf Kindigung im Vergleich zu
2.437 im Vorjahr). Den niedrigsten Wert weist erneut
Bayern auf. Der Wert sank einmal mehr von 103,8 auf
100,0. ZurUckzufthren ist dies auf eine Zunahme der
Kindigungsantrage von 3.421 auf 3.557.

Negativ sticht heraus, dass die Beschaftigungsquote
insgesamt noch immer nicht die gesetzlich vorge
schriebenen funf Prozent erreicht hat. Immerhin ist
sie jedoch nur in zwei Regionen zuriickgegangen: In
Baden-Wirttemberg sank sie von 4,26 im Vorjahr auf
nun 4,19 Prozent, in Ostdeutschland von 4,53 auf 4,50
Prozent. Lediglich Hessen und Nordrhein-Westfa

len (5,15 Prozent) Uberschritten — wie bereits in den
Vorjahren — die Flnf-Prozent-Marke. Beim Spitzen
reiter Hessen stieg die Quote leicht von 5,14 auf 5,16
Prozent an. Auch Niedersachsen konnte sich leicht
verbessern, liegt mit 4,23 Prozent aber immer noch
deutlich unter der geforderten Beschaftigungsquote.

Inklusionsbarometer

Die Situation der Langzeitarbeitslosen mit Behin
derung ist weiterhin angespannt. lhr Anteil an allen
arbeitslosen Schwerbehinderten ist zwar in fast allen
Regionen gesunken —in Ostdeutschland verharrt er
bei 42,3 Prozent —, liegt jedoch Uberall immer noch
deutlich Gber dem Anteil der Langzeitarbeitslosen an
arbeitslosen Menschen ohne Behinderung. In Nord
rhein-Westfalen betragt der Anteil der Langzeitar
beitslosen an allen arbeitslosen Schwerbehinderten
beispielsweise 47,5 Prozent gegeniber einem Anteil
von 38,7 Prozent bei allen Arbeitslosen. In Nieder
sachsen sind es 43,4 Prozent im Vergleich zu 34,0
Prozent. In Bayern sind dagegen immerhin ,,nur” 34,0
Prozent der Arbeitslosen mit Behinderung langzeit
arbeitslos. Hier macht sich offenbar die deutlich bes
sere Arbeitsmarktlage in Bayern, die auch Menschen
mit Behinderung mehr Beschaftigungsmoglichkeiten
eroffnet, positiv bemerkbar. Trotzdem: Auch in dem
stddeutschen Bundesland liegt mit 20,7 Prozent der
Anteil der Langzeitarbeitslosen an nichtbehinderten
Arbeitslosen deutlich niedriger.
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2.5.
Das Coronavirus und der Arbeitsmarkt

Das Corona-Virus hat in Deutschland zur tiefsten
Wirtschaftskrise seit dem Ende des Zweiten Welt
kriegs gefihrt. Laut der jungsten Konjunkturprognose
des Handelsblatt Research Institutes (HRI) vom Sep
tember 2020 schrumpft das Bruttoinlandsprodukt,

d. h. die Summe der gesamtwirtschaftlichen Leistung,
in diesem Jahr um 6,6 Prozent.

Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt sind gravie
rend. In diesem Jahr dirften laut HRIim Jahresdurch
schnitt 2,75 Millionen Menschen arbeitslos sein, das
ware eine halbe Million mehr als im Vorjahr. Im Jahr
2021 durfte die Arbeitslosigkeit zundchst weiter an
steigen und im Jahresmittel bei 3,13 Millionen liegen.
Das ware dann der hochste Stand seit 2010, als die
Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt bei 3,23
Millionen lag.’® Entwickelt sich die Arbeitslosigkeit der
Menschen mit Behinderung im Gleichschritt, dann er
hoht sich ihre Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt
2020 auf knapp 189.000. Im nachsten Jahr wirde die
Arbeitslosigkeit unter diesen Annahmen auf Uber
200.000 Personen ansteigen. Allerdings sinkt der
Anteil der schwerbehinderten Arbeitslosen an allen
Arbeitslosen, sodass diese Maximalwerte mit gro3er
Wahrscheinlichkeit nicht erreicht werden (vgl. Abb. 8
auf Seite 23). Trotzdem konnte die Arbeitslosenzahl
am Ende dieses Jahres bei knapp 180.000 liegen.
Aktuell (Oktober 2020) gibt es bereits knapp 174.000
arbeitslose Schwerbehinderte.

Erschwerend kommt hinzu, dass sich 2019 das Ende
des zehn Jahre andauernden Wirtschaftsaufschwungs
in Deutschland abzeichnete. Die Corona-Krise also auf
eine Volkswirtschaft und einen Arbeitsmarkt traf, die
sich bereits im konjunkturellen Abschwung befunden
haben.

10 Handelsblatt, 18.9.2020.
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Zudem befindet sich der deutsche Arbeitsmarkt aktu
ell in einem Prozess des sich beschleunigenden tech
nologischen Wandels (Digitalisierung, Elektrifizierung
des Automobilverkehrs), was vortbergehend zu einer
hoheren Arbeitslosigkeit fihren konnte. In Kombina
tion mit der Corona-Rezession konnte es ,typischer
weise zur Verfestigung von Arbeitslosigkeit kommen,
so der skeptische Ausblick des Instituts flr Arbeits
markt- und Berufsforschung (IAB) aus Nirnberg.*

Von dieser negativen Entwicklung sind auch die Men
schen mit Behinderung betroffen. Bereits im Jahr 2019
zeigten sich erste Spuren einer konjunkturellen Ab
schwachung auf dem Arbeitsmarkt, die auf die schlep
pende Konjunkturentwicklung zurtickzufihren waren:
So ist die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt nur
noch um knapp 2.000 zuriickgegangen, im Jahr davor
waren noch fast 6.000 Arbeitslose weniger zu ver
zeichnen. Gleichzeitig stieg 2019 zum ersten Mal seit
2013 die Zahl der Antrage auf Zustimmung zur Kindi
gung schwerbehinderter Menschen bei den Integrati
onsamtern wieder an. Ein Anzeichen daflr, dass mehr
Unternehmen als zuvor Entlassungen planen.

Zwar sank die Arbeitslosenzahl saisonal bedingt in
den ersten drei Monaten des Jahres 2020, lag jedoch
bereits leicht Uber den Werten des Jahres 2019 (vgl.
Abb. 5).

11 IAB-Forum 3.9.2020: Befunde der IAB-Forschung zur
Corona-Krise — Zwischenbilanz und Ausblick, S. 8.
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Abb. 5: Arbeitslosenzahl der Schwerbehinderten in Deutschland
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Nach der Verkindung des bundesweiten Lockdowns  Im April 2019 war die Arbeitslosenzahl im Vergleich

Mitte Marz 2020 — durch den das Wirtschaftsleben zum Vormonat Marz noch um mehr als 2.000 gesun
weitgehend eingefroren wurde, um die Ausbreitung ken. Im April 2020 dagegen stieg die Arbeitslosigkeit
der Pandemie zu verhindern oder zumindest zu im Vergleich zum Vormonat um mehr als 10.000 auf
verlangsamen — zeigen die beiden Zeitreihen einen knapp 168.000 Personen an. Im Oktober 2020 betrug
deutlich unterschiedlichen Verlauf. die Arbeitslosenzahl 173.709 und lag damit mehr als

20.000 Personen bzw. 13,1 Prozent hoher als im Okto
ber 2019; der Ruckgang gegenlber dem Vormonat ist
saisonal bedingt. Damit liegt die Zahl der Arbeitslosen
aktuell so hoch wie im Durchschnitt des Jahres 2016.
Das bedeutet, die seitdem gemachten Fortschritte bei
der Einbindung von Menschen mit Behinderung in den
allgemeinen Arbeitsmarkt sind durch die Folgen der
Corona-Pandemie zunichte gemacht.
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Vom Anstieg der Arbeitslosenzahlen sind alle Bun

deslander betroffen, wie der Vergleich der Werte fir

Oktober 2019 und Oktober 2020 zeigt (vgl. Abb. 6).

Abb. 6: Arbeitslosenzahlen der Schwerbehinderten im Oktober 2019 und Oktober 2020
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Allerdings gibt es Regionen, die deutlich starker
betroffen sind als andere (vgl. Abb. 7).

Abb. 7: Anstieg der Arbeitslosenzahlen der Schwerbehinderten
zwischen Oktober 2019 und Oktober 2020
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Das IAB hat herausgearbeitet, dass von der negativen
Arbeitsmarktentwicklung vor allem solche Regionen
betroffen sind, in denen Branchen angesiedelt sind,
die unter dem Lockdown stark zu leiden hatten.!?
Allerdings ist dies nicht der einzige Grund der regional
unterschiedlichen Entwicklung.

In den wirtschaftlich starken und industriell geprag
ten Regionen im Stden und Stdwesten — Bayern,
Baden-Wirttemberg und Hessen — steigen die
Arbeitslosenzahlen starker als in anderen Teilen
Deutschlands. Hier Uberlagern sich die durch die
Corona-Pandemie bedingte Konjunkturkrise und die
Strukturkrise, zum Beispiel in der Automobil- und
Automobilzulieferindustrie sowie im Maschinenbau.
Die Arbeitslosenzahlen stiegen an, weil z. B. befristete
Arbeitsverhaltnisse nicht verlangert wurden.

Daneben lagen auch im Stadtstaat Hamburg und im
Bundesland Schleswig-Holstein die Zuwachse der
Arbeitslosenzahlen Gber dem westdeutschen Durch
schnitt. Beide Regionen sind stark vom Tourismus
gepragt, zudem arbeiten viele Schleswig-Holsteiner
in Hamburg. Den geringsten Anstieg verzeichnen die
ostdeutschen Bundeslénder, Bremen und das Saar
land.

12 Vgl.IAB-Forum 4.9.2020, Warum der coronabedingte
Anstieg der Arbeitslosigkeit in manchen Regionen
deutlich hoher ausfallt als in anderen.
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Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt waren ver
mutlich noch gravierender, d. h. die Arbeitslosenzahl
hoher, wenn die Bundesregierung nicht eine gro3zU
gige Kurzarbeiterregelung in Kraft gesetzt hatte, die
es den Unternehmen ermoglicht, bis Ende des Jahres
2021 auf betriebsbedingte Kiindigungen zu verzich
ten. Das IAB hat im Rahmen einer Sonderauswertung
zwischen dem 1. April und 15. Mai 2020 herausgefun
den, dass besonders haufig mittlere (50-249 Beschaf
tigte) und groBe Betriebe (ab 250 Beschiftigte) sowie
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes Kurzarbeit
angemeldet und damit Kindigungen ausgeschlossen
haben.’* Die Menschen mit Behinderung wurden dabei
nicht gesondert erfasst.

Dennoch: Angesichts der relativ disteren Arbeits
marktperspektiven fir das Jahr 2021 durfte die Zahl
der arbeitslosen Menschen mit Behinderung im kom
menden Jahr weiter ansteigen.

13 |AB-Forum 3.9.2020: Befunde der IAB-Forschung
zur Corona-Krise — Zwischenbilanz und Ausblick.
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Ob sich die Zahl der arbeitslosen Schwerbehinderten
mittelfristig besser oder schlechter entwickelt als
der allgemeine Arbeitsmarkt, ist noch nicht absehbar.
Aktuell steigt die Arbeitslosenzahl der Menschen mit
Behinderung langsamer als die der Menschen ohne
Behinderung. Das bedeutet, der Anteil der arbeitslo
sen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen sinkt
seit Beginn der Corona-Pandemie (vgl. Abb. 8).

Abb. 8: Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen
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Im Marz der Jahre 2019 und 2020 betrug der Anteil
der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeits
losen jeweils 6,7 Prozent. Im April 2020 sank dieser
auf 6,4 Prozent ab (April 2019: 6,9 Prozent); aktuell
(Oktober 2020) liegt er bei 6,3 Prozent. Menschen

mit Behinderung verlieren demnach seit April 2020
seltener ihren Arbeitsplatz als ihre Kolleginnen und
Kollegen ohne Behinderung. Diese Entwicklung zeigte

sich in allen Bundeslandern (vgl. Abb. 9).

Abb. 9: Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten an allen Arbeitslosen
im Oktober 2019 und Oktober 2020
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Die hochsten Anteile der arbeitslosen Schwerbehin
derten an allen Arbeitslosen wiesen sowohl im Okto
ber 2019 wie auch im Oktober 2020 die Bundeslander
Bayern und Thiringen auf.

Ein Grund fur den sinkenden Anteil an den Arbeitslo
sen kdnnte im besonderen Kindigungsschutz liegen,
der die Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses an die
vorherige Zustimmung des Integrationsamtes bindet.
Dadurch kann das Verfahren zumindest verlangsamt
oder die Kiindigung sogar verhindert werden. Ange
sichts der Probleme, die einmal arbeitslos geworde
ne Menschen mit Behinderung haben, wieder eine
Anstellung zu finden, konnte sich dieses Instrument
insbesondere dann bewahren, wenn die Konjunktur
sich schneller als erwartet erholt und ein geplanter
Personalabbau in den Unternehmen schlie3lich Gber
flissig wird.

Aber selbst, wenn der Anteil der arbeitslosen Schwer
behinderten an allen Arbeitslosen seit April sinkt,
sind die Folgen der Corona-Pandemie mit Sorge zu
betrachten. Zum einen ist die Arbeitslosigkeit von
Menschen mit Behinderung auf dem Niveau des
Jahres 2016, damit sind alle seither erreichten Fort
schritte verloren. Zum anderen finden einmal arbeits
los gewordene Menschen mit Behinderung sehr viel
schwerer in den Arbeitsmarkt zurtck als ihre Kollegin
nen und Kollegen ohne Behinderung.

Sehr stark vom Lockdown sind aktuell die Inklusi
onsbetriebe betroffen. Denn ein Teil der rund 650
gemeinnUtzigen Inklusionsfirmen in Deutschland ist in
Branchen angesiedelt, die in besonderem Mal3e unter

UmsatzeinbuBen infolge der Corona-Pandemie leiden.

Dazu gehdren zum Beispiel die Bereiche Gastronomie,
Gemeinschaftsverpflegung/Catering oder die Hotel
lerie.
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Aufgrund ihrer Rechtsform der GemeinnUtzigkeit
konnten diese Unternehmen in der Vergangenheit
keine nennenswerten Ricklagen bilden; zudem hatten
sie in vielen Bundesldndern fir Monate keinen Zu
gang zu den allgemeinen Soforthilfen fur die Wirt
schaft (,Rettungsschirm®).** Erst im Juli 2020 wurden
die staatlichen Uberbriickungshilfen fir kleine und
mittelstandische Unternehmen auf den Weg gebracht.
Sie stehen auch gemeinnUtzigen Inklusionsunterneh
men offen. DarUber hinaus gibt es ab 1. Januar 2021
ein zusatzliches 100-Millionen-Euro-Programm mit
Liquiditatshilfen fur Inklusionsbetriebe und dhnliche
Einrichtungen.’®

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen
(BAG IF) hat in einer Umfrage vom 8. bis 15. Mai 2020
die Auswirkungen des Lockdowns auf die Inklusions-
betriebe untersucht. Dabei handelte es sich um die
zweite Umfrage der BAG IF zu diesem Thema; die
erste Umfrage stammte von Ende Mérz 2020.' Rund
400 Inklusionsbetriebe wurden in diesem Zeitraum
befragt, 88 Prozent wiesen dabei den Status der
Gemeinnutzigkeit auf. Es handelt sich in der Regel um
mittelstandische Betriebe — 72 Prozent hatten hochs
ten 50 Mitarbeiter, 70 Prozent erreichten einen Jah
resumsatz von maximal einer Million Euro. Ein knappes
Drittel der befragten Unternehmen (29 Prozent) war in
den Bereichen Gastronomie, Gemeinschaftsverpfle
gung/Catering oder Hotellerie angesiedelt.

14 Vgl. https://www.aktion-mensch.de/foerderung/foerderpro-
gramme/soforthilfe.html.

15 Vgl. https://bag-if.de/staatliche-hilfen-fuer-inklusionsunter-
nehmen-kommen-spaet-aber-sie-kommen/.

16 BAG IF: 2. Umfrage Uber die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf die Inklusionsbetriebe, 8.-15.5.2020.
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Mitte Mai lag der Anteil der direkt durch Betriebs
schlieBung oder erzwungene massive Angebotsre
duzierung betroffenen Betriebe bei 48 Prozent und
damit um zehn Prozentpunkte hoher als Ende Méarz
(vgl. Abb. 10). Obwohl es seit dem 19. April 2020
bereits erste Lockerungen der Ma3nahmen gegeben
hatte, zeigten diese noch keine Wirkung.

Abb. 10: Betroffenheit von Inklusionsbetrieben durch den Lockdown im Mai 2020

Direkt betroffen

Indirekt betroffen

31%

Bisher kaum/nicht betroffen

Quelle: BAG IF

Laut Umfrage waren zudem 31 Prozent der Unterneh
men von den Einschrankungen des Wirtschaftslebens
zumindest ,indirekt betroffen®, zum Beispiel durch
eine Unterbrechung der Lieferketten oder weil die
Kunden ihre Auftrage stornierten. Lediglich 21 Pro
zent gaben an, ,bisher kaum“ oder , nicht betroffen”
zu sein.

Die , Betroffenheit” ist in Abhangigkeit von der
Branche, in der das Unternehmen tatig ist, durchaus
unterschiedlich. Im Gastgewerbe waren 95 Prozent
der Unternehmen durch die MaBnahmen direkt
betroffen, im Lebensmitteleinzelhandel dagegen nur
vier Prozent. AuBRerdem: Nicht immer war das gesamte
Unternehmen betroffen; bei 43 Prozent der Befragten
waren es nur Teilbereiche.
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Probleme im operativen Tagesgeschaft resultierten
vor allem aus dem unklaren Planungshorizont — wie
lange hélt der Lockdown an? — (26 Prozent), der Ein
fuhrung von Pandemiepléanen und Schutzmalnahmen
im Unternehmen (24 Prozent) und der Personalein
satzplanung (21 Prozent).

Wie viele andere Unternehmen griffen auch 62
Prozent der Inklusionsbetriebe zur Krisenlinderung
auf das Instrument des Kurzarbeitergelds zuriick.
Lediglich zehn Prozent hatten bis Mitte Mai bereits
LArbeitsverhaltnisse beendet”,



Mehr als die Halfte der befragten Unternehmen (52
Prozent) schloss im Mai 2020 eine Insolvenz aus, die
andere (knappe) Halfte der Befragten sah ein kleines
bis sehr groBes Insolvenzrisiko. Allerdings wollten nur
30 Prozent der Inklusionsbetriebe zu diesem Zeit
punkt ein Risiko fur den Erhalt aller Arbeitsplatze aus
schlieBen. Ob sich die Risiken bewahrheiten, wird auch
davon abhangen, ob die Betriebe fur den zweiten
Lockdown im November 2020 — wie angekindigt — zu
mindest teilweise eine finanzielle Entschadigung aus
dem Bundeshaushalt erhalten. Fir die im gastronomi
schen Bereich tdtigen Unternehmen ist schon jetzt ab
sehbar, dass das Geschaft mit den Weihnachtsfeiern
zum groBten Teil ausfallen wird.”

Das 6konomische Uberleben der Inklusionsbetriebe in
der Wirtschaftskrise ist fur die Arbeitsmarktchancen
von Schwerbehinderten aus drei Grinden besonders
wichtig. Inklusionsbetriebe sind marktorientierte
Wirtschaftsunternehmen mit inklusivem Kern, die
rechtlich zum allgemeinen Arbeitsmarkt gehoren. In
klusionsunternehmen zeichnen sich als ,Leuchttirme
einer sozialen Marktorientierung aus, indem sie mit
einer hohen Beschéaftigungsquote von Menschen mit
Behinderungen den Ansprichen der Wettbewerbsfa
higkeit und Rentabilitdt des freien Marktes gentigen”
(Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen e.\.).18
Zudem schaffen sie sozialversicherungspflichtige und
tariflich abgesicherte Arbeitsplatze fir Menschen mit
Behinderung. Sie miUssen sich dabei im Wettbewerb
wie jedes andere Unternehmen auch behaupten.
SchlieBlich beschaftigen Inklusionsbetriebe min
destens 30 Prozent schwerbehinderte Menschen,

ihr Anteil an allen beschéaftigten Mitarbeitern soll 50
Prozent nicht Ubersteigen.!’®* Demgegeniber missen
Unternehmen mit mindestens 20 Mitarbeitern im
Allgemeinen lediglich funf Prozent ihrer Arbeitsplatze
mit Schwerbehinderten besetzen. Eine Verpflichtung,
der bei weitem nicht alle nachkommen.

17 Koélner Stadt-Anzeiger, 5.10.2020.

18 Bundesarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen e.V.: Inklusion
im Arbeitsmarkt

19 BAGIF (Hg.) (2019): Inklusion durch Arbeit. Mehr Teilhabe im
allgemeinen Arbeitsmarkt fir Menschen mit Behinderung,
Berlin; https://www.lwl-inklusionsamt-arbeit.de/de/inklusi-
onsbetriebe/.
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Die kurz- und mittelfristigen Auswirkungen der Coro
na-Pandemie auf den Arbeitsmarkt sind im Ergebnis
eher pessimistisch. Der Blick in die Zukunft Uber das
Jahr 2021 hinaus stimmt jedoch optimistischer.

Eine dauerhafte Folge der Corona-Pandemie dirfte
die beschleunigte Digitalisierung der Arbeitswelt sein.
Millionen Menschen arbeiten seit dem Frihjahr 2020
im Home-Office. Laut einer im Marz 2020 durchge
fuhrten Umfrage des Digitalverbands Bitkom ging fast
jeder zweite Erwerbstatige seiner Arbeit zumindest
zeitweise von zu Hause aus nach.? In einer Umfrage
des Fraunhofer Instituts fur Arbeitswirtschaft und
Organisation (IAO) und der Deutschen Gesellschaft
fur Personalfuhrung (DGFP)?! gaben 70 Prozent der
befragten Unternehmen an, dass ihre Biro-Mitarbei
ter wahrend der Corona-Phase im Fruhjahr komplett
oder groBtenteils von zu Hause gearbeitet haben. Vor
der Krise waren es lediglich 15 beziehungsweise 17
Prozent der Befragten.

Halt dieser Trend auch nach dem Abflauen der Pan
demie an, durfte das zu dauerhaften Veranderungen
fuhren. Laut einer Umfrage der Bertelsmann-Stif
tung?? aus dem Juli 2020 gehen 85 Prozent der be
fragten Experten fur Digitalisierung, Technologie und
kunstliche Intelligenz davon aus, dass Home-Office
und/oder mobile Arbeit sich als alternative Arbeits
form etablieren wird und dass digitale (Kommuni
kations-)Tools zum allgegenwartigen Arbeitsmittel
werden. 92 Prozent der Experten erwarten, dass die
Corona-Krise die digitale Transformation in Unterneh
men beschleunigen wird.

20 BITKOM (2020): Corona-Pandemie: Arbeit im Homeoffice
nimmt deutlich zu

21 Fraunhofer Institut fir Arbeitswirtschaft und Organisation &
Deutsche Gesellschaft fur Personalfiihrung (2020): Arbeiten
in der Corona-Pandemie — Auf dem Weg zum New Normal.

22 Bertelsmann-Stiftung (2020): Die Auswirkungen der Corona-
Krise auf die Arbeitswelt: Was bleibt und was nicht?
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Fur Unternehmen gibt es rationale 6konomische
Grinde, verstarkt auf Home-Office sowie Web- und
Videokonferenzen zu setzen. So lassen sich u. a. durch
den Wegfall von Dienstreisen und Buroflachen Reise-
und Mietkosten sowie Zeit einsparen bzw. effizienter
nutzen.

FUr Menschen mit Behinderung kénnte diese Entwick
lung die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern
und Inklusion beschleunigen. So kam auch eine Umfra
ge fur das Inklusionsbarometer Arbeit 20162% mit dem
Schwerpunktthema , Digitalisierung in der Arbeits
welt” zu dem Ergebnis, dass 70 Prozent der befragten
Arbeitnehmer mit Behinderung und 72 Prozent der
Arbeitgeber die Digitalisierung auf dem Arbeitsmarkt
eher als Chance fur Menschen mit Behinderung
betrachten, wahrend nur 16 bzw. 12 Prozent darin ein
Risiko sehen. Viele der befragten Arbeitnehmer und
Arbeitgeber nannten als gro3te Vorteile der Digitali
sierung die Entwicklung digitaler Hilfsmittel fir kor
perlich Beeintrachtigte, die Ubernahme von kérperlich
anstrengenden Arbeiten durch Maschinen sowie die
digitale Barrierefreiheit. Zudem gaben 64 Prozent der
Arbeitnehmer mit Behinderung bzw. 78 Prozent der
Arbeitgeber die raumliche Flexibilitdt beim Arbeitsort
als einen der groBten Vorteile an.

23 Handelsblatt Research Institute (2016): Inklusionsbarometer
2016.
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Und so ist auch der bedeutendste kurzfristige Vorteil
durch die Corona-Pandemie die gestiegene Home
Office-Moglichkeit. Wie im Inklusionsbarometer 2016
festgestellt, ,schaffen virtuelle Arbeitsplatze [...] mehr
Maoglichkeiten zur Home-Office-Tatigkeit, wovon
Menschen mit Behinderung in besonderem Mafe pro
fitieren kdnnen, weil z. B. ,Barrierefreiheit im heimatli
chen Blro wesentlich leichter zu gewahrleisten ist als
in einem Betrieb™ Bedingung hierfur ist jedoch, dass
die Digitalisierung barrierefrei erfolgen muss, um eine
digitale Spaltung gerade fir Menschen mit Einschran
kungen zu verhindern. ,Digitale Inklusion bedeutet
einerseits Inklusion mit digitalen Medien zu unterstit
zen bzw. zu ermdglichen (z. B. Kommunikation mittels
einer App fir Menschen ohne eigene Lautsprache)
und andererseits Inklusion in die digitale Gesellschaft
zu unterstitzen (z. B. durch die Verwendung einer
Sprachausgabe konnen auch Menschen mit einge
schranktem Seh- oder Lesevermdgen Texte lesen).
Ziel der digitalen Inklusion ist es — mit Unterstitzung
von digitalen Medien — allen Menschen zu ermaogli
chen, an der digitalen Gesellschaft, an der Nutzung
des Internets und der Nutzung digitaler Tools und
Technik teilhaben zu lassen.”** Unternehmen konn

ten von einer barrierefreien Digitalisierung doppelt
profitieren: Zum einen ermaoglicht sie ihnen, aus
einem groBeren Pool an potenziellen Mitarbeitern zu
wahlen, zum anderen vergroBert Digitalisierung das
Kundensegment des Unternehmens. Home-Office
darf jedoch nicht zu einer Exklusion der Menschen mit
Behinderungen fuhren. Ideal ist ein Wechsel zwischen
Prasenzzeiten im Unternehmen und Home-Office-
Tatigkeit.

24 Karl Back (2018): Barrierefreiheit durch Digitalisierung. Oster
reichische Bundesministerium fur Bildung, Wissenschaft und
Forschung.



Zudem missen bei der weiteren Etablierung von Ho
me-Office-Tatigkeiten auch Unterschiede in Abhén
gigkeit von der Art der Behinderung bericksichtigt
werden. Die zunehmende Home-Office-Verbreitung
wird insbesondere Menschen mit korperlichen Beein
trachtigungen helfen. Menschen mit Mobilitatsein
schrankungen oder Sehbehinderungen sparen sich an
den Tagen, an denen sie zu Hause arbeiten, den Weg
zum Arbeitsplatz. Zudem ist ihr Zuhause meist sehr
gut ihrer spezifischen Beeintrachtigung angepasst.

Allerdings beflurchteten die Befragten der Umfrage
fur das Inklusionsbarometer Arbeit durch die Digi
talisierung auch Nachteile fur Menschen mit einer
Lernbehinderung, da es keine Schulungen gibt, um sie
in die digitale Zukunft mitzunehmen.

Zu einem ahnlichen Ergebnis kommt ein Forschungs
projekt des Bundesministeriums fur Arbeit und
Soziales?. Fur Menschen mit psychischen oder
geistigen Einschrankungen bringt die Digitalisierung
des Arbeitslebens ebenfalls nur geringe Vorteile oder
sogar Nachteile mit sich. Die sich standig &ndernden
Arbeitsweisen und -bedingungen kénnen bei ihnen
eine Uberforderung auslésen. Die Technologien sind
oftmals zu komplex, um zur Ganze erfasst und be
dient werden zu kbnnen. Zudem zeigt die Studie des
Villingen Institute of Public Health??, dass haufigeres
Arbeiten im Home-Office fir Menschen mit geistigen
und psychischen Erkrankungen durch den Wegfall
sozialer Kontakte problematisch ist.

25 Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (2016): Chancen
und Risiken der Digitalisierung der Arbeitswelt fir die
Beschaftigung von Menschen mit Behinderung.

26 Villingen Institute of Public Health (VIPH) (2020): Die
Situation von Menschen mit geistiger Behinderung in Zeiten
der COVID-19-Pandemie aus Sicht der Betroffenen, ihrer
Angehorigen und Betreuungskrafte. Ergebnisse einer
qualitativen Public-Health-Studie.

Inklusionsbarometer

Im Ergebnis bedeutet das: Die beschleunigte Digita
lisierung kann als Folge der Corona-Pandemie eine
Chance fur Menschen mit Behinderung darstellen. Die
kurz- und mittelfristigen Konsequenzen des Digitali
sierungsschubs unterscheiden sich jedoch je nach Art
der Behinderung. Wahrend Menschen mit korperli
chen Beeintrachtigungen von der Barrierefreiheit im
eigenen Zuhause profitieren kbnnen, Uberwiegen bei
Menschen mit geistigen oder psychischen Beeintrach
tigungen haufig das Fehlen von sozialen Kontakten
und gewohnten Arbeitsstrukturen.
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3.

Fazit und Ausblick

Das Inklusionslagebarometer liegt aktuell mit 107,6
Punkten nur knapp unter seinem Hochstwert aus dem
Vorjahr (107,7). Wahrend 2019 noch alle Regionen ihr
Ergebnis verbessern konnten, ergibt sich in diesem
Jahr ein gespaltenes Bild: Verbesserungen in drei
Regionen stehen Verschlechterungen in drei Bundes
landern gegeniber. Die Spitze verteidigt ein weite
res Mal Ostdeutschland mit einem Wert von 113,9
(Vorjahr: 112,8). Schlusslicht ist in diesem Jahr Nord
rhein-Westfalen mit einem Wert von 105,4 (Vorjahr:
107,7).

Beiisolierter Betrachtung hat sich die Arbeitsmarktsi
tuation von Menschen mit Behinderung — mit Ausnah
me von Baden-Wirttemberg und Nordrhein-West
falen —im vergangenen Jahr 2019 weiter positiv
entwickelt. Arbeitslosenzahl und Arbeitslosenquote
sind gesunken, die Dauer der Arbeitslosigkeit hat sich
verkirzt und die Erwerbsquote ist weiter angestie
gen. Vergleicht man jedoch die Arbeitsmarktchancen
von Schwerbehinderten mit denen von Kolleginnen
und Kollegen ohne Behinderung fallt auf, dass der
Abstand wieder groBer wird. Der Aufholprozess der
vergangenen Jahre ist zum Erliegen gekommen.
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Bereits zu Beginn des Jahres 2020 war absehbar, dass
der zehn Jahre wahrende stetige Aufschwung auf
dem deutschen Arbeitsmarkt, an dem auch Menschen
mit Behinderung teilhatten, infolge der konjunkturel
len Schwéachephase (voribergehend) zu Ende gehen
wurde. Der Beschaftigungsaufbau hat sich schon 2019
verlangsamt und die Arbeitslosigkeit ist erstmals seit
langem gegen Jahresende wieder leicht angestiegen.
Obwohl sich der Arbeitsmarkt ein Stlck weit von der
Konjunktur abgekoppelt hat — es dominieren struk
turelle Einflusse (langfristige Entwicklungen, wie z. B.
der Fachkraftemangel infolge des Renteneintritts der
Babyboomer), ein Trend, der sich in der Zukunft noch
verstarken wird —, war zu erwarten, dass sich auch der
Arbeitsmarkt fir Menschen mit Behinderung im Jahr
2020 eintriben wirde.

Auswirkungen der Corona-Pandemie
auf die Inklusion am Arbeitsmarkt

Die Corona-Pandemie, die das Wirtschaftsleben seit
Mitte Marz des Jahres 2020 bestimmt, hat bislang
weitaus gravierendere Folgen fir den Arbeitsmarkt
als zu Jahresbeginn absehbar war. Zu diesem Zeit
punkt gingen Beobachter noch von einer kurzfristigen
Beeintrachtigung der Volkswirtschaft aus. Die Zahl
der arbeitslosen Schwerbehinderten liegt im Okto
ber 2020 bei 173.709 und damit gut 13 Prozent bzw.
20.000 Personen hoher als im Vojahresmonat. Selbst
wenn der Anteil der arbeitslosen Schwerbehinderten
an allen Arbeitslosen seit April sinkt — d. h. Menschen
ohne Behinderung aktuell haufiger arbeitslos wer
den —, ist diese Entwicklung mit Sorge zu betrachten,
finden einmal arbeitslos gewordene Menschen mit
Behinderung doch sehr viel schwerer in den Arbeits
markt zurick als ihre Kolleginnen und Kollegen ohne
Behinderung.



Vor diesem Hintergrund ist auch die aktuelle Situation
der Inklusionsbetriebe, die einen besonders hohen
Anteil von Menschen mit Behinderung beschaftigen,
problematisch zu bewerten. Viele dieser Betriebe sind
in Branchen wie Gastronomie, Hotellerie und Catering
tatig, die in besonderem Male vom Lockdown im Mérz
und dem Teil-Lockdown im November sowie von den
andauernden Beschrankungen des Wirtschaftslebens
betroffen sind. Als gemeinnitzige Unternehmen ohne
nennenswerte finanzielle Ricklagen ausgestattet,
sind sie 6konomisch besonders verwundbar, zumal
sie erst vergleichsweise spat unter den staatlichen
»Rettungsschirm® schlipfen konnten.

Nach dem Ende der Corona-Pandemie wird es eine
geraume Zeit dauern, um die durch das Virus verur
sachten 6konomischen Schaden zu beheben. Erstim
Verlauf des Jahres 2022 wird Deutschland nach den
Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute wieder
das Wohlstandsniveau vom Ende des Jahres 2019
erreicht haben. Voraussetzung daflr ist ein wirksamer
Corona-Impfstoff, der ein Abebben der Pandemie
beglnstigen wirde. Da der Arbeitsmarkt ein ,,nach
laufender Indikator® ist, durfte die Erholung hier noch
etwas langer dauern.

Positiv zu Buche schlagt, dass der grundsatzliche
Trend am Arbeitsmarkt weiterhin intakt ist: Aufgrund
der demografischen Entwicklung schrumpft das
Arbeitskrafteangebot — die Babyboomer gehenin
Rente.?” Damit sind auch die Arbeitsmarktaussichten
fur Menschen mit Behinderung, noch dazu vor dem
Hintergrund eines zunehmenden Fachkraftemangels,
weiterhin gut. Vor allem die Alterung der Gesellschaft
mit der heute schon erkennbaren Arbeitskrafteknapp
heit durfte zu weiter sinkenden Arbeitslosenzahlen
fuhren, auch weil Menschen mit Behinderung ihren
Arbeitsplatz seltener verlieren, wenn sie ihre Schwer
behinderung wahrend des Berufslebens ,,erwerben”.

27 Bauer, A. et al. (2019): Konjunktureller Gegenwind fur den
Arbeitsmarkt, IAB-Kurzbericht 18/2019.
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Zudem konnte die beschleunigte Digitalisierung
aufgrund der Corona-Pandemie fiir einen Teil der
Menschen mit Behinderung die Arbeitsmarktchan
cen verbessern. Menschen mit korperlichen Beein
trachtigungen konnten bei einer Zunahme der Ho
me-Office-Beschaftigung von der Barrierefreiheit im
eigenen Zuhause profitieren. Dies darf jedoch nicht
zu einer Exklusion der Menschen mit Behinderungen
fuhren. Ideal ist ein Wechsel zwischen Présenzzeiten
im Unternehmen und Home-Office-Tatigkeit. Be
dingung hierfir ist zudem, dass die Digitalisierung
barrierefrei erfolgen muss, um eine digitale Spaltung
gerade fir Menschen mit Einschréankungen zu ver
hindern. So kam eine Trendstudie von SINUS Markt-
und Sozialforschung GmbH im Auftrag der Aktion
Mensch?® in diesem Jahr zu dem Ergebnis, dass Tech
nologie dabei unterstitzen kann, ,die Moglichkeiten
der Selbstbestimmung und Teilhabe fir Menschen mit
Behinderung zu erhéhen”. Die zunehmende Vielfalt
der digitalen Anwendungen in den Bereichen Arbeit
und Bildung bietet neue Beschaftigungsmoglichkei
ten fur Menschen mit Behinderung. Hierfur missen
jedoch u. a. sinnvolle technologische Innovationen
entwickelt werden, die Inklusion unterstitzen. Zudem
mussen bei der Entwicklung von technischen Produk
ten die Bedarfe aller Menschen, auch von Menschen
mit Behinderung, erkannt und von Anfang an integ
riert werden. Des Weiteren ist es wichtig, Menschen
mit Behinderung in die Entwicklung von Produkten
einzubeziehen.

Hinzu kommt: Insbesondere Menschen mit geisti
gen oder psychischen Beeintrachtigungen fehlen im
Home-Office haufig soziale Kontakte und gewohnte
Arbeitsstrukturen. Fir Menschen mit Sinnes- und
Mobilitatseinschrankungen sind viele Technologien
tendenziell leichter zugénglich als fur Menschen mit
einer psychischen oder einer Lernbehinderung.

28 SINUS Markt- und Sozialforschung GmbH (2020): Digitale
Teilhabe von Menschen mit Behinderung
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Glossar

Arbeitslose

Registrierte Arbeitslose sind Personen, die einen
Arbeitsplatz suchen und auch offiziell bei der Ar
beitsagentur als arbeitsuchend gemeldet sind. Im
Gegensatz zur Erwerbslosenstatistik werden auch die
Personen als arbeitslos erfasst, die nur eine gering
fugige Beschaftigung (,Minijob®) austben.

Arbeitslosenquote
Anteil der (registrierten) Arbeitslosen an den (zivilen)
Erwerbspersonen (= Erwerbstatige + Arbeitslose).

Beschaftigungsquote

Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschaf
tigten (d. h. ohne Selbststandige oder geringfigig
Beschaftigte) an der Gesamtbevolkerung. Die Be
schaftigungsquote liegt daher niedriger als die
Erwerbstatigenquote.

Beschiftigungsquote Schwerbehinderter

Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschaf
tigten und verbeamteten Schwerbehinderten (d. h.
ohne Selbststandige oder geringfiigig Beschaftigte
usw.) an den zu besetzenden Pflichtarbeitsplatzen.
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Erwerbstitige

Erwerbstatige sind Personen im Alter von 15 Jahren
oder élter, die einer oder mehreren, auf wirtschaft
lichen Erwerb gerichteten Tatigkeiten nachgehen,
unabhangig von der Dauer der tatséchlich geleisteten
oder vertragsmafig zu leistenden wochentlichen
Arbeitszeit (mindestens eine Stunde).

Erwerbslose

Personen ohne Arbeitsverhaltnis, die dem Arbeits
markt zur Verfiigung stehen und sich um einen
Arbeitsplatz bemihen. Dies sind auch Personen,
die sich nicht arbeitslos melden.

Erwerbspersonen

Alle Personen, die eine unmittelbar oder mittelbar
auf Erwerb gerichtete Tatigkeit austben oder suchen.
Die Erwerbspersonen setzen sich zusammen aus den
Erwerbstatigen und den Erwerbslosen/Arbeitslosen.

Erwerbspersonenpotenzial

Das Erwerbspersonenpotenzial (= Zahl der Personen
im erwerbsfahigen Alter) ist ein Maf fur das im Inland
maximal zur Verfligung stehende Arbeitskraftean
gebot. Es setzt sich zusammen aus den im Inland
Erwerbstatigen, den registrierten Arbeitslosen und
einer geschatzten Zahl versteckter Arbeitsloser (stille
Reserve), unabhangig davon, ob Letztere freiwillig
oder unfreiwillig dem Arbeitsmarkt fernbleiben. Damit
ist dieses Konzept umfassender als das der Erwerbs
personen, das die stille Reserve explizit nicht berick
sichtigt.



Erwerbsquote

Der Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstatige und
Erwerbslose) an der gleichaltrigen Gesamtbevolke
rung.

Erwerbstitigenquote
Der Anteil der Erwerbstatigen an der Gesamtbevolke
rung.

Inklusionsbetriebe

Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich
selbststéandige Unternehmen oder unternehmensin
terne Betriebe oder Abteilungen zur Beschaftigung
schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt. Bei den Inklusionsbetrieben (88 215 und
folgende SGB IX) handelt es sich um eine durch das
Schwerbehindertenrecht (Teil 3 SGB IX) geregelte
Form der Beschaftigung fir schwerbehinderte Men
schen, die rechtlich dem allgemeinen Arbeitsmarkt
zuzurechnen ist. In Inklusionsbetrieben betragt der
Anteil an Mitarbeitern mit einer Schwerbehinderung
mindestens 30 bis maximal 50 Prozent.?

29 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und
Hauptfursorgestellen (BIH): https://www.integrationsaemter.
de/Fachlexikon/Inklusionsbetriebe/77c437ilp/index.html#
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Rechtlicher Hinweis

Die vorstehenden Angaben und Aussagen stellen keine Anlage-, Rechts- oder
Steuerberatung dar. Die verwendeten Daten stammen aus unterschiedlichen
Quellen und wurden als korrekt und verlasslich betrachtet, jedoch nicht unab
hangig Uberprift; ihre Vollstandigkeit und Richtigkeit sind nicht garantiert, und
es wird keine Haftung fur direkte oder indirekte Schaden aus deren Verwendung
Ubernommen, soweit nicht durch grobe Fahrlassigkeit oder vorsatzliches Fehlver
halten unsererseits verursacht.

Alle Meinungen kénnen ohne vorherige Ankiindigung und ohne Angabe von
Grinden geandert werden. Die vorstehenden Aussagen werden lediglich zu Infor
mationszwecken des Auftraggebers gemacht und ohne dariber hinausgehende
vertragliche oder sonstige Verpflichtung zur Verfiigung gestellt.

Soweit in vorstehenden Angaben Prognosen oder Erwartungen gedu3ert oder
sonstige zukunftsbezogene Aussagen gemacht werden, konnen diese Angaben
mit bekannten und unbekannten Risiken und Ungewissheiten verbunden sein. Es
kann daher zu erheblichen Abweichungen der tatséchlichen Ergebnisse oder Ent
wicklungen zu den geduBerten Erwartungen kommen. Neben weiteren hier nicht
aufgefthrten Grinden kénnen sich insbesondere Abweichungen aus der Veran
derung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage, der Entwicklung der Finanzmarkte
und Wechselkurse sowie durch Gesetzesanderungen ergeben.

Das Handelsblatt Research Institute verpflichtet sich nicht, Angaben, Aussagen
und MeinungsaulRerungen zu aktualisieren.

Es gelten die Allgemeinen Geschaftsbedingungen des Handelsblatt Research
Institute.
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Die Direktorin des Landschaftsverbandes

LVR &

Rheinland
Qualitat fir Menschen
Erganzungsvorlage Nr. 15/32/1
offentlich
Datum: 31.03.2021
Dienststelle: Fachbereich 53
Bearbeitung: Herr Rohde / Herr Stenz
Schulausschuss 26.04.2021 Kenntnis
Tagesordnungspunkt:

Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX

Beschlussvorschlag:

Der Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX wie in der Vorlage Nr.
15/32 dargestellt wird zugestimmt.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berihrt eine oder mehrere Zielrichtungen des ia
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. ]

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:
Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe: A 041
Ertrage: Aufwendungen:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:
Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung

Prof.Dr.Faber



Zusammenfassung:

Der Sozialausschuss hat am 23.02.2021 gem. §§ 215 ff. SGB IX die Anerkennung und
Férderung der Griindung der Inklusionsabteilung der

e Alsbachtal gGmbH
e Gehring Group GmbH

sowie das Sicherungs- und Erweiterungsvorhaben der Inklusionsabteilung
e Frank Schwarz Gastro Group GmbH

beschlossen.

Darlber hinaus informiert das LVR-Inklusionsamt den Sozialausschuss lber folgende
Erweiterungen von bestehenden Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX:

e Autismus-Therapie-Zentrum Ménchengladbach e.K.
e AWO Service & Integration gGmbH

e CariClean gGmbH

e DOMUS gemeinnitzige GmbH

e Eu Log Service gGmbH.

Der Schulausschuss erhalt diesen Beschluss sowie die Vorlage Nr. 15/32 an den
Sozialausschuss zur Kenntnis.

Diese Vorlage berthrt insbesondere die Zielrichtung Z2 ,Die Personenzentrierung im LVR

weiterentwickeln™ des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention.




Begriindung der Vorlage Nr. 15/32/1:

Der Schulausschuss soll Gber diesen Beschluss zur Férderung der dargestellten

Inklusionsbetriebe sowie die Vorlage Nr. 15/32 an den Sozialausschuss insgesamt in

Kenntnis gesetzt werden.

Begriindung der Vorlage Nr. 15/32:

1. Zusammenfassung der Zuschiisse

1.1. Zuschusse zu Investitionen

1.2. Laufende Zuschiisse

2. Einleitung

2.1. Das Bundesprogramm ,Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb™

2.2. Stand der Bewilligungen durch den Sozialausschuss

2.3 Stand der Bewilligungen durch das LVR-Inklusionsamt

3. Grindung der Inklusionsbetriebe

3.1. Alsbachtal gGmbH

3.2. Gehring Group GmbH

4. Erweiterung bestehender Inklusionsbetriebe

4.1. Frank Schwarz Gastro Group GmbH

5. Nachrichtliche Information zu Erweiterungen von Inklusionsbetrieben

5.1

5.2
5.3

5.4

5.5

Anlage -

Autismus-Therapie-Zentrum Mdénchengladbach e.K.
AWO Service & Integration gGmbH
CariClean gGmbH

DOMUS gemeinnitzige GmbH

Eu Log Service gGmbH

Die Begutachtung und Férderung von Inklusionsbetrieben gem.
§8§ 215 ff. SGB IX
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1. Zusammenfassung der Zuschiisse

1.1. Investive Zuschiisse

Die in der Vorlage dargestellten Vorhaben zur Grindung und Erweiterung neuer und
bestehender Inklusionsbetriebe umfassen folgende Zuschiisse zu Investitionen:

Tabelle 1: Anzahl der geférderten Arbeitsplatze (AP) und Investitionskostenzuschisse

Unternehmen Region |Branche AP | Zuschuss

Inklusionsabteilung
Alsbachtal gGmbH | Oberhausen [ Hausmeister- und 3 60.000
Servicedienstleistungen
Inklusionsabteilung

Gehring Group

Oberhausen | Scancenter 11 212.000
GmbH
Frank Schwarz
Gastro Grou Inklusi bteil
ormbH P Duisburg | sionsabteiiung 6+4 | 140.000

Speisenproduktion

Beschlussvorschlag gesamt 6+18| 412.000

1.2. Laufende Zuschiisse

Die in der Vorlage dargestellten Vorhaben umfassen die in der folgenden Tabelle
aufgefiihrten laufenden Zuschuisse. Fir die Berechnung wurden die durchschnittlichen
Arbeitnehmerbruttolohnkosten (je nach Branche und Tarif) und eine jahrliche Steigerung
der L6hne und Gehaélter von 2 % zugrunde gelegt. Die Berechnung der Zuschiisse erfolgt
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes im Sinne haushaltsplanerischer Vorsicht in voller
Ho6he und auf Basis von Vollzeitstellen. Soweit flir die Neueinstellung von Personen mit
einer Schwerbehinderung Eingliederungszuschiisse nach dem SGB II oder III in Anspruch
genommen werden kdnnen, werden reduzierte oder keine weiteren Zuschiisse des LVR-
Inklusionsamtes gezahlt.

Tabelle 2: Laufende Zuschisse fir neue Arbeitsplatze gem. § 215 SGB IX

Summe 2021 2022 2023 2024 2025

Arbeitsplatze 18 18 18 18 18

Zuschiisse § 217 SGB IX

in € 41.850 45.360 45.360 45.360 45.360

Zuschiisse § 27 SchwbAV

in € 116.610 129.214 | 131.798 134.434 | 137.123

Zuschiisse gesamt

in€ 158.190 174.574 | 177.158 179.794 182.483




2. Einleitung

Die Nachfrage nach Beratung und Férderung neuer Arbeitsplatze in Inklusionsbetrieben
im Rheinland befindet sich seit Jahren auf einem hohen Niveau. Das LVR-Inklusionsamt
fordert die Schaffung von Arbeitsplatzen fir Menschen mit einer Schwerbehinderung der
Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX in Inklusionsbetrieben bereits seit Ende des Jahres
2001 aus Mitteln der Ausgleichsabgabe. Aktuell bestehen im Rheinland 147
Inklusionsunternehmen, Inklusionsabteilungen und Inklusionsbetriebe mit rd. 3.399
Arbeitsplatzen, davon 1.826 Arbeitspladtze flir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB
IX.

Seit dem Jahr 2008 beteiligt sich das Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen des
Landesprogramms ,Integration unternehmen!™ zu 50 % an der investiven Férderung von
Inklusionsbetrieben. Aufgrund des groBen Erfolgs wurde das Landesprogramm im Jahr
2011 als Regelférderinstrument implementiert. Im Koalitionsvertrag fir die Jahre 2017
bis 2022 bekennt sich die Landesregierung zur Férderung von Inklusionsunternehmen
(S. 105). So wird erwartet, dass das Ministerium fir Arbeit, Gesundheit und Soziales
NRW weiterhin dauerhaft Mittel zur investiven Férderung von jahrlich 250 zusatzlichen
Arbeitsplatzen zur Verfligung stellt. Der Haushaltsplanentwurf flr das Jahr 2021 sieht fiir
das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ Haushaltsmittel von rd. 2,6 Mio. € vor.

2.1. Das Bundesprogramm , Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb™

Im Jahr 2016 wurde das Férderprogramm ,Inklusionsinitiative II — AlleImBetrieb"™ vom
Bundestag beschlossen, bundesweit werden aus dem Ausgleichsfonds 150 Mio. € fir die
Forderung von Inklusionsbetrieben zur Verfigung gestellt, auf das Rheinland entfallen
davon 18,2 Mio. €. Die am 22.04.2016 in Kraft getretene Richtlinie sieht als
Férdergegenstand die investive und laufende Férderung zusatzlicher Arbeitsplatze in
neuen und bestehenden Inklusionsbetrieben vor. Die Ausfihrung des Programms erfolgt
durch die Integrationsamter, denen auch die inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung der
Férderung obliegt. Das LVR-Inklusionsamt hat die bestehenden Forderkonditionen
unverandert beibehalten und konnte in den Jahren 2016 bis 2019 den Ausbau von
Inklusionsbetrieben um rd. 380 Arbeitspldtze flr Personen der Zielgruppe des § 215 SGB
IX vollstandig aus Mitteln des Bundesprogramms finanzieren. Die laufenden Zuschisse
fur diese Personen werden flir die Dauer von funf Jahren aus Mitteln des
Bundesprogramms getragen und danach in die Regelfinanzierung aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe libergehen.

Mit Ablauf des Jahres 2019 sind die Mittel des Bundesprogrammes vollstédndig gebunden,
so dass keine weiteren Arbeitsplatze aus diesen Mitteln geférdert werden kénnen.

Hinsichtlich einer ausfuhrlichen Darstellung des Bundesprogramms ,Inklusionsinitiative II
- AlleImBetrieb™ wird auf die Vorlage 14/1207 verwiesen.



2.2. Stand der Bewilligungen durch den Sozialausschuss

Tabelle 3: Stand der Bewilligungen im Jahr 2021

Antragsteller Region Branche An:;hl Vorlage
Inklusionsabteilung
Alsbachtal gGmbH Oberhausen | Hausmeister- und 3
Servicedienstleistungen Soz
Gehring Group GmbH Oberhausen Inklusionsabteilung 11 15/32
Scancenter
Frank Schwarz Gastro Inklusionsabteilung
Group GmbH Duisb 6)+4
uisburg Speisenproduktion (6)
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 18
2.3. Stand der Bewilligungen durch das LVR-Inklusionsamt
Tabelle 4: Stand der Erweiterungen durch das LVR-Inklusionsamt im Jahr 2021
Antragsteller Region Branche AnAz;hI Zuschuss
';:EISrT;S_Theraple_ Monchen- |Inklusionsabteilung 1
Ménchengladbach e.K. gladbach |Verwaltungsdienstleistungen 20.000
i ) haushaltsnahe und
AWO Service & Integration Solingen | handwerkliche 2 40.000
gGmbH . .
Dienstleistungen
. 80.000
CariClean gGmbH Koln Reinigungsdienstleistungen 4
DOMUS gemeinnutzige
GmbH Kleve Garten- und Landschaftspflege 1 15.600
Eu Log Service gGmbH . Lager- und Logistikservice,
Euskirchen CAP-Markt 2 40.000
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 10 195.600




3. Neugriindung von Inklusionsbetrieben

3.1. Alsbachtal gGmbH

3.1.1. Zusammenfassung

Die Alsbachtal gGmbH ist ein Tochterunternehmen des Vereins flir kérper- und
mehrfachbehinderte Menschen Alsbachtal e.V., welcher hervorgehend aus einer
Elternselbsthilfegruppe im Jahr 1965 in Oberhausen gegriindet wurde und sich seither fir
die Interessen von Menschen mit Behinderung einsetzt. Innerhalb der Alsbachtal gGmbH
werden seit 2005 die unterschiedlichsten Unterstliitzungs- und Hilfsangebote gebiindelt.
Um Hausmeister- und Servicedienstleistungen rund ums Haus ausweiten zu kénnen, ist
der Aufbau einer Inklusionsabteilung mit Neuschaffung von drei Arbeitsplatzen flr
Personen der Zielgruppe geplant. Im Rahmen des Griindungsvorhabens wird ein
Investitionszuschuss gem. §§ 215 ff. SGB IX in H6he von 60.000 € sowie jahrliche
Zuschisse zu den Personalkosten der Beschéftigten der Zielgruppe beantragt. Eine
positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir Arbeits- und
Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor (s. Ziff. 3.1.4.).

3.1.2. Die Alsbachtal gGmbH

Die Alsbachtal gGmbH bietet vielfaltige Unterstlitzungsdienstleistungen insbesondere fiir
Menschen mit einer kdrper- oder mehrfachen Behinderung im Raum Oberhausen und
Umgebung. Dies umfasst u.a. ein Familienzentrum, Angebote zur Frihférderung,
ambulante Hilfe- und Betreuungsangebote, einen Pflegedienst, eine KoKoBe, betreutes
und unterstlitztes Wohnen sowie Therapie- und Freizeitangebote. Geschaftsfihrerin der
Alsbachtal gGmbH ist Frau Alexandra Niehls. Durch den Aufbau einer Inklusionsabteilung
beabsichtigt die Alsbachtal gGmbH Hausmeister- und Servicedienstleistungen, welche
bislang teilweise fremdvergeben worden, intern zu erbringen, auszuweiten sowie im
Weiteren auch externen Kunden anzubieten. Zusatzlich zu zwei bereits bestehenden
Hausmeisterstellen sollen dazu drei Arbeitsplatze flir Personen der Zielgruppe neu
geschaffen werden.

3.1.3. Arbeitspldtze fiir Menschen mit Behinderung

Die Beschaftigten der Zielgruppe des § 215 SGB IX werden vorwiegend Helfertdtigkeiten
im Rahmen der Hausmeister- und Servicearbeiten GUbernehmen. RegelmaBig werden dazu
die Pflege von AuBen- und Gartenanlagen, die Reinigung von Zufahrtswegen
einschlieBlich Winterdienst sowie einfache Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten im
Innenbereich von Immobilien zahlen. Dartber hinaus sind Auf- und Abbauarbeiten bei
Festen und Vereinstatigkeiten sowie eine mobile Essensversorgung vorgesehen. Die
Arbeitsplatze sind zunachst als Teilzeitstellen angelegt, die Entlohnung der Beschaftigten
orientiert sich an den Arbeitsvertragsbedingungen des Paritdtischen
Wohlfahrtsverbandes. Die psychosoziale Betreuung wird durch einen erfahrenen Anleiter
mit sozialpadagogischer Qualifikation gewahrleistet.

3.1.4. Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

Im Rahmen des Antrags auf Anerkennung und Fdrderung einer Inklusionsabteilung gem.
§ 215 SGB IX hat das LVR-Inklusionsamt die FAF gGmbH mit der Begutachtung der
Wirtschaftlichkeit des Vorhabens beauftragt. In ihrer Stellungnahme vom 14.12.2020
kommt die FAF gGmbH zu folgendem Ergebnis:



»(...) Die Zusammenfihrung folgender Starken und Schwachen des Unternehmens und
der Chancen und Risiken flhrt zur Gesamtbeurteilung des Vorhabens:

e Die Auslastung der Inklusionsabteilung kann aufgrund des bereits bestehenden
Bedarfs innerhalb des Alsbachtal e.V. von Beginn an gewahrleistet werden, eine
anfangliche, kostenintensive MarkterschlieBung ist nicht notwendig.

e Die Mitarbeiterstruktur erméglicht es, sowohl eine marktgerechte
Konditionengestaltung als auch eine zufriedenstellende Rentabilitat des
Grindungsvorhabens zu realisieren. Das Verhaltnis von Fach- und Hilfskraften wie
auch das Verhaltnis von schwerbehinderten und nicht behinderten Mitarbeitern
bietet die Mdglichkeit, auch angesichts der Marktdaten bzw. der Daten relevanter
Vergleichsbetriebe ein ansprechendes Leistungspotential nutzen zu kénnen.

e Risiken ergeben sich durch die Notwendigkeit einer zumindest annahernd
marktkonformen Leistungsfahigkeit der Mitarbeiter. Es darf jedoch davon
ausgegangen werden, dass beim vorliegenden Konzept im besonderen MaBe
durch die Personalauswahl und die arbeitsbegleitende Betreuung eine
Sicherstellung der Leistungsfahigkeit und somit des betrieblichen Erfolgs
gewadhrleistet werden kann.

e Hinsichtlich der betriebswirtschaftlichen Planung ist anzumerken, dass die Kosten-
/Umsatzstruktur aufgrund der Mitarbeiterzusammensetzung teilweise von den
Personalkosten der Branche abweicht, es werden aber nach einer Anlaufphase
ausreichende Deckungsbeitrage und ein positiver Cashflow realisiert, der die Re-
Investition in die beschafften Wirtschaftsgliter ermdglicht. Es ist zwar nicht
auszuschlieBen, dass Plan-Abweichungen und Verzdégerungen und somit
temporare Zahlungsmittelabfliisse auftreten, die Zahlungsfahigkeit bleibt jedoch
in jedem Fall erhalten.

Es kann insgesamt von einem wirtschaftlichen Vorhaben und somit einer langfristigen
Sicherung der Arbeitsplatze fiir schwerbehinderte Mitarbeiter ausgegangen werden. Die
Férderung des Vorhabens ist daher u.E. zu beflirworten." (FAF gGmbH vom 14.12.2020)

3.1.5. Bezuschussung

3.1.5.1. Investive Zuschiisse

Im Rahmen der Griindung einer Inklusionsabteilung macht die Alsbachtal gGmbH fiir die
Neuschaffung von drei Arbeitsplatzen flir Personen der Zielgruppe Investitionskosten von
80.000 € geltend. Darin enthalten sind die Kosten flr Bau- und Ausstattung von Lager
und Sanitaranlagen (30 T €), ein Fahrzeug mit Anhéanger (20 T €), eine Fertiggarage mit
Rolltor (10 T €), ein Aufsitzrasenmaher (10 T €) sowie Maschinen und Werkzeuge (5T
€). Diese Investitionen kénnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit 60.000 € bezuschusst
werden, dies entspricht 75 % der Gesamtinvestition. Der verbleibende Betrag in Hohe
von 20.000 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die Absicherung des Zuschusses erfolgt
Uber eine Bankblirgschaft. Fir den Investitionszuschuss wird flir jeden der neu
geschaffenen Arbeitsplatze eine Bindungsfrist von 60 Monaten festgelegt.



3.1.5.2. laufende Zuschiisse

Die Berechnung der laufenden Zuschusse flir Inklusionsbetriebe ist in der Anlage
ausfuhrlich beschrieben, die Férderung erfolgt entsprechend der unter Ziff. 1.2.
dargelegten Rahmenbedingungen. Die Personalkosten (PK) und die laufenden Zuschiisse
fur die neu einzustellenden Personen der Zielgruppe sind in der folgenden Tabelle
dargestellt.

Tabelle 5: PK (jahrliche Steigerung um 2%) und Zuschlsse

ab

02.2021 2022 2023 2024 2025
Personen 3 3 3 3 3
PK (AN-Brutto) 58.630 71.763 73.198 74.662 76.156
Zuschuss

. 7. 7. 7. 7.

§ 217 SGB IX 6.300 560 560 560 560
Zuschuss

17.589 21.529 21.960 22.399 22.847
8§ 27 SchwbAVv
Zuschiisse Gesamt | 23.889 29.089 29.520 29.959 30.407

3.1.6. Beschluss

Der Sozialausschuss beschlieBt gemaB §§ 215 ff. SGB IX die Anerkennung und Férderung
einer Inklusionsabteilung in der Alsbachtal gGmbH mit drei Arbeitsplatzen flr Personen
der Zielgruppe des § 215 SGB IX. Der Beschluss umfasst einen einmaligen Zuschuss in
Hoéhe von 60.000 € zu den Investitionskosten und laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB
IX und 27 SchwbAV in H6he von bis zu 23.889 € flir das Jahr 2021 und in den
Folgejahren wie zuvor dargestellt.

Die Férderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdglich ist, unter
Einbezug des Landesprogramms ,Integration unternehmen!™, des LVR-Budgets fir Arbeit
— Aktion Inklusion sowie der Férderung von Inklusionsbetrieben durch das LVR-
Inklusionsamt gem. §§ 215 ff. SGB IX.



3.2. Gehring Group GmbH
3.2.1. Zusammenfassung

Die Gehring Group GmbH wurde 1991 gegriindet und ist Teil einer in Oberhausen
ansassigen inhabergefiihrten Unternehmensgruppe, welche sich im Bereich Archivierung,
Digitalisierung sowie der Entwicklung daflr erforderlicher Software spezialisiert hat. Das
Unternehmen beschaftigt derzeit 45 Mitarbeiter und beabsichtigt den Bereich
Datenerfassung und Scancenter in eine Inklusionsabteilung umzuwandeln. Insgesamt
sollen neun Arbeitsplatze flir Personen der Zielgruppe neu geschaffen sowie zwei im
Antragsverfahren bereits eingerichtete Arbeitsplatze flir Personen der Zielgruppe aus
LVR-Mitteln geférdert werden. Im Rahmen des Griindungsvorhabens wird ein
Investitionszuschuss gem. §§ 215 ff. SGB IX in H6he von 212.000 € sowie jahrliche
Zuschisse zu den Personalkosten der Beschaftigten der Zielgruppe beantragt. Eine
positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir Arbeits- und
Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor (s. Ziff. 3.2.4.).

3.2.2. Die Gehring Group GmbH

Die Gehring Group GmbH ist Dienstleister im Bereich physischer sowie digitaler
Archivierung und bietet hierbei unterstlitzende Beratungen sowie Softwareprodukte an.
Die Aufbewahrung von Aktenbestanden in Hochsicherheitslagern gehdért dabei ebenso
zum Leistungsangebot wie das Scannen von Dokumenten und der Service einer digitalen
Poststelle, bei der Kunden ihre papiergebundene Eingangspost digitalisiert und
automatisiert zugestellt bekommen. Geschaftsfiihrer des innhabergefiihrten
Unternehmens sind Herr Rolf und Nils Gehring. Um einem stark steigenden
Auftragsvolumen zu begegnen, soll die derzeit aus zwdélf Personen bestehende Abteilung
im Bereich Datenerfassung und Scancenter in eine Inklusionsabteilung umgewandelt und
um elf Arbeitsplatze fir Personen der Zielgruppe erweitert werden.

3.2.3. Arbeitsplatze fiir Menschen mit Behinderung

Die Arbeitsplatze der Personen der Zielgruppe werden alle im Rahmen der Einlagerung
sowie Digitalisierung von Archivalien anfallenden Tatigkeiten umfassen. Dazu gehért u.a.
Erfassung sowie Umpacken von Akten, Vorbereitung zum Scannen sowie Scannen der
jeweiligen Formate, Endkontrolle und das Bearbeiten von Abfragen und Ricknahmen. Die
Arbeitsplatze sind als Voll- und Teilzeitstellen angelegt, die Entlohnung erfolgt nach
Tarifvertrag fur die kaufmannischen und technischen Angestellten in der Speditions-,
Logistik- und Transportwirtschaft NRW. Die psychosoziale Betreuung wird durch
Anleitungspersonal, welches im Rahmen eines Kooperationsvertrags von
sozialpadagogisch qualifiziertem Mitarbeitern der Handzeichen GmbH unterstiitzt wird,
sichergestellt.

3.2.4. Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

Im Rahmen des Antrags der Gehring Group GmbH hat das LVR-Inklusionsamt die FAF
gGmbH mit der Begutachtung der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens beauftragt. In ihrer
Stellungnahme vom 14.12.2020 kommt die FAF gGmbH zu folgendem Ergebnis:



»(...) Die Zusammenfihrung folgender Starken und Schwachen des Unternehmens und
der Chancen und Risiken fuhrt zur Gesamtbeurteilung des Vorhabens:

e Die Gehring Group GmbH etablierte sich bisher sehr erfolgreich am Markt und
konnte die Rentabilitat sowie die Marktanteile im relevanten Markt kontinuierlich
steigern. Aus heutiger Sicht deuten alle Indikatoren darauf hin, dass diese
Entwicklung kinftig fortgesetzt werden kann.

e Die Branche ist weiterhin durch Wachstumsraten gekennzeichnet. Das
Outsourcing der Archivierung bietet den Unternehmen zum einen Kostenvorteile
durch Reduzierung der Investitionen sowie der Personal- und Raumkosten. Zum
anderen sind Qualitats- und Performancevorteile aufgrund der Spezialisierung des
Anbieters bzw. dessen Knowhows und dessen technischen Ausstattung zu nennen.
Bei der elektronischen Archivierung ist zudem die revisionssichere Archivierung
handels- und steuerrechtlich relevanter Dokumente, die Unveranderbarkeit und
langfristige Verfligbarkeit gemaB der geltenden Aufbewahrungsfristen ein
Wettbewerbsvorteil fir die Anbieter entsprechender Outsourcing-Leistungen.

e Das komplette Outsourcing des Archivs geht aus Kundensicht mit der Suche nach
einer langfristigen Loésung sowie einer langfristigen Partnerschaft einher. Das
Angebot der Gehring Group GmbH reicht von der Beratung und Hilfestellung bis
hin zur physischen und digitalen Komplettlésung im externen Aktenarchiv. Mit
einem derartigen Angebot wird demnach eine langfristige Kundenbindung
maoglich.

e Scanleistungen kénnen aus Kundensicht flexibler gestaltet werden, gerade hier
stieg die Nachfrage bei der Gehring Group im Jahr 2020 aber deutlich.
Hintergrund ist u.a. die Notwendigkeit des Zugriffs auf elektronische Archive
durch die Tendenz zum Homeoffice. Der mobile Zugriff auf elektronische Archive
wird auch kinftig weiter an Bedeutung gewinnen.

¢ Innerhalb dieses Wettbewerbsfeldes erfolgt die Positionierung der Gehring Group
GmbH insbesondere auch durch die elektronische Archivierung mithilfe eines
modularen Angebotes, in dessen Mittelpunkt die selbst entwickelten speziellen
Archivierungssoftware steht und zur Differenzierung gegeniiber den
Wettbewerbern sowie zur Kundenbindung beitragt.

¢ Die Gewinn- und Verlustplanung weist positive Ergebnisse aus, das Eigenkapital
und die Liquiditat werden weiter gestarkt. Der Cashflow ermdglicht die Re-
Investition in die beschafften Wirtschaftsglter nach Ablauf der
Abschreibungsphase. Der Break-Even-Umsatz liegt unter dem geplanten Umsatz,
der wiederum auBerst vorsichtig eingeschatzt wurde.

Unter Berlcksichtigung der genannten Starken und Schwachen sowie der Chancen und
Risiken ist davon auszugehen, dass die Arbeitspldtze flir Mitarbeitende der Zielgruppe
des § 215 SGB IX nachhaltig gesichert werden kénnen. Eine Férderung des Vorhabens ist
zu empfehlen." (FAF gGmbH vom 14.12.2020)
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3.2.5. Bezuschussung
3.2.5.1. Investive Zuschiisse

Im Rahmen der Griindung einer Inklusionsabteilung macht die Gehring Group GmbH flir
die Neuschaffung von elf Arbeitsplatzen fiir Personen der Zielgruppe Investitionskosten
von 265.000 € geltend. Darin enthalten sind die Kosten flr Zeichnungsscanner (79 T€),
Scanroboter flr Bicher (75 T€), Hochleistungsscanner (56 T€), Buchscanner (60 T€)
sowie die Einrichtung und Ausstattung von Bulroarbeitsplatzen (55 T€). Diese
Investitionen kdnnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit 212.000 € bezuschusst werden, dies
entspricht 80 % der Gesamtinvestition. Der verbleibende Betrag in Héhe von 53.000 €
wird aus Eigenmitteln finanziert. Die Absicherung des Zuschusses erfolgt liber eine
Bankbirgschaft. Fir den Investitionszuschuss wird fiir jeden der neu geschaffenen
Arbeitsplatze eine Bindungsfrist von 60 Monaten festgelegt.

3.2.5.2. laufende Zuschiisse

Die Berechnung der laufenden Zuschiisse flir Inklusionsbetriebe ist in der Anlage
ausfuhrlich beschrieben, die Férderung erfolgt entsprechend der unter Ziff. 1.2.
dargelegten Rahmenbedingungen. Die Personalkosten (PK) und die laufenden Zuschiisse
flr die neu einzustellenden Personen der Zielgruppe sind in der folgenden Tabelle
dargestellt.

Tabelle 6: PK (jéhrliche Steigerung um 2%) und Zuschisse

ab
01.2021 2022 2023 2024 2025

Personen 11 11 11 11 11
PK (AN-Brutto) 264.551 269.842 275.239 280.743 286.358
Zuschuss

27.720 27.720 27.720 27.720 27.720
8§ 217 SGB IX
Zuschuss

§ 27 SchwbAV 79.365 80.953 82.572 84.223 85.907

Zuschiisse Gesamt 107.085 108.673 110.292 111.943 113.627

3.2.6. Beschluss

Der Sozialausschuss beschlieBt gemaB §§ 215 ff. SGB IX die Anerkennung und Férderung
einer Inklusionsabteilung in der Gehring Group GmbH mit elf Arbeitsplatzen flr Personen
der Zielgruppe des § 215 SGB IX. Der Beschluss umfasst einen einmaligen Zuschuss in
Ho6he von 212.000 € zu den Investitionskosten und laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB
IX und 27 SchwbAV in H6he von bis zu 107.085 € fir das Jahr 2021 und in den
Folgejahren wie zuvor dargestellt.

Die Férderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen méglich ist, unter
Einbezug des Landesprogramms ,Integration unternehmen!™, des LVR-Budgets flr Arbeit
- Aktion Inklusion sowie der Férderung von Inklusionsbetrieben durch das LVR-
Inklusionsamt gem. §§ 215 ff. SGB IX.
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4. Erweiterung bestehender Inklusionsbetriebe

4.1. Frank Schwarz Gastro Group GmbH
4.1.1. Zusammenfassung

Die Frank Schwarz Gastro Group GmbH mit Sitz in Duisburg ist als Unternehmen in den
Bereichen Premiumcatering fir (GroB-) Veranstaltungen und Messen, als Lieferkiiche in
der Gemeinschaftsverpflegung und als Kochschule tatig. Darliber hinaus werden
Eventlocations vermittelt und Events organisiert. Seit dem Jahr 2010 ist innerhalb der
Frank Schwarz Gastro Group GmbH eine Inklusionsabteilung mit 6 Arbeitsplatzen flr
Menschen mit einer Schwerbehinderung anerkannt. Aufgrund kurz- bis mittelfristiger
Auswirkungen durch die Corona-Pandemie auf die Geschaftsbereiche des Unternehmens,
die sich nach Einschatzung des Inhabers auch langfristig auswirken werden (z.B.
Veranderungen von Messen und GroBveranstaltungen), plant die Frank Schwarz Gastro
Group GmbH den Aufbau eines neuen Geschaftsbereiches ,Herstellung und Vertrieb von
verzehrfertigen Buffetkomponenten®™. Durch den Aufbau dieses neuen Geschaftsbereiches
soll der gesamte Geschaftsbetrieb wirtschaftlich abgesichert, die bestehenden
Arbeitsplatze erhalten und 4 weitere Arbeitsplatze fiir Menschen mit Schwerbehinderung
geschaffen werden. Zur Sicherung der bestehenden Arbeitsplatze bzw. flr die
Neuschaffung von 4 Arbeitsplatzen fiir Menschen mit einer Schwerbehinderung erhalt die
Frank Schwarz Gastro Group GmbH einen Zuschuss zu den Investitionskosten in Hohe
von 140.000 € sowie laufende Zuschiisse zu den Personalkosten gem. § 215 ff SGB IX.
Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung flir Arbeits- und
Firmenprojekte (FAF) gGmbH liegt vor (s. Ziff. 4.1.4.).

4.1.2. Die Frank Schwarz Gastro Group GmbH

Das erste Unternehmen der Frank Schwarz Gastro Group GmbH wurde im Jahr 1989 vom
gelernten Metzger- und Kochmeister Frank Schwarz gegriindet. Bei der Frank Schwarz
Gastro Group GmbH mit Sitz in Duisburg handelt es sich heute um eines der

modernsten Cateringunternehmen an Rhein und Ruhr. Das Unternehmen beschaftigt
heute 85 Mitarbeitende und ist nach den aktuellen Richtlinien der EU sowie den Bio-
Richtlinien zertifiziert. Die Produktqualitat und die Hygienestandards wurden bereits mit
~Sehr gut" bewertet. Das Leistungsprogramm der Frank Schwarz Gastro Group GmbH das
Catering bei privaten Feiern, das Event- und Messecatering, die Verpflegung von Schulen
und Kindergarten sowie das Schiffscatering. Es

werden Frontcooking sowie Veranstaltungen in einer Kochschule angeboten. Das
Leistungsprogramm wird abgerundet durch die Vermittlung von Locations sowie die
Vermietung von Zelten, Geschirr etc.

Seit dem Jahr 2010 ist innerhalb der Frank Schwarz Gastro Group GmbH eine
Inklusionsabteilung mit 6 Arbeitsplatzen flir Menschen mit einer Schwerbehinderung
anerkannt. Die Arbeitsplatze flir Menschen mit Schwerbehinderung bei der Frank Schwarz
Gastro Group GmbH sind in der Zentralkliche des Unternehmens mit Sitz auf dem
Duisburger GroBmarkt angesiedelt. Im Rahmen dieser Inklusionsabteilung werden auch -
soweit es moglich ist - junge Menschen mit Behinderung im Kochgewerbe ausgebildet.
Zu den Aufgaben der Beschaftigten gehdren alle anfallenden Tatigkeiten innerhalb der
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Kiiche. Die arbeitsbegleitende Betreuung der Beschaftigten mit einer Schwerbehinderung
werden von einem Kollegen mit entsprechender Zusatzqualifikation erbracht.

4.1.3. Die Erweiterung der Frank Schwarz Gastro Group GmbH

Das Unternehmen ist in nahezu allen Geschaftsbereichen seit Marz 2020 von den
Auswirkungen der Corona-Pandemie besonders betroffen. Bislang konnte dies aber Uber
Kurzarbeit, Riicklagen und staatliche Hilfen kompensiert werden. Dennoch geht der
Inhaber davon aus, dass die langfristigen Auswirkungen auf einige Geschaftsbereiche,
wie z.B. dem Messecatering erheblich sein werden und méglicherweise die Vor-Corona-
Umsdtze gar nicht mehr erreicht werden kénnen.

Aus diesem Grund plant das Unternehmen den Aufbau eines neuen Geschéaftsfeldes. In
diesem Geschaftsfeld sollen prasentations- und verzehrfertige Buffetkomponenten
hergestellt und vertrieben werden. Die Umsetzung soll ber ein patentiertes
Konfektionierungs- und Verpackungsverfahren erfolgen, welches die Frank Schwarz
Gastro Group GmbH als exklusiver Lizenznehmer fir Deutschland erwerben kann. In
diesem Verfahren kénnen Buffetkomponenten unterschiedlicher GréBe zubereitet,
angerichtet und durch ein 6kologisch zertifiziertes Verpackungsverfahren haltbar und
transportféhig konfektioniert werden, so dass der Endkunde nur noch die Abdeckfolie,
welche 6kologisch abbaubar ist, entfernen muss und die Buffetplatte nutzen kann.

Da das System unterschiedliche GréBen vorsieht, kénnen somit sowohl gewerbliche
Kunden, wie z.B. Eventveranstalter oder Hotels als Privatkunden erreicht werden.

Die 4 neu entstehenden Arbeitsplatze flr Personen mit einer Schwerbehinderung sollen
im neuen Bereich in der Herstellung und Konfektionierung von Buffetkomponenten
angesiedelt sein.

4.1.4. Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

Im Rahmen des Antrags der Frank Schwarz Gastro Group GmbH hat das LVR-
Inklusionsamt die FAF gGmbH mit der Begutachtung der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens
beauftragt. In ihrer Stellunghahme vom 05.10.2020 kommt die FAF gGmbH zu
folgendem Ergebnis:

»,Die Finanz- und Vermdgenslage der Frank Schwarz Gastro Group GmbH war in den
vergangenen Jahren geordnet und durch einen sehr guten Eigenkapitalanteil
gekennzeichnet. Hinsichtlich der Ertragslage des Unternehmens ist darauf hinzuweisen,
dass bis 2019 zunehmende Umsatzvolumina und tendenziell steigende
Jahresliberschisse erzielt wurden. Die Kostenstruktur kann zudem als zufriedenstellend
bezeichnet werden. Auf Basis aktueller Daten muss aber festgestellt werden, dass das
Unternehmen massiv von den wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise betroffen
ist. Der Umsatz im ersten Halbjahr des Jahres 2020 ging gegenliiber 2019 um 44%
zurick. Die Frank Schwarz Gastro Group GmbH plant angesichts der Krise, aber auch im
Hinblick auf eine kiinftige Stabilisierung des Marktes ein neuartiges Verpackungssystem
einzuflihren, welches maBgebliche Vorteile bezlglich der Qualitdt und der Kosten fiir den
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Kunden bietet und zugleich mit einer Rentabilitdtssteigerung sowie der Generierung
weiterer Wettbewerbsvorteile fiir das Unternehmen einhergeht. Es handelt sich um ein
Lizenzmodell, welches die Investition in spezielle Maschinen und den Bezug spezieller
Verbrauchsmaterialien nétig macht. Die Frank Schwarz Gastro Group GmbH erhalt als
einziges deutsches Unternehmen die exklusiven Buffetrechte fiir bestimmte

Platten und Gastrobleche.

Vor diesem Hintergrund soll die bestehende Inklusionsabteilung zunachst mit vier
weiteren sozialversicherungspflichtigen Stellen fiir Menschen mit Schwerbehinderung
gemal der Zielgruppe des § 215 SGB IX ausgestattet werden. Fir das Vorhaben sowie
die Schaffung von vier und die Sicherung von sechs Arbeitsplatzen flir Menschen mit
Schwerbehinderung sind Investitionen i.H.v. ca.405 TEuro notwendig, die mit Mitteln des
LVR-Inklusionsamtes i.H.v. 140 TEuro und Eigenmitteln i.H.v. 265 TEuro finanziert
werden sollen. Beschaftigungssicherungszuschiisse gemaB § 27 SchwbAV und die
Pauschale fliir den besonderen Aufwand gemaB § 217 SGB IX sind i.H.v. insgesamt 36
TEuro p.a. zu erwarten. Die Zusammenfihrung folgender Starken und Schwachen des
Unternehmens und der Chancen und Risiken des Marktes flihrt zur Gesamtbeurteilung
des Vorhabens:

e Die Frank Schwarz Gastro Group GmbH etablierte sich bisher sehr erfolgreich am Markt
und konnte die Rentabilitdt sowie die Marktanteile im relevanten Markt kontinuierlich
steigern. Aus heutiger Sicht deuten alle Indikatoren darauf hin, dass diese Entwicklung
auch im Anschluss an die coronabedingten Marktverwerfungen fortgesetzt werden kann.

e Die Wettbewerbsintensitat innerhalb der Branche nimmt weiter zu und die sehr hohen
Wachstumsraten der vergangenen Jahre werden kinftig wohl nicht mehr erreicht werden
kénnen. Im Kontext der aktuellen Krise muss erwartet werden, dass manche
Wettbewerber ihre Kapazitaten reduzieren oder aber den Markt verlassen.
GroBveranstaltungen, bei denen eine Kontaktverfolgung und die Einhaltung von
Hygieneregelungen nicht mdéglich ist, sollen aus heutiger Sicht mindestens bis

Ende Dezember 2020 nicht stattfinden. Die Nachfrage nach Cateringleistungen wird
jedoch im Laufe des kommenden Jahres an Stabilitdt gewinnen und bietet den etablierten
Unternehmen am Markt weiterhin Chancen.

e Trotz marktdominierender Unternehmen bleiben aber viele Marktsegmente von diesen
unbearbeitet und bieten Chancen flr lokale Anbieter, die u.a. Qualitats- oder
Logistikvorteile nutzen kénnen. Der Trend zu regionalen Produkten,
vegetarischen/veganen Speisen etc. bietet weitere Differenzierungsmadglichkeiten.

¢ Innerhalb dieses Wettbewerbsfeldes erfolgt die Positionierung der Frank Schwarz
Gastro Group GmbH insbesondere durch den Bezug von frischen Waren regionaler
Herkunft, die Nutzung saisonaler Zutaten und einen geringen Convenience-Grad.

e Neben diesen qualitatsdeterminierenden Faktoren tragt innerhalb des
Leistungsspektrums auch die geplante Aufnahme des neuen Verpackungssystems sowie
das Angebot vegetarischer und veganer Speisen zur Differenzierung gegeniiber den
Wettbewerbern bei.
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e Die Gewinn- und Verlustplanung weist im ersten Jahr ein Defizit auf, da aus heutiger
Sicht nicht mit einer schnellen Markterholung gerechnet werden kann. Auch bei nur
langsam zunehmenden Umsatzvolumina vom zweiten Jahr an, kbnnen aber positive
Ergebnisse erzielt werden, das Eigenkapital und die Liquiditat werden wieder gestarkt.
Der Cashflow erméglicht die Re-Investition in die beschafften Wirtschaftsglter nach
Ablauf der Abschreibungsphase. Der Break-Even-Umsatz liegt unter dem geplanten
Umsatz, der wiederum auBerst vorsichtig eingeschatzt wurde.

Unter Berlicksichtigung der genannten Chancen und Risiken ist davon auszugehen, dass
die sowohl die neuen als auch die bereits bestehenden Arbeitsplatze flr Mitarbeiter der
Zielgruppe nachhaltig gesichert werden kénnen. Eine Férderung des Vorhabens ist zu
empfehlen." (FAF gGmbH, 05.10.2020).

4.1.5. Bezuschussung
4.1.5.1. Investive Zuschiisse

Im Rahmen der Erweiterung der Inklusionsabteilung macht die Frank Schwarz Gastro
Group GmbH fir die Sicherung von 6 Arbeitsplatzen und die Neuschaffung von 4
Arbeitsplatzen fir Personen der Zielgruppe Investitionskosten von 405.000 € geltend.
Darin enthalten sind die Kosten fir die patentierte Verpackungsmaschine inklusive
Kleberoboter (350 T€) und Kosten fir UmbaumaBnahmen innerhalb der bestehenden
Firmenrdaumlichkeiten. Diese Investitionen kénnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit 140.000 €
bezuschusst werden, dies entspricht 34,6 % der Gesamtinvestition. Der verbleibende
Betrag wird aus Eigenmitteln bzw. einem KfW-Kredit finanziert. Die Absicherung des
Zuschusses erfolgt Gber eine Bankblirgschaft. Fir den Investitionszuschuss wird flir jeden
gesicherten und fir jeden neu geschaffenen Arbeitsplatz eine Bindungsfrist von 60
Monaten festgelegt.

4.1.5.2. laufende Zuschiisse

Die Berechnung der laufenden Zuschiisse flir Inklusionsbetriebe ist in der Anlage
ausflihrlich beschrieben, die Férderung erfolgt entsprechend der unter Ziff. 1.2.
dargelegten Rahmenbedingungen. Die Personalkosten (PK) und die laufenden Zuschlisse
flr die neu einzustellenden Personen der Zielgruppe sind in der folgenden Tabelle
dargestellt.

Tabelle 7: PK (jahrliche Steigerung um 2%) und Zuschilsse

ab

04.2021 2022 2023 2024 2025
Personen 4 4 4 4 4
PK (AN-Brutto) 65.520 | 89.107 | 90.889 | 92.707 94.561
Zuschuss
§ 217 SGB IX 7.560 10.080 10.080 10.080 10.080
Zuschuss
§ 27 SchwbAV 19.656 26.732 27.267 27.812 28.368
Zuschiisse Gesamt 27.216 36.812 37.347 37.892 38.448
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4.1.6. Beschluss

Der Sozialausschuss beschlieBt gemaB §§ 215 ff. SGB IX die Férderung einer Sicherung
und Erweiterung der Inklusionsabteilung in der Frank Schwarz Gastro Group GmbH mit 6
bestehenden und 4 neuen Arbeitsplatzen flir Personen der Zielgruppe des § 215 SGB IX.
Der Beschluss umfasst einen einmaligen Zuschuss in Hohe von 140.000 € zu den
Investitionskosten und laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV in
Hoéhe von bis zu 27.216 € fir das Jahr 2021 und in den Folgejahren wie zuvor dargestellt.

Die Forderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdglich ist, unter
Einbezug des Landesprogramms , Integration unternehmen!", des LVR-Budgets fir Arbeit
— Aktion Inklusion sowie der Férderung von Inklusionsbetrieben durch das LVR-
Inklusionsamt gem. §§ 215 ff. SGB IX.
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5. Nachrichtliche Information zu Erweiterungen von Inklusionsbetrieben
5.1 Autismus-Therapie-Zentrum Ménchengladbach e.K.

Das Autismus-Therapie-Zentrum Ménchengladbach e.K. (ATZ Ménchengladbach) erbringt
flir Menschen mit Autismus-Spektrum-Stérung sowie fir deren Angehérige, Betreuer und
Fachpersonal verschiedenste Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen u.a. in Form von
Autismustherapie, Schulbegleitung, Sozialkompetenztraining sowie ambulant Betreutes
Wohnen. Das inhabergeflihrte Unternehmen wurde im Jahr 2008 von Herrn Rainer
Wassong gegriindet und hat heute 47 sozialversicherungspflichtig Beschaftigte. Im
November 2016 erfolgte die Anerkennung einer Inklusionsabteilung im Bereich Biiro- und
Verwaltungsdienstleistungen. Die Abteilung umfasst derzeit neben der Bliroleitung drei
Mitarbeitende der Zielgruppe gemadB des § 215 SGB IX.

Aufgrund eines gesteigerten Verwaltungsaufkommen beantragt das ATZ
Moénchengladbach e.K. die Erweiterung der Inklusionsabteilung um einen weiteren
Arbeitsplatz fir einen Mitarbeitenden der Zielgruppe. Die Beschaftigung soll in Teilzeit
erfolgen, die Entlohnung liegt Gber dem gesetzlichen Mindestlohn. Die arbeitsbegleitende
und psychosoziale Betreuung wird weiterhin von einer erfahrenen Fachkraft innerhalb des
Unternehmens sichergestellt. Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der
Fachberatung flr Arbeits- und Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor:

»(...) Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Aussichten positiv erscheinen, dass es
dem ATZ Mdnchengladbach gelingt, die wirtschaftliche Krisensituation aufgrund der
Corona-Pandemie erfolgreich zu meistern und in den folgenden Jahren wieder an die
Ergebnisse der Vorjahre anknlpfen kann. Es ist davon auszugehen, dass die
Arbeitsplatze flr die Mitarbeitenden der Zielgruppe gemaB des §215 SGB IX gesichert
werden kénnen, so dass unseres Erachtens eine Foérderung des Vorhabens empfohlen
werden kann." (FAF gGmbH vom 24.08.2020)

Im Rahmen der Erweiterung macht das ATZ Ménchengladbach Investitionskosten von
25.000 € geltend. Darin enthalten sind Kosten fiir ein Fahrzeug (16 T €) sowie fur Bliro-
und IT-Ausstattung (9 T €). Die Investitionen kdnnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit 20.000
€ bezuschusst werden, dies entspricht 80 % der Gesamtinvestition. Der verbleibende
Betrag in Hohe von 5.000 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Aufgrund der fehlenden
Berechtigung zum Vorsteuerabzug kénnen bei der Abrechnung die Brutto-Werte
beriicksichtigt werden. Die Absicherung des Zuschusses erfolgt liber eine
Bankburgschaft. Es wird eine Bindungsfrist von 60 Monaten festgelegt.

Die Erweiterung der Inklusionsabteilung des ATZ Ménchengladbach e.K. um einen
Arbeitspatz flr Beschéaftigte der Zielgruppe gem. § 215 SGB IX wird entsprechend
Beantragung bewilligt. Der Beschluss umfasst einen einmaligen Zuschuss in H6he von
20.000 € zu den Investitionskosten sowie laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und
27 SchwbAV. Entsprechend des bereits gewahrten vorzeitigen MaBnahmebeginns kann
eine Férderung ab dem 21.08.2020 erfolgen.
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5.2 AWO Service & Integration gGmbH

Die AWO Service & Integration gGmbH, ein Tochterunternehmen des AWO Kreisverbands
Solingen e.V., wurde im Jahr 2015 gegriindet und als Inklusionsunternehmen mit
insgesamt 8 forderfahigen Arbeitsplatzen fliir schwerbehinderte Menschen der Zielgruppe
des § 215 SGB IX anerkannt. Die AWO Service & Integration gGmbH erbringt im
Unternehmensverbund, fur kleine und mittelstandische Unternehmen sowie fir
offentliche Auftraggeber einen ,Facility-Service" in den Geschéaftsfeldern
Gebdudereinigung, hauswirtschaftliche Dienstleistungen, Hausmeisterservice und
Entsorgungsdienstleitungen. Erganzend wird seit 2019 Beratung zum Datenschutz
geboten. Zur Geschéaftsfihrung sind Herr Kithn sowie Herr Costantino bestellt. Im
Unternehmen sind derzeit 20 Mitarbeiter sozialversicherungspflichtig beschaftigt.

Der AWO Service & Integration gGmbH ist es gelungen sich erfolgreich am Markt zu
etablieren und neben Auftragen von verbundenen Unternehmen Fremdauftrage in
groBeren Umfang zu akquirieren. Hervorgehend aus dem wachsenden
Auftragsaufkommen wird die Erweiterung des Inklusionsunternehmens um zwei
Arbeitsplatze flr Mitarbeitende der Zielgruppe beantragt. Die Arbeitspladtze sind im
Bereich Verwaltung und Hauswirtschaft verordnet und werden entsprechend den
personlichen und betrieblichen Erfordernissen als Vollzeit- und Teilzeitstellen angelegt.
Die Entlohnung orientiert sich am Haustarifvertrag der Arbeiterwohlfahrt. Die
arbeitsbegleitende Betreuung wird durch das Anleitungspersonal sowie durch in der
psychosozialen Begleitung erfahrene Sozialpddagogen im Unternehmensverbund
sichergestellt. Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir
Arbeits- und Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor:

»(...) Zusammenfassend ldsst sich feststellen, dass aufgrund des bestehenden
Auftragsvolumens, der guten Voraussetzungen fir die Akquise von Neuauftragen sowie
der vorhandenen finanziellen Ausstattung die Aussichten positiv sind, dass das
Inklusionsunternehmen in der wettbewerbsstarken Branche bestehen kann und dass die
Arbeitsplatze flir die Mitarbeitende der Zielgruppe nachhaltig gesichert werden kénnen.
Die Férderung des Vorhabens ist aus unserer Sicht zu beflirworten." (FAF gGmbH vom
29.12.2020)

Im Rahmen der Erweiterung macht die AWO Service & Integration gGmbH
Investitionskosten von 50.000 € geltend. Darin enthalten sind Kosten fiir zwei Fahrzeuge
(40 T €), Maschinen flir Hausmeisterservice und Gebaudereinigung (5 T €) sowie fur
BlUro- und IT-Ausstattung (5 T €). Die Investitionen kdnnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit
40.000 € bezuschusst werden, dies entspricht 80 % der Gesamtinvestition. Der
verbleibende Betrag in Hohe von 10.000 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Gber eine Bankbirgschaft. Es wird eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

Die Erweiterung der AWO Service & Integration gGmbH um zwei Arbeitsplatze fir
Beschaftigte der Zielgruppe gem. § 215 SGB IX wird entsprechend Beantragung bewilligt.
Der Beschluss umfasst einen einmaligen Zuschuss in Héhe von 40.000 € zu den
Investitionskosten sowie laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV.
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5.3 CariClean gGmbH

Die CariClean gGmbH, ein Tochterunternehmen des Caritasverbandes flir die Stadt Kéln
e.V., wurde im Jahr 2013 gegrindet und als Inklusionsunternehmen im Geschaftsbereich
Gebaudereinigung mit insgesamt 16 forderféahigen Arbeitsplatzen fir schwerbehinderte
Menschen der Zielgruppe des § 215 SGB IX anerkannt. Zum Leistungsprogramm des
Unternehmens gehért Gberwiegend die Unterhaltsreinigung, aber auch Auftrage in der
Grundreinigung und Glasreinigung werden durchgefiihrt. Im Jahr 2020 wurden zudem
aufgrund der Corona-Pandemie vermehrt Auftrage in der Desinfektion erteilt.
Geschaftsfihrer des Unternehmens ist Herr Reiner Bleil.

Im Unternehmen sind derzeit 46 Mitarbeiter sozialversicherungspflichtig beschaftigt.

Da die CariClean gGmbH mit dem derzeit bestehenden Auftragsvolumen ausgelastet ist
und drei weitere Reinigungsauftréage bei Bestandskunden ab dem 01.01.2021 avisiert
wurden, wird nun eine Erweiterung des Inklusionsunternehmens um vier Arbeitspldtze fir
Mitarbeitende der Zielgruppe angestrebt. Der Einsatz der Mitarbeiter mit
Schwerbehinderung erfolgt als Helfer in der Reinigung und umfasst vorwiegend einfache
Tatigkeiten. Die wdchentliche Arbeitszeit betragt bei einer Vollzeitstelle 39 Stunden. Die
Verglitung der Mitarbeiter orientiert sich am Tarifvertrag des Gebaudereinigerhandwerks.
Die fachliche Anleitung der Beschaftigten erfolgt durch einen Betriebsleiter sowie zwei
Objektleitungen, die psychosoziale Betreuung wird aus dem Geschaftsfeld Teilhabe des
Caritasverbandes flr die Stadt Kéln e. V. erbracht. Seitens des Gesellschafters wird
nachgewiesen, dass das zur psychosozialen Betreuung eingesetzte Personal nicht bereits
aus Mitteln der Eingliederungshilfe refinanziert wird.

Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir Arbeits- und
Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor:

»(...) Zusammenfassend ist festzuhalten, dass aufgrund des bestehenden
Auftragsvolumens, der Synergieeffekten im Kontext des Betatigungsfeldes des
Gesellschafters und der vorhandenen Ausweitungspotentiale die Aussichten positiv sind,
dass die CariClean gGmbH in der wettbewerbsstarken Branche bestehen kann und dass
die Arbeitsplatze fir die Mitarbeitenden der Zielgruppe nachhaltig gesichert werden
kdénnen. Die Férderung der Erweiterung des Inklusionsunternehmens ist vor diesem
Hintergrund zu beflirworten." (FAF gGmbH vom 11.12.2020)

Im Rahmen der Erweiterung macht die CariClean gGmbH Investitionskosten von 100.000
€ geltend. Darin enthalten sind Kosten fir Waschetrockner und Waschmaschinen (64 T
€), Reinigungsmaschinen-, -textilien und -wagen (23 T €), EDV- und Blroausstattung
(10 T €) sowie Arbeitskleidung (3 T €). Die Investitionen kdnnen gem. §§ 215 ff. SGB IX
mit 80.000 € bezuschusst werden, dies entspricht 80 % der Gesamtinvestition. Der
verbleibende Betrag in H6he von 20.000 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Uber eine Bankbirgschaft. Es wird eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

Die Erweiterung der CariClean gGmbH um vier Arbeitsplatze fir Beschaftigte der
Zielgruppe gem. § 215 SGB IX wird entsprechend Beantragung bewilligt. Der Beschluss
umfasst einen einmaligen Zuschuss in H6he von 80.000 € zu den Investitionskosten
sowie laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV. Entsprechend des
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bereits gewahrten vorzeitigen MaBnahmenbeginns kdnnte eine Férderung ab dem
07.12.2020 erfolgen.

5.4 DOMUS gemeinniitzige GmbH

Die Domus gGmbH wurde im Jahr 2010 von der Lebenshilfe Kleve gGmbH - Leben und
Wohnen gegrindet und war zunachst in der Gebaudesanierung und -pflege tadtig. In den
Jahren 2015 und 2016 wurde das Geschéaftsfeld um die Bereiche Garten- und
Landschaftsbau sowie die Produktion von Holzmdbeln erweitert. Derzeit hat das
Unternehmen 14 sozialversicherungspflichtig Beschéaftigte, davon sieben Personen der
Zielgruppe.

Da die Domus gGmbH mit dem bestehenden Auftragsvolumen weitgehend ausgelastet
ist, wird nun eine Erweiterung des Inklusionsunternehmens um einen Arbeitsplatz flr
einen Mitarbeitenden der Zielgruppe des §215 SGB IX beantragt. Es ist zudem geplant,
das Leistungsprogramm, um Elektrogerateprifungen nach DGU V3 zu erweitern.
Auftragsanfragen von den Einrichtungen des Unternehmensverbundes liegen bereits vor.
Der Arbeitsplatz ist als Vollzeitstelle angelegt. Die Entlohnung liegt Uber dem gesetzlichen
Mindestlohn. Die psychosoziale arbeitsbegleitende Betreuung wird durch eine beim
Gesellschafter beschaftigte Sozialarbeiterin sichergestellt. Eine positive
betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fiir Arbeits- und Firmenprojekte
- FAF gGmbH liegt vor:

»(...) Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Aussichten positiv sind, dass
die Domus gGmbH weiterhin den wettbewerbsbestimmenden Kraften Stand halten kann.
Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Arbeitsplatze fiir Mitarbeiter der
Zielgruppe nachhaltig gesichert werden kénnen, so dass eine Férderung des Vorhabens
empfohlen werden kann.“ (FAF gGmbH vom 29.09.2020)

Im Rahmen der Erweiterung macht die Domus gGmbH Investitionskosten von 19.500 €
geltend. Darin enthalten sind Kosten fiir einen Minibagger (12 T €), Elektroprifgerdte (4
T €) sowie Werkzeugausstattung (3,5 T €). Die Investitionen kénnen gem. §§ 215 ff.
SGB IX mit 15.600 € bezuschusst werden, dies entspricht 80 % der Gesamtinvestition.
Der verbleibende Betrag in Hohe von 3.900 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Gber eine Bankbiirgschaft. Es wird eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

Die Erweiterung der Domus gGmbH um einen Arbeitsplatz fir eine Person der Zielgruppe
gem. § 215 SGB IX kénnte entsprechend Beantragung bewilligt werden. Der Beschluss
wirde einen einmaligen Zuschuss in Hohe von 15.600 € zu den Investitionskosten sowie
laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV umfassen. Entsprechend des
bereits gewahrten vorzeitigen MaBnahmebeginns kénnte eine Férderung ab dem
22.10.2020 erfolgen.
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5.5 Eu Log Service gGmbH

Die Eu Log Service gGmbH hat ihre Geschéaftstatigkeit als Inklusionsunternehmen im
Bereich der Lager- und Logistikdienstleistungen im Oktober 2009 aufgenommen.
Alleiniger Gesellschafter des Unternehmens ist die Nordeifelwerkstatten gGmbH (NEW).
In 2014 hat das Unternehmen einen integrativen Lebensmitteleinzelhandel mit einer
Verkaufsflache von 600 m2 Gbernommen, den sie als CAP-Markt betreiben. Weitere
Leistungsangebote sind Hausmeisterservice und Liegenschaftsverwaltung. Derzeit
beschaftigt das Unternehmen, 50 Personen sozialversicherungspflichtig, davon 26
Menschen der Zielgruppe des § 132 SGB IX. Im Geschaftsbereich CAP-Markt sind derzeit
insgesamt 23 Mitarbeitende tatig und der CAP-Markt verfligt tiber 8
Zielgruppenarbeitsplatze.

Die Eu Log Service gGmbH beabsichtigt nun, den Geschaftsbereich CAP-Markt um zwei
Arbeitsplatze flr Mitarbeitende der Zielgruppe gemaB des § 215 SGB IX zu erweitern. Ein
Mitarbeiter, der von der WfbM in den Inklusionsbetrieb gewechselt ist, wird seit dem
01.05.2020 als Verkaufshilfe beschaftigt. Seit dem 01.08.2019 ist dartber hinaus ein
Ausbildungsplatz zum Einzelhandelskaufmann mit einem Mitarbeiter mit
Schwerbehinderung besetzt. Das LVR-Inklusionsamt hat sich bereit erklart, die bereits
besetzten Stellen ab Antragsstellung anzuerkennen.

Das Gehalt orientiert sich am Tarifvertrag der Speditions-, Transport- und Logistik-
wirtschaft, da das Inklusionsunternehmen seit Griindung Lager- und Logistikleistungen
erbracht hat und Gberwiegend in der Branche tatig ist. Der Stundenlohn der Verkaufs-
hilfe liegt Giber dem gesetzlich fixierten Mindestlohn, und die Ausbildungsvergltung
entspricht dem Einzelhandelstarif.

Die psychosoziale arbeitsbegleitende Betreuung wird von einer erfahrenen Fachkraft
innerhalb des Unternehmens sichergestellt. Eine positive betriebswirtschaftliche
Stellungnahme der Fachberatung fiir Arbeits- und Firmenprojekte - FAF gGmbH liegt vor:

»(...) Zusammenfassend lasst sich sagen, dass aufgrund der bisherigen Geschafts-
entwicklung und der sehr zufriedenstellenden Finanz- und Vermdgenslage davon
ausgegangen werden kann, dass das Inklusionsunternehmen mit dem Geschéaftsbereich
CAP-Markt in der wettbewerbsstarken Branche weiterhin bestehen kann. Die Férderung
der Erweiterung ist vor diesem Hintergrund zu empfehlen™ (FAF gGmbH vom 18.12.2020)

Im Rahmen der Erweiterung macht die Eu Log Service gGmbH Investitionskosten von
50.000 € geltend. Darin enthalten sind Umbaukosten (Klimaanlage und Einbau (20 T €),
VergréBerung Backerei (15 T €), Schaffung Beratungsraum (7,5 T €) sowie Erneuerung
Kommissionierungsraum (7,5 T €)). Die Investitionen kédnnen gem. §§ 215 ff. SGB IX mit
40.000 € bezuschusst werden, dies entspricht 80 % der Gesamtinvestition. Der
verbleibende Betrag in Hohe von 10.000 € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Uber eine Bankblirgschaft. Es wird eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

Die Erweiterung der Eu Log Service gGmbH um zwei bestehende Arbeitsplatze flr
Personen der Zielgruppe gem. § 215 SGB IX kénnten entsprechend Beantragung bewilligt
werden. Der Beschluss wiirde einen einmaligen Zuschuss in Hohe von 40.000 € zu den
Investitionskosten sowie laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV
umfassen. Entsprechend der Entscheidung vom LVR-Inklusionsamt, die 2 bestehenden
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Arbeitsplatze ab Antragsstellung anzuerkennen, kdnnte eine Férderung ab dem
15.07.2020 erfolgen.

In Vertretung

Prof. Dr. Faber
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Anlage zur Vorlage Nr. 15/32:

Begutachtung und Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

1. Das Beratungs- und Antragsverfahren

Das Beratungs- und Antragsverfahren zur Férderung von Inklusionsbetrieben gem.

§§ 215 ff. SGB IX erfolgt auf der Grundlage der Empfehlungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen (BIH) zur Férderung von Inklusi-
onsbetrieben und der daraus abgeleiteten Férderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes.

Das Beratungs- und Antragsverfahren folgt den Gegebenheiten und Fragestellungen der
einzelnen Antragsteller, es gibt keine festgelegten Fristenregelungen oder Zugangsbe-
schrankungen. Im Regelfall durchlauft jedes Projekt folgende Abfolge:

— Erstberatungsgesprach

— Einreichen einer ersten Unternehmensskizze

— Inhaltliche und betriebswirtschaftliche Beratung zur Ausarbeitung eines
detaillierten Unternehmenskonzeptes

— Beratung hinsichtlich der Gesamtfinanzierung

— Vermittlung von Kontakten zu IFD, Agentur flir Arbeit u.a.

— Einreichen eines detaillierten Unternehmenskonzeptes einschlieBlich be-
triebswirtschaftlicher Ausarbeitungen

— Hilfestellung bei der Beantragung weiterer Férdermittel (Aktion Mensch,
Stiftung Wohlfahrtspflege u.a.)

— Betriebswirtschaftliche Stellungnahme durch die Fachberatung fir Ar-
beits- und Firmenprojekte gGmbH (FAF gGmbH)

— Beschlussvorschlag des LVR-Inklusionsamtes

Inklusionsbetriebe sind Wirtschaftsunternehmen, die ihre Entscheidungen aufgrund wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und der jeweiligen Marktsituation treffen. Daher kénnen
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes Faktoren wie Standort und GréBe des Unterneh-
mens, Betriebsbeginn, Anteil bestimmter Zielgruppen an der Gesamtbelegschaft etc.
nicht vorgegeben oder maBgeblich beeinflusst werden.

Im Beratungs- und Antragsverfahren werden die inhaltlichen und betriebswirtschaftlichen
Rahmenbedingungen geprift und bewertet. Werden diese Bedingungen von den Antrag-
stellenden erfillt, liegen alle weiteren unternehmerischen Entscheidungen, wie z.B. die
Personalauswahl, alleine in der Verantwortung der Unternehmen.

Alle Inklusionsbetriebe, fiir die dem zustdndigen Fachausschuss seitens des LVR-
Inklusionsamtes ein positiver Beschlussvorschlag vorgelegt wird, erfillen die in den Emp-
fehlungen der BIH und den Foérderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes vorgegebenen Be-
dingungen. Es ist jedoch anzumerken, dass insbesondere bei Unternehmensgriindungen
sowohl Chancen als auch Risiken bestehen. Diese werden im Rahmen des Antragsverfah-
rens sorgfaltig abgewogen, ein sicherer wirtschaftlicher Erfolg eines Inklusionsbetriebes
kann jedoch in keinem Fall garantiert werden.



2. Die Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

Inklusionsbetriebe beschdftigen auf 30 % bis 50 % ihrer Arbeitspldatze Menschen mit Be-
hinderung, die aufgrund von Art und Schwere der Behinderung, aufgrund von Langzeit-
arbeitslosigkeit oder weiteren vermittlungshemmenden Umstanden (z.B. Alter, mangeln-
de Qualifikation) und trotz Ausschoépfens aller Férdermdglichkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt besonders benachteiligt sind. Zum Ausgleich der sich daraus ergebenden
Nachteile kdnnen Inklusionsbetriebe aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir
erforderliche Investitionen, besonderen Aufwand sowie betriebswirtschaftliche Beratung
erhalten. Eine Férderung von Griindungsvorhaben ist méglich, wenn mindestens drei Ar-
beitsplatze fir Personen der Zielgruppe des § 215 SGB IX neu geschaffen werden. Die
Férderung von Erweiterungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe orientiert sich am
betrieblichen Bedarf und ist ab der Neuschaffung eines einzelnen Arbeitsplatzes mdglich.
Als Arbeitsplatz gelten in Inklusionsbetrieben gem. § 185 Abs. 2 Satz 3 SGB IX Stellen,
auf denen Personen mit einem Stundenumfang von mindestens 12 Stunden beschaftigt
werden.

Auf die gesetzlich definierte Quote von 30 % bis 50 % wird auch die Anzahl der psychisch
kranken beschaftigten Menschen angerechnet, die behindert oder von Behinderung be-
droht sind und deren Teilhabe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art und
Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstdnde auf besondere Schwierigkei-
ten stoBt. Die Finanzierung von Leistungen fir diesen Personenkreis der psychisch kran-
ken Menschen ohne eine anerkannte Schwerbehinderung erfolgt nicht durch das LVR-
Inklusionsamt, sondern durch den zustdandigen Rehabilitationstrager.

2.1. Regelforderung durch das LVR-Inklusionsamt
2.1.1. Zuschiisse zu Investitionskosten

Investitionshilfen flir Inklusionsbetriebe sind mdéglich fur Aufbau, Erweiterung, Moderni-
sierung und Ausstattung. Gefdrdert werden kdnnen bspw. Anschaffungen von Maschinen,
Geratschaften oder Bliroausstattung sowie Bau- und Sachinvestitionen, die dem Aufbau
bzw. der Erweiterung des Inklusionsbetriebes dienen. Nicht férderfahig sind bspw.
Grunderwerbskosten, Miet- und Projektvorlaufkosten sowie reine Ersatzbeschaffungen.

Als Zuwendungsart fur Investitionshilfen kommen Zuschiisse, Darlehen und Zinszuschis-
se zur Verbilligung von Fremdmitteln in Betracht. Art und Hohe der Férderung richtet sich
nach den Umstdnden des einzelnen Inklusionsbetriebes. Berlicksichtigt werden bei der
Bewertung des Einzelfalls insbesondere der Anteil von Menschen mit Behinderung an der
Gesamtbeschaftigtenzahl, die wirtschaftliche Situation des Projekttragers, die Gesamtin-
vestitionssumme, der Finanzierungsplan sowie branchenbezogene Kriterien.

Grundsatzlich sind maximal 80 % der Gesamtinvestition férderfahig, 20 % der investiven
Kosten sind zwingend als Eigenanteil zu erbringen. Es gelten folgende Richtwerte:

— pro neu geschaffenem Arbeitsplatz flir einen Menschen der Zielgruppe des
§ 215 SGB IX kénnen 80 % der notwendigen Kosten, héchstens aber
20.000 €, als Zuschuss gezahlt werden.

— zur Sicherung eines bestehenden Arbeitsplatzes eines Menschen der Ziel-
gruppe des § 215 SGB IX kénnen im Einzelfall, z.B. bei StandortschlieBun-
gen, 80 % der notwendigen Kosten, hdochstens aber 15.000 € als Zuschuss



gezahlt werden, wenn der Arbeitsplatz damit an anderer Stelle im Unter-
nehmen erhalten werden kann.

Die genannten Betrdge sind Richtwerte, die H6he wird projektbezogen festgelegt.
Zuschisse und Darlehen missen gegenliber dem LVR-Inklusionsamt durch Stellung einer
Sicherheit fir den Zeitraum der Bindungsfrist abgesichert werden. Die Bindungsfrist fur
die Besetzung eines Arbeitsplatzes umfasst bei Bewilligung des maximalen Investitions-
zuschusses einen Zeitraum von finf Jahren. Als Sicherheit kommen bspw. eine Bank-
oder Gesellschafterblirgschaft sowie eine Grundschuldeintragung in Frage, die Kombina-
tion verschiedener Sicherheiten ist mdglich.

Leasing von Ausstattungsgegenstanden kann im Rahmen der festgelegten Zuschusshéhe
geférdert werden, in diesem Fall entfallt die Stellung von Sicherheiten.

2.1.2. Laufende Zuschiisse als Nachteilsausgleiche

Inklusionsbetriebe erhalten flir die Beschaftigung eines besonders hohen Anteils von
Menschen mit Behinderung an der Gesamtbelegschaft laufende Zuschiisse als Nachteils-
ausgleiche. Diese Leistungen werden in pauschalierter Form erbracht, fiir ein Kalender-
jahr festgelegt und in der Regel vierteljahrlich ausgezahlt. Die laufenden Forderungen
gelten auch fiir Auszubildende.

Arbeitsverhaltnisse, die gem. § 16 e SGB II (JobPerspektive) oder gem. dem ESF-
Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem
SGB II mit bis zu 75 % des Arbeitgeber-Bruttolohns geférdert werden, werden nicht zu-
satzlich aus Mitteln der Ausgleichsabgabe bezuschusst.

2.1.2.1 Abgeltung des besonderen Aufwands

Nach § 217 SGB IX kénnen Inklusionsbetriebe finanzielle Mittel fiir den so genannten
besonderen Aufwand erhalten. Hierbei handelt es sich um einen Uber die typischen Kos-
ten branchen- und gréBengleicher Unternehmen hinausgehenden Aufwand, der auf die
Beschaftigung besonders betroffener Menschen mit Behinderung sowie auf die Verfolgung
qualifizierender und rehabilitativer Ziele zurlickzuflihren ist und der die Wettbewerbsfa-
higkeit des Inklusionsbetriebes im Vergleich mit anderen Unternehmen beeintrachtigen
kann. Hierzu zéhlen insbesondere:

— eine Uberdurchschnittlich aufwendige arbeitsbegleitende Betreuung,
- eine zeitweise oder dauerhafte psychosoziale Betreuung am Arbeitsplatz,
— das Vorhalten behinderungsgerechter Betriebsstrukturen und —prozesse.

Die Abgeltung des besonderen Aufwandes erfolgt mittels einer Pauschale pro beschaftig-
ter Person der Zielgruppe in Hohe von 210,- € pro Monat.

2.1.2.2 Beschaftigungssicherungszuschuss gem. § 27 SchwbAV

Bei den beschaftigten Menschen der Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX wird unterstellt,
dass deren Arbeitsleistung dauerhaft unterhalb der Normalleistung eines Menschen ohne
Schwerbehinderung liegt. Zum Ausgleich erhalten Inklusionsbetriebe fir Personen der
Zielgruppe eine entsprechende Pauschale in Hohe von 30 % des Arbeitnehmerbruttoge-
haltes (AN-Brutto) nach vorherigem Abzug von Lohnkostenzuschtlissen Dritter (sog. be-
reinigtes AN-Brutto).



2.2. Weitere Fordermaoglichkeiten fiir Inklusionsbetriebe
2.2.1. Landesprogramm ,Integration unternehmen!™

Das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ wurde im Jahr 2011 als Regelférderin-
strument implementiert. Das Ministerium flr Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW beab-
sichtigt, dauerhaft Mittel in Hohe von jahrlich 2,5 Mio. € flr investive Zuschlisse zur Neu-
schaffung von 250 Arbeitsplatzen fiir Menschen mit einer Schwerbehinderung in Inklusi-
onsbetrieben in NRW zur Verfligung zu stellen. Die Aufteilung der Mittel erfolgt jeweils
halftig auf die beiden Landesteile.

2.2.2. Eingliederungszuschiisse nach den SGB II, III und IX

Inklusionsbetriebe kénnen, wie jeder andere Arbeitgeber auch, flir Personen, die sozial-
versicherungspflichtig eingestellt werden, Leistungen der Arbeitsforderung oder zur be-
ruflichen Teilhabe erhalten. Diese so genannten Eingliederungszuschiisse werden perso-
nenabhdngig, je nach Vorliegen der individuellen Anspruchsvoraussetzungen und nach
Lage des Einzelfalls, gewahrt. Deshalb sind sowohl Héhe als auch Bewilligungsdauer vor-
ab nicht kalkulierbar. Gesetzliche Grundlagen dieser Eingliederungszuschisse sind §§ 16
Abs. 1 SGB II, 217 bis 222, 235 a SGB III und 50 SGB IX.

Férderungen nach § 16 e SGB II (Job Perspektive) oder dem ESF-Bundesprogramm zur
Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem SGB II sind auch fur
Inklusionsbetriebe maglich, wenn die einzustellenden Personen die persénlichen Férder-
voraussetzungen erfillen. Zielgruppe sind langzeitarbeitslose Personen mit oder ohne
Schwerbehinderung und weiteren Vermittlungshemmnissen.

2.2.3. LVR-Budget fiir Arbeit — Aktion Inklusion

Ein wichtiges Ziel der Forderung von Inklusionsbetrieben ist auch die Integration von
Werkstattbeschdaftigten sowie die Vermittlung von Schulabganger*innen mit Behinderung
in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits- oder Ausbildungsverhaltnis als Alternative zu
einer Werkstattaufnahme.

An diese Zielgruppen richtet sich auch das LVR-Budget fur Arbeit — aktion inklusion als
ein gemeinsames Programm der LVR-Fachbereiche Inklusionsamt und Sozialhilfe. Es be-
inhaltet sowohl die gesetzliche Leistung gem. § 61 SGB IX der Eingliederungshilfe als
auch freiwillige Leistungen der Ausgleichsabgabe.

2.2.3.1 Teil I: Alilgemeine Budgetleistungen

Mit diesem Programmteil werden Personen, die aus dem Arbeitsbereich einer WfbM oder
eines anderen Leistungsanbieters auf einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt wechseln sowie deren Arbeitgeber unterstitzt. Gleiches gilt fir
Schulabganger*innen mit Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung, bei denen eine
wesentliche Behinderung sowie eine Schwerbehinderung vorliegen, als Alternative zu
einer unmittelbar bevorstehenden WfbM-Aufnahme.

Hoéhe und Dauer des Arbeitgeberzuschusses werden fir alle Arbeitgeber, auch fir Inklu-
sionsbetriebe, vom Trager der Eingliederungshilfe im Gesamtplanverfahren festgestellt
und beschieden. Flur Schilerinnen und Schiler erfolgt die Festlegung der Hohe und Dauer
des Zuschusses durch das LVR-Inklusionsamt. Zum Ausgleich des Aufwands fir Anleitung
und Begleitung erhalten Inklusionsbetriebe auch fiir die genannten Personengruppen eine
Pauschale zum besonderen Aufwand gem. § 217 Abs. 1 SGB IX (vgl. ziff. 2.1.2.1.).



2.2.3.2 Teil I1I: Besondere Budgetleistungen

Leistungen nach Teil II kénnen Arbeitgeber sowie besonders betroffene schwerbehinderte
oder ihnen gleichgestellte Personen zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
erhalten.

Als Férderinstrumente, die auch fir Inklusionsbetriebe zuganglich sind, stehen Einstel-
lungs- und Ausbildungspramien sowie am individuellen Unterstitzungsbedarf ausgerich-
tete Budgetleistungen zur Hinfihrung einer Person auf ein konkretes Arbeits- oder Aus-
bildungsverhéltnis zur Verfligung. Zudem kdénnen bei Vorliegen der in §§ 26 aund b
SchwbAV normierten Voraussetzungen Pramien und Zuschiisse zur betrieblichen Ausbil-
dung von schwerbehinderten oder ihnen gleichgestellten Personen beantragt werden.

2.3. Stiftungsmittel

Inklusionsbetriebe kdnnen Fordermittel freier Stiftungen oder Organisationen erhalten,
sofern die jeweiligen Férdervoraussetzungen, bspw. der steuerrechtlich anerkannte Sta-
tus der Gemeinnutzigkeit oder die Zugehdrigkeit zu einem Spitzenverband der Wohl-
fahrtspflege, erfiullt werden. Bei der Finanzierung von Inklusionsbetrieben im Rheinland
sind haufig weitere Fordermittelgeber beteiligt, dies sind insbesondere die Stiftung Wohl-
fahrtspflege NRW, Aktion Mensch e.V. sowie die Kéampgen-Stiftung.

3. Berechnung der Zuschiisse fiir die einzelnen Inklusionsbetriebe

Die Berechnung der investiven Zuschiisse flir neue Inklusionsbetriebe bzw. fiir Erweite-
rungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe wird in der Regel auf Basis der Antrags-
unterlagen vorgenommen, der Technische Beratungsdienst des LVR-Inklusionsamtes wird
bereits im Rahmen der Antragstellung beteiligt. Die Auszahlung der Investitionskostenzu-
schisse erfolgt nach Stellung einer Sicherheit sowie im Regelfall nach Vorlage von Origi-
nalrechnung und Zahlungsnachweis.

Die Berechnung der laufenden Leistungen flr Inklusionsbetriebe erfolgt im Sinne haus-
haltsplanerischer Vorsicht ohne Beriicksichtigung von Zuschiissen Dritter. Zum Zeitpunkt
der Entscheidung lber eine Férderung durch das LVR-Inklusionsamt kénnen die perso-
nenbezogenen Leistungen noch nicht beantragt werden, da die einzustellenden Personen
erst zu einem spateren Zeitpunkt benannt werden kénnen. Inklusionsbetriebe sind je-
doch verpflichtet, fir alle einzustellenden Personen entsprechende Leistungen bei vor-
rangigen Kostentragern zu beantragen. Diese Leistungen reduzieren die Zuschiisse des
LVR-Inklusionsamtes aus Mitteln der Ausgleichsabgabe entsprechend.

Die Berechnung der laufenden Zuschisse erfolgt anhand eines zu erwartenden, am je-
weiligen Branchentarif orientierten Arbeitnehmerbruttogehaltes mit einer jahrlichen Stei-
gerung von 2 %. Die Hohe der tatsdchlichen Zuschisse richtet sich jedoch nach den tat-
sachlichen Lohnkosten und den tatsachlichen Beschaftigungszeiten innerhalb eines Ka-
lenderjahres.

4. Vergabe offentlicher Auftrdage

Mit in Kraft treten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) am 01.01.2018 kdnnen gem.

§ 224 SGB IX Auftrage der offentlichen Hand, die von Inklusionsbetrieben ausgefiihrt
werden kénnen, diesen bevorzugt angeboten werden. Dies galt bis zu diesem Zeitpunkt
nur fir Werkstatten fir behinderte Menschen.



Die Direktorin des Landschaftsverbandes

LVR &

Rheinland
Qualitat fir Menschen
Vorlage Nr. 15/195
offentlich
Datum: 06.04.2021
Dienststelle: Fachbereich 53
Bearbeitung: Herr Stenz
Schulausschuss 26.04.2021 Kenntnis
Sozialausschuss 27.04.2021 Beschluss
Tagesordnungspunkt:

|F6rderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215 ff. SGB IX

Beschlussvorschlag:

ff. SGB IX wie in der Vorlage 15/195 dargestellt.

Der LVR-Sozialausschuss beschlieBt die Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §§ 215

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berUhrt eine oder mehrere Zielrichtungen des

LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK. Ja

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

|Diese Vorlage berticksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. ja

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (Ifd. Jahr):

Produktgruppe: 041

Ertrage: Aufwendungen:
Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan
Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der MaBnahme:

Jahrliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

ja

In Vertretung

Prof. Dr. Faber




Zusammenfassung:

Dem Sozialausschuss wird vorgeschlagen, gem. §§ 215 ff. SGB IX die Erweiterung des
Inklusionsbetriebes

e Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH

zu beschlieBen.

Der Beschluss umfasst einmalige Zuschiisse zu Investitionskosten in Hohe von 240.000 €
sowie laufende Zuschilisse zu Personalkosten von bis zu 82.339 € flr das Jahr 2021 und
die Folgejahre im dargestellten Umfang.

Mit dieser Forderung werden in 0.g. Inklusionsbetrieb insgesamt 12 Arbeitspldtze fir
Personen der Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX neu geschaffen.

Die Férderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdéglich ist, unter
Einbeziehung des Landesprogramms ,Integration unternehmen!®, des LVR-Budgets flir
Arbeit - Aktion Inklusion, den Eingliederungsleistungen nach dem SGB II und III sowie
der Férderung von Inklusionsbetrieben durch das LVR-Inklusionsamt gem. §§ 215 ff.
SGB IX.

Diese Vorlage berthrt insbesondere die Zielrichtung Z2 ,Die Personenzentrierung im LVR
weiterentwickeln™ des LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention.
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1. Zusammenfassung der Zuschiisse

1.1. Investive Zuschiisse

Das in der Vorlage dargestellte Vorhaben zur Erweiterung bestehender Inklusionsbetriebe
umfasst folgende Zuschiisse zu Investitionen:

Tabelle 1: Anzahl der geférderten Arbeitsplatze (AP) und Investitionskostenzuschisse

Unternehmen Region |Branche AP | Zuschuss

Diakonie Neue
Arbeit Integration Ménchen-

gGmbH gladbach Wascherei 12 240.000

Beschlussvorschlag gesamt 12 240.000

1.2. Laufende Zuschiisse

Das in der Vorlage dargestellte Vorhaben umfasst die in der folgenden Tabelle
aufgefiihrten laufenden Zuschisse. Fir die Berechnung wurden die durchschnittlichen
Arbeitnehmerbruttolohnkosten (je nach Branche und Tarif) und eine jahrliche Steigerung
der Lohne und Gehalter von 2 % zugrunde gelegt. Die Berechnung der Zuschiisse erfolgt
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes im Sinne haushaltsplanerischer Vorsicht in voller
Hohe und auf Basis von Vollzeitstellen. Soweit fir die Neueinstellung von Personen mit
einer Schwerbehinderung Eingliederungszuschisse nach dem SGB II oder III in Anspruch
genommen werden kdnnen, werden reduzierte oder keine weiteren Zuschisse des LVR-
Inklusionsamtes gezahlt.

Tabelle 2: Laufende Zuschiisse fir neue Arbeitsplatze gem. § 215 SGB IX

Summe 2021 2022 2023 2024 2025
Arbeitsplatze 12 12 12 12 12
Zuschii 217 SGB IX
At § 22.680 30.240 | 30.240 | 30.240 | 30.240
Zuschii 27 SchwbAV
inuzc usse § chw 59.659 81.136 | 82.759 | 84.414 | 86.103
Zuschiisse gesamt

82.339 111.376 | 112.999 | 114.654 | 116.343

in€




2. Einleitung

Die Nachfrage nach Beratung und Férderung neuer Arbeitsplatze in Inklusionsbetrieben
im Rheinland befindet sich seit Jahren auf einem hohen Niveau. Das LVR-Inklusionsamt
fordert die Schaffung von Arbeitsplatzen fir Menschen mit einer Schwerbehinderung der
Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX in Inklusionsbetrieben bereits seit Ende des Jahres
2001 aus Mitteln der Ausgleichsabgabe. Aktuell bestehen im Rheinland 147
Inklusionsunternehmen, Inklusionsabteilungen und Inklusionsbetriebe mit rd. 3.399
Arbeitsplatzen, davon 1.826 Arbeitspladtze flir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB
IX.

Seit dem Jahr 2008 beteiligt sich das Land Nordrhein-Westfalen im Rahmen des
Landesprogramms ,Integration unternehmen!™ zu 50 % an der investiven Férderung von
Inklusionsbetrieben. Aufgrund des groBen Erfolgs wurde das Landesprogramm im Jahr
2011 als Regelférderinstrument implementiert. Im Koalitionsvertrag fir die Jahre 2017
bis 2022 bekennt sich die Landesregierung zur Férderung von Inklusionsunternehmen
(S. 105). So wird erwartet, dass das Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales
NRW weiterhin dauerhaft Mittel zur investiven Férderung von jahrlich 250 zusatzlichen
Arbeitsplatzen zur Verfligung stellt. Der Haushaltsplanentwurf flr das Jahr 2021 sieht fiir
das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ Haushaltsmittel von rd. 2,6 Mio. € vor.

2.1. Das Bundesprogramm , Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb™

Im Jahr 2016 wurde das Férderprogramm ,Inklusionsinitiative II — AlleImBetrieb"™ vom
Bundestag beschlossen, bundesweit werden aus dem Ausgleichsfonds 150 Mio. € flr die
Férderung von Inklusionsbetrieben zur Verfiigung gestellt, auf das Rheinland entfallen
davon 18,2 Mio. €. Die am 22.04.2016 in Kraft getretene Richtlinie sieht als
Fordergegenstand die investive und laufende Férderung zusatzlicher Arbeitsplatze in
neuen und bestehenden Inklusionsbetrieben vor. Die Ausfliihrung des Programms erfolgt
durch die Integrationsamter, denen auch die inhaltliche und finanzielle Ausgestaltung der
Férderung obliegt. Das LVR-Inklusionsamt hat die bestehenden Forderkonditionen
unverandert beibehalten und konnte in den Jahren 2016 bis 2019 den Ausbau von
Inklusionsbetrieben um rd. 380 Arbeitspldtze flr Personen der Zielgruppe des § 215 SGB
IX vollstandig aus Mitteln des Bundesprogramms finanzieren. Die laufenden Zuschlisse
fur diese Personen werden flir die Dauer von funf Jahren aus Mitteln des
Bundesprogramms getragen und danach in die Regelfinanzierung aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe libergehen.

Mit Ablauf des Jahres 2019 sind die Mittel des Bundesprogrammes vollstédndig gebunden,
so dass keine weiteren Arbeitsplatze aus diesen Mitteln geférdert werden kénnen.

Hinsichtlich einer ausfuhrlichen Darstellung des Bundesprogramms , Inklusionsinitiative II
- AlleImBetrieb™ wird auf die Vorlage 14/1207 verwiesen.



2.2. Stand der Bewilligungen durch den Sozialausschuss

Tabelle 3: Stand der Bewilligungen im Jahr 2021

Antragsteller Region Branche An::hl Vorlage
Inklusionsabteilung
Alsbachtal gGmbH Oberhausen | Hausmeister- und 3
Servicedienstleistungen Soz
Gehring Group GmbH Oberhausen Inklusionsabteilung 11 15/32
Scancenter
Frank Schwarz Gastro Inklusionsabteilung
Group GmbH Duisb 6)+4
uisburg Speisenproduktion (6)
Diakonie Neue Arbeit Ménchen- Wascherei 12 Soz.
Integration gGmbH gladbach ascherel 15/195
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 30
2.3. Stand der Bewilligungen durch das LVR-Inklusionsamt
Tabelle 4: Stand der Erweiterungen durch das LVR-Inklusionsamt im Jahr 2021
Antragsteller Region Branche An::hl Zuschuss
';Z:::J;S_Theraple_ Monchen- |Inklusionsabteilung 1
: : 20.000
I h |V I I
Ménchengladbach e.K. gladbac erwaltungsdienstleistungen
) , haushaltsnahe und
AWO Service & Integration Solingen | handwerkliche 2 40.000
gGmbH : ]
Dienstleistungen
. 80.000
CariClean gGmbH Koln Reinigungsdienstleistungen 4
DOMUS gemeinnttzige
GmbH Kleve Garten- und Landschaftspflege 1 15.600
Eu Log Service gGmbH . Lager- und Logistikservice,
Euskirchen CAP-Markt 2 40.000
Bewilligungen im Jahr 2021 gesamt 10 195.600




3. Erweiterung von Inklusionsbetrieben

3.1 Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH
3.1.1 Zusammenfassung

Die Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH (NAI gGmbH) wurde im Jahr 2005 im
Verbund des Diakonischen Werks Ménchengladbach e.V. gegriindet. Alleiniger
Gesellschafter ist die Diakonie Neue Arbeit Monchengladbach gGmbH, Geschéaftsfiihrer
des Unternehmens sind Herr Krause und Herr Dr. Schneidgen. Die NAI gGmbH betreibt in
Ménchengladbach eine GroBwascherei sowie ein Seminar- und Tagungshaus. Das
Unternehmen hat mit der Etablierung am Markt, vorrangig im Geschaftsfeld der
Wascherei, sukzessive neue Arbeitspldtze flir Menschen mit und ohne Behinderung
geschaffen und beschaftigt derzeit 151 Personen, davon zahlen 67 zur Zielgruppe des §
215 SGB IX. Aufgrund der erfolgreichen Akquise neuer Auftrage fiir die Wascherei
beabsichtigt das Unternehmen, 20 neue Arbeitsplatze zu schaffen, darunter zwoélf
Arbeitsplatze flir Menschen der Zielgruppe. Im Rahmen des Erweiterungsvorhabens
beantragt die NAI gGmbH einen Investitionszuschuss von 240.000 € sowie jahrliche
Zuschisse zu den Personalkosten der Beschéftigten der Zielgruppe.

Eine positive betriebswirtschaftliche Stellungnahme der Fachberatung fir Arbeits- und
Firmenprojekte — FAF gGmbH liegt vor (s. Ziff. 3.1.4).

3.1.2. Die Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH

Die NAI gGmbH ist Betreiber des in Ménchengladbach-Hardt gelegenen Gaste- und
Tagungshauses ,Wilhelm-Kliewer-Haus"™ mit 138 Betten und verschiedenen
Tagungsraumen. Hauptgeschaftsfeld und Umsatztrager des Inklusionsunternehmens ist
jedoch die GroBwascherei, welche fiir Krankenhauser und Altenpflegeeinrichtungen
Dienstleistungen im Bereich der Reinigung von Krankenhaus- und Bewohnerwasche
erbringt. Durch die Gewinnung weiterer GroBkunden aus dem Gesundheits- und
Pflegebereich bieten sich erneut Wachstumsmadglichkeiten verbunden mit einer
notwendigen Ausweitung der personellen und maschinellen Verarbeitungskapazitaten.
Durch die Auftragsakquise kénnen bestehende Arbeitsplatze nachhaltig gesichert sowie
weitere zwoIf Arbeitsplatze flir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB IX neu
geschaffen werden.

3.1.3. Arbeitsplitze fiir Menschen mit Behinderung

Bei den in der Wascherei auszulibenden Tatigkeiten handelt es sich um einfache Arbeiten
in einem hochautomatisierten Produktionsbetrieb. Ein einheitliches Kennzeichnungs-
system unterstitzt dabei, insbesondere auch fiir Menschen mit Beeintrachtigungen, die
jeweiligen Arbeitsabldufe. Die Personen der Zielgruppe libernehmen u.a. das Sortieren
der Wasche am Absortierband, die Bestlickung von Mangeln, Faltmaschinen und
Finishern, die handische Faltung und Stapelung von Waschestiicken, die Beflllung und
Verteilung der Transportwagen sowie die fortlaufende Qualitatskontrolle im
Arbeitsprozess. Die Arbeitsplatze sind als Voll- und Teilzeitstellen angelegt. Die
Entlohnung der Beschéaftigten in der Wascherei erfolgt entsprechend der Tarifpolitischen
Arbeitsgemeinschaft Textilreinigung (TATEX) zuzlglich der kirchlichen Zusatzversorgung.
Die arbeitsbegleitende Betreuung wird seit vielen Jahren durch den entsprechend
vorgehaltenen und qualifizierten Sozialdienst des Unternehmens wahrgenommen.



3.1.4. Wirtschaftlichkeit des Vorhabens

Im Rahmen des Erweiterungsantrags hat das LVR-Integrationsamt die FAF gGmbH mit
der Begutachtung der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens beauftragt. In ihrer
Stellungnahme vom 15.03.2021 kommt diese zu folgendem Ergebnis:

»(...) Zur wirtschaftlichen Entwicklung der NAI gGmbH ist zu sagen, dass in den letzten
Jahren die Einnahmen stetig und maBgeblich - vornehmlich aufgrund der Gewinnung von
Neukunden im Waschereibetrieb - gesteigert werden konnten (2018: 15,3 %; 2019:
12,2 %), und auch die Ertragslage stellt sich positiv dar. Wahrend das Gaste- und
Tagungshaus im Zuge der Corona-Pandemie deutliche UmsatzeinbuBen aufgrund des
Lockdowns (-52,4 %) zu verzeichnen hatte, konnte der Waschereibetrieb trotz
ricklaufiger Zahlen in der Krankenhausbettenbelegung im Jahr 2020 sogar leicht zulegen
(+1,0 %). (...)

Zur Vermdgenssituation ist anzumerken, dass die Eigenkapitalbasis aufgrund der
erzielten Jahresiberschiisse maBgeblich gestarkt wurde. Gleichzeitig konnten die
Verbindlichkeiten deutlich gemindert werden. Auch die Liquiditatslage hat sich in 2019
deutlich verbessert. (...)

Insgesamt ist festzuhalten, dass sich die Entwicklung der NAI gGmbH aus
betriebswirtschaftlicher Sicht positiv darstellt. Das Inklusionsunternehmen bendétigt aber
zur weiteren Liquiditatsstarkung auch in den nachsten Jahren deutliche
Jahresliberschiisse. Gleichwohl ist anzumerken, dass die Zahlungsfahigkeit des
Unternehmens aufgrund der liquiditatsmaBigen Unterstitzung durch den
Unternehmensverbund gesichert ist. (...)

Der Markt fir Waschereien und Textilservice-Unternehmen bietet aufgrund des
demographischen Wandels vor allem im Marktsegment Gesundheit/ Pflege auch kiinftig
Wachstumsmadglichkeiten. Die Marktkonzentration auf Angebots- und Nachfrageseite
sowie der Verdrangungswettbewerb werden sich aber auch in den kommenden Jahren
fortsetzen. Die Branche ist von hohen Qualitédtsanforderungen und der Tendenz zum
Textil-Leasing, d.h. dem Komplettservice inklusive Ankauf der Textilien und Logistik,
gepragt.

Risiken entstehen durch den preisaggressiven Wettbewerb. Aufgrund des hohen
Kostendrucks im Gesundheitsbereich gestaltet es sich schwierig, Preiserhdhungen am
Markt durchzusetzen. Auch stellen die Steigerungen der Personal-, Textil- und
Energiekosten der letzten Jahre eine Herausforderung dar. Der NAI gGmbH ist es aber
gelungen, die Kostenstruktur durch Neuwertung der Lieferanten zu verbessern.

Es kann festgehalten werden, dass sich das Inklusionsunternehmen im
Unternehmensverbund in diesem wettbewerbsstarken Markt erfolgreich behaupten kann.
Die NAI gGmbH gehdért zwischenzeitlich zu den 2% der umsatzstarksten Unternehmen
der Branche und die Spezialisierung auf das attraktive Marktsegment Gesundheit und
Pflege mit Full-Service-Angebot ist geeignet, um die Position am Markt weiter
auszubauen.

Zu den Starken des Inklusionsunternehmens sind vor allem die Akquisitionserfolge bei
konfessionellen Einrichtungen im Sozial- und Gesundheitswesen zu zahlen. Auch
Auftragsverluste konnten bislang immer durch Ausweitung bei Bestandskunden und/oder
Neukundenakquise kompensiert werden. Die Kundenstruktur ist dadurch gekennzeichnet,
dass derzeit keine gravierenden Abhangigkeiten von einzelnen Kunden bestehen.



Zu den Schwachen des Unternehmens gehdért die sich zunehmend verbessernde, aber
noch nicht auskdmmliche Liquiditdtslage und dementsprechend die Abhdngigkeit von
finanziellen Unterstitzungen aus dem Unternehmensverbund.

Erfolgsfaktoren fir das Inklusionsunternehmen liegen neben der notwendigen Umsatz-
und Ertragssteigerung weiterhin der der Sicherstellung einer angemessenen Produktivitat
in der personalintensiven Branche und in einem straffen Kostenmanagement.

Hinsichtlich der Chancen und Risiken des Marktes sowie der Starken und Schwachen des
Unternehmens kann insgesamt festgestellt werden, dass die Aussichten positiv
erscheinen, dass die NAI gGmbH auch kiinftig erfolgreich am Markt bestehen kann.

Die Erweiterung des Inklusionsunternehmens mit den damit verbundenen
Personaleinstellungen und Investitionen in die Erweiterung der Anlagen bieten eine Basis
auch flur weitere Umsatz- und Rentabilitdtssteigerungen sowie Liquiditatsstarkungen, um
damit die vorhandenen und neuen Arbeitsplatze nachhaltig sichern zu kénnen. Eine
Férderung des Vorhabens der NAI gGmbH ist unseres Erachtens zu befiirworten.™ (FAF
gGmbH vom 15.03.2021)

3.1.5. Bezuschussung
3.1.5.1. Investive Zuschiisse

Im Rahmen des Erweiterungsvorhabens macht die NAI gGmbH fir die Neuschaffung von
zwolf Arbeitsplatzen fir Menschen der Zielgruppe Investitionskosten von 506 T € geltend.
Darin enthalten sind die Kosten flir eine Finisheranlage mit Endbearbeitungstunnel und
Sortier- und Bearbeitungssystem (506 T €). Diese Investitionen kénnen gem. §§ 215 ff.
SGB IX mit 240.000 € bezuschusst werden, dies entspricht 47 % der Gesamtinvestition.
Der verbleibende Betrag in Hohe von 266 T € wird aus Eigenmitteln finanziert. Die
Absicherung des Zuschusses erfolgt Gber eine Bankblirgschaft. Fir den
Investitionszuschuss wird flir jeden der neu geschaffenen Arbeitsplatze eine Bindungsfrist
von 60 Monaten festgelegt.

3.1.5.2. Laufende Zuschiisse

Die Berechnung der laufenden Zuschusse fur Inklusionsbetriebe ist in der Anlage
ausflihrlich beschrieben. Die Férderung erfolgt entsprechend der unter Ziff. 1.2. der
Vorlage dargelegten Rahmenbedingungen. Die Personalkosten (PK) und die laufenden
Zuschisse flr die Personen der Zielgruppe sind in der folgenden Tabelle dargestellt.

Tabelle 5: PK (jahrliche Steigerung um 2%) und Zuschisse

ab
04.2021 2022 2023 2024 2025

Personen 12 12 12 12 12
PK (AN-Brutto) 180.824 | 219.500 | 223.890 | 228.368 | 232.935
Zuschuss

§ 217 SGB IX 22.680 30.240 30.240 30.240 30.240
Zuschuss

§ 27 SchwbAV 59.659 81.136 82.759 84.414 86.103
Zuschiisse Gesamt | g) 339 111.376 | 112.999 | 114.654 | 116.343




3.1.6. Beschluss

Der Sozialausschuss beschlieBt gem. §§ 215 ff. SGB IX die Anerkennung und Férderung
des Erweiterungsvorhabens der Diakonie Neue Arbeit Integration gGmbH. Der Beschluss
umfasst einen Zuschuss zu den Investitionen flr die Schaffung von zwdIf neuen
Arbeitsplatzen fir Beschaftigte der Zielgruppe des § 215 SGB IX in H6he von 240.000 €
und laufende Zuschiisse gem. §§ 217 SGB IX und 27 SchwbAV von bis zu 82.339 € fir
das Jahr 2021 und die Folgejahre wie zuvor dargestellt.

Die Forderung erfolgt, soweit dies projekt- und personenbezogen mdglich ist, unter
Einbeziehung des Landesprogramms ,Integration unternehmen!", des Bundesprogramms
~Inklusionsinitiative II - AlleImBetrieb"™, des LVR-Budgets flir Arbeit - Aktion Inklusion,
den Eingliederungsleistungen nach dem SGB II und III sowie der Férderung von
Inklusionsbetrieben durch das LVR-Integrationsamt gem. §§ 215 ff. SGB IX.

In Vertretung

Prof. Dr. Faber



Anlage zur Vorlage Nr. 15/195:

Begutachtung und Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

1. Das Beratungs- und Antragsverfahren

Das Beratungs- und Antragsverfahren zur Férderung von Inklusionsbetrieben gem.

§§ 215 ff. SGB IX erfolgt auf der Grundlage der Empfehlungen der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen (BIH) zur Férderung von Inklusi-
onsbetrieben und der daraus abgeleiteten Férderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes.

Das Beratungs- und Antragsverfahren folgt den Gegebenheiten und Fragestellungen der
einzelnen Antragsteller, es gibt keine festgelegten Fristenregelungen oder Zugangsbe-
schrankungen. Im Regelfall durchlauft jedes Projekt folgende Abfolge:

— Erstberatungsgesprach

— Einreichen einer ersten Unternehmensskizze

— Inhaltliche und betriebswirtschaftliche Beratung zur Ausarbeitung eines
detaillierten Unternehmenskonzeptes

— Beratung hinsichtlich der Gesamtfinanzierung

— Vermittlung von Kontakten zu IFD, Agentur flir Arbeit u.a.

— Einreichen eines detaillierten Unternehmenskonzeptes einschlieBlich be-
triebswirtschaftlicher Ausarbeitungen

— Hilfestellung bei der Beantragung weiterer Férdermittel (Aktion Mensch,
Stiftung Wohlfahrtspflege u.a.)

— Betriebswirtschaftliche Stellungnahme durch die Fachberatung fir Ar-
beits- und Firmenprojekte gGmbH (FAF gGmbH)

— Beschlussvorschlag des LVR-Inklusionsamtes

Inklusionsbetriebe sind Wirtschaftsunternehmen, die ihre Entscheidungen aufgrund wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen und der jeweiligen Marktsituation treffen. Daher kénnen
von Seiten des LVR-Inklusionsamtes Faktoren wie Standort und GréBe des Unterneh-
mens, Betriebsbeginn, Anteil bestimmter Zielgruppen an der Gesamtbelegschaft etc.
nicht vorgegeben oder maBgeblich beeinflusst werden.

Im Beratungs- und Antragsverfahren werden die inhaltlichen und betriebswirtschaftlichen
Rahmenbedingungen geprift und bewertet. Werden diese Bedingungen von den Antrag-
stellenden erfillt, liegen alle weiteren unternehmerischen Entscheidungen, wie z.B. die
Personalauswahl, alleine in der Verantwortung der Unternehmen.

Alle Inklusionsbetriebe, fiir die dem zustdndigen Fachausschuss seitens des LVR-
Inklusionsamtes ein positiver Beschlussvorschlag vorgelegt wird, erfillen die in den Emp-
fehlungen der BIH und den Foérderrichtlinien des LVR-Inklusionsamtes vorgegebenen Be-
dingungen. Es ist jedoch anzumerken, dass insbesondere bei Unternehmensgriindungen
sowohl Chancen als auch Risiken bestehen. Diese werden im Rahmen des Antragsverfah-
rens sorgfaltig abgewogen, ein sicherer wirtschaftlicher Erfolg eines Inklusionsbetriebes
kann jedoch in keinem Fall garantiert werden.



2. Die Forderung von Inklusionsbetrieben gem. §8§ 215 ff. SGB IX

Inklusionsbetriebe beschdftigen auf 30 % bis 50 % ihrer Arbeitspldatze Menschen mit Be-
hinderung, die aufgrund von Art und Schwere der Behinderung, aufgrund von Langzeit-
arbeitslosigkeit oder weiteren vermittlungshemmenden Umstanden (z.B. Alter, mangeln-
de Qualifikation) und trotz Ausschoépfens aller Férdermdglichkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt besonders benachteiligt sind. Zum Ausgleich der sich daraus ergebenden
Nachteile kdnnen Inklusionsbetriebe aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Leistungen fiir
erforderliche Investitionen, besonderen Aufwand sowie betriebswirtschaftliche Beratung
erhalten. Eine Férderung von Griindungsvorhaben ist méglich, wenn mindestens drei Ar-
beitsplatze fir Personen der Zielgruppe des § 215 SGB IX neu geschaffen werden. Die
Férderung von Erweiterungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe orientiert sich am
betrieblichen Bedarf und ist ab der Neuschaffung eines einzelnen Arbeitsplatzes mdglich.
Als Arbeitsplatz gelten in Inklusionsbetrieben gem. § 185 Abs. 2 Satz 3 SGB IX Stellen,
auf denen Personen mit einem Stundenumfang von mindestens 12 Stunden beschaftigt
werden.

Auf die gesetzlich definierte Quote von 30 % bis 50 % wird auch die Anzahl der psychisch
kranken beschaftigten Menschen angerechnet, die behindert oder von Behinderung be-
droht sind und deren Teilhabe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufgrund von Art und
Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger Umstdnde auf besondere Schwierigkei-
ten stoBt. Die Finanzierung von Leistungen fir diesen Personenkreis der psychisch kran-
ken Menschen ohne eine anerkannte Schwerbehinderung erfolgt nicht durch das LVR-
Inklusionsamt, sondern durch den zustéandigen Rehabilitationstrager.

2.1. Regelforderung durch das LVR-Inklusionsamt
2.1.1. Zuschiisse zu Investitionskosten

Investitionshilfen flir Inklusionsbetriebe sind mdéglich fur Aufbau, Erweiterung, Moderni-
sierung und Ausstattung. Gefdrdert werden kdnnen bspw. Anschaffungen von Maschinen,
Geratschaften oder Bliroausstattung sowie Bau- und Sachinvestitionen, die dem Aufbau
bzw. der Erweiterung des Inklusionsbetriebes dienen. Nicht férderfahig sind bspw.
Grunderwerbskosten, Miet- und Projektvorlaufkosten sowie reine Ersatzbeschaffungen.

Als Zuwendungsart fur Investitionshilfen kommen Zuschiisse, Darlehen und Zinszuschis-
se zur Verbilligung von Fremdmitteln in Betracht. Art und Hohe der Férderung richtet sich
nach den Umstdnden des einzelnen Inklusionsbetriebes. Berlicksichtigt werden bei der
Bewertung des Einzelfalls insbesondere der Anteil von Menschen mit Behinderung an der
Gesamtbeschaftigtenzahl, die wirtschaftliche Situation des Projekttragers, die Gesamtin-
vestitionssumme, der Finanzierungsplan sowie branchenbezogene Kriterien.

Grundsatzlich sind maximal 80 % der Gesamtinvestition férderfahig, 20 % der investiven
Kosten sind zwingend als Eigenanteil zu erbringen. Es gelten folgende Richtwerte:

— pro neu geschaffenem Arbeitsplatz flir einen Menschen der Zielgruppe des
§ 215 SGB IX kénnen 80 % der notwendigen Kosten, héchstens aber
20.000 €, als Zuschuss gezahlt werden.

— zur Sicherung eines bestehenden Arbeitsplatzes eines Menschen der Ziel-
gruppe des § 215 SGB IX kénnen im Einzelfall, z.B. bei StandortschlieBun-
gen, 80 % der notwendigen Kosten, hdochstens aber 15.000 € als Zuschuss



gezahlt werden, wenn der Arbeitsplatz damit an anderer Stelle im Unter-
nehmen erhalten werden kann.

Die genannten Betrdge sind Richtwerte, die H6he wird projektbezogen festgelegt.
Zuschisse und Darlehen missen gegenliber dem LVR-Inklusionsamt durch Stellung einer
Sicherheit fir den Zeitraum der Bindungsfrist abgesichert werden. Die Bindungsfrist fur
die Besetzung eines Arbeitsplatzes umfasst bei Bewilligung des maximalen Investitions-
zuschusses einen Zeitraum von funf Jahren. Als Sicherheit kommen bspw. eine Bank-
oder Gesellschafterblirgschaft sowie eine Grundschuldeintragung in Frage, die Kombina-
tion verschiedener Sicherheiten ist mdglich.

Leasing von Ausstattungsgegenstanden kann im Rahmen der festgelegten Zuschusshéhe
geférdert werden, in diesem Fall entfallt die Stellung von Sicherheiten.

2.1.2. Laufende Zuschiisse als Nachteilsausgleiche

Inklusionsbetriebe erhalten flir die Beschaftigung eines besonders hohen Anteils von
Menschen mit Behinderung an der Gesamtbelegschaft laufende Zuschiisse als Nachteils-
ausgleiche. Diese Leistungen werden in pauschalierter Form erbracht, fiir ein Kalender-
jahr festgelegt und in der Regel vierteljahrlich ausgezahlt. Die laufenden Forderungen
gelten auch fiir Auszubildende.

Arbeitsverhaltnisse, die gem. § 16 e SGB II (JobPerspektive) oder gem. dem ESF-
Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem
SGB II mit bis zu 75 % des Arbeitgeber-Bruttolohns geférdert werden, werden nicht zu-
satzlich aus Mitteln der Ausgleichsabgabe bezuschusst.

2.1.2.1 Abgeltung des besonderen Aufwands

Nach § 217 SGB IX kénnen Inklusionsbetriebe finanzielle Mittel fiir den so genannten
besonderen Aufwand erhalten. Hierbei handelt es sich um einen Uber die typischen Kos-
ten branchen- und gréBengleicher Unternehmen hinausgehenden Aufwand, der auf die
Beschaftigung besonders betroffener Menschen mit Behinderung sowie auf die Verfolgung
qualifizierender und rehabilitativer Ziele zurlickzuflihren ist und der die Wettbewerbsfa-
higkeit des Inklusionsbetriebes im Vergleich mit anderen Unternehmen beeintrachtigen
kann. Hierzu zéhlen insbesondere:

— eine Uberdurchschnittlich aufwendige arbeitsbegleitende Betreuung,
- eine zeitweise oder dauerhafte psychosoziale Betreuung am Arbeitsplatz,
— das Vorhalten behinderungsgerechter Betriebsstrukturen und —prozesse.

Die Abgeltung des besonderen Aufwandes erfolgt mittels einer Pauschale pro beschaftig-
ter Person der Zielgruppe in Hohe von 210,- € pro Monat.

2.1.2.2 Beschaftigungssicherungszuschuss gem. § 27 SchwbAV

Bei den beschaftigten Menschen der Zielgruppe des § 215 Abs. 2 SGB IX wird unterstellt,
dass deren Arbeitsleistung dauerhaft unterhalb der Normalleistung eines Menschen ohne
Schwerbehinderung liegt. Zum Ausgleich erhalten Inklusionsbetriebe fir Personen der
Zielgruppe eine entsprechende Pauschale in Hohe von 30 % des Arbeitnehmerbruttoge-
haltes (AN-Brutto) nach vorherigem Abzug von Lohnkostenzuschtlissen Dritter (sog. be-
reinigtes AN-Brutto).



2.2. Weitere Fordermaoglichkeiten fiir Inklusionsbetriebe
2.2.1. Landesprogramm ,Integration unternehmen!™

Das Landesprogramm ,Integration unternehmen!™ wurde im Jahr 2011 als Regelférderin-
strument implementiert. Das Ministerium flr Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW beab-
sichtigt, dauerhaft Mittel in Hohe von jahrlich 2,5 Mio. € flr investive Zuschlisse zur Neu-
schaffung von 250 Arbeitsplatzen fiir Menschen mit einer Schwerbehinderung in Inklusi-
onsbetrieben in NRW zur Verfligung zu stellen. Die Aufteilung der Mittel erfolgt jeweils
halftig auf die beiden Landesteile.

2.2.2. Eingliederungszuschiisse nach den SGB II, III und IX

Inklusionsbetriebe kénnen, wie jeder andere Arbeitgeber auch, flir Personen, die sozial-
versicherungspflichtig eingestellt werden, Leistungen der Arbeitsforderung oder zur be-
ruflichen Teilhabe erhalten. Diese so genannten Eingliederungszuschiisse werden perso-
nenabhdngig, je nach Vorliegen der individuellen Anspruchsvoraussetzungen und nach
Lage des Einzelfalls, gewahrt. Deshalb sind sowohl Héhe als auch Bewilligungsdauer vor-
ab nicht kalkulierbar. Gesetzliche Grundlagen dieser Eingliederungszuschisse sind §§ 16
Abs. 1 SGB II, 217 bis 222, 235 a SGB III und 50 SGB IX.

Férderungen nach § 16 e SGB II (Job Perspektive) oder dem ESF-Bundesprogramm zur
Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem SGB II sind auch fur
Inklusionsbetriebe maglich, wenn die einzustellenden Personen die persénlichen Férder-
voraussetzungen erfillen. Zielgruppe sind langzeitarbeitslose Personen mit oder ohne
Schwerbehinderung und weiteren Vermittlungshemmnissen.

2.2.3. LVR-Budget fiir Arbeit — Aktion Inklusion

Ein wichtiges Ziel der Forderung von Inklusionsbetrieben ist auch die Integration von
Werkstattbeschdaftigten sowie die Vermittlung von Schulabganger*innen mit Behinderung
in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits- oder Ausbildungsverhaltnis als Alternative zu
einer Werkstattaufnahme.

An diese Zielgruppen richtet sich auch das LVR-Budget fur Arbeit — aktion inklusion als
ein gemeinsames Programm der LVR-Fachbereiche Inklusionsamt und Sozialhilfe. Es be-
inhaltet sowohl die gesetzliche Leistung gem. § 61 SGB IX der Eingliederungshilfe als
auch freiwillige Leistungen der Ausgleichsabgabe.

2.2.3.1 Teil I: Alilgemeine Budgetleistungen

Mit diesem Programmteil werden Personen, die aus dem Arbeitsbereich einer WfbM oder
eines anderen Leistungsanbieters auf einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt wechseln sowie deren Arbeitgeber unterstitzt. Gleiches gilt fir
Schulabganger*innen mit Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung, bei denen eine
wesentliche Behinderung sowie eine Schwerbehinderung vorliegen, als Alternative zu
einer unmittelbar bevorstehenden WfbM-Aufnahme.

Hoéhe und Dauer des Arbeitgeberzuschusses werden fir alle Arbeitgeber, auch fir Inklu-
sionsbetriebe, vom Trager der Eingliederungshilfe im Gesamtplanverfahren festgestellt
und beschieden. Flur Schilerinnen und Schiler erfolgt die Festlegung der Hohe und Dauer
des Zuschusses durch das LVR-Inklusionsamt. Zum Ausgleich des Aufwands fir Anleitung
und Begleitung erhalten Inklusionsbetriebe auch fiir die genannten Personengruppen eine
Pauschale zum besonderen Aufwand gem. § 217 Abs. 1 SGB IX (vgl. ziff. 2.1.2.1.).



2.2.3.2 Teil I1I: Besondere Budgetleistungen

Leistungen nach Teil II kénnen Arbeitgeber sowie besonders betroffene schwerbehinderte
oder ihnen gleichgestellte Personen zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
erhalten.

Als Férderinstrumente, die auch fir Inklusionsbetriebe zuganglich sind, stehen Einstel-
lungs- und Ausbildungspramien sowie am individuellen Unterstitzungsbedarf ausgerich-
tete Budgetleistungen zur Hinfihrung einer Person auf ein konkretes Arbeits- oder Aus-
bildungsverhéltnis zur Verfligung. Zudem kdénnen bei Vorliegen der in §§ 26 aund b
SchwbAV normierten Voraussetzungen Pramien und Zuschiisse zur betrieblichen Ausbil-
dung von schwerbehinderten oder ihnen gleichgestellten Personen beantragt werden.

2.3. Stiftungsmittel

Inklusionsbetriebe kdnnen Fordermittel freier Stiftungen oder Organisationen erhalten,
sofern die jeweiligen Férdervoraussetzungen, bspw. der steuerrechtlich anerkannte Sta-
tus der Gemeinnutzigkeit oder die Zugehdrigkeit zu einem Spitzenverband der Wohl-
fahrtspflege, erfiullt werden. Bei der Finanzierung von Inklusionsbetrieben im Rheinland
sind haufig weitere Fordermittelgeber beteiligt, dies sind insbesondere die Stiftung Wohl-
fahrtspflege NRW, Aktion Mensch e.V. sowie die Kéampgen-Stiftung.

3. Berechnung der Zuschiisse fiir die einzelnen Inklusionsbetriebe

Die Berechnung der investiven Zuschiisse flir neue Inklusionsbetriebe bzw. fiir Erweite-
rungsvorhaben bestehender Inklusionsbetriebe wird in der Regel auf Basis der Antrags-
unterlagen vorgenommen, der Technische Beratungsdienst des LVR-Inklusionsamtes wird
bereits im Rahmen der Antragstellung beteiligt. Die Auszahlung der Investitionskostenzu-
schisse erfolgt nach Stellung einer Sicherheit sowie im Regelfall nach Vorlage von Origi-
nalrechnung und Zahlungsnachweis.

Die Berechnung der laufenden Leistungen flr Inklusionsbetriebe erfolgt im Sinne haus-
haltsplanerischer Vorsicht ohne Beriicksichtigung von Zuschiissen Dritter. Zum Zeitpunkt
der Entscheidung lber eine Férderung durch das LVR-Inklusionsamt kénnen die perso-
nenbezogenen Leistungen noch nicht beantragt werden, da die einzustellenden Personen
erst zu einem spateren Zeitpunkt benannt werden kénnen. Inklusionsbetriebe sind je-
doch verpflichtet, fir alle einzustellenden Personen entsprechende Leistungen bei vor-
rangigen Kostentragern zu beantragen. Diese Leistungen reduzieren die Zuschiisse des
LVR-Inklusionsamtes aus Mitteln der Ausgleichsabgabe entsprechend.

Die Berechnung der laufenden Zuschisse erfolgt anhand eines zu erwartenden, am je-
weiligen Branchentarif orientierten Arbeitnehmerbruttogehaltes mit einer jahrlichen Stei-
gerung von 2 %. Die Hohe der tatsdchlichen Zuschisse richtet sich jedoch nach den tat-
sachlichen Lohnkosten und den tatsachlichen Beschaftigungszeiten innerhalb eines Ka-
lenderjahres.

4. Vergabe offentlicher Auftrdage

Mit in Kraft treten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) am 01.01.2018 kdnnen gem.

§ 224 SGB IX Auftrage der offentlichen Hand, die von Inklusionsbetrieben ausgefiihrt
werden kénnen, diesen bevorzugt angeboten werden. Dies galt bis zu diesem Zeitpunkt
nur fir Werkstatten fir behinderte Menschen.
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		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung
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